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tastrophen in globalen Wertschöpfungsketten bislang 
kaum eine Möglichkeit haben, die verantwortlichen Kon-
zerne in deren Heimatstaaten gerichtlich zur Verantwor-
tung zu ziehen? 

In unserem Bericht beleuchten wir sowohl die Pflicht 
des Staates, für die Einhaltung der Menschenrechte in 
der Energiewirtschaft zu sorgen. Ein notwendiger Schritt 
wäre etwa, dass der Staat bei der Außenwirtschaftsför-
derung oder bei Unternehmen im öffentlichen Eigentum 
dafür sorgt, dass die Menschenrechte geachtet werden. 
Ebenso untersuchen wir, inwieweit deutsche Unterneh-
men im Energiesektor bei ihren Auslandsgeschäften ihrer  
menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht nachkommen. Diese 
Erwartung an deutsche Unternehmen hat auch die Bun-
desregierung in ihrem jüngst verabschiedeten Nationalen 
Aktionsplan für Wirtschaft und Menschenrechte zum Aus-
druck gebracht. Als zivilgesellschaftliche und kirchliche 
Organisationen haben wir uns an den Beratungen zu die-
sem Aktionsplan beteiligt und begleiten nun auch dessen 
Umsetzung. Die vorliegende Bestandsaufnahme für den 
Energiesektor zeigt den Handlungsbedarf für die deutsche 
Politik, aber auch für die Unternehmen aus Deutschland 
deutlich auf. Zentral dabei ist, dass menschenrechtliche 
Sorgfaltspflichten für Unternehmen in der kommenden 
Legislaturperiode endlich auch gesetzlich festgeschrie-
ben werden. 

Aachen und Bonn, Juni 2017

Der Energiesektor hat seit langem den Ruf, eine Bran-
che zu sein, in der es immer wieder zu Menschenrechts-
verletzungen kommt. Das beginnt mit dem Kohleabbau 
in Kolumbien, wo es zu Zwangsumsiedlungen und Verfol-
gung von Gewerkschaftern kommt. Doch auch für große 
Staudämme müssen Menschen oft unfreiwillig von ihrem 
Land weichen, erhalten nur unzureichende Entschädigun-
gen und werden für Proteste kriminalisiert. Zudem ist der 
Energiesektor die wichtigste Ursache für die menschenge-
machte globale Klimakrise – ein großer Teil der CO2- und 
Methan-Emissionen ist diesem Sektor zuzurechnen. Der 
globale Klimawandel wiederum gefährdet in immer stär-
kerem Ausmaß die Menschenrechte, sei es, weil der stei-
gende Meeresspiegel zum Beispiel in Bangladesch große 
Küstenbereiche unbewohnbar macht oder weil in den 
peruanischen Anden die Gefahr besteht, dass ein Glet-
schersee ausbricht.

„Diese Wirtschaft tötet“, hat Papst Franziskus bereits 
in seinem apostolischen Schreiben „Evangelii gaudium“ 
gesagt. Viele haben dies als eine Provokation empfunden. 
Doch Franziskus meinte selbstverständlich nicht das Wirt-
schaften an sich, sondern eine bestimmte Art der Wirt-
schaft, welche auf die Umwelt und Menschenrechte kei-
ne Rücksicht nimmt und Produkte, Lebewesen und sogar 
Menschen zu Wegwerfartikeln degradiert. Für ermordete 
Gegner/-innen eines Staudamms in Honduras, für streiken-
de Bergarbeiter in Südafrika, wie auch für die durch den 
globalen Klimawandel stark steigende Zahl von Betroffe-
nen von Naturkatastrophen ist das bittere Realität. Viele 
Betroffene in unseren Partnerländern begeben sich mit 
ihren Protesten gegen große Energieprojekte in Lebensge-
fahr. Auch europäische und deutsche Unternehmen sind 
leider nicht selten an Auslandsgeschäften beteiligt, bei 
denen es zu gravierenden Menschenrechtsverletzungen 
und Umweltschäden kommt, die das Recht auf Wasser, 
Nahrung oder Wohnung gefährden.

Es besteht jedoch eine große Schieflage zwischen dem 
internationalen Schutz von Investorenrechten einerseits 
und dem von Menschenrechten andererseits. Wie kann es 
zum Beispiel angehen, dass Auslandsinvestoren Staaten 
vor internationalen Schiedsgerichten verklagen können, 
wenn diese in Kohlekraftwerken und bei der Erdölförde-
rung auf die Einhaltung von Umweltstandards bestehen? 
Und wie kann es sein, dass auf der anderen Seite Betrof-
fene von Menschenrechtsverletzungen und Umweltka-
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	Seit der Verabschiedung der UN-Leitprinzipien für Wirt-
schaft und Menschenrechte im Jahr 2011 haben mehrere 
europäische Länder wichtige erste Umsetzungsschritte 
unternommen. Hervorzuheben sind das Gesetz zur men-
schenrechtlichen Sorgfalt in Frankreich, das britische Ge-
setz gegen moderne Sklaverei und das niederländische 
Gesetz gegen Kinderarbeit in der Lieferkette. Der Druck 
auf Unternehmen, die Menschenrechte bei ihren Aktivitä-
ten und Geschäftsbeziehungen stärker zu berücksichtigen, 
ist damit deutlich gestiegen und wird weiter zunehmen. 

	In Deutschland hat die Bundesregierung Ende 2016 einen 
Nationalen Aktionsplan für Wirtschaft und Menschen-
rechte verabschiedet. Darin äußert die Bundesregierung 
die Erwartung, dass deutsche Unternehmen ihre men-
schenrechtlichen Sorgfaltspflichten auch bei Auslandsge-
schäften umsetzen. Es fehlt aber bisher eine gesetzliche 
Verpflichtung. Selbst für Unternehmen im öffentlichen Ei-
gentum, bei der Außenwirtschaftsförderung und der Sub-
ventionsvergabe bleiben Sorgfaltspflichten unverbindlich.

	Dies könnte sich nach 2020 ändern: Die Bundesregierung 
plant eine Überprüfung der menschenrechtlichen Sorg-
falt deutscher Unternehmen und will bei unzureichender 
Umsetzung ab 2020 auch gesetzliche Regelungen erwä-
gen. Drei Bundestagsfraktionen haben sich bereits explizit 
für ein Gesetz zur menschenrechtlichen Sorgfalt in der 
nächsten Legislaturperiode ausgesprochen. 

	Insgesamt lässt sich bei der Bundesregierung bislang eine 
Scheu feststellen, notwendige Fortschritte verbindlich 
festzuschreiben. Im Vergabemodernisierungsgesetz für 
öffentliche Aufträge und im CSR-Richtlinie-Umsetzungs-
gesetz zu Berichtspflichten von Unternehmen hat es die 
Bundesregierung versäumt, Menschenrechtsvorgaben 
verbindlich zu verankern. Auf internationaler Ebene äu-
ßert sie große Vorbehalte gegen ein verbindliches UN-
Menschenrechtsabkommen zu transnationalen Kon-
zernen und anderen Unternehmen 

	Fast ein Drittel der wirtschaftsbezogenen Menschen-
rechtsbeschwerden weltweit sind dem Rohstoff- und 
Energiesektor zuzuordnen. Insbesondere bei Großpro-
jekten kommt es häufig zu Umsiedlungen, der Zerstörung 
von Lebensgrundlagen und Unterdrückung von Protesten. 
Aus Menschenrechtsperspektive müssen Staaten der Be-
völkerung Zugang zu ausreichend Energie verschaffen, um 
Menschenrechte wie das Recht auf Nahrung oder Woh-
nen umzusetzen, bei Energieprojekten aber gleichzeitig 
die Menschenrechte achten und schützen. Dazu gehört – 
angesichts der enormen Risiken für die Menschenrechte 
– auch die Vermeidung von Treibhausgasemissionen, die 
zu 60 Prozent auf den Energiesektor zurückgehen.

Kernbotschaften 
Staatliche Pflicht zum Schutz vor Menschen-
rechtsverletzungen im deutschen Energiesektor

	Bei den zehn größten deutschen Energieversorgern im  
Eigentum von Kommunen und Ländern finden Men-
schenrechte bei Rohstoffimporten bislang zu wenig Be-
achtung – trotz der bekannten Menschenrechtsverlet-
zungen etwa beim Kohleabbau in Kolumbien, Südafrika 
und Russland. Anders als in Finnland und Schweden gibt 
es in Deutschland bislang keine gesetzlichen Menschen-
rechtsvorgaben für öffentliche Unternehmen.

	Der Energiesektor ist für die KfW-Bankengruppe ein 
Wachs tumstreiber, wobei erneuerbare Energien zwar 
eine stark wachsende Rolle spielen, dies aber nicht darauf  
beschränkt bleibt. Obwohl sie sich zur Achtung der Men-
schenrechte bekannt hat, wurden besonders bei Finanzie-
rungen im Kohlesektor und von Staudämmen wiederholt 
Menschenrechte missachtet. Vor allem bei der KfW IPEX-
Bank bleiben die mangelnde Transparenz und der noch 
nicht erfolgte Ausschluss von Kohleprojekten Kernprob-
leme. Nur die DEG verfügt über einen unabhängigen Be-
schwerdemechanismus, hat auf dessen kritische Befunde 
im ersten Fall, zu dem bisher eine Untersuchung vorliegt, 
aber nicht konsequent genug reagiert.

	Rund die Hälfte der Exportkreditbürgschaften des Bun-
des betrafen im Jahr 2016 Projekte im Energiesektor sowie 
der Erdöl- und Erdgasförderung. Auf erneuerbare Energien 
entfielen nur vier Prozent der gesamten Deckungssumme. 
Menschenrechtsprobleme traten in den vergangenen Jah-
ren auch bei der Außenwirtschaftsförderung besonders 
bei Kohlekraftwerken und großen Staudämmen auf. Die 
Bundesregierung hat angekündigt, die Menschenrechts-
prüfungen künftig zu verbessern. Dies wird aber nur gelin-
gen, wenn die Transparenz im Prüfverfahren erhöht wird 
und Unternehmen zumindest vorübergehend von staat-
licher Förderung ausgeschlossen werden, wenn sie ihre 
menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten missachten.

	Während die EU-Handelspolitik den Zugang europäischer 
Unternehmen zu Energierohstoffen im Ausland verbes-
sert, verpflichtet sie diese nicht zur menschenrechtlichen 
Sorgfalt bei Importen. Staatliche Eingriffe in die Preisge-
staltung für Strom und Treibstoffe will die EU in Partner-
ländern nur noch unter sehr restriktiven Bedingungen 
zulassen, womit sie den angemessenen Zugang ärmerer 
Bevölkerungsschichten zu einer ausreichenden Menge an 
Energie gefährdet – ohne dass entsprechende sozialpo-
litische Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen sind. Exzes-
sive Regeln zum Investorenschutz können den Schutz von 
Umwelt und Menschenrechten im Energiesektor erheblich 
verteuern und behindern.
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	An menschenrechtlicher Kohärenz mangelt es auch Markt-
mechanismen zur Reduktion von Emissionen. So fordert 
der Clean Development Mechanism (CDM) aus dem Kyo-
to-Protokoll bei registrierten Klimaschutzprojekten nicht 
explizit die Achtung von Menschenrechten und verlangt 
auch keine entsprechenden Kontrollen. Menschenrechts-
probleme bei einigen CDM-registrierten Staudämmen, 
geothermischen Kraftwerken und Kohlekraftwerken ver-
deutlichen den grundlegenden Reformbedarf insbesonde-
re auch für mögliche künftige Marktmechanismen sowohl 
im Rahmen der Umsetzung des Klimavertrags von Paris 
als auch weiterer geplanter Ausgleichsmechanismen z.  B. 
der Internationalen Luftfahrtorganisation ICAO.

Verantwortung von Unternehmen zur Achtung 
der Menschenrechte im Energiesektor

	Von den 30 befragten Unternehmen im Energiebereich ha-
ben lediglich sieben eine eigene Grundsatzerklärung ver-
abschiedet, in der sie sich zur Einhaltung der Menschen-
rechte verpflichten. Weitere zwölf Unternehmen haben 
einen Verhaltenskodex mit Menschenrechtsbezug, aber 
nur sechs davon können – nach den Maßstäben der UN-
Leitprinzipien – als qualitativ akzeptable menschenrecht-
liche Grundsatzerklärung gewertet werden.

	Fast zwei Drittel der befragten Unternehmen berichten, 
dass sie menschenrechtliche Risikoanalysen durchfüh-
ren. Doch nur acht Unternehmen geben an, dabei poten-
ziell Betroffene einzubeziehen. Eine qualitative Beurtei-
lung der Analysen ist jedoch sehr schwierig, da nur wenige 
Unternehmen über die angewandte Methodik und den 
Umfang berichten und bisher erst von zwei Unternehmen 
Risikoanalysen öffentlich sind. 

	In Verhaltenskodizes und Einkaufspolitiken beziehen sich 
fast alle Unternehmen auf Menschenrechte, vernachlässi-
gen dabei aber zentrale Problemfelder in globalen Liefer-
ketten. Nur zwölf Unternehmen fordern von Lieferanten 
die Zahlung nationaler gesetzlicher Mindestlöhne. Exis-
tenzsichernde Löhne fordert nur ein Unternehmen. We-
niger als ein Viertel der Unternehmen erwartet von ihren 
Lieferanten, die Rechte der Betroffenen in umliegenden 
Gemeinden zu achten.

	Nur ein Drittel der Unternehmen gibt an, Geschäftspart-
ner zur Einhaltung von Verhaltenskodizes vertraglich zu 
verpflichten. Zwar ziehen 20 Unternehmen bei Verstößen 
auch eine Vertragsbeendigung in Betracht, doch geben 
nur acht an, von dieser Möglichkeit aus Menschenrechts-
erwägungen bereits einmal Gebrauch gemacht zu haben. 
Nur wenige Unternehmen berichten über andere konkre-
te Maßnahmen, mit denen sie Menschenrechtsverstößen 
durch Geschäftspartner begegnen. 

	Während 13 der untersuchten Unternehmen in ihren Ge-
schäfts- oder Nachhaltigkeitsberichten nur die Bedeu-
tung der Menschenrechte erwähnen, widmen neun der 
Thematik einen eigenen Abschnitt. Dabei berichten sie 
über Verfahren zur menschenrechtlichen Sorgfalt, legen 
aber nicht die konkreten Auswirkungen ihrer Tätigkeit auf 
die Menschenrechte offen.

	25 Unternehmen geben an, dass sie Beschwerdemecha-
nismen eingerichtet haben. Doch nur sechs davon orien-
tieren sich an den UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und 
Menschenrechte. Nur wenige Unternehmen haben auch 
im Ausland Beschwerdemechanismen eingerichtet oder 
machen diese auch in den Sprachen der Gastländer ihrer 
Auslandsgeschäfte zugänglich.

	Mit Blick auf die von der Bundesregierung angekündigte 
Überprüfung der menschenrechtlichen Sorgfalt deut-
scher Unternehmen verdeutlichen die Befunde, dass die 
einzelnen Elemente der Sorgfaltspflicht konkretisiert wer-
den müssen. Zudem darf die geplante Untersuchung nicht 
nur auf Selbstauskünften der Unternehmen beruhen, son-
dern die Umsetzung der Unternehmensangaben muss 
stichprobenhaft überprüft werden. 

Zugang zu Gerichten und außergerichtlichen 
Beschwerdemechanismen

	Wenn ein Tochterunternehmen oder Geschäftspartner ei-
nes deutschen Konzerns im Ausland zu Menschenrechts-
verletzungen beiträgt, ist dieser Konzern vor deutschen 
Zivilgerichten in der Regel nicht zu belangen. Anders als 
Frankreich, Großbritannien und die Niederlande hat die 
deutsche Bundesregierung es bislang abgelehnt, men-
schenrechtliche Sorgfaltspflichten gesetzlich zu veran-
kern und für Betroffene im Ausland die prozessualen Hür-
den beim Zugang zu deutschen Gerichten abzubauen.

	Die deutsche Nationale Kontaktstelle für OECD-Be-
schwerden hat von den bisher fünf Beschwerden im Ener-
giesektor vier von vornherein abgelehnt. Beim fünften Fall 
willigte das Unternehmen im Vermittlungsverfahren ein, 
seine Sorgfaltsprüfungen zu verbessern, wobei sich dies 
aber auf künftiges Handeln bezog, nicht auf eine Verbes-
serung im konkreten Problemfall. Insgesamt ist es eine 
Schwäche dieser Verfahren, dass die Frage der Wieder-
gutmachung nicht in den Blick gerät. Die Ansiedlung der 
Kontaktstelle in der Abteilung für Außenwirtschaftspoli-
tik des Bundeswirtschaftsministeriums weckt trotz ihrer 
strukturellen Aufwertung im Rahmen des Nationalen Ak-
tionsplans Zweifel an der Unparteilichkeit des Beschwer-
deverfahrens.

    A uf den Seiten 132- 143 finden Sie eine  
Zusammenfassung des Berichtes.
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DEUTSCHE UNTERNEHMEN SIND 
WELTWEIT AN ENERGIEPROJEKTEN 
BETEILIGT, DIE MENSCHENRECHTLICHE 
PROBLEME AUFWERFEN.

Bedrohung von 
Aktivisten von verbaler 

Einschüchterung bis 
Mord

Erkrankungen, 
verursacht durch 

Umweltverschmutzung

Existenzgefährdung durch 
Zerstörung der natürlichen 
Lebensgrundlagen (Böden, 

Wasser etc.) 

Zwangsumsiedlung Umweltschäden: 
Zerstörung von Wäldern, 
Luft- und/ oder Wasser-

verschmutzung

DIE PLANUNGEN DER DARGESTELLTEN ENERGIEPROJEKTE BEZOGEN DIE LOKALE BEVÖLKERUNG NICHT ODER KAUM EIN. 
AUCH DESHALB KOMMT ES ZU VIELFÄLTIGEN, TEILS INTERDEPENDENTEN MENSCHENRECHTSVERLETZUNGEN DURCH:

TEHUANTEPEC (MEXIKO) 
Für Windparks stellt Siemens u. a. 
Umspannwerke und Stromleitungen 
bereit. (S. 87)

AGUA ZARCA (HONDURAS)
Voith Hydro, ein Joint Venture 
von Voith und Siemens, hat 
einen Liefervertrag für 
Turbinen, Generatoren und 
Steuerungsanlagen für ein 
Wasserkraftwerk abgeschlos-
sen. (S. 97)

HIDROSOGAMOSO 
(KOLUMBIEN)
Siemens liefert Transformatoren und 
eine Schaltanlage. Die deutsche 
Niederlassung des österreichischen 
Unternehmens Andritz liefert Turbinen 
und erhält dafür eine Exportkreditbürg-
schaft vom Bund. (S. 54)

BARRO BLANCO (PANAMA)
Die DEG finanziert mit 25 Mio US$ den 
Staudamm mit. (S. 129)

DRUMMOND (KOLUMBIEN)
EnBW bezieht Steinkohle von 
Drummond. (S. 31)

VACA MUERTA 
(ARGENTINIEN)

Wintershall ist Teil eines 
Firmenkonsortiums, das Erdgas 
fördert, neuerdings auch 
mittels Fracking. (S. 77)

HUARAZ (PERU)

RWE hat als Europas größter 
Emittent von Treibhausgasen 
erheblich zum Klimawandel 
beigetragen. Durch den 
Temperaturanstieg droht ein 
Gletschersee auszubrechen 
und die Stadt zu überfluten.
(S. 119)

WINDPARK ÇESME (TÜRKEI)
Nordex liefert Turbinen für 
Windkraftanlagen. (S. 123)

MEROWE (SUDAN)
Lahmeyer übernahm die Kontrolle der Inbetriebnah-
me des Staudamms, bei dessen Flutung 4.700 
Familien ohne vorherige Umsiedlung vertrieben 
wurden). (S. 115)

OLKARIA IV (KENIA)
Die KfW-Entwicklungsbank ist an der 
Finanzierung des Geothermiekraft-
werks beteiligt. (S. 69)

KUSILE & MEDUPI 
(SÜDAFRIKA)
Die KfW-IPEX Bank ist durch 
Exportkredite, der Bund durch 
Exportkreditbürgschaften und 
19 deutsche Unternehmen 
sind als Exporteure und 
Dienstleister am Bau der 
Kohlekraftwerke beteiligt. 
(S. 46)
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Grafik 1: Fallbeispiele von Energieprojekten mit deutscher Beteiligung 
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Bericht 2017 • Globale Energiewirtschaft und Menschenrechte – Deutsche Unternehmen und Politik auf dem Prüfstand 1. Einleitung

Seit der ersten Bestandsaufnahme von Germanwatch und 
MISEREOR zum Thema Wirtschaft und Menschenrechte 
in Deutschland im Jahr 2014 hat sich dieser Bereich dy-
namisch entwickelt. Ende 2016 hat die Bundesregierung 
einen Nationalen Aktionsplan Wirtschaft und Menschen-
rechte verabschiedet. Zumindest ein Teil der Unterneh-
men stellt sich inzwischen engagierter seinen menschen-
rechtlichen Herausforderungen. Die öffentliche Debatte 
in Politik und Medien greift dieses Thema zunehmend 
auf. Dennoch besteht bei Unternehmen und Politik im-
mer noch großer Handlungsbedarf.

Auch der vorliegende Bericht nutzt die UN-Leitprinzi  - 
pien für Wirtschaft und Menschenrechte aus dem Jahr 
2011, die in jedem Land umgesetzt werden sollen, als ein 
wichtiges Referenzdokument. Nach einer Analyse über-
geordneter Entwicklungen wird beispielhaft der Ener-
giesektor in den Blick genommen. Rund ein Drittel der 
unternehmensbezogenen Menschenrechtsvorwürfe be- 
treff en international den Energiesektor. Deutsche Un-
ternehmen sind über den Import von Energierohstoffen, 
aber auch über den Export von Kraftwerkstechnologien 
und Dienstleistungen mit der globalen Energiewirtschaft 
eng verflochten. Germanwatch und MISEREOR arbeiten 
schon seit vielen Jahren zum Energiesektor und konn-
ten ihre Erfahrungen mit diesem Sektor in den Bericht 
einbringen. 

Die Ergebnisse des Berichtes basieren zum einen auf ei-
ner Analyse einschlägiger politischer Initiativen, Geset-
ze und Regulierungen auf deutscher und EU-Ebene ein-
schließlich deren Umsetzung. Zum anderen wurden zur 
Analyse der menschenrechtlichen Sorgfalt deutscher Un-
ternehmen 30 Unternehmen aus drei Teilbereichen des 
Energiesektors befragt: Import von Energierohstoffen, 
Energieversorgung sowie Zulieferung von Technologien. 
Darüber hinaus haben die Autor/-innen auch vorliegende 
Veröffentlichungen und Berichte über Menschenrechts-
verletzungen unter Beteiligung deutscher Unternehmen 
ausgewertet. 

Der Bericht ist folgendermaßen gegliedert: Anschließend 
an diese Einleitung analysiert Kapitel 2 die politischen 
Entwicklungen in Deutschland im Bereich Wirtschaft und 
Menschenrechte und legt dabei einen Schwerpunkt auf 
den Nationalen Aktionsplan der Bundesregierung. Kapi-
tel 3 beleuchtet die menschenrechtlichen Herausforde-

1  Einleitung
rungen, Staatenpflichten und Unternehmensverantwor-
tung im Energiesektor, die den normativen Rahmen für 
die folgenden Kapitel bilden. 

Die Kapitel 4 bis 6 behandeln entsprechend der Struktur 
der UN-Leitprinzipien staatliche Schutzpflichten, unter-
nehmerische Verantwortung und den Zugang zu Abhilfe 
durch Rechtsmittel und Beschwerdemechanismen. Da-
bei geht Kapitel 4 der Frage nach, inwieweit der deutsche 
Staat mit Blick auf den Energiesektor bislang seiner Ver-
pflichtung zum Schutz der Menschenrechte durch Un-
ternehmen nachkommt (Säule I der UN-Leitprinzipien).  
Kapitel 5 wertet bisherige Anstrengungen von 30 deut-
schen Unternehmen aus dem Energiesektor zur Achtung 
der Menschenrechte aus (Säule II der UN-Leitprinzipien). 
Kapitel 6 untersucht schließlich die Möglichkeiten für 
Betroffene von wirtschaftsbezogenen Menschenrechts-
verstößen, mithilfe deutscher Gerichte und außerge-
richtlicher Beschwerdemechanismen zu ihrem Recht  
zu kommen (Säule III der UN-Leitprinzipien). Dabei wer-
den auch konkrete Fallbeispiele aus dem Energiesektor 
dokumentiert, welche jeweils die Problematik verdeut-
lichen.
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2. Aktuelle politische Rahmensetzungen zu Wirtschaft und Menschenrechten in Deutschland
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Die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschen-
rechte aus dem Jahr 2011 haben die Debatte zur men-
schenrechtlichen Verantwortung von Unternehmen und 
zu den erforderlichen staatlichen Rahmensetzungen in 
den letzten Jahren entscheidend beeinflusst. Das folgen-
de Kapitel untersucht wesentliche politische Maßnahmen 
der laufenden Legislaturperiode, die dazu dienten, die UN-
Leitprinzipien auf nationaler Ebene umzusetzen. Im Fo-
kus steht dabei der Nationale Aktionsplan Wirtschaft und 
Menschenrechte (NAP), den die Bundesregierung im De-
zember 2016 verabschiedet hat (Bundesregierung 2016).

2.1 Der Prozess zur Erarbeitung  
des Nationalen Aktionsplans 
Wirtschaft und Menschenrechte

Die aktuelle Bundesregierung hatte in ihrem Koaliti-
onsvertrag im Jahr 2013 festgelegt: „Wir werden die UN-
Leitprinzipien auf nationaler Ebene umsetzen.“ (CDU, CSU 
& SPD 2013: 180) Auch wenn sich die Koalitionspartner 
im Herbst 2013 nicht darauf einigen konnten, dafür einen 
Nationalen Aktionsplan zu entwickeln, setzte sich die SPD 
ein Jahr später mit diesem Vorhaben durch. Der Prozess-
vorschlag der Bundesregierung sah einen partizipativen 
Prozess „unter Beteiligung aller relevanten gesellschaft-
lichen Gruppen“ vor (Auswärtiges Amt 2015). Dazu berief 

2 Aktuelle politische Rahmensetzungen 
zu Wirtschaft und Menschenrechten in 
Deutschland 

die Bundesregierung einen Steuerungskreis ein, dem ne-
ben dem federführenden Auswärtigen Amt das Arbeits-, 
Entwicklungs-, Justiz-, Wirtschafts- und Umweltministe-
rium, die Wirtschaftsverbände BDA, BDI und DIHK sowie 
der DGB, das Forum Menschenrechte und der Verband Ent-
wicklungspolitik und Humanitäre Hilfe (VENRO) angehör-
ten. Das Auswärtige Amt zog zusätzlich das Forum Nach-
haltige Entwicklung der Deutschen Wirtschaft (Econsense) 
und das Deutsche Institut für Menschenrechte (DIMR) als 
Berater hinzu.

Als ersten Schritt erstellte das Deutsche Institut für 
Menschenrechte ein sogenanntes National Baseline As-
sessment, um den aktuellen Umsetzungsstand der UN-
Leitprinzipien in Deutschland darzustellen und Prüfaufträ-
ge für den Prozess zur Erarbeitung des NAP zu formulieren 
(Bettzieche et al. 2015). Die meisten Prozessbeteiligten be-
grüßten diese Baseline-Studie „als sehr gute Basis“ (DIMR 
2016: 4). Die Wirtschaftsverbände kritisierten jedoch das 
Ergebnis mit der Begründung, dass „von den 246 Prüf-
aufträgen viele weit über die UN-Leitprinzipien hinaus-
reichen und mit deren Umsetzung nichts zu tun haben“ 
würden (BDA 2015: 4). So behauptete die Bundesverei-
nigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA), beim 
Mindestlohn handele es sich „um arbeitsrechtliche Fragen 
rein nationaler Art, bei denen es nicht um grundlegende 
Menschenrechte geht“ (ebd.). Diese Kritik ist jedoch halt-
los, denn Artikel 7 des Paktes über wirtschaftliche, sozi-
ale und kulturelle Rechte enthält als Teil von gerechten 
Arbeitsbedingungen unter anderem „ein Arbeitsentgelt, 
das allen Arbeitnehmern […] einen angemessenen Le-
bensunterhalt für sie und ihre Familien in Übereinstim-
mung mit diesem Pakt […] sichert“. Dies erfordert auch 
einen existenz sichernden Mindestlohn. Das DIMR beließ 
in der überarbeiteten Fassung sämtliche Prüfaufträge im 
Baseline-Assessment, da sich diese aus der Konsultati-
on aller Stakeholder ergeben hatten (DIMR 2016: 4). Im 
Rückblick lässt sich die Debatte um das National Baseline 
Assessment als symptomatisch für den gesamten NAP-
Prozess bewerten. Bereits hier wurde deutlich, dass die 
Wirtschaftsverbände einen „intelligenten Mix“ von freiwil-
ligen und eben auch verbindlichen Ansätzen ablehnten, 
wie ihn die UN-Leitprinzipien verlangen. 

„Zur Wahrnehmung ihrer Schutzpflicht sollten 
Staaten (a) Rechtsvorschriften durchsetzen, deren 
Ziel oder Wirkung darin besteht, von Wirtschaftsun-
ternehmen die Achtung der Menschenrechte einzu-
fordern, und in regelmäßigen Abständen die Hinläng-
lichkeit dieser Rechtsvorschriften zu bewerten und 
etwaige Lücken zu schließen.“ (UN-Leitprinzip 3a) 
„Staaten sollten […] eine intelligente Mischung nati-
onaler und internationaler, bindender und freiwilliger 
Maßnahmen in Erwägung ziehen, um die Achtung der 
Menschenrechte durch Unternehmen zu fördern.“ 
(Kommentar zu UN-Leitprinzip 3)
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weil viele der angestrebten Veränderungen weit über die 
inhaltliche Zuständigkeit des BMF für den Bereich der 
Unternehmen im öffentlichen Eigentum hinausgingen. 
Die Streichliste des BMF umfasste nahezu alle Elemen-
te, gegen die auch die Wirtschaftsverbände Widerspruch 
erhoben haben. So vermutete das Fernsehmagazin Mo-
nitor, dass die Nähe der BDA zum BMF eine Rolle spielte. 
Diese spiegelt sich unter anderem darin wider, dass der 
frühere Staatssekretär des BMF, Steffen Kampeter, kurz 
zuvor als Hauptgeschäftsführer zur BDA gewechselt war 
(Monitor 2016). 

NRO und Gewerkschaften kritisierten entschieden die 
geplanten Veränderungen des ohnehin schon wenig am-
bitionierten NAP (Amnesty et al. 2016a, DGB 2016). Auch 
die SPD und einige CDU-Bundestagsabgeordnete stellten 
sich den Vorschlägen des BMF entgegen (Knaup 2016a, 
Fabritius et al. 2016). Der Streit zog sich über Monate hin 
und mündete schließlich in einem Spitzengespräch des 
damaligen Außenministers Frank-Walter Steinmeier und 
dem Kanzleramtschef Peter Altmaier, die mit Abgeordne-
ten von CDU und SPD einen Kompromiss über letzte strit-

Anschließend führten die Verfahrensbeteiligten aus 
Wirtschaft, Gewerkschaften und NRO gemeinsam mit den 
Bundesministerien zwölf umfassende Themenanhörungen 
zu Bereichen durch, die sich bei der Auftaktkonferenz als 
besonders kontrovers herausgestellt hatten (Auswärtiges 
Amt 2016). Dieser Konsultationsprozess fand sowohl in 
Deutschland als auch international viel Beachtung und 
wurde als „ausgesprochen innovativ“ (DIMR 2016: 4) be-
wertet. Den Schreibprozess des Nationalen Aktionsplans 
gestaltete die Bundesregierung dagegen deutlich weniger 
partizipativ. Einen Redaktionskreis aus Mitgliedern des 
Steuerungskreises, wie ihn das Auswärtige Amt im Pro-
zessvorschlag für den NAP zunächst vorsah (Auswärtiges 
Amt 2015: 4), hat es nicht einberufen. Stattdessen handel-
te die Bundesregierung die Inhalte des NAP über Monate 
hinter verschlossenen Türen aus.

An die Öffentlichkeit drang vor allem das Bestreben 
des Bundesfinanzministeriums (BMF), im Rahmen der 
Ressortabstimmung den Entwurf des Nationalen Akti-
onsplans massiv zu verwässern (Kolf et al. 2016, Lodde 
2016, Schwab 2016). Das wurde mit Nachdruck kritisiert, 

Das CorA-Netzwerk, das Forum Menschenrechte und der Dachverband VENRO fordern mit ihren Mitgliedsorganisationen 
wie Germanwatch und MISEREOR vor der BDI-Jahreskonferenz einen ambitionierten Nationalen Aktionsplan. 
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tige Punkte herbeiführten (Knaup 2016b). Am 21.12.2016 
verabschiedete das Bundeskabinett den NAP, ohne aller-
dings die bis zum Schluss angekündigte öffentliche Kon-
sultation durchzuführen. Irreführenderweise enthält der 
NAP die Aussage, dass eine solche Konsultationsphase 
stattgefunden habe. Der ausdrücklichen Aufforderung 
seitens der NRO, diese Falschdarstellung zu korrigieren, 
ist die Bundesregierung bis zum Redaktionsschluss dieser 
Publikation nicht nachgekommen.

2.2 Gesetz zur menschenrechtlichen 
Sorgfalt auf die lange Bank  
geschoben

Die größte Kontroverse während der Erarbeitung des 
NAP gab es um die Frage, ob die Unternehmen per Ge-
setz zur menschenrechtlichen Sorgfalt verpflichtet wer-
den sollten. NRO und Gewerkschaften setzten sich ge-
meinsam für eine derartige verpflichtende Regulierung 
ein (DGB et al. 2015). Amnesty, Brot für die Welt, German-
watch und Oxfam sowie die Friedrich-Ebert-Stiftung leg-
ten auch konkrete Entwürfe von Rechtswissenschaftlern 
vor, wie eine solche Sorgfaltspflicht im deutschen Recht 
verankert werden könnte (Amnesty et al. 2016b, Grabosch 
et al. 2015). Die Wirtschaftsverbände wandten sich jedoch 
gegen jegliche Form der Verbindlichkeit: „Aus Sicht der 
Wirtschaft kritisch sind unter anderem die diskutierte ge-
setzliche Verpflichtung zur Achtung der Menschenrechte, 
eine gesetzliche Pflicht zur Durchführung einer Sorgfalts-
prüfung, zivilrechtliche Haftung bei Menschenrechtsverlet-
zungen auch für ausländische Tochtergesellschaften und 
in der Zulieferkette, gesetzliche Berichtspflichten, Unter-
nehmensstrafrecht und extraterritoriale Zuständigkeit in 
Zivilklagen wegen Menschenrechtsverletzungen im Aus-
land.“ (DIHK 2015)

Der NAP vom Dezember 2016 enthält schließlich keine 
gesetzliche Regelung der menschenrechtlichen Sorgfalts-
pflicht der Unternehmen. Selbst eine Verpflichtung zu-
mindest der Unternehmen im mehrheitlichen Eigentum 
des Bundes, die noch im unveröffentlichten NAP-Entwurf 
vom Juni 2016 enthalten war, findet sich im verabschiede-
ten NAP nicht (vgl. Kapitel 4.1.1). Ebenso wenig plant die 
Bundesregierung, Unternehmen von öffentlichen Aufträ-
gen, Subventionen oder der Außenwirtschaftsförderung 
des Bundes auszuschließen, wenn sie ihre Sorgfaltspflich-
ten missachtet haben. In diesen Politikfeldern haben die 
Staaten gemäß den UN-Leitprinzipien eine besondere 

Schutzpflicht (UN-Leitprinzipien 4 - 6). Der ebenfalls un-
veröffentlichte NAP-Entwurf vom 17.03.2016 hatte noch 
vorgesehen, Unternehmen von der Außenwirtschaftsför-
derung auszuschließen, wenn sie ihrer menschenrechtli-
chen Sorgfaltspflicht nicht nachkommen.

Besonders unzureichend ist der NAP in Bezug auf die 
sogenannte dritte Säule der UN-Leitprinzipien. Für betrof-
fene Menschen aus dem globalen Süden bleibt es weiter-
hin nahezu unmöglich, deutsche Unternehmen für die 
Beteiligung an Menschenrechtsverletzungen zur Verant-
wortung zu ziehen. Dass die Bundesregierung als Maß-
nahme lediglich eine Informationsbroschüre vorsieht, um 
die Hürden zum Zugang zu Recht und zu Gerichten abzu-
bauen, bewertet das DIMR diplomatisch als „eine Unter-
schätzung des Ausmaßes des Problems“ (DIMR 2016: 9).

NRO kritisieren zudem, dass die Bundesregierung bei 
der Beschreibung der menschenrechtlichen Sorgfalts-
pflichten „in zentralen Punkten vom internationalen Kon-
sens abweicht“ (CorA et al. 2017: 3). „Die beschriebenen 
Anforderungen im deutschen NAP beschränken sich auf 
präventive Maßnahmen und unterschlagen die Verantwor-
tung der Unternehmen, Schäden zu beheben und Betrof-
fene zu entschädigen“ (ebd.). 

Besonderes Augenmerk verdient die Erwartung der 
Bundesregierung, dass alle Unternehmen einen Prozess 
zur menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht etablieren. So 
plant die Bundesregierung, ab 2018 regelmäßig zu über-
prüfen, ob die Unternehmen dieser Erwartung nachkom-
men. Interessant ist insbesondere die Zielvorgabe, dass 
bis 2020 mindestens 50 Prozent der Unternehmen mit 
mehr als 500 Mitarbeiter/-innen die Elemente der men-
schenrechtlichen Sorgfaltspflicht in ihre Unternehmens-
prozesse integriert haben sollen (Bundesregierung 2016: 
12). Bei gut 6.000 Unternehmen in Deutschland, die laut 
Auskunft des Statistischen Bundesamtes mehr als 500 
Beschäftigte haben, wären dies immerhin mehr als 3.000 
Unternehmen. Für den Fall, dass dieses Ziel verfehlt wird, 
sieht die Bundesregierung vor, „weitergehende Schritte 
bis hin zu gesetzlichen Maßnahmen [zu] prüfen“ (Bundes-
regierung 2016: 12). Das Forum Menschenrechte, VENRO 
und der DGB hatten ein Gesetz zur menschenrechtlichen 
Sorgfaltspflicht schon in der laufenden Legislaturperiode 
eingefordert. Zumindest aber hätte die Bundesregierung 
nach Auffassung der NRO bereits im NAP festschreiben 
müssen, „dass die Verfehlung der Zielmarke ohne weite-
re Zwischenschritte die Entwicklung gesetzlicher Vorga-
ben zur Folge hat“ (CorA et al. 2017: 7). Kritisch bewerten 
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sie zudem, dass Unternehmen nach dem sogenannten 
„Comply or Explain“-Mechanismus darlegen können,  
warum sie bestimmte Verfahren und Maßnahmen der 
menschenrechtlichen Sorgfalt nicht umsetzen. Diese Dar-
legung dürfe „nicht als Erfüllung der Vorgaben gewertet 
werden“ (CorA et al. 2017: 7).

2.3  Unzureichende Umsetzung  
europäischer Richtlinien 

Parallel zum Nationalen Aktionsplan für Wirtschaft und 
Menschenrechte stand Deutschland in der Pflicht, mehrere 
EU-Richtlinien umzusetzen, die Aspekte des NAP berühren. 
Auch wenn sowohl die EU-Richtlinien zur öffentlichen Ver-
gabe als auch die sogenannte „CSR-Richtlinie“ zur nicht-
finanziellen Berichterstattung von Unternehmen im NAP 
erwähnt werden, so verliefen deren Umsetzungsprozesse 
in nationales Recht weitgehend parallel zum NAP. Im Fol-

genden werden die Ergebnisse dieser Prozesse vor dem 
Hintergrund der UN-Leitprinzipien bewertet.

2.3.1 Öffentliche Beschaffung 

„Staaten sollten die Achtung der Menschenrechte 
durch Wirtschaftsunternehmen fördern, mit denen 
sie geschäftliche Transaktionen tätigen.“ 
(UN-Leitprinzip 6) 

Bis April 2016 musste Deutschland drei EU-Richtlinien 
zur öffentlichen Auftragsvergabe in nationales Recht um-
setzen. Diese Richtlinien brachten die wesentliche Neue-
rung, dass zukünftig soziale und ökologische Kriterien in 
der öffentlichen Auftragsvergabe nicht mehr als „verga-
befremd“ bezeichnet werden können (Glaser 2015: 77). 
Die Bundesregierung hat die EU-Richtlinie 2014/24/EU 

Auf der 3. Plenumskonferenz im Rahmen des NAP-Prozesses setzte das Mitglied der UN-Arbeitsgruppe für Wirtschaft und Menschen-
rechte, Michael Addo (3.v.r.) einen hohen Anspruch: „Das ist der NAP, auf den wir alle warten. Wir erwarten ein weltweites Parade-
beispiel.“
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und zwei weitere EU-Richtlinien mit dem Vergaberechts-
modernisierungsgesetz vom Dezember 2015 umgesetzt, 
das zum 18.04.2016 in Kraft trat. Die deutsche Umsetzung 
bleibt jedoch weit hinter den Möglichkeiten der genann-
ten EU-Richtlinie zurück (CorA 2016a: 7).

So erlaubt das deutsche Vergaberecht nun zwar expli-
zit, dass beim Einkauf für die öffentliche Hand Unterneh-
men ausgeschlossen werden können, wenn sie gegen das 
Umwelt-, Arbeits- und Sozialrecht verstoßen. Der deutsche 
Gesetzgeber hat jedoch derartige Verstöße nur als „fakul-
tativen“, also nicht zwingenden Ausschlussgrund benannt. 
Die EU-Beschaffungsrichtlinie hatte den Mitgliedsstaaten 
dagegen auch diese striktere Möglichkeit eingeräumt.  
Damit würde die Entscheidung nicht mehr, wie jetzt, im  
Ermessen der öffentlichen Auftraggeber/-innen liegen 
(DGB 2015: 4). Zudem erschwert die derzeitige Gesetzes-
lage, diese Ausschlussgründe auch wirklich zu nutzen. 
Denn bislang können Unternehmen nur als Bieter von der 
Vergabe ausgeschlossen werden, wenn sich die Verstöße 
gegen Umwelt-, Arbeits- und Sozialrecht während der Aus-
führung öffentlicher Aufträge ereignen (CorA et al. 2017: 9). 
Das ist in der Praxis nur schwer nachweisbar.

Aus Menschenrechtsperspektive ist zudem zu bedau-
ern, dass das Vergabemodernisierungsgesetz die men-
schenrechtliche Sorgfaltspflicht nicht einmal erwähnt. 
Zwar kündigt die Bundesregierung im Rahmen der Um-
setzung des NAP an zu prüfen, „inwiefern in einer zukünf-
tigen Überarbeitung verbindliche Mindestanforderungen 
im Bereich Menschenrechte im Vergaberecht festgeschrie-
ben werden können“ (Bundesregierung 2016: 21). Die Ge-
legenheit, dies bei der Umsetzung der EU-Richtlinien zu 
tun, verpasste sie aber. Vor diesem Hintergrund kann diese 
Ankündigung im NAP nur als wohlfeile Absichtserklärung 
verstanden werden. 

Zielführend und notwendig wäre eine Vorgabe gewe-
sen, dass die Vergabestatistik zwingend Angaben über 
die Berücksichtigung menschenrechtlicher, sozialer und 
umweltbezogener Kriterien bei der öffentlichen Auf-
tragsvergabe erfasst. Dies wäre über die Berichtspflicht 
möglich gewesen, die das Vergabemodernisierungsge-
setz vorschreibt und die das Bundeswirtschaftsministe-
rium derzeit erarbeitet (CorA et al. 2017: 9). Der finnische 
NAP sieht beispielsweise vor, die Berücksichtigung men-
schenrechtlicher Kriterien statistisch zu erfassen (Finnish 
Government 2014: 14).

2.3.2 Transparenz und Berichterstattung

„Zur Wahrnehmung ihrer Schutzpflicht sollten 
Staaten […] Wirtschaftsunternehmen dazu anhalten 
und es ihnen gegebenenfalls zur Auflage machen, zu 
kommunizieren, wie sie ihren menschenrechtlichen 
Auswirkungen begegnen.“ (UN-Leitprinzip 3d)

Die EU-Richtlinie 2014/95/EU vom Oktober 2014 soll 
die nichtfinanzielle Berichterstattung der Unternehmen 
in ihren Lageberichten stärken. Diese sogenannte „CSR-
Richtlinie“ hat die Bundesregierung mit einigen Monaten 
Verspätung im März 2017 mit dem CSR-Richtlinie-Umset-
zungsgesetz in nationales Recht umgesetzt. Rückwirkend 
zum 01.01.2017 müssen große kapitalmarktorientierte 
Unternehmen u.a. über wesentliche Menschenrechts- 
und Umweltrisiken auch entlang ihrer Geschäftsbezie-
hungen berichten und Konzepte zum Umgang mit diesen 
Risiken darlegen.

Auch diese EU-Richtlinie bot den Mitgliedsländern ei-
nen erheblichen Ermessenspielraum für eine ambitio-
nierte Umsetzung. Doch hatte das Bundeskabinett be-
reits Ende 2014 im Rahmen eines Eckpunktepapiers zum 
Bürokratieabbau beschlossen: „Bei der Umsetzung in 
Deutschland werden alle vorhandenen Spielräume ge-

Neue EU-Richtlinien für das 
Vergaberecht beschlossen 

Regelungen mit Umweltbezug auch für die 

nationale Umsetzung wichtig 
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nutzt, um die Vorteile der CSR-Berichterstattung für die 
Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen und die 
verantwortungsvolle Gestaltung der Globalisierung zu ver-
deutlichen sowie unnötige Belastungen für die Wirtschaft 
zu vermeiden.“ (BMWi 2014) Der Fokus der Bundesregie-
rung lag vornehmlich darauf, die Wettbewerbsfähigkeit 
deutscher Unternehmen sicherzustellen und Belastungen 
zu vermeiden. So urteilte der Normenkontrollrat in seiner 
Bewertung zum Referentenentwurf des CSR-Richtlinien-
Umsetzungsgesetzes: „Regelungen, die über die unions-
rechtlichen Vorgaben hinausgehen, sind nicht vorgesehen 
(1:1).“ (Nationaler Normenkontrollrat 2016: 3)

Viel Kritik, sowohl von NRO und Gewerkschaften als 
auch aus der Opposition, erhielt die Bundesregierung für 
die Tatsache, dass das Gesetz in Deutschland nur etwa 550 
Unternehmen erfasst. Dies ergibt sich daraus, dass nur  
kapitalmarktorientierte Unternehmen mit mehr als 500 
Beschäftigten berichten müssen. Damit sind die meisten 
großen Familienunternehmen wie Aldi, Lidl oder Würth 
nicht erfasst. Gerade für die deutsche Wirtschaft, in der 
auch viele große Familienunternehmen global aktiv sind, 
hätte diese Berichtspflicht nicht auf kapitalmarktorien-
tierte Unternehmen beschränkt werden dürfen. Die EU-
Richtlinie hatte in Erwägungsgrund 14 der Richtlinie den 
Mitgliedsstaaten ermöglicht, entsprechende Berichts-
pflichten „von anderen Unternehmen und Gruppen als 
jenen, die unter diese Richtlinie fallen, zu verlangen“  
(Europäische Union 2014: 3). Schweden und Dänemark ha-
ben beispielsweise den Anwendungsbereich des Gesetzes 
dahingehend ausgeweitet, dass bereits Unternehmen ab 
250 Beschäftigten erfasst sind. Damit sind in beiden Län-
dern mit ihren deutlich kleineren Volkswirtschaften jeweils 
knapp über 1.000 Unternehmen und damit fast doppelt 
so viele wie in Deutschland von der Berichtspflicht erfasst 
(Germanwatch 2016: 5).

Bedenklich ist zudem, dass Unternehmen nachteili-
ge Angaben in Ausnahmefällen weglassen dürfen. Diese 
Regelung ist so kompliziert ausgefallen, dass weder Un-
ternehmen noch an der Information Interessierte ein-
schätzen können, wann Informationen rechtens weggelas-
sen bzw. wann Informationen dargelegt werden müssen.  
Um dies zu vermeiden, hat beispielsweise Dänemark im 
Rahmen der nationalen Umsetzung diese Kann-Rege-
lung der EU-Richtlinie komplett gestrichen (Germanwatch 
2016: 7). 

Die deutsche Umsetzung der Richtlinie bleibt leider 
sogar hinter dem eigenen Anspruch einer 1:1-Umsetzung 

der EU-Richtlinie zurück. So engt sie die nichtfinanziel-
len Risiken und Auswirkungen, über die ein Unternehmen 
berichten muss, im Vergleich zum Text der EU-Richtlinie 
ein. Einerseits muss ein Unternehmen in Deutschland 
nur noch über „sehr wahrscheinlich schwerwiegende ne-
gative Auswirkungen berichten, während die EU-Richt-
linie „wahrscheinlich negative Auswirkungen“ umfasst. 
Der deutsche Gesetzgeber beschränkt durch die gewähl-
te Formulierung die Risiken, über die ein Unternehmen  
berichten muss. Zudem hat der Gesetzgeber versäumt 
klarzustellen, dass Menschenrechtsbeeinträchtigungen 
nicht nur dann wesentlich sind, wenn sie sich direkt auf 
den Geschäftsverlauf, die Geschäftsergebnisse und die 
Lage der Kapitalgesellschaft auswirken. Denn die neue 
Qualität der CSR-Richtlinie besteht gerade darin, dass es 
nicht mehr nur um den Wert eines Unternehmens geht 
sondern um Sorgfalt und darum negative Auswirkungen zu 
vermeiden (Grabosch 2015: 9, Spießhofer et al. 2014: 30).

2.4 Quo vadis? Rahmensetzung  
verbindlicher gestalten und  
im Sinne der Betroffenen  
fortent wickeln

2.4.1  Umsetzung des Nationalen  
Aktionsplans

Die im NAP angekündigten Politikmaßnahmen kön-
nen nur wirksam sein, wenn sie ambitioniert umgesetzt 
werden. Dafür ist ein konsequentes, unabhängiges und 
transparentes Monitoring erforderlich. Der NAP sieht für 
das Monitoring einen ständigen Interministeriellen Aus-
schuss (IMA) unter Federführung des Auswärtigen Amtes 
sowie ein Multistakeholder-Gremium im Rahmen des CSR-
Forums vor (Bundesregierung 2016: 40). Dafür soll inner-
halb des CSR-Forums eine neue Arbeitsgruppe Wirtschaft 
und Menschenrechte eingerichtet werden, die direkt mit 
dem IMA zusammenarbeiten wird. 

Die Prioritäten dieser Gremien sollten aus Sicht von 
CorA, dem Forum Menschenrechte und VENRO auf folgen-
den vier Punkten liegen: 1. Es muss konkretisiert werden, 
nach welchen Kriterien und durch wen ab 2018 überprüft 
wird, inwiefern die Unternehmen der Erwartung an ihre 
menschenrechtliche Sorgfaltspflicht nachkommen. 2. Für 
die Maßnahmen im Rahmen der staatlichen Schutzpflicht 
müssen konkrete Umsetzungsschritte und ein Zeitplan 
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erarbeitet werden. Das betrifft insbesondere die öffent-
liche Beschaffung, die Außenwirtschaftsförderung, die 
Subventions-, die Handels- und Investitionspolitik so-
wie die Arbeit der Nationalen Kontaktstelle (NKS) zu den 
OECD-Leitsätzen für multinationale Unternehmen. Da der 
Rechtszugang für Betroffene im vorliegenden NAP nicht 
mit angemessenen Maßnahmen bedacht wurde, bedarf es 
3. bezüglich eines verbesserten Rechtszugangs zunächst 
einer Lückenanalyse und darauf folgenden Handlungs-
empfehlungen. 4. Für die zu erstellende Sektorstudie zu 
besonders relevanten Risikobranchen müssen Kriterien 
erarbeitet und auf Basis der Studie Handlungsanleitun-
gen definiert werden.

2.4.2  Ambitionierte Agenda zu  
Wirtschaft und Menschenrechten 
im Koalitionsvertrag

Angesichts der von Gewerkschaften, NRO, aber auch 
mehreren Parteien kritisierten Unzulänglichkeiten des 
beschlossenen NAP sollte die künftige Bundesregierung 
in der nächsten Legislaturperiode auch Maßnahmen ent-
wickeln, die über den NAP hinausgehen. In der Tat zeich-
net sich bei der Programmentwicklung im Vorfeld der 
Bundestagswahl bei einigen Parteien eine Bereitschaft zu 
solchen weitergehenden Schritten ab. So hat die SPD in 
den „Impulsen der Programmkommission“ im November 
2016 angekündigt, sich in der nächsten Legislaturperiode 
für „gesetzliche Regelungen menschenrechtlicher Sorg-
faltspflicht von Unternehmen“ und für „verbindliche Re-
chenschafts- und Transparenzpflichten für Unternehmen“ 
einsetzen zu wollen (SPD 2016: 62). 

Bündnis 90/Die Grünen haben im Jahr 2016 ein Paket 
von drei Bundestagsanträgen zu Unternehmensverant-
wortung auf den Weg gebracht, in denen sie neben ge-
setzlichen menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten auch 
ambitioniertere Transparenzpflichten sowie wirksame 
Sanktionen gegen Unternehmen einfordern, die für Men-
schenrechtsverletzungen verantwortlich sind (Bündnis 90/
Die Grünen 2016). Daraus abgeleitet fordern die Grünen 
im Entwurf ihres Wahlprogramms: „Lieferketten müssen 
gesetzlich verbindlich offengelegt werden. […] Wir wollen 
Opfern von Menschenrechtsverletzungen, die durch Un-
ternehmen verursacht wurden, zivilrechtliche Klagemög-
lichkeiten eröffnen. Beim Verstoß gegen diese Sorgfalts-
pflichten drohen den Unternehmen Sanktionen.“ (Bündnis 
90/Die Grünen 2017: 43) Auch die Partei Die Linke will die 

weltweit agierenden Unternehmen in die Pflicht nehmen: 
„Wir wollen deutsche Konzerne verpflichten, die sozia-
len und demokratischen Rechte weltweit zu wahren. […]  
Wir setzen uns für verbindliche Regeln für multinationa-
le Unternehmen ein. Beschäftigte sollen gegen Konzer-
ne auch an deren Heimatstandorten klagen können. […]  
Wir wollen, dass deutsche Firmen ihre Zulieferer offenle-
gen müssen.“ (Kipping et al. 2017: 70)

Es ist erfreulich, dass sich Bündnis 90/Die Grünen, Die 
Linke und die SPD – als Folge der intensiven Debatten im 
Rahmen des NAP-Prozesses – deutlich für eine gesetzliche 
Regelung menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten für Un-
ternehmen aussprechen. Zu begrüßen ist auch, dass diese 
Parteien ein Gesetz generell fordern und nicht nur, falls bis 
2020 weniger als 50 Prozent der Großunternehmen Pro-
zesse zur menschenrechtlichen Sorgfalt eingerichtet ha-
ben sollten. Die entsprechende Konditionierung im NAP 
ist sachlich durchaus zu hinterfragen. Eine gesetzliche Ver-
pflichtung wird auch dann nicht überflüssig, wenn 70 oder 
80 Prozent der Großunternehmen ihre Sorgfaltspflichten 
auf freiwilliger Basis wahrnehmen. Schließlich geht es 
darum, gerade jene Unternehmen in die Pflicht zu neh-
men und notfalls für Schäden zur Verantwortung zu zie-
hen, welche die Menschenrechte ohne Sanktionen nicht 
ernst nehmen. Es wäre nicht akzeptabel, wenn sich eine 
Minderheit von Unternehmen im Wettbewerb gegenüber 
der Mehrheit einen Kostenvorteil sichern würde, indem  
sie ihre menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten miss-
achten. 

Andere Länder, die in jüngster Zeit gesetzliche Maß-
nahmen ergriffen haben, können Deutschland in dieser 
Hinsicht als Vorbild dienen. So hat Frankreich im Frühjahr 
2017 ein Gesetz zur menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht 
von Unternehmen verabschiedet, in Großbritannien gibt 
es seit 2015 den Modern Slavery Act und in den Niederlan-
den seit Jahresbeginn ein Gesetz gegen ausbeuterische 
Kinderarbeit in globalen Lieferketten (vgl. Kapitel 6.1).

2.4.3 UN-Menschenrechtsabkommen  
zu transnationalen Konzernen  
und anderen Unternehmen

In der Einleitung zu den UN-Leitprinzipien selbst wird 
klargestellt, dass diese nicht die letztgültige Antwort auf 
die Herausforderungen im Spannungsfeld Wirtschaft und 
Menschenrecht darstellen, sondern nur das „Ende eines 
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Beginns“ markieren (Ruggie 2011: 5). Bereits drei Jahre 
nach Verabschiedung der UN-Leitprinzipien bewahrheitete 
sich diese Einschätzung. Gegen die Stimmen Deutschlands 
und 13 weiterer europäischer Staaten, der USA, Japan und 
Australien verabschiedete der UN-Menschenrechtsrat eine 
Resolution zur Einsetzung einer zwischenstaat lichen Ar-
beitsgruppe mit dem Auftrag, ein internationales verbind-
liches Instrument zur Regulierung der Aktivitäten transna-
tionaler Konzerne und anderer Unternehmen in Bezug auf 
die Einhaltung der Menschenrechte zu erarbeiten (Martens 
et al. 2016, UN 2014).

Bei zivilgesellschaftlichen Organisationen hat die Re-
solution großen Widerhall und Unterstützung gefunden. 
Über 430 zivilgesellschaftliche Organisationen haben 
sich inzwischen dem internationalen Movement for a Bin-
ding Treaty angeschlossen und beteiligen sich aktiv an 
den Debatten über mögliche Elemente des Abkommens  
(Treaty Alliance 2016). Dahinter steht die Einschätzung, 
dass erst ein völkerrechtlich verbindliches Abkommen 
den Standards der UN-Leitprinzipien mehr Gewicht ver-

leihen, darüber hinaus aber die Lücken beim Schutz vor 
wirtschaftsbezogenen Menschenrechtsverletzungen fül-
len kann, welche die Leitprinzipien offen gelassen haben. 
Brot für die Welt, MISEREOR, Friends of the Earth und an-
dere NRO haben in einer gemeinsamen Eingabe an die 
zwischenstaatliche Arbeitsgruppe erste Vorschläge for-
muliert, wie 1. die extraterritorialen Verpflichtungen von 
Staaten zum Schutz der Menschenrechte vor Verstößen 
durch Unternehmen im Völkerrecht stärker verankert und 
systematisiert, 2. der Zugang von Opfern zu Gerichten in 
den Heimatstaaten transnationaler Konzerne erleichtert, 
3. nationale und internationale Umsetzungsinstrumente 
gestärkt werden und 4. der Vorrang der Menschenrechte 
vor Handels- und Investitionsabkommen unmissverständ-
lich klargestellt werden kann (Brot für die Welt et al. 2016, 
vgl. Kapitel 4.2.1). 

Die Open-ended Working Group, an der Staaten wie 
auch NRO und andere Akteure mit Beraterstatus im Wirt-
schafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen (ECOSOC) 
teilnehmen dürfen, hat bisher zweimal getagt. An der 

Die deutsche Treaty Alliance fordert auf der Anti-TTIP-Demonstration im Oktober 2015, Menschenrechten den Vorrang vor 
Investitionsschutz zu geben.
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Bundestagswahl für ein solches Abkommen einsetzt (SPD 
2017: 65). Auch Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke un-
terstützen mit zwei Anträgen aus dem Mai 2017 die Ver-
handlungen für ein verbindliches UN-Abkommen (Bundes-
tag 18/12366 (2017), Bundestag 18/12545 (2017)). Es bleibt 
zu hoffen, dass auch die künftige Bundesregierung diesem 
Prozess eine höhere Relevanz einräumen wird. Bei der 
dritten Sitzung der Arbeitsgruppe im Oktober 2017 wer-
den erste konkrete Elemente eines solchen Abkommens 
präsentiert und zur Diskussion gestellt werden. 

zweiten Sitzung vom 24.-28.10.2016 beteiligten sich auch 
Vertreter/-innen der EU und ihrer Mitgliedstaaten, nach-
dem sie die Teilnahme an der ersten Sitzung im Juli 2015 
noch verweigert hatten. Ihre strikte Blockadehaltung hatte 
die EU aufgegeben, nachdem der ecuadorianische Vorsitz 
der Arbeitsgruppe eingewilligt hatte, bei dem Treffen auch 
die Umsetzung der UN-Leitprinzipien zu thematisieren, 
sowie klargestellt hatte, dass das rechtsverbindliche Ins-
trument nicht nur transnationale Konzerne, sondern auch 
alle anderen Unternehmen erfassen solle (Seitz 2016). Die 
Bundesregierung ließ sich allerdings an drei von vier Sit-
zungstagen lediglich durch eine Praktikantin vertreten. 
Ihre reservierte Haltung gegenüber dem Prozess begrün-
dete die Bundesregierung gegenüber dem Bundestag mit 
der Befürchtung, durch „polarisierende Positionen“ kön-
ne „das bisher Erreichte in Frage gestellt“ werden und die 
Akzeptanz und Umsetzung der UN-Leitprinzipien Scha-
den nehmen (Bundestag 18/10157 (2016): 3). Trotz ihrer 
Teilnahme ist es aus Sicht der Bundesregierung weiterhin 
„fraglich, ob die Diskussion eines aller Voraussicht nach 
derzeit nicht konsensfähigen verbindlichen internatio-
nalen Instruments hilfreich wäre“ (ebd.). Zudem hat die 
Bundesregierung deutlich gemacht, dass sie sich eine 
stärkere Berücksichtigung von Wirtschaftsinteressen in 
dem Prozess wünscht. 

Die Bedenken, dass ein völkerrechtliches Abkommen 
die Umsetzung der UN-Leitprinzipien untergraben könne, 
halten die meisten deutschen und internationalen NRO 
für unbegründet. Sie betrachten das Abkommen vielmehr 
als ein komplementäres Instrument, das durch seine völ-
kerrechtliche Verbindlichkeit und die damit verbundenen 
Durchsetzungsinstrumente eine stärkere Hebelwirkung 
entfalten und mehr Staaten als bisher zum Handeln be-
wegen könnte. Sie sehen auch keine Anzeichen, dass der 
Verhandlungsprozess zu dem Abkommen die Umsetzung 
der UN-Leitprinzipien gebremst hätte. Die meisten NAP-
Prozesse wurden erst nach der Verabschiedung der Reso-
lution zum UN-Abkommen gestartet. Einiges spricht dafür, 
dass die Verhandlungen über ein Abkommen den Druck 
eher erhöht haben, die Wirksamkeit der UN-Leitprinzipien 
unter Beweis zu stellen.

Das Netzwerk für Unternehmensverantwortung CorA 
und seine Mitglieder haben deshalb in ihrem Positionspa-
pier zur Bundestagswahl gefordert, dass sich die künftige 
Bundesregierung konstruktiv an den Verhandlungen zum 
UN-Menschenrechtsabkommen zu transnationalen Kon-
zernen und anderen Unternehmen beteiligt (CorA 2016b). 
Erfreulich ist, dass sich die SPD im Programmentwurf zur 
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3 Menschenrechtliche Anforderungen an  
Energiepolitik und Energiewirtschaft

3.1 Zugang zu Energie als Gerechtig-
keits- und Menschenrechtsfrage

Rund 1,2 Milliarden Menschen, also 17 Prozent der 
Weltbevölkerung, haben aktuell nach Berechnungen der 
Internationalen Energieagentur (IEA) immer noch keinen 
Zugang zur Stromversorgung (IEA 2015: 3). Der überwie-
gende Teil von ihnen lebt in Sub-Sahara-Afrika und in In-
dien. Diese „Energiearmut“, die zu 85 Prozent immer noch 
ein ländliches Phänomen ist, hat in vielen Lebensberei-
chen schwerwiegende Implikationen für die menschliche 
Entwicklung: von der Ernährung über Bildung, Geschlech-
tergerechtigkeit, Kommunikation, Mobilität und Gesund-
heit bis hin zur Kindersterblichkeit (IEA et al. 2010: 7).  
2,7 Milliarden Menschen sind zum Heizen und Kochen auf 
traditionelle Biomasse angewiesen. Durch die Verbren-
nung von Holzkohle und anderen Brennstoffen im Haus 
steigt die Schadstoffbelastung der Innenraumluft erheb-
lich an, was besonders bei Kindern zu schweren Atem-
wegserkrankungen führt. Jährlich sterben über 1,5 Milli-
onen Menschen an den Folgen der Luftverschmutzung im 
Haus (IEA et al. 2010: 7). Es ist deshalb auch folgerichtig, 
dass die Staatengemeinschaft den universellen Zugang zu 
sauberer Energie in den Zielkatalog für eine nachhaltige 
Entwicklung aufgenommen hat (vgl. Sustainable Develop-
ment Goals – SDG 7).

Nach Berechnungen der Internationalen Energieagen-
tur verbraucht die Bevölkerung der New Yorker Metropol-
region im Jahr etwa ebenso viel Strom wie ganz Afrika süd-
lich der Sahara, wenn man Südafrika außer Acht lässt – pro 
Kopf also fast 40-mal so viel (IEA u.a. 2010: 11). Es handelt 
sich zunächst also um eine Frage der globalen Gerechtig-
keit. Der Zugang zu Energie ist aber auch eine Menschen-
rechtsfrage. Dies hat der Expertenausschuss der Vereinten 
Nationen für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rech-
te bereits 1991 in seinem „Allgemeinen Kommentar zum 
Recht auf angemessenes Wohnen“ anerkannt. Angemes-
senes Wohnen erfordert demnach „mehr als vier Wände 
und ein Dach“ (CESCR 1991: 3), sondern schließt unter an-
derem Dienstleistungen und eine Basisinfrastruktur ein, 
die „für die Gesundheit, Sicherheit, Komfort und Ernäh-
rung“ wesentlich sind. Dazu gehört auch der Zugang zu 
„sauberem Trinkwasser, Energie zum Kochen, Heizen, zur 

Die menschenrechtlichen Verpflichtungen von Staa-
ten im Energiebereich sind vielfältig und komplex.  
Einerseits ist jeder Staat verpflichtet, seiner Bevölkerung 
Zugang zu einer angemessenen Energieversorgung zu 
gewährleisten. Dabei muss er nicht die Energie selbst zur 
Verfügung stellen. Er muss aber sicherstellen, dass Ener-
giedienstleister niemanden beim Zugang zu Energie dis-
kriminieren. Dies gilt zunächst auf nationaler Ebene. Der 
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
verpflichtet die Vertragsstaaten darüber hinaus zur inter-
nationalen Kooperation bei der Umsetzung dieser Rech-
te, also auch bei der Gewährleistung eines angemessenen 
Zugangs zu Energie. 

Gleichzeitig müssen Staaten sicherstellen, dass bei der 
Energiegewinnung selbst die Menschenrechte nicht ver-
letzt werden. Gemäß den UN-Leitprinzipien für Wirtschaft 
und Menschenrechte steht der Staat besonders in der 
Pflicht, wo er Einfluss oder erhebliche Anteile am Handel 
und Verbrauch von Gütern und Dienstleistungen hat. Deut-
sche Unternehmen haben als Importeure von Rohstoffen 
eine große Bedeutung. Zugleich befinden sich wichtige 
Energieversorger in Deutschland in staatlichem, vor allem 
kommunalem Besitz. Die Bundesrepublik steht deshalb in 
diesem für Verstöße besonders anfälligen Sektor beson-
ders in der Pflicht, die Einhaltung der Menschenrechte  
sicherzustellen. Dies gilt gemäß den UN-Leitprinzipien 
auch für die Aktivitäten und Geschäftsbeziehungen deut-
scher Unternehmen im Ausland.

Staaten haben auch die Verpflichtung, sich um die 
Auswirkungen der klimabezogenen Effekte der eigenen 
Energieversorgung zu kümmern. Diese Verpflichtung ha-
ben sie nicht nur aufgrund der klimapolitischen völker-
rechtlichen Verträge, wie des Abkommens von Paris, son-
dern auch aufgrund von Menschenrechtsabkommen. Die  
Effekte energiepolitischer Entscheidungen haben oft kurz-
fristig, insbesondere aber auch mittel- und langfristig  
einen enormen Einfluss auf die Fähigkeit anderer Staaten 
zur Umsetzung der Rechte auf Nahrung, auf Wasser, auf 
Wohnen und anderer Menschenrechte.
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sind. Dies gilt diskriminierungsfrei und muss besondere 
Benachteiligungen einzelner Gruppen berücksichtigen, 
insbesondere von Frauen. So verpflichtet die „Internatio-
nale Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskrimi-
nierung der Frau“ von 1979 die Staaten, die Diskriminie-
rung von Frauen in ländlichen Regionen beim Recht auf 
einen angemessenen Lebensstandard einzustellen, „ins-
besondere bezüglich Wohnen, sanitären Einrichtungen, 
Strom- und Wasserversorgung“. 

3.2  Menschenrechte im  
Energie sektor

In dem Bemühen, eine flächendeckende Energieversor-
gung für die Bevölkerung bereitzustellen, geraten Staaten 
jedoch häufig in komplexe Zielkonflikte. Eine Untersu-
chung im Auftrag des damaligen UN-Sonderbeauftragten 
für Wirtschaft und Menschenrechte, John Ruggie, ist 2008 
zu dem Schluss gekommen, dass 28 Prozent der zwischen 

Beleuchtung, zu Sanitär- und Wascheinrichtungen, Mitteln 
zur Lebensmittelaufbewahrung, Müll- und Abwasserent-
sorgung sowie Notfallhilfe“ (CESCR 1991: 8f).

2002 hat Miloon Kothari, damals UN-Sonderbericht-
erstatter für das Recht auf Wohnen, die Auffassung des 
Ausschusses bestätigt, dass Zugang zu Energie als Teil des 
Rechts auf angemessenes Wohnen anzusehen ist (Kothari 
2002: 59). Jeder Mensch hat demnach – soweit dies zum 
angemessenen Wohnen und zur Erreichung eines ange-
messenen Lebensstandards erforderlich ist – ein Recht auf 
Zugang zu Energie. Jeder Staat, der den Internationalen 
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte ra-
tifiziert hat, ist zur Umsetzung dieses Rechts völkerrecht-
lich verpflichtet. Das bedeutet nicht etwa, dass der Staat 
diese Energieversorgung unbedingt selbst bereitstellen 
müsste. Er muss aber alle verfügbaren materiellen, po-
litischen und rechtlichen Mittel ausschöpfen, damit die 
entsprechenden Einrichtungen und Dienstleistungen ver-
fügbar sowie – besonders für die ärmeren Bevölkerungs-
teile – physisch zugänglich und finanziell erschwinglich 

Lange Stromtrassen führen in der Nachbarschaft des Kraftwerks Medupi über die Baracken informeller Siedlungen. Gleichzeitig 
fehlt diesen der Zugang zu Strom.
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2005 und 2007 registrierten wirtschaftsbezogenen Men-
schenrechtsbeschwerden den „extraktiven Sektor“ betra-
fen (Wright 2008: 7). Eine umfassende Folgeuntersuchung 
der Universität Maastricht bestätigte dieses Bild. Demnach 
können 29 Prozent der insgesamt 1.877 zwischen 2005 
und 2014 registrierten wirtschaftsbezogenen Menschen-
rechtsbeschwerden dem Rohstoff- und Energiesektor zu-
geordnet werden (Kamminga 2014: 6). Auf der Rangliste 
der Unternehmen mit den meisten Menschenrechtsvor-
würfen belegt deshalb das Energie- und Rohstoffunterneh-
men Shell mit Abstand den ersten Rang. Sieben der zehn 
meistgerügten Konzerne sind hauptsächlich im Bergbau 
und in der Förderung von Gas, Öl und Kohle tätig (Kam-
minga 2014: 10).

Der Hauptgrund dafür liegt in der Tatsache, dass der 
Abbau von Erzen und Energierohstoffen in der Regel im 
Rahmen von Megaprojekten erfolgt, die oft mit tiefgrei-
fenden Umweltzerstörungen einhergehen und die Le-
bensgrundlagen der umliegenden Bevölkerungsgruppen 
gefährden (BGR 2016). Waldrodungen, Bodenzerstörung, 
Wasserverseuchung und hoher Wasserverbrauch sowie 
Luftverschmutzung für den Rohstoffabbau machen gan-
ze Landstriche unbewohnbar und berauben die Menschen 
häufig ihrer Einkommensgrundlagen in der Landwirt-
schaft, Fischerei oder im Tourismus. Solche Umweltschä-
den können grundsätzlich alle Menschenrechte gefährden, 
insbesondere wenn die Betroffenen nicht angemessen ent-
schädigt werden. Wie der Menschenrechtsrat der Verein-
ten Nationen festgestellt hat, sind einige Menschenrechte 
dadurch jedoch besonders bedroht. Dazu gehören vor al-
lem die Rechte auf Leben, einen angemessenen Lebens-
standard, Gesundheit, Ernährung, Wasser, Wohnen und 
Selbstbestimmung (Knox 2013: 7). John Knox, der UN-
Sonderberichterstatter für Menschenrechte und Umwelt 
spricht in diesem Zusammenhang auch von „durch Um-
weltschäden verletzliche Menschenrechte“ (Knox 2012: 7). 
Mitunter werden sie auch als „Umweltrechte“ bezeichnet 
und sind in den letzten 40 Jahren auch in 90 nationale Ver-
fassungen aufgenommen worden (Knox 2012: 5).

Einen engen Umweltbezug haben auch die politischen 
Menschenrechte. Knox spricht hier von den prozeduralen 
Rechten, wie dem Recht auf freie Meinungsäußerung, dem 
Recht auf Vereinigungsfreiheit, auf Zugang zu Information, 
Partizipation und Zugang zu Rechtsmitteln. Diesen Zusam-
menhang betont auch die Erklärung der Vereinten Natio-
nen über die Rechte indigener Völker. Darin werden indi-
genen Völkern zugleich das Recht auf freie, vorherige und 
informierte Zustimmung (Artikel 10: Free Prior and Infor-

med Consent – FPIC) und das „Recht auf die Erhaltung und 
den Schutz der Umwelt und der Produktivität ihres Lan-
des oder ihrer Gebiete und Ressourcenzugang“ (Artikel 29)  
zugesprochen. Diese auf den politischen Prozess bezoge-
nen Menschenrechte sind auch beim Schutz der Umwelt 
essenziell, werden zugleich aber im Zusammenhang mit 
Großprojekten besonders häufig verletzt (Knox 2012: 5). 
Lokale Gemeinschaften werden vor Aufnahme solcher 
Großprojekte oft unzureichend informiert und in Entschei-
dungsprozesse eingebunden und erhalten keine oder zu 
geringe Entschädigungen und Gewinnbeteiligungen. Statt-
dessen werden sie nicht selten gewaltsam vertrieben. 
Den Widerstand lokaler Menschenrechtsverteidiger/-innen 
und Umweltaktivist/-innen beantworten staatliche sowie  
private Sicherheitskräfte der Unternehmen mitunter mit 
Einschüchterung, Kriminalisierung und Gewalt. 

Leider sind auch erneuerbare Energien nicht per se 
vor solchen Problemen gefeit. Vor allem große Staudäm-
me und Wasserkraftwerke führen seit Jahrzehnten regel-
mäßig zu schweren Umweltschäden und massenhaften 
Zwangsumsiedlungen. Zivilgesellschaftlicher Widerstand 
wird auch hier immer wieder mit Gewalt beantwortet, wie 
zuletzt im Falle der ermordeten Menschenrechtsaktivis-
tin Berta Cáceres in Honduras (vgl. Kasten S. 97ff). Auch 
Geothermie-Kraftwerke in Kenia (vgl. Kapitel 4.2.2) oder 
Windparks in Mexiko (Kasten S. 87) können zu erheblichen 
Land- und anderen Konflikten führen. Zu berücksichtigen 
ist darüber hinaus, dass auch Photovoltaik- und Windkraft-
anlagen Metallerze wie Kupfer, Eisenerz (für Stahl) und sel-
tene Erden erfordern, deren Abbau wiederum hohe ökolo-
gische und menschenrechtliche Risiken birgt. 

Bei den fossilen Energieträgern kommt allerdings noch 
ein weiteres ökologisches Problem hinzu, das längst zum 
Entwicklungs- und Sicherheitsproblem geworden ist: der 
Ausstoß von Treibhausgasen und die dadurch verursachte 
globale Klimakrise. Häufigere und gewaltigere Wetterex-
treme in Folge des Klimawandels bedrohen Siedlungen 
und Leben. Längere Trockenperioden und Dürren gefähr-
den landwirtschaftliche Erträge, die Wasserversorgung 
und damit die Rechte auf Nahrung, Wasser und Gesund-
heit. Der steigende Meeresspiegel wird in Inselstaaten 
und anderen Ländern Menschen zur Umsiedlung zwingen, 
wodurch die Rechte auf Wohnen und Selbstbestimmung 
beeinträchtigt werden. Besonders betroffen sind ärmere 
Länder und dort insbesondere die bereits benachteiligten 
Bevölkerungsgruppen (UNHRC 2009). Vor diesem Hinter-
grund hat die ehemalige UN-Hochkommissarin für Men-
schenrechte, Mary Robinson, den Klimawandel sogar als 
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die „größte Bedrohung der Menschenrechte im 21. Jahr-
hundert“ bezeichnet (Knox 2016: 7). Der Energiesektor 
steht mit dieser Bedrohung in einem klaren ursächlichen 
Zusammenhang, gehen doch etwa 60 Prozent der globa-
len Treibhausgasemissionen auf diesen Sektor zurück.1 

Aus menschenrechtlicher Perspektive besteht die 
Schwierigkeit darin, die Schädigung von Menschen in-
folge des Klimawandels im konkreten Fall auf einen be-
stimmten Treibhausgasemittenten zurückzuführen und 
damit einem bestimmten Unternehmen oder Staat zuzu-
rechnen. Der Kausalitätszusammenhang ist nicht immer 
einfach nachweisbar. Das Hochkommissariat für Men-
schenrechte wirft aus diesem Grund die Frage auf, ob der 
Begriff der „Menschenrechtsverletzung“ in diesem Kontext 
genutzt werden sollte (Knox 2016: 10). Dem ist entgegen 
zu setzen, dass (wie im nationalen Recht) auch im inter-
nationalen Recht anerkannt ist, dass ein Staat anteilig für 
eine Folge verantwortlich sein kann – eine Alleinverursa-
chung ist nicht Voraussetzung für eine Haftung, etwa auf 
Grundlage der Regeln der International Law Commission 
zur Staatenverantwortlichkeit.

Zudem bleibt auf der normativen Ebene unbestritten: 
Zu einer menschenrechtskonformen Energiepolitik ge-
hört es auch, dass Staaten alles unternehmen müssen, 
um Treibhausgas- und sonstige gesundheitsschädigende 
Emissionen bei Energiegewinnung und -verbrauch zu ver-
meiden, wie der UN-Sonderberichterstatter für Menschen-
rechte und Umwelt, John Knox, betont: „Staaten haben 

Verpflichtungen, die Wahrnehmung der Menschenrechte 
vor Umweltschäden zu schützen. Diese Verpflichtungen 
schließen auch den Klimawandel ein.“ (Knox 2016: 9f) 
Dies impliziert zum einen das Gebot, Klimaschäden auch 
in der Energiepolitik zu vermeiden. Des Weiteren geht es 
aber auch darum, bei Maßnahmen zum Klimaschutz und 
zur Klimaanpassung selbst die Menschenrechte zu ach-
ten und zu schützen. 

Eine weitere Gefährdung von umweltbezogenen Men-
schenrechten geht darüber hinaus von anderen Schad-
stoffemissionen aus, die nach Schätzungen der Interna-
tionalen Energieagentur weltweit jährlich zu 6,5 Millionen 
vorzeitigen Todesfällen führen. Die Verbrennung von Koh-
le und Öl in Kraftwerken, Industrieanlagen und Kraftfahrt-
zeugen ist laut IEA die Hauptursache für die Verschmut-
zung der Außenluft und damit für jährlich drei Millionen 
ver frühte Todesfälle (IEA 2016: 13). Kohleverbrennung ist 
zudem für 60 Prozent der globalen Schwefeldioxidemis-
sionen verantwortlich, die – ebenso wie die Dieselver-
brennung im Transportsektor – eine Hauptursache für 
Atemwegserkrankungen darstellt. Auch die Luftbelastung 
durch fossilen Energieverbrauch muss daher als Beitrag 
zu Verletzungen der Rechte auf Gesundheit und Leben 
gewertet werden. 

 

Der Energiesektor ist für etwa 60 Prozent der globalen Treibhausgasemissionen verantwortlich. 
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1 Eigene Berechnung aus Daten des IPCC Synthesis Report (IPCC 2014: 47, Figure 1.7)  
und Davison (Davison 2014: 3):  
100 % minus 25 % AFLOU (Agriculture, Foresty and Other Land Use) (24 % + 0,87 %)  
minus 15 % Industrial Process Emissions (nur CO2) ergibt ca. 60 %.
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3.3  Menschenrechtliche Staaten-
pflichten im Energiebereich

Aus menschenrechtlicher Perspektive stehen Staaten 
mit Blick auf den Energiesektor vor komplexen Heraus-
forderungen: Einerseits sind sie nach dem Recht auf an-
gemessenes Wohnen und anderen damit verbundenen 
Rechten verpflichtet, allen Menschen Zugang zu Energie 
zu verschaffen. Andererseits müssen sie sicherstellen, dass 
bei der Förderung von Energierohstoffen, bei der Energie-
gewinnung und der Energieverteilung die Menschenrech-
te respektiert werden. Dies betrifft nicht zuletzt mögliche 
Verletzungen mit engem Umweltbezug sowie die Ver-
pflichtungen zur Reduzierung von Luftschadstoffen und 
Treibhausgasemissionen. 

Grundsätzlich sind Staaten aufgrund der Ratifizierung 
von Menschenrechtspakten völkerrechtlich verpflichtet, 
diese Menschenrechte zu achten, vor Verstößen durch 
Dritte – wie zum Beispiel Privatunternehmen – zu schützen 
und zu gewährleisten, also progressiv unter Ausschöpfung 
aller verfügbaren Mittel für Alle zu realisieren. Mit Blick auf 

die umweltbezogenen Rechte unterscheidet der zustän-
dige UN-Sonderberichterstatter John Knox prozedurale 
und substanzielle Verpflichtungen der Staaten. Zur erste-
ren Kategorie zählt die Verpflichtung, a) Umweltschäden 
und damit verbundene menschenrechtliche Auswirkun-
gen zu untersuchen und entsprechende Informationen 
zu veröffentlichen, b) die Meinungsfreiheit und öffent liche 
Teilhabe an Entscheidungsprozessen zu ermög lichen so-
wie c) Opfern Rechtszugang zu gewähren. Zu den subs-
tanziellen Verpflichtungen zählt Knox die Verpflichtun-
gen, a) die notwendigen rechtlichen Rahmenbedingungen 
zu schaffen und anzuwenden, um Umweltschäden zu 
verhindern, welche die Menschenrechte gefährden, und  
b) private Akteure zum Schutz der Menschenrechte zu  
regulieren (Knox 2013: 8ff).

Was Staaten konkret von Unternehmen erwarten dür-
fen und müssen, wird in der zweiten Säule der UN-Leitprin-
zipien für Wirtschaft und Menschenrechte von 2011 aus-
führlich beschrieben. Gemäß ihrer menschenrechtlichen 
Verantwortung und ihren Sorgfaltspflichten müssen sie 
sich in einer Grundsatzerklärung umfassend zur Achtung 
der Menschenrechte bekennen, die menschenrechtlichen 

Dieses Wohnhaus in Kiabda in Panama ist inzwischen vom Stausee des Barro Blanco Staudamms überflutet.
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Risiken ihrer Aktivitäten und Geschäftsbeziehungen im 
In- und Ausland ermitteln und untersuchen. Sie müssen 
entsprechende Vorbeugemaßnahmen treffen, darüber 
transparent und nachvollziehbar berichten, transparen-
te und zugängliche Beschwerdemechanismen einrichten 
sowie verursachte Schäden wiedergutmachen. Der Staat 
wiederum muss gemäß seiner in der ersten Säule beschrie-
benen Schutzpflicht sicherstellen, dass die Unternehmen 
dieser Verantwortung in der Praxis auch nachkommen. 
Dies gilt insbesondere – aber keineswegs ausschließlich 
– bei wirtschaftlichen Aktivitäten öffentlicher Unterneh-
men oder Aktivitäten, welche die Bundesregierung durch 
Subventionen, Außenwirtschaftsförderung oder öffentli-
che Aufträge selbst fördert. Gemäß der dritten Säule der 
UN-Leitprinzipien müssen Staaten darüber hinaus sicher-
stellen, dass Opfer von Menschenrechtsverletzungen Zu-
gang zu Gerichten und anderen staatlichen Beschwerde-
mechanismen erhalten, um zu ihrem Recht zu kommen.

3.4  Extraterritoriale Geltung  
von Staatenpflichten

Grundsätzlich beziehen sich die beschriebenen Staa-
tenpflichten zunächst auf das jeweils eigene Territori-
um. Allerdings erklärt UN-Sonderberichterstatter John 
Knox ausdrücklich, „dass Staaten Verpflichtungen ha-
ben, die Menschenrechte – insbesondere die wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Rechte – vor extraterri-
torialen schädlichen Auswirkungen von Handlungen zu 
schützen, die vom eigenen Territorium ausgehen.“ (Knox 
2013: 17) Ebenso erklärt die UN-Sonderberichterstatterin 
für das Recht auf Wasser, Catarina de Albuquerque, dass 
Staaten verpflichtet sind, „zu vermeiden, extraterritoriale 
Schäden zu verursachen“ und „Menschenrechte extrater-
ritorial zu schützen“ (Albuquerque 2013). Beide beziehen 
sich dabei explizit auf die „Maastricht Prinzipien zu extra-
territorialen Verpflichtungen von Staaten im Bereich der 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte“, einen 
Rechtskommentar angesehener Völkerrechtler/-innen und 
Menschenrechtsorganisationen aus dem Jahr 2011 (ETO 
Consortium 2011). 

Diese Sichtweise hat auch der UN-Ausschuss für wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte in den vergan-
genen Jahren in mehreren Stellungnahmen vertreten. So 
hat der Ausschuss China 2014 aufgefordert, die rechtliche 
Haftbarkeit chinesischer Unternehmen und deren Tochter-
unternehmen bei Verletzungen wirtschaftlicher, sozialer 

und kultureller Rechte im Ausland sicherzustellen (CESCR 
2014). Ähnliche Empfehlungen hatte der Ausschuss auch 
schon 2013 an Österreich und Norwegen gerichtet (CESCR 
2013a & 2013b). Die vorsichtige Haltung zu den extrater-
ritorialen Schutzpflichten, die John Ruggie noch 2011 in 
den UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrech-
te vertreten hatte, ist vor diesem Hintergrund nicht mehr 
als zeitgemäß anzusehen (vgl. Heydenreich et al. 2014). 
Das deutsche Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung hat die extraterritorialen 
Staatenpflichten schon in seinem Menschenrechtskonzept 
von 2011 explizit anerkannt: „Menschenrechte verpflich-
ten Staaten nicht nur auf ihrem eigenen Territorium, son-
dern auch im Rahmen ihres Handelns in internationalen 
Organisationen und im Ausland.“ (BMZ 2011: 5)

Mit Blick auf die Fragestellung der vorliegenden Studie 
sind die extraterritorialen Verpflichtungen besonders rele-
vant. Denn deutsche Unternehmen sind im Energiesektor 
auf vielfältige Weise global aktiv: als Importeure von Ener-
gierohstoffen wie Steinkohle, Gas und Öl sowie von Me-
tallen für Erneuerbare Energien, als Exporteure von Berg-
bau- und Kraftwerkstechnologie für Kohlekraftwerke und 
Staudämme sowie als Dienstleister im Ingenieurs-, Ban-
ken- und Versicherungswesen. Wie die folgenden Kapitel 
zeigen, ist es in den vergangenen Jahren in einer Vielzahl 
solcher Projekte unter direkter oder indirekter Beteiligung 
deutscher Konzerne im Ausland zu Menschenrechtsver-
letzungen gekommen. In mehreren menschenrechtlich 
problematischen Fällen hat die Bundesregierung die Be-
teiligung deutscher Unternehmen sogar aktiv gefördert: 
etwa durch die Gewährung von Exportkrediten über die 
KfW IPEX-Bank, durch Exportkreditgarantien des Bundes 
oder durch die Gewährung von Investorenschutz im Kon-
text von Handels- und Investitionsschutzabkommen. Im 
Mittelpunkt der Studie steht daher die Frage, inwieweit 
die Unternehmen bei solchen Geschäften ihrer menschen-
rechtlichen Verantwortung und die Bundesrepublik ihren 
menschenrechtlichen Verpflichtungen gerecht werden. 

Unbestritten bleibt, dass die menschenrechtliche 
Hauptverantwortung bei den Staaten liegt, in denen Roh-
stoffe gewonnen und Energieprojekte umgesetzt werden. 
Sie haben die erste Verpflichtung sicherzustellen, dass es 
nicht zu Menschenrechtsverletzungen auf ihrem Territori-
um kommt. Der Bezug zu extraterritorialen Staatenpflich-
ten und den Verantwortlichkeiten von Unternehmen wird 
besonders dort relevant, wo die Länder – aus welchen 
Gründen auch immer – ihrer eigenen Verantwortung nicht 
nachkommen können oder wollen. 
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liche Unternehmen „wieder vermehrt als ein Instrument 
angesehen, mit dem sich der regionale Arbeitsmarkt und 
die lokale Wirtschaft durch Vermeidung von Lohndumping 
stärken lassen. […] Auch Ökologie- und Ressourcenargu-
mente werden angeführt, etwa der Wunsch, atom- und 
kohlekraftfreien Strom zu handeln.“ (Libbe 2011) Gleich-
zeitig haben Kommunen mit Unternehmen im öffentlichen 
Eigentum die Möglichkeit – gemäß den UN-Leitprinzipien 
aber auch die Pflicht – die Unternehmen zur Achtung der 
Menschenrechte anzuhalten. 

Menschenrechtliche Verantwortung der 
Energieversorger im öffentlichen Eigentum

Zusätzlich zu den zehn größten Energieversorgern, die 
in Kapitel 5 ausführlicher analysiert werden, haben Ger-
manwatch und MISEREOR die zehn größten deutschen 
Energieversorger, die im öffentlichen Mehrheitseigentum 
sind, gesondert betrachtet. Diese überschneiden sich zum 
großen Teil mit den in Kapitel 5 untersuchten Unterneh-
men. Hinzu kommen Mainova, die Städtischen Werke 
Nürnberg und Trianel (vgl. Tabelle 1). Diese Unternehmen 
sind größtenteils Stadtwerke oder Zusammenschlüsse von 
städtischen Werken, die im kommunalen Besitz sind. Die 
EnBW ist das einzige Unternehmen, das mehrheitlich im 
Besitz eines Bundeslandes ist. Sieben der zehn Unterneh-
men haben auf unseren Fragebogen geantwortet3, von den 
restlichen wurden die verfügbaren Berichte untersucht 
und in die Analyse miteinbezogen. 

Insgesamt ist festzustellen, dass das Thema Menschen-
rechte bei den meisten staatlichen Energieversorgern kei-
ne große Rolle spielt. Keines der Unternehmen hat eine 
Grundsatzerklärung zu Menschenrechten verabschiedet. 
Lediglich die Steag bezieht sich im unternehmenseigenen 
Verhaltenskodex auf die Menschenrechte. Sieben Unter-
nehmen nennen Menschenrechte nur in Bezug auf Lie-
feranten4 und zwei Unternehmen bekennen sich in kei-

4 Die staatliche menschenrechtliche Schutz-
pflicht Deutschlands und der Energiesektor 

4.1  Nexus Staat-Wirtschaft

4.1.1  Öffentliche Beteiligung an  
Energieversorgern

„Die Staaten sollten zusätzliche Maßnahmen zum 
Schutz vor Menschenrechtsverletzungen durch Wirt-
schaftsunternehmen ergreifen, die sich in staatlichem 
Eigentum befinden oder unter staatlicher Kontrolle 
stehen […], indem sie ihnen gegebenenfalls die Wahr-
nehmung der Sorgfaltspflicht in Bezug auf die Men-
schenrechte zur Auflage machen.“ (UN-Leitprinzip 4) 
„Steht ein Wirtschaftsunternehmen unter staatlicher 
Kontrolle oder können seine Handlungen anderwei-
tig dem Staat zugeordnet werden, können Verlet-
zungen der Menschenrechte durch das Wirtschafts-
unternehmen bedeuten, dass der Staat gegen seine 
eigenen völkerrechtlichen Verpflichtungen verstößt. 
Je näher ein Wirtschaftsunternehmen dem Staat steht 
[…], desto stärker sind die politischen Beweggründe 
des Staates, sicherzustellen, dass das Unternehmen 
die Menschenrechte achtet (Kommentar zu Leitprin-
zip 4).“

Die Organisation der Stromversorgung zählte lange 
Zeit zu den öffentlichen Standardaufgaben, um die Versor-
gungssicherheit zu gewährleisten (Heymann et al. 2012). 
Nach einer Welle der Privatisierung seit den 90er Jahren 
besteht derzeit ein Trend zur Re-Kommunalisierung (Berlo 
et al. 2013). Neben den vier überregionalen Verbundun-
ternehmen RWE, E.ON, Vattenfall und EnBW gibt es um 
die 1.000 Stadtwerke, die sich überwiegend im Besitz von 
Kommunen befinden.2 

Eine Voraussetzung für die Rekommunalisierung ist, 
dass seit 2010 ein Großteil der Konzessionsverträge aus-
läuft, die häufig auf 20 Jahre Laufzeit begrenzt waren. Viele 
Städte kaufen im Zuge dessen ihre Anteile an den Stadt-
werken zurück (Berlo et al. 2013). Die Energiewende und 
der Ausstieg aus der Atomenergie sind zudem für einige 
Kommunen wichtige Beweggründe, eigene Stadtwerke 
zu gründen (Heymann et al. 2012). Dabei werden öffent-

2 Vgl. http://www.stadtwerke-in-deutschland.de/, Strommagazin https://www.strom-
magazin.de/info/stadtwerke/; Eine Übersicht über die Beteiligungsberichte von Bund, 
Ländern und Kommunen findet sich unter: http://www.haushaltssteuerung.de/beteili-
gungsberichte.html (alle abgerufen am 10.05.2017).

3 EnBW, MVV, Steag, Stadtwerke Hannover, Stadtwerke Köln, Stadtwerke München,  
Trianel

4 EnBW (Verhaltensgrundsätze zur Beschaffung von Steinkohle), EWE (Nachhaltigkeits-
bericht), Mainova (Lieferantenkodex), MVV (Fragebogen), Städtische Werke Nürnberg 
(„Unternehmenspolitik“), Stadtwerke Köln (Fragebogen), Stadtwerke München (Web-
seite)
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Tabelle 1: Die größten deutschen Energieversorger im öffentlichen Mehrheitsbesitz 

Quelle: Eigene Zusammenstellung auf Basis der Unternehmenswebseiten5 , Auflistung nach der Höhe des Umsatzes auf Basis der Liste von „Die Welt“ 20156

Unternehmen
(nach Höhe  
des Umsatzes)

öffentliche  
Anteile

Anteilseigner  
(mehr als 10 % Anteil)

EnBW AG 97,55 % 46,75 % NECKARPRI-Beteiligungsgesellschaft mbH  
(100 % Land Baden-Württemberg)
46,75 % Oberschwäbische Elektrizitätswerke (OEW) Energie-
Beteiligungs GmbH (Zusammenschluss von 9 Landkreisen)

EWE AG 84 %
(sowie 6 % EnBW)

64 % Weser-Ems-Energiebeteiligungen GmbH
20 % Energieverband Elbe-Weser Beteiligungsholding GmbH

Stadtwerke  
München GmbH

100 % 100 % Stadt München

Stadtwerke  
Köln GmbH
Tochtergesellschaft 
RheinEnergie AG

100 %

80 %

100 % Stadt Köln

80 % GEW Köln AG (100 % Stadt Köln)
20 % innogy SE

Steag AG 100 % 100 % Kommunale Beteiligungsgesellschaft KSBG GmbH & 
Co KG, davon:
36 % Dortmunder Stadtwerke (DSW21)
19 % Stadtwerke Duisburg AG
18 % Stadtwerke Bochum
15 % Stadtwerke Essen AG

MVV Energie AG 50,1 %
(sowie anteilig über EnBW 
und Rheinenergie)

50,1 % Stadt Mannheim
22,5 % EnBW
16,3 % Rheinenergie

Städtische Werke 
Nürnberg GmbH
Tochtergesellschaft  
N-ERGIE AG

100 %

60,2 % 
(sowie anteilig über Thüga AG)

100 % Stadt Nürnberg

60,2 % Städtische Werke Nürnberg
39,8 % Thüga AG (Verbund von ca. 100 Energie- und Wasser-
versorgern, mehrheitlich im kommunalen Besitz)

Stadtwerke  
Hannover AG/
enercity

76 %
(sowie anteilig über Thüga AG)

75,09 % Versorgungs- & Verkehrsgesellschaft Hannover mbH 
(80,49 % Stadt Hannover, 19,51 % Region Hannover)
24 % Thüga AG 

Trianel GmbH
(davon 94,28 %  
deutsche Anteile)

100 % 
(davon 94,28 % deutsche  
Anteile)

56 Stadtwerke aus Deutschland, den Niederlanden, Öster-
reich und der Schweiz, darunter 
24,68 % Energie- und Wasserversorgung Mittleres Ruhrge-
biet GmbH (Stadtwerke Bochum, Herne und Witten)
11,97 % Stadtwerke Aachen AG

Mainova AG 75,2 %
(sowie anteilig über Thüga AG)

75,2 % Stadtwerke Frankfurt am Main Holding
24,5 % Thüga AG

5 Folgende Unternehmenswebseiten wurden herangezogen: EnBW: https://www.enbw.com/unternehmen/investoren/anleihen-und-aktien/aktie/aktionaersstruktur.html,  
EWE: https://www.ewe.com/de/investor-relations/daten-und-fakten/anteilseigner, Stadtwerke München: https://www.swm.de/privatkunden/unternehmen/swm.html,  
Stadtwerke Köln/ Rheinenergie: http://www.rheinenergie.com/de/unternehmensportal/ueber_uns/rheinenergie/gesellschafter_und_organe/index.php,  
Steag: http://www.stadtwerke-konsortium.de/sk-die-kommunale-beteiligungsges.html, https://www.steag.com/de/unternehmen/eigentuemer/,  
MVV (Mannheim) https://www.mvv-energie.de/de/investoren/die_aktie/aktionaersstruktur/aktionaersstruktur_1.jsp,  
Stadtwerke Nürnberg: https://www.stwn.de/stwn-home/stwn-gmbh/tochterunternehmen.html,  
Stadtwerke Hannover: https://www.enercity.de/unternehmen/unternehmensportraet/zahlen-fakten/eignerstruktur/,  
Trianel: https://www.trianel.com/trianel/gesellschafter/, Mainova: https://www.mainova.de/ueber_uns/unternehmensprofil/anteilseigner.html 

6 Die Liste der Top 500 für Deutschland wurde auf Grundlage der Umsätze 2014 ermittelt. http://top500.welt.de/ (abgerufen 10.05.2017)
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von den staatlichen Energieversorgern nur die EnBW und 
Steag durch. Diese beiden berichten auch als einzige über 
eine Konsultation der Betroffenen vor Ort (vgl. Kapitel 5.3).  
Die Beschwerdesysteme haben, sofern vorhanden, oft 
einen Fokus auf Antikorruptions- oder Verbraucherbe-
schwerden. Nur die EnBW erwartet von ihren Lieferanten 
und Geschäftspartnern, dass diese effektive Beschwer-
demechanismen im Sinne der UN-Leitprinzipien bereit-
stellen.

Dabei würde der zunehmende Import von Steinkohle 
aus Kolumbien, Russland oder Südafrika ein viel enga-
gierteres Vorgehen in Bezug auf die Menschenrechte er-
fordern, wie die Fallbeispiele aus Kolumbien (vgl. Kasten 
S. 31ff) sowie Südafrika (vgl. Kasten S. 46ff) nahelegen. 
Möglicherweise ebenso besorgniserregend ist, dass es 
zur Menschenrechtssituation beim Abbau von Steinkohle 
in Russland kaum Informationen gibt. Die wenigen Infor-
mationen, zum Beispiel von der Gesellschaft für bedrohte 
Völker (Reinke 2016), lassen jedoch befürchten, dass um-
fangreichere menschenrechtliche Folgenabschätzungen 
weitere gravierende Probleme zu Tage bringen würden.

ner Form öffentlich zu Menschenrechten7. Mitglied beim  
Global Compact sind allein die EnBW, MVV und die Steag, 
wobei die Stadtwerke aus München und aus Nürnberg  
angeben, sich an dessen Prinzipien zu orientieren8.

In Bezug auf die Menschenrechte verweisen einige Un-
ternehmen darauf, dass die unternehmerische Betätigung 
überwiegend lokal bzw. in Deutschland oder Europa statt-
finde und dementsprechend keine Gefährdung bestehe, 
Menschenrechte zu verletzen.9 Davon abgesehen, dass 
es auch in Deutschland zu Menschenrechtsverletzungen 
kommen kann, vernachlässigt eine solche Sichtweise die 
menschenrechtliche Sorgfaltspflicht der Unternehmen für 
ihre globalen Geschäftsbeziehungen. Denn viele Energie-
versorger beschaffen Kohle, Gas und ggf. weitere Brenn-
stoffe aus dem Ausland. Diesbezüglich geben einige der 
staatlichen Energieversorger an, sich an die geltenden 
Vergabegesetze zu halten. Nur fünf der Unternehmen ha-
ben einen eigenen Verhaltenskodex für Lieferanten oder 
Beschaffungsgrundsätze verabschiedet.10 Die Steag erwar-
tet von ihren Lieferanten, dass diese den firmeneigenen 
Verhaltenskodex einhalten.

Über die Herkunft der Energieträger informiert nur 
etwa die Hälfte der Energieversorger. So geben nur vier 
der Energieversorger an, woher sie ihre Kohle beschaf-
fen, wobei die Informationen unterschiedlich detailliert 
sind.11 Einzig die EnBW gibt nicht nur das Land, sondern 
auch die konkreten Bezugsmengen für einzelne Kohlelie-
feranten an. Menschenrechtliche Risikoanalysen führen 

7 Stadtwerke Hannover, Trianel; Allerdings verweist Trianel darauf, dass das eigenstän-
dige Unternehmen Trianel Kohlekraftwerk Lünen sich öffentlich zu den Menschen-
rechten bekennt: http://www.trianel-luenen.de/unternehmen/unsere-unternehmens-
politik/ (abgerufen 10.5.2017)

8 Im Falle von Nürnberg ist zwar nicht das Stadtwerk Mitglied im Global Compact, wohl 
aber die Stadt Nürnberg selbst (vgl. S. 34)

9 Mainova, MVV, Stadtwerke Köln, Stadtwerke München
10 EnBW, EWE, Mainova, MVV, Stadtwerke Nürnberg 
11 EnBW, EWE, MVV, Stadtwerke München

Etwa ein Fünftel der Steinkohleimporte Deutschlands kamen in den vergangenen Jahren aus Kolumbien (19% in 2013), u.a. aus 
dieser Kohlemine von Cerrejon (Quelle: VdKI 2016: 112).
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Wegen dieser Kohleimporte steht die EnBW stark in 
der Kritik, denn allein im Jahr 2015 kam fast die Hälfte 
der aus Kolumbien bezogenen Kohle aus der Förderung 
von Drummond (ebd: 40). Nach Aussagen ehemaliger 
Paramilitärs hat Drummond jahrelang die paramilitäri-
sche Einheit Juan Andrés Álvarez (JAA) finanziell wie lo-
gistisch unterstützt und war in die Ermordung mehrerer 
führender Gewerkschafter verwickelt. Als Drummond 
Mitte der 1990er Jahre in dem Bürgerkriegsland Kolum-
bien aktiv wurde, engagierte es demnach Paramilitärs, 
um Infrastruktur und Mitarbeiter/-innen zu schützen. 
Die paramilitärische Einheit JAA war von 1996 bis 2006 
aktiv und wird für 3.100 Ermordete, 55.000 Vertriebene 
und ca. 240 verschleppte Menschen verantwortlich ge-
macht. Die niederländische Friedensorganisation PAX 
hat die Opferzahlen aus offiziellen Quellen errechnet 
und Zeugenaussagen der ehemaligen Täter zusammen-
getragen und. Diese hätten unter Eid ausgesagt, dass 
Drummond die JAA nicht nur finanziell, sondern auch 
mit Ausrüstung und Informationen unterstützt habe 
(Moor et al. 2014: 29 ff). 

Während der Steinkohleabbau in Deutschland zu-
rückgeht, importieren deutsche Unternehmen seit Jah-
ren immer mehr Kohle aus dem Ausland. Nach Russland 
und den USA ist Kolumbien drittwichtigstes Import-
land für die deutsche Wirtschaft (VDKI 2016: 113, 115). 
Auch die EnBW, der größte deutsche Energiekonzern 
in mehrheitlich öffentlicher Hand (vgl. Tabelle 1, S. 29), 
beschafft den größten Teil ihres Kohlebedarfs im Aus-
land. Zwar hat die EnBW Anfang 2017 als erster großer 
Energiekon zern in Deutschland darüber informiert, 
ganz aus der Kohleverstromung aussteigen zu wollen 
und bereits ein Drittel der Steinkohlekapazitäten zur 
Stilllegung angemeldet zu haben (Berliner Morgenpost 
17.02.2017) – ein wichtiger Schritt für den Klimaschutz. 
Jedoch bezog die baden-württembergische EnBW im 
Jahr 2015 noch 4,75 Millionen Tonnen Kohle, den über-
wiegenden Teil davon aus dem Ausland. Den größ-
ten Teil seines Steinkohlebedarfs kaufte das Unterneh-
men in Kolumbien ein – im Jahr 2015 etwa 40 Prozent 
des Gesamtbedarfs (EnBW 2016a: 59). EnBW veröffent-
licht sogar, von welchen Lieferanten aus Kolumbien die  
Kohle stammt (ebd.: 40). 

Menschenrechtsvorwürfe zu Kohleimporten von EnBW aus Kolumbien: Wo ist die rote Line? 

In der Kohleabbauregion Kolumbiens sind Sicherheitskräfte und Militärs ein gewohntes Bild.
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Der dänische Energieversorger Dong Energy zog  
bereits 2006 aus den Berichten, dass Drummond in die 
Ermordung mehrerer Gewerkschafter verwickelt gewe-
sen sei, Konsequenzen und brach die Geschäftsbezie-
hungen zu Drummond ab. 2016 hat Dong Energy aus 
Menschenrechtserwägungen auch die Lieferverträge 
mit dem kolumbianischen Kohleproduzenten Prode-
co/Glencore nicht mehr verlängert (PAX 2016a). Anfang 
Mai 2017 kündigte der italienische Energiekonzern ENEL 
an, die Kohleverträge mit Drummond und Prodeco/
Glencore nicht verlängern zu wollen (PAX 2017). Auch 
die Steag nutzt nach eigenen Angaben keine Kohle von 
Drummond (Seidel 2016). 

Die EnBW kam der wiederholten Aufforderung nach 
Abbruch, zumindest aber Unterbrechung der Geschäfts-
beziehung mit Drummond bislang nicht nach (u.a. Urge-
wald 2016; MISEREOR et al. 2017). Die Nichtregierungs-
organisationen verlangen einen klaren Aktionsplan 
der Bergbauunternehmen vor Ort zur Prüfung und Ein-
haltung der Menschenrechte. Im Rahmen der Unter-
nehmensbefragung hatte die EnBW angegeben, dass 
gravierende Verstöße gegen die Verhaltensgrundsätze 
von EnBW durchaus auch zur Aufhebung des Vertrages 
führen könnten. In Bezug auf die Vorwürfe gegenüber 
Drummond verwies die EnBW in einem Schreiben an 
Germanwatch darauf, dass für eine solche Entschei-
dung des Unternehmens die entsprechenden Vorwürfe 
bestätigt werden müssten. Es gebe aber ein Gerichts-
urteil, das zu einer völlig anderen Bewertung der Zeu-
genaussagen komme (United States District Court 2015, 
Fisher 2015). Demnach habe ein US-amerikanischer 
Anwalt, der Drummond wegen der Zusammenarbeit 
mit Paramilitärs verklagt hatte, Zeugen bezahlt, dies 
jedoch verschwiegen und damit möglicherweise Beihil-
fe zum Meineid geleistet. PAX war in seiner Publikation 
auf diese Vorwürfe der Bezahlung von Zeugen bereits 
eingegangen und hatte ebenso wie der verurteilte An-
walt erläutert, dass derartige Zahlungen eine Art Zeu-
genschutzprogramm für die Ex-Paramilitärs und ihre 
Familien seien. Diese würden aufgrund ihrer Aussagen 
massiv bedroht (Moor et al. 2014: 93ff, Fisher 2015). Zu-
dem betonte PAX, dass die genannte Dokumentation 
nicht nur auf Zeugenaussagen aus den US-amerika-
nischen Gerichtsprozessen beruhe. Auch bei Gerichts-
verfahren in Kolumbien und im Rahmen des Prozesses 
für „Gerechtigkeit und Frieden“ zur Demobilisierung 

der Paramilitärs sowie in mehreren Interviews mit PAX 
hatten ehemalige Paramilitärs entsprechend ausge-
sagt und mitunter sogar detailliertere Informationen 
preisgegeben als im US-amerikanischen Gerichtspro-
zess (Moor et al. 2014: 96ff). Das „Centro Nacional de 
Memoria Histórica“ hat ebenfalls entsprechende Aus-
sagen dokumentiert (CNMH 2014: 57f).

Die EnBW hält derweil an ihrem Lieferanten Drum-
mond fest und gibt an, seit 2014 Maßnahmen umzu-
setzen, die die Situation vor Ort verbessern sollen. 
Demnach habe das Unternehmen regelmäßig Vor-Ort-
Besuche durchgeführt und einen Austausch mit NRO, 
Gewerkschaften oder Unternehmen zur Steinkohlebe-
schaffung aus Kolumbien initiiert (EnBW 2016b). Die 
EnBW setze dabei bewusst auf einen dialogorientier-
ten Ansatz, der auf eine enge Zusammenarbeit mit 
den Produzenten und verschiedenen Stakeholdergrup-
pen baue. Nach Angaben der EnBW hat dies zu deutli-
chen Fortschritten beim CSR-Engagement der Kohle-
produzenten geführt und die Situation vor Ort in den 
Minengebieten verbessert. So würden im Bereich Ar-
beitssicherheit die Maßnahmen von Drummond nach 
internationalen Standards (OHSAS 18001) zertifiziert. 
Das Unternehmen informiere auch deutlich transpa-
renter über die Staubbelastung. Zudem weist die EnBW 
darauf hin, dass Drummond sich inzwischen von den 
Menschenrechtsverletzungen im Umfeld des Unter-
nehmens distanzieren würde und sich im Rahmen des 

Vor-Ort-Besuche sind wichtig, um die potenziellen und tat-
sächlichen menschenrechtlichen Auswirkungen zu erfassen. 
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Versöhnungs- und Friedensprozesses einbringe. Aller-
dings benennt Drummond als konkrete Aktivität keine 
Maßnahmen zur Landrückgabe sondern ein sogenann-
tes CSR-Projekt, in diesem Fall den Bau eines Sportkom-
plexes, in dem 700 Kindern durch Sport positive Werte 
vermittelt werden sollen (Drummond 2016a). Auch die 
EnBW betreibt gemeinsam mit Drummond ein Wasser- 
und Abwasserprojekt in einem Stadtteil von La Aurora. 
Ein solches karitatives Engagement ersetzt jedoch keine 
Maßnahmen, um die Bevölkerung für die gravierenden 
menschenrechtlichen Auswirkungen des Kohleabbaus 
der letzten Jahrzehnte zu entschädigen. Drummond 
nutzt dieses Projekt und die Kooperation mit EnBW  
allerdings erfolgreich, um sich in der Öffentlichkeit als 
vor Ort engagiertes Unternehmen darzustellen (Drum-
mond 2016b).

Währenddessen spitzt sich die Sicherheitslage in der 
Region seit 2012 wieder zu. Einer weiteren Studie von 
PAX zufolge, sind in der Kohleregion, in der Drummond 
fördert, seit 2012 mehr als 200 Menschen Opfer von Ge-
walt, Drohungen und Einschüchterung geworden (PAX 
2016b). Allerdings bezweifelte ein Vertreter der EnBW 
gegenüber Germanwatch, dass der Anstieg der Krimi-

nalität mit dem Kohleabbau kausal zusammenhängen 
würde. Jedoch gaben die Täter nach Information von 
MISEREOR und Urgewald in vielen Fällen an, die Inte-
ressen der Kohlekonzerne zu verteidigen (MISEREOR 
et al. 2017). Mitte September 2016 wurde erneut ein 
Bergbaukritiker ermordet. Er hatte sich für die Rück-
gabe von Land an die Vertreibungsopfer eingesetzt und 
sich gegen die Expansion der Kohlemine von Drum-
mond ausgesprochen (PAX 2016b: 1ff.). Zuletzt wurde 
am 04.02.2017 Edilberto Cantillo Mesa getötet. Auch er 
hatte sich für Landrückgaben an Vertriebene eingesetzt 
(MISEREOR et al. 2017). 

Die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschen-
rechte legen nahe, dass ein Unternehmen in bestimm-
ten Fällen auch zur Beendigung einer Geschäftsbezie-
hung bereit sein sollte, wenn der eigene Einfluss nicht 
ausreicht, um den Geschäftspartner zur Achtung der 
Menschenrechte zu bewegen. Als größter deutscher 
Energiekonzern im öffentlichen Besitz muss sich die 
EnBW, aber auch das Land Baden Württemberg, an-
gesichts der geschilderten Situation die Frage gefallen 
lassen, wann auch EnBW diesbezüglich konsequenter 
handelt.

Quelle: Erstellung durch CINEP auf Basis der Informationen aus dem kolumbianischen Bergbaukataster und der Verwaltungsabteilung für sozialen Wohlstand 
(Coronado Delgado 2016: 23)

Grafik 2: Für den Bergbau titulierte Hektar Land und Zahl der gewaltsam vertriebenen Personen 
in La Jagua de Iberico, El Paso, Becerril und Chiriguana, Cesar, Kolumbien
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Keine menschenrechtlichen Vorgaben für staats-
eigene Unternehmen auf Bundesebene

Es gibt für Unternehmen im öffentlichen Besitz keine 
gesonderte Vorgabe zur Einhaltung oder Überprüfung 
der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht (Bettzieche 
et al. 2015). Allerdings erachtet die Bundesregierung den 
Schutzstandard der Menschenrechte bei Unternehmens-
beteiligungen der öffentlichen Hand als „bereits sehr gut 
ausgeprägt“. Das erklärt sie damit, dass diese Unterneh-
men „einer unmittelbaren Grundrechtsbindung unterlie-
gen“ würden (Bundesregierung 2016: 25). Inwiefern sich 
diese Grundrechtsbindung jedoch auch auf Menschen-
rechtsverletzungen bei Tochterfirmen oder Lieferketten 
im Ausland bezieht, führt sie nicht aus.

Zudem verweist die Bundesregierung im Rahmen des 
Nationalen Aktionsplans auf den Public Corporate Gover-
nance Kodex (PCGK). Dieses Regelwerk ist Teil der „Grund-
sätze guter Unternehmens- und Beteiligungsführung“, die 
das Bundesfinanzministerium als federführendes Minis-
terium für die Bundesbeteiligungen herausgegeben hat 
(BMF 2009). Allerdings lassen sich weder im PCGK noch in 
den anderen Teilen der „Grundsätze guter Unternehmens- 
und Beteiligungsführung“ Themen wie Menschenrechte 
oder Nachhaltigkeit finden. Wenn jedoch diese Grundsät-
ze die „Grundlage für eine verantwortungsvolle Führung 
der Beteiligungen des Bundes an Unternehmen“ (Bun-
desregierung 2016: 25) bilden, dann muss diese Führung 
derzeit bedauerlicherweise ohne menschenrechtliche 
Vorgaben auskommen.

Einzig im Vorwort zum Bundesbeteiligungsbericht be-
tont der Bundesfinanzminister „Der Bundesregierung ist 
es daher ein Anliegen, Unternehmen mit mehrheitlicher 
Bundesbeteiligung nachhaltig auszurichten. Ihnen kommt 
eine besondere Vorbildfunktion für die gesamte Wirt-
schaft zu.“ (BMF 2016: 4). Im Nachhaltigkeits-Kapitel des 
Beteiligungsberichtes wird insbesondere auf den Deut-
schen Nachhaltigkeitskodex hingewiesen. Dort schreibt 
die Bundesregierung, sie „lädt alle Unternehmen – ins-
besondere Unternehmen mit Bundesbeteiligung – dazu 
ein, sich dem Kodex anzuschließen“ (BMF 2016: 27). Der 
Nachhaltigkeitskodex bezieht sich im Kriterium 17 auf die 
Menschenrechte (Rat für Nachhaltige Entwicklung 2016). 
Allerdings beschränkt sich dieses Kriterium auf die Liefer-
kette. Zudem ist der Kodex ein freiwilliges Berichtsrah-
menwerk und keine politische Vorgabe. 

Energieversorger im Landes- und Kommunal-
besitz – was tun die öffentlichen Stellen?

Da sich die öffentlichen Anteile an den Energiever-
sorgern in Deutschland nicht im Bundesbesitz, sondern 
im Besitz von Bundesländern und vor allem Kommunen 
befinden, haben sich Germanwatch und MISEREOR auf 
diese Ebenen konzentriert. Konkret haben wir die öf-
fentlichen Stellen identifiziert, die jeweils an den zehn 
größten Energieversorgern im öffentlichen Eigentum den 
größten Anteil besitzen. Dies betrifft ein Bundesland und 
neun Städte, wie in Tabelle 2 (S. 35) dargestellt ist. Dieses 
Bundesland und die Kommunen haben wir danach be-
fragt, wie sie sicherstellen, dass die entsprechenden Ener-
gieversorger ihrer menschenrechtlichen Verantwortung 
nachkommen. Vier der zehn Befragten haben den Frage-
bogen beantwortet.12  Ergänzend konnten von München 
und Köln im begrenzten Umfang Webseiteninformatio-
nen genutzt werden.

Menschenrechtliche Grundsätze, die speziell für die 
Unternehmen im öffentlichen Besitz gelten, haben weder 
das untersuchte Bundesland noch die relevanten Kommu-
nen entwickelt. Allerdings verweisen Dortmund, Hanno-
ver, Köln und München in den beantworteten Fragebögen 
bzw. auf ihrer Website auf ihre Selbstverpflichtungen und 
ihr Engagement zu nachhaltiger öffentlicher Beschaffung. 
Dortmund weist darauf hin, dass diese Grundsätze und 
Prinzipien der Stadt auch für die städtischen Tochter-
gesellschaften gelten. Das betreffe allerdings nur Unter-
nehmen im Mehrheitsbesitz, also nicht die Steag. Hanno-
ver verweist auf einen Kommunalbeschluss, wonach die 
Vertreter/-innen der Stadt in den Aufsichtsräten der städti-
schen Unternehmen auf die Anwendung von Regelungen, 
wie ein Verbot von ausbeuterischer Kinderarbeit, aber 
auch die Agenda 2030 der Vereinten Nationen, hinwirken. 

Nürnberg ist 2003 als weltweit erste Stadt dem Global 
Compact beigetreten. In ihrem Leitbild hat die Stadt Nürn-
berg im ersten Punkt die Verpflichtung festgeschrieben, 
sich aktiv für die Verwirklichung der Menschenrechte ein-
zusetzen. Zwar benennt die Stadt dort nicht explizit die 
Tochterunternehmen und Eigenbetriebe, aber Nürnberg 
wirke nach eigenen Angaben bei allen Aktivitäten dar-
auf hin, dass diese Unternehmen die Zielsetzung über-
nehmen. Baden-Württemberg verweist darauf, dass der 

12 Baden-Württemberg, Dortmund, Hannover, Nürnberg. Vor der Veröffentlichung dieser 
Publikation erhielten das Land und die Kommunen die sie betreffenden Textpassa-
gen, um sie auf sachliche Richtigkeit zu prüfen sowie ggf. zu aktualisieren. Die Rück-
meldungen sind in die Überarbeitung der Analyse eingeflossen.
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Tabelle 2: 
Die größten Anteilseigner der größten  
deutschen Energieversorger im öffentlichen 
Mehrheitsbesitz

Stand: Mai 2017
Quelle: Eigene Zusammenstellung auf Basis der Unternehmenswebseiten 
(vgl. Tabelle 1)

Unternehmen Größter öffentlicher  
Anteilseigner 

EnBW AG Land Baden-Württemberg 
46,75 %

EWE Stadt Oldenburg 9,66 %13

Stadtwerke München Stadt München 100 %

Stadtwerke Köln Stadt Köln 100 %

MVV Energie AG Stadt Mannheim 50,1 %

Steag AG Stadt Dortmund 36 %

Stadtwerke Hanno-
ver/ enercity

Stadt Hannover ca. 60 %14

Mainova AG Stadt Frankfurt 75,2 %

Städtische Werke 
Nürnberg

Stadt Nürnberg 100 %

Trianel Stadt Bochum ca. 14 %15 

EnBW-Vorstand Verhaltensgrundsätze für die verantwor-
tungsvolle Beschaffung von Steinkohle und anderen Roh-
stoffen beschlossen habe, welche auf international aner-
kannten Leitlinien und Standards beruhen. 

Nur Baden-Württemberg und Dortmund stehen mit 
dem jeweiligen Energieversorger im Dialog über men-
schenrechtliche Probleme aufgrund von Medienberich-
ten oder NRO-Veröffentlichungen. Die Landesregierung 
Baden-Württembergs steht über ihre Aufsichtsratsman-
date mit dem EnBW-Vorstand im Austausch, um sich 

für eine verantwortungsvolle Kohlebeschaffung einzu-
setzen. Zudem ist Baden-Württemberg im Kontakt mit 
NRO-Vertreter/-innen und Kritiker/-innen der Kohlebe-
schaffung.

Insbesondere Dortmund nimmt die Berichte und Ver-
öffentlichungen, in denen die negativen Konsequenzen 
des Kohleabbaus in Kolumbien, Südafrika und anderen 
Orten dargestellt werden, offenbar sehr ernst. Die Miss-
stände haben die Stadt mehrfach dazu veranlasst, bei 
den Vorständen der Steag schriftlich um eine Stellung-
nahme zu bitten. Im Antwortschreiben an Germanwatch 
hat Dortmund ausgeführt, dass die vorgelegten Berichte 
und Zertifizierungen (z.B. von Bettercoal) „jedoch nicht 
alle Fragen und Zweifel beseitigen“ konnten. Deswegen 
finden seit 2015 „Importkohlegespräche“ statt, bei de-
nen sich auf Einladung der Stadt Dortmund die Vorstände 
und zuständigen Stellen der Kohleimporteure, der Ober-
bürgermeister sowie thematisch involvierte NRO treffen.  
Zudem gebe es Planungen für ein Projekt mit Kolumbien 
zu Importkohle, um auf die Einhaltung der menschen-
rechtlichen Verpflichtungen und verbesserte Umwelt- 
und Sozialstandards hinzuwirken. 

Gewerkschaftsarbeit ist in Kolumbien Schwerstarbeit. Immer 
wieder haben Gewerkschaften der Kohlebergarbeiter mit juris-
tischen Verfahren gegen die Gewerkschaft zu kämpfen, Gewerk-
schaftsführer werden entlassen, mitunter sogar ermordet. 
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13 Der kommunale Anteil an EWE beträgt 84 %, davon 64 % Weser-Ems-Energiebetei-
ligungen GmbH und 20 % Energieverband Elbe-Weser Beteiligungsholding GmbH. 
Beide Gesellschaften gehören jeweils zu 100 % dem Ems-Weser-Elbe Versorgungs- 
und Entsorgungsverband. Diesem Verband gehören 17 Landkreise sowie vier Städte 
zwischen Ems, Weser und Elbe an. Die Stadt Oldenburg hält mit 11,5 % den größten 
einzelnen Anteil am Ems-Weser-Elbe Versorgungs- und Entsorgungsverband. Dies 
entspricht 9,66 % Anteile an EWE: http://www.ewe-verband.de/data/2016_10_Ver-
bandsordnung_nov_2016.pdf (abgerufen am 10.05.2017)

14 Die Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft Hannover mbH hält 75,09 % an den Stadt-
werken Hannover, die Stadt Hannover hält wieder 80,49 % an der Versorgungs- und 
Verkehrsgesellschaft (vgl. Tabelle 1). Dies entspricht 60,44 % Anteile der Stadt Hanno-
ver an den Stadtwerken.

15 24,68 % Energie- und Wasserversorgung Mittleres Ruhrgebiet GmbH. Davon 57 % 
Stadt Bochum entspricht 14,07 % Anteil. http://www.ewmr.de/pdf/ewmr_Konzern_
Geschaeftsbericht_2015.pdf (abgerufen 10.05.2017)



36

Bericht 2017 • Globale Energiewirtschaft und Menschenrechte – Deutsche Unternehmen und Politik auf dem Prüfstand

Hannover verweist darauf, dass die Lieferanten von 
enercity – der Marke der Stadtwerke Hannover – in der 
Regel Mitglied im Verein der Kohleimporteure sind. Dieser 
fordert von seinen Mitgliedern die Einhaltung internatio-
nal anerkannter Menschenrechts- und Arbeitsstandards. 
Für Neuverträge verankere enercity die Einhaltung dieser 
Standards verpflichtend. Nürnberg berichtet, dass der 
stadteigene Energieversorger N-ERGIE seit längerem kei-
ne Kohle mehr einsetzt. Bei der Beschaffung von Biomas-
se stellt das Unternehmen nach Angaben der Stadt Nürn-
berg sicher, dass zertifiziertes Material aus Deutschland 
und der Region zum Einsatz kommt. Die Energiebeschaf-
fung finde überwiegend am Großhandelsmarkt statt und 
es seien „grundsätzlich keine Informationen zur Herkunft 
von Strom oder Erdgas verfügbar“.

Bezüglich der Steinkohlebeschaffung für die Stadt-
werke München hat der Stadtrat 2015 einen Bericht über 
die Bezugsmengen und -quellen und die hierfür gelten-
den sozialen und ökologischen Kriterien beauftragt. Die 
Stadtwerke München teilten dem Stadtrat daraufhin die 
Lieferländer und die jeweilige Menge ihrer Kohlebeschaf-
fung mit sowie die sozialen und ökologischen Mindest-
standards, die das Unternehmen in seine Lieferverträge 
aufgenommen hat. 

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass die Anteilseigner 
der größten deutschen Energieunternehmen im öffent-
lichen Besitz in keinem Fall explizit die Unternehmen um-
fassend und direkt an die Menschenrechte binden. Es gibt 
aber durchaus einige Kommunen, die konkret die Ener-
gieunternehmen im öffentlichen Eigentum zur Achtung 
der Menschenrechte in globalen Lieferketten anhalten. 
Insbesondere wenn die Kommunen dafür den gezielten 
Dialog mit den jeweiligen Unternehmen suchen, lässt sich 
bei den Energieversorgern eine beträchtliche Dynamik 
feststellen, wie das Beispiel Dortmund zeigt.

Quo vadis: Unternehmen im öffentlichen 
Eigentum besonders in die Pflicht nehmen

Ursprünglich hatten die fünf maßgeblich an der Erar-
beitung des NAP beteiligten Ministerien mit dem (unver-
öffentlichten) NAP-Entwurf vom Juni 2016 vorgesehen, 
Unternehmen im Eigentum des Bundes oder mit entspre-
chender Mehrheitsbeteiligung die menschenrechtliche 
Sorgfaltspflicht verbindlich vorzuschreiben (vgl. Kapitel 
2.1). Dies sollte im Rahmen der geplanten Überarbeitung 
des Public Corporate Governance Kodex erfolgen. Außer-
dem sollte die Berichterstattung im Beteiligungsbericht 16 Das Schreiben liegt den Autor/-innen vor.

des Bundes um einen Bericht zum Umsetzungsstand der 
UN-Leitprinzipien bei den betroffenen Unternehmen er-
weitert werden. 

Allerdings war das für Bundesbeteiligungen federfüh-
rende Bundesfinanzministerium (BMF) bis dahin nicht an 
der Erarbeitung des Aktionsplans beteiligt. Im Rahmen 
der Konsultation weiterer Ressorts hatte das BMF im Juni 
2016 massiven Überarbeitungsbedarf angemeldet. Dies 
begründete das BMF einerseits damit, „dass der allgemei-
ne Schutzstandard der Menschenrechte im Bereich von 
Unternehmen mit unmittelbarer Mehrheitsbeteiligung 
des Bundes bereits sehr gut ausgeprägt ist, da von der 
öffentlichen Hand beherrschte gemischtwirtschaftliche 
Unternehmen in Privatrechtsform ebenso wie im Alleinei-
gentum des Staates stehende öffentliche Unternehmen, 
die in den Formen des Privatrechts organisiert sind, ei-
ner unmittelbaren Grundrechtsbindung unterliegen.“ 
Andererseits führte das BMF in einem unveröffentlichten  
Schreiben an das Auswärtige Amt aus, „dass Unterneh-
men mit unmittelbarer Bundesbeteiligung besonders im 
Fokus der Öffentlichkeit stehen und bereits über ein ho-
hes Schutzniveau verfügen“16. 

Das BMF forderte im Juni 2016 gegenüber dem Aus-
wärtigen Amt erfolgreich die Streichung der verbindli-
chen Sorgfaltspflicht für Unternehmen im Eigentum des 
Bundes. Lediglich ein Prüfauftrag solle erteilt werden, 
„ob Bedarf besteht, für Unternehmen im Eigentum des 
Bundes oder mit entsprechender Mehrheitsbeteiligung 
[…] Empfehlungen zu menschenrechtlicher Sorgfalt ab-
zugeben“. In der verabschiedeten Fassung des NAP vom 
Dezember 2016 fehlt selbst dieser Prüfauftrag. 

Die Bundesregierung plant nun lediglich, „die Schu-
lungen der beteiligungsführenden Stellen des Bundes in 
Zusammenarbeit mit dem Rat für Nachhaltige Entwick-
lung um Aspekte der Nachhaltigkeit [zu] ergänzen und 
dabei ein Augenmerk auf die menschenrechtliche Ver-
antwortung der Unternehmen des Bundes mit unmit-
telbarer Mehrheitsbeteiligung [zu] legen“ (Bundesregie-
rung 2016: 26). Zudem strebt die Bundesregierung an, 
den Anteil der Unternehmen im öffentlichen Eigentum 
des Bundes zu erhöhen, die den Deutschen Nachhaltig-
keitskodex anwenden.

Andere europäische Länder verfolgen zu Unternehmen 
im öffentlichen Eigentum weitergehende Ansätze. So hat-



4. Die staatliche menschenrechtliche Schutzpflicht Deutschlands und der Energiesektor 

37

te Finnland bereits im Nationalen Aktionsplan vorgese-
hen, Unternehmen im Staatsbesitz stärker in die Pflicht 
zu nehmen (Finnish Government 2014: 20f). Dieses Vor-
haben hat die finnische Regierung in der State Ownership 
Policy von 2016 präzisiert (Finnish Government 2016). Da-
rin werden staatliche Unternehmen verpflichtet, die Men-
schenrechte in ihre Geschäftspolitik zu integrieren. Der 
Vorstand des Unternehmens ist verpflichtet, diese Pro-
zesse zu organisieren und in die Unternehmensabläufe 
zu integrieren (ebd., OHCHR 2016).

Die schwedische Regierung erwartet von den Unter-
nehmen im Staatsbesitz, dass sie bezüglich nachhalti-
ger Entwicklung mit gutem Beispiel vorangehen. Dafür 
sollen sie Nachhaltigkeitsziele verabschieden und in ihre 
Unternehmensstrategie integrieren. Die Unternehmen 
im Staatsbesitz sind verpflichtet, die OECD-Leitsätze für 
multinationale Unternehmen, die UN-Leitprinzipien für 
Wirtschaft und Menschenrechte und die Prinzipien des UN 
Global Compact einzuhalten. In einer jährlichen Berichter-
stattung nach den Standards der Global Reporting Initiati-
ve sollen sie über ihr nachhaltiges Wirtschaften berichten. 
Viermal jährlich finden Treffen zwischen dem Finanzmi-
nisterium und Vertreter/-innen aller 53 Unternehmen im 
Staatsbesitz statt, um Risiken und Chancen nachhaltiger 
Unternehmensführung zu besprechen und Erfahrungen 
auszutauschen (Swedish Government 2014: 16f).

Für die deutschen Energiekonzerne im öffentlichen 
Eigentum würde sich aufgrund von Regelungen für Un-
ternehmen im Bundesbesitz allerdings nichts ändern,  
da sich diese im Landes- und vor allem Kommunalbesitz 
befinden. Insgesamt hat bislang erst gut die Hälfte der  
untersuchten Kommunen und das Bundesland über - 
haupt soziale Anforderungen an ihr wirtschaftliches 
Handeln formuliert, wobei sich dies maßgeblich auf die  
öffentliche Beschaffung konzentriert und z. T. auf aus-
beuterische Kinderarbeit beschränkt ist. Dies erfasst  
jedoch nur einen Teilbereich der Aktivitäten und Ge-
schäftsbeziehungen der jeweiligen Unternehmen im öf-
fentlichen Eigentum. Wünschenswert wären menschen-
rechtliche Anforderungen für die Unternehmen selbst. 
Diese hat bislang aber kein Bundesland und keine Kom-
mune entwickelt. Um einem Flickenteppich unterschied-
lichster Vorgaben auf kommunaler Ebene vorzubeugen, 
wäre jedoch eine einheitliche Regelung auf nationaler 
Ebene sinnvoll, wie dies viele NRO im Rahmen des NAP 
forderten. 

17 Die folgenden Zahlen beziehen sich auf das Jahr 2015, da zum Redaktionsschluss 
noch nicht alle Geschäftsberichte von 2016 erschienen waren.

4.1.2  Die Kreditanstalt für Wiederaufbau  
(KfW): Energie als Wachstums-
treiber mit Nebenwirkungen

 
 „Die Staaten sollten zusätzliche Maßnahmen zum 
Schutz vor Menschenrechtsverletzungen durch Wirt-
schaftsunternehmen ergreifen, die sich in staatlichem 
Eigentum befinden […].“ (UN-Leitprinzip 4)

„Steht ein Wirtschaftsunternehmen unter staat-
licher Kontrolle oder können seine Handlungen an-
derweitig dem Staat zugeordnet werden, können 
Verletzungen der Menschenrechte durch das Wirt-
schaftsunternehmen bedeuten, dass der Staat gegen 
seine eigenen völkerrechtlichen Verpflichtungen ver-
stößt.“ (Kommentar zu UN-Leitprinzip 4)

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) gehört zu 80 
Prozent dem Bund und zu 20 Prozent den Bundesländern. 
Sie befindet sich damit vollständig in Staatsbesitz. Ohne 
Zweifel kann man sie aktuell als die erfolgreichste Bank 
Deutschlands bezeichnen.17 Mit einer Bilanzsumme von 
503 Milliarden (Mrd.) Euro war sie, nach der Deutschen 
Bank (1.629 Mrd.) und der Commerzbank (533 Mrd.), 2015 
zwar nur das drittgrößte Kreditinstitut Deutschlands (Bun-
desverband deutscher Banken 2016: 9). Im Gegensatz zur 
Deutschen Bank, die 2015 einen Verlust von 6,7 Milliarden 
Euro schrieb, konnte die KfW Bankengruppe ihren Kon-

Hauptsitz der KfW in Frankfurt am Main
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deutschen Wirtschaft“18. Dabei strebt sie häufig auch eine 
Absicherung durch die Instrumente der Außenwirtschafts-
förderung des Bundes an. Als Mitglied im Interministeriel-
len Ausschuss (IMA) für Exportkreditgarantien und im Her-
mes-Expertenkreis verfolgt sie laut Geschäftsbericht von 
2015 als „zentrales Ziel“, „die Vergabe von Exportkrediten 
zu ermöglichen, die ohne zusätzliche Garantien nicht zu-
stande kämen“ (KfW IPEX-Bank 2016a: 28). 

Einen anderen Charakter und eine andere Zielsetzung 
hat die KfW Entwicklungsbank, die im Auftrag des Bun-
desministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) in der Finanziellen Zusammenarbeit 
(FZ) tätig ist. 2016 hat die KfW Entwicklungsbank 7,3 Mrd. 
Euro vergeben, was 29 Prozent der internationalen För-
dersumme der gesamten KfW Bankengruppe entsprach. 
Mit 1,6 Mrd. Euro schließlich finanzierte die Deutsche Ent-
wicklungsgesellschaft (DEG) Investitionen privater Un-
ternehmen in Entwicklungs- und Schwellenländern, „um 
zu nachhaltigem Wachstum beizutragen und wirtschaft-
liche Strukturen auszubauen“, wie es auf der KfW-Web-
site heißt.19 

zerngewinn in den letzten Jahren aber auf 2,1 Milliarden 
Euro im Jahr 2015 steigern und stellte damit auch die Com-
merzbank (1 Mrd.) weit in den Schatten (Deutsche Bank 
2016, Commerzbank 2016, KfW Bankengruppe 2016: 9).

Die KfW Bankengruppe deckt sehr unterschiedliche  
Geschäftsfelder ab. Während sich die KfW Mittelstands-
bank und die KfW Kommunal- und Privatkundenbank/ 
Kreditinstitute mit einem Gesamtvolumen von 55,1 Mrd. 
Euro (2016) auf das inländische Fördergeschäft beschrän-
ken, entfallen 24,9 Mrd. Euro (ebenfalls 2016) der Finan-
zierungszusagen auf das internationale Geschäft, wofür 
die KfW IPEX-Bank GmbH, die KfW Entwicklungsbank und 
die Deutsche Entwicklungsgesellschaft (DEG), zuständig 
sind (KfW Bankengruppe 2017: 7). Davon stammen im Jahr 
2016 mit 16,1 Mrd. Euro zwei Drittel aus der Export- und 
Projektfinanzierung, die von der KfW IPEX-Bank durchge-
führt wird. Diese wurde 2008 als rechtlich selbstständige 
Konzerntochter ausgegliedert und unterliegt - anders als 
der Mutterkonzern KfW -der vollen Steuerpflicht sowie der 
Bankenaufsicht, doch handelt es sich immer um eine hun-
dertprozentige Tochter der KfW-Bankengruppe.

Die KfW IPEX-Bank unterstützt nach eigenem Bekun-
den „die deutsche und europäische Exportwirtschaft bei 
Infrastruktur-, Klima- und Umweltschutzvorhaben sowie 
bei der Rohstoffversorgung und sichert damit die Pro-
duktionsgrundlagen sowie die Wettbewerbsfähigkeit der 

18 KfW-Website: https://www.kfw-ipex-bank.de/Internationale-Finanzierung/KfW-IPEX-
Bank/Unternehmen/ (abgerufen am 10.05.2017).

19 KfW-Website: https://www.kfw.de/KfW-Konzern/%C3%9Cber-die-KfW/Auftrag/Ent-
wicklungsfinanzierung/ (abgerufen am 10.05.2017).  
(Zahlen aus KfW Finanzbericht 2016: 12)
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KfW Entwicklungsbank, DEG und die KfW IPEX-Bank haben zwischen 2007 und 2016 Finanzierungen für 60 Gaskraftwerksprojekte 
zugesagt, auch für den Großauftrag von Siemens in Ägypten.
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dass auch diese Sparte einen Energiebezug aufweist. So 
erklärt die KfW IPEX-Bank in ihrem Geschäftsbericht: „Auf-
grund des Mangels an bestimmten Rohstoffen in Deutsch-
land und Europa finanziert die KfW IPEX-Bank weltweit 
Projekte und Vorhaben, die dem heimischen Rohstoffim-
port dienen.“ (KfW IPEX-Bank 2016a: 31) Zur Rohstoffsi-
cherung trägt sie unter anderem durch Finanzierungen in 
„Grundstoffindustrien wie beispielsweise der Stahlindus-
trie, der Chemie oder bei Unternehmen zur Verarbeitung 
von Erdöl oder Erdgas“ bei (KfW IPEX-Bank 2016a: 17). 
Dabei „profitieren die Minengesellschaften auch von den 
Maschinen- und Anlagen-Finanzierungen aus Deutsch-
land und Europa. Wie beispielsweise in Lateinamerika, 
wo Kupfer für den Export nach Deutschland abgebaut 
wird“. Die KfW IPEX-Bank finanziert also gezielt deutsche 
Unternehmen im Bergbausektor zum Zweck des Imports 
dieser Rohstoffe nach Deutschland. Dies umfasst sowohl 
fossile Energieträger als auch metallische Rohstoffe wie 
Eisenerz und Kupfer, die auch bei der Fertigung von Anla-
gen im Bereich erneuerbare Energien Verwendung finden.  

Erheblich ist auch das Engagement der deutschen Ent-
wicklungszusammenarbeit im Energiesektor im Rahmen 
der Finanziellen Zusammenarbeit, die über die KfW Ent-
wicklungsbank abgewickelt wird. Nach Angaben der KfW 
gegenüber den Herausgebern dieser Studie hat die Fi-
nanzielle Zusammenarbeit zwischen 2010 und 2015 im 
Energiebereich 10,7 Mrd. Euro zugesagt, wovon 7,7 Mrd. 
auf erneuerbare Energien entfielen. Laut Bundesregie-
rung wurden zwischen 2010 und 2015 Vorhaben mit ei-
nem Volumen von mehr als einer Milliarde Euro allein für 
Wasserkraftprojekte zugesagt. 372,6 Mio. Euro Entwick-
lungsgelder flossen zwischen 2010 und 2014 in Kohle-
kraftwerksprojekte (Bundestag 18/9153 (2016): 18). Nicht 
zu vernachlässigen ist schließlich die Finanzierung der 
Energie- und Wasserversorgung durch die DEG. In deren 
Jahresabschluss für 2015 werden ohne eine weitere Unter-
gliederung 14,46 Prozent der Zusagen dem Sektor „Ener-
gie- und Wasserversorgung“ zugeordnet (DEG 2016: 31).

KfW als „Bank aus Verantwortung“

Gerne bezeichnet sich die KfW Bankengruppe als „Bank 
aus Verantwortung“. Ein Blick auf die sozialen, ökologi-
schen und menschenrechtlichen Standards scheint diesen 
Anspruch durchaus zu bestätigen. Bereits 2008, drei Jahre 
vor Verabschiedung der UN-Leitprinzipien für Wirtschaft 
und Menschenrechte, hat die KfW Bankengruppe eine ei-
gene Menschenrechtserklärung veröffentlicht. Dort heißt 
es: „Die KfW Bankengruppe achtet und schützt die Men-

Energiesektor als „Wachstumstreiber“ der KfW

Nach eigenen Angaben hat die KfW Bankengruppe zwi-
schen 2006 und 2014 mit insgesamt 200 Mrd. Euro Vorha-
ben finanziert, die dem Umwelt- und Klimaschutz dienten. 
Dies entsprach 30 Prozent der gesamten Neuzusagen in 
diesem Zeitraum (KfW Bankengruppe 2015: 1). Allerdings 
ist nur ein relativ geringer Anteil dieser beeindrucken-
den Summe ins Ausland geflossen. So bezifferte die Bun-
desregierung auf Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen im 
Bundestag die gesamten Neuzusagen von KfW Entwick-
lungsbank, DEG und KfW IPEX-Bank für Investitionen in 
erneuerbare Energien im Zeitraum von 2006 bis 2015 auf 
16 Mrd. Euro (Bundestag 18/9153 (2016): 7). Hinter dem 
Stichwort „Umwelt und Klimaschutz“ verbergen sich zu-
dem nicht nur erneuerbare Energien. Hinzu kommt, dass 
sich die Finanzierungen der KfW Bankengruppe im Ener-
giesektor nicht auf erneuerbare Energien beschränken. 
So haben KfW Entwicklungsbank, DEG und die KfW IPEX-
Bank zwischen 2007 und 2016 für 60 Gaskraftwerksprojek-
te 4,1 Mrd. Euro, für 42 Kohlekraftwerksprojekte 2,4 Mrd. 
und für zehn Öl- und Dieselkraftwerksprojekte eine halbe 
Milliarde Euro neu zugesagt: insgesamt also sieben Mrd. 
Euro für Vorhaben auf Basis fossiler Energieträger (Bun-
destag 18/9153 (2016): 23).

Die KfW IPEX-Bank bezeichnet die Sparte „Energie und 
Umwelt“ in ihrem Geschäftsbericht von 2015 als „Wachs-
tumstreiber“ (KfW IPEX-Bank 2016a: 7). Im Jahr 2015 hat 
sie in dieser Sparte Exporte und Projekte in Höhe von  
3,2 Mrd. Euro finanziert (KfW IPEX-Bank 2016a: 32). Im Fo-
kus standen in dieser Sparte laut IPEX-Geschäftsbericht 
On- und Offshore-Windprojekte, aber auch „hocheffizi-
ente Gas- und Dampfkraftwerke“, wobei eine genauere 
Aufschlüsselung fehlt. Gas- und Dampfkraftwerke blieben 
offenbar auch 2016 ein Schwerpunkt. So strukturierte und 
arrangierte die KfW IPEX-Bank gemeinsam mit der Deut-
schen Bank allein für die Kraftwerke Beni Suef, Burullus 
und New Capital in Ägypten einen Kredit von 17 internati-
onalen Banken über 3,5 Mrd. Euro. Für die Projekte liefer-
te Siemens, zusätzlich durch eine Exportkreditbürgschaft 
des Bundes abgesichert (vgl. Kapitel 4.1.3, S. 51), acht 
Gasturbinen in das autoritär regierte Ägypten. Bündnis 
90/Die Grünen hatten im Bundestag kritisiert, dass diese 
den sozialen und ökologischen Kriterien nicht entsprä-
chen (Brantner 2015).

Die Sparte Grundstoffindustrie wies in der KfW IPEX-
Bank für 2015 ein Kreditvolumen von zehn Mrd. Euro auf. 
Zu den Grundstoffen gehören auch Energierohstoffe, so 



40

Bericht 2017 • Globale Energiewirtschaft und Menschenrechte – Deutsche Unternehmen und Politik auf dem Prüfstand

schenrechte in ihrem Einflussbereich und schließt eine 
Beteiligung an Menschenrechtsverletzungen für sich aus“ 
(KfW Bankengruppe 2008). Laut Nachhaltigkeitsbericht 
der KfW Bankengruppe hat diese Selbstverpflichtung für 
alle Geschäftsfelder „verbindliche“ Gültigkeit (vgl. Schau-
bild, KfW Bankengruppe 2016: 9). 

Verbindlich für alle Geschäftsbereiche sind demnach 
auch die Nachhaltigkeitsleitsätze der KfW Bankengruppe 
und die Leitlinien zur Kohlefinanzierung. Darüber hinaus 
haben KfW IPEX-Bank und die Entwicklungsbank jeweils 

eigene Nachhaltigkeitsrichtlinien verabschiedet. Beide 
Richtlinien verweisen, ebenso wie die Nachhaltigkeits-
leitsätze der KfW Bankengruppe, auf die oben genannte 
Selbstverpflichtung der KfW Bankengruppe zu Schutz und 
Achtung der Menschenrechte. Deren Umsetzung wird in 
den Richtlinien als ein „Anspruch“, nicht jedoch als eine 
verbindliche Verpflichtung formuliert (KfW Bankengruppe 
2012: 2, KfW Entwicklungsbank 2016: 4). In den Richtlini-
en fehlt auch eine systematische Operationalisierung der 
menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten der KfW, wie die 
UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte sie 

Quelle: Eigene Darstellung nach KfW Bankengruppe 2016: 9

Grafik 3: Nachhaltigkeitsleitsätze der KfW Bankengruppe

Nachhaltigkeitsrichtlinie  
der KfW Entwicklungsbank
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der KfW IPEX-Bank

Equator Principles
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Erklärung der KfW Bankengruppe zur Berücksichtigung der Menschenrechte in ihrer Geschäftstätigkeit

Leitlinien der KfW Bankengruppe in der Kohlekraftwerksfinanzierung

World Bank Group Environmental , Health and Safety Guidelines (EHS)

International Labour Organization (ILO) Kernarbeitsnormen

Umwelt- und Sozialstandards des Projektlandes

Legende: verbindlich Orientierung



4. Die staatliche menschenrechtliche Schutzpflicht Deutschlands und der Energiesektor 

41

Ausstieg aus der Kohle – 
außer für deutsche Exporteure

Laut Bundesregierung haben KfW IPEX-Bank, KfW Ent-
wicklungsbank und DEG zwischen 2007 und 2016 mit ei-
nem Gesamtvolumen von 2,4 Mrd. Euro insgesamt 42 Koh-
lekraftwerksprojekte im Ausland gefördert (Bundestag 
18/9153 (2016): 23). In der Kritik steht die Kohlefinanzie-
rung seit Jahren vor allem aus Klimagründen. Kohlekraft-
werke können sich aber auch auf Menschenrechte negativ 
auswirken. So ist die Kohleverbrennung nach Schätzungen 
der Internationalen Energieagentur (IEA) für 60 Prozent der 
globalen Schwefeldioxidemissionen verantwortlich. Diese 
stellen – neben der Dieselverbrennung im Transportsek-
tor – eine Hauptursache für Atemwegserkrankungen dar 
und beeinträchtigen damit in erheblichem Maße das Men-
schenrecht auf Gesundheit (IEA 2016: 13). Die Rechte auf 
Gesundheit, Wasser und Nahrung werden zudem durch 
einen hohen Wasserverbrauch von Kraftwerken gefährdet. 
Dies gilt insbesondere in Regionen, in denen Wasserman-
gel ohnehin die Trinkwasserversorgung und die landwirt-
schaftliche Bewässerung beeinträchtigt. 

Konkret hat MISEREOR diese Menschenrechtsprobleme 
im Fall der südafrikanischen Kohlekraftwerke Medupi und 
Kusile dokumentiert, zu deren Bau die KfW IPEX-Bank 2008 
und 2009 durch Exportkredite an das in Duisburg ansässi-
ge Unternehmen Hitachi Power Europe (heute Mitsubishi 
Hitachi Power Systems Europe) beigetragen hat (vgl. Mül-
ler et al. 2016, Kasten S. 46). Hinzu kommt, dass der Neu-

einfordern. In der Umwelt- und Sozialrichtlinie der DEG 
werden die Menschenrechte gar nicht erwähnt. Nur auf 
der Website wird die Menschenrechtserklärung der KfW 
Bankengruppe genannt.20 

Kernbestandteil der Nachhaltigkeitspolitik der KfW 
Bankengruppe ist die Anforderung an die Geschäftspart-
ner, so genannte Umwelt- und Sozialverträglichkeitsprü-
fungen (USVP) durchzuführen. Deren Ziel ist es, „Risiken 
oder negative Auswirkungen eines zu finanzierenden Vor-
habens auf die physische, biologische und soziale Um-
welt zu ermessen und mit dem Projektpartner bzw. dem 
finanzierten Unternehmen Maßnahmen festzulegen, die 
diese unerwünschten Effekte vermeiden, mindern oder 
kompensieren“ (KfW Bankengruppe 2016: 9). Die KfW 
IPEX-Bank „kann“ laut ihrer Nachhaltigkeitsrichtlinie zu-
dem „vom Kunden eine vertiefte Untersuchung zu Men-
schenrechtsthemen (Human Rights Impact Assessment) 
und Maßnahmen zur Sicherung der Einhaltung der Men-
schenrechte verlangen“, wenn das Projekt „in einem Ge-
biet oder Kontext realisiert werden soll, in dem eine kriti-
sche Menschenrechtslage bekannt oder zu erwarten ist“ 
(KfW IPEX-Bank 2015: 5). Allerdings werfen zahlreiche von 
der KfW Bankengruppe finanzierte Vorhaben erhebliche 
Zweifel an deren menschenrechtlicher Sorgfalt und der 
Effektivität des bestehenden Nachhaltigkeitsinstrumen-
tariums auf, nicht zuletzt auch im Energiesektor. 

20 DEG-Website: https://www.deginvest.de/Internationale-Finanzierung/
DEG/%C3%9Cber-uns/Verantwortung/Unsere-Standards/  
(abgerufen am 10.05.2017).)

Der Kohleabbau in Südafrika birgt für Anwohner/-innen und Arbeiter/-innen oft hohe Gesundheitsrisiken. 
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desregierung vom Dezember 2014 folgt, finanziert die 
KfW Kohlevorhaben nur noch in den Ländern, „die über 
eine nationale Klimaschutzpolitik und Klimaschutzstrate-
gie verfügen, die von einer gezielten Politik zum Ausbau 
erneuerbarer Energien bzw. zur Steigerung der Energie-
effizienz flankiert wird“ (KfW Bankengruppe 2015: 2). Bei 
solchen Kraftwerken dürften zudem nur die „besten ver-
fügbaren Techniken“ eingesetzt werden. Unter anderem 
muss bei Großkraftwerken der elektrische Referenzwir-
kungsgrad bei Braunkohle mindestens 43 Prozent und 
bei Steinkohle 44 Prozent betragen. Für die KfW-Entwick-
lungsbank und die DEG werden Neubauten sowie die Er-
tüchtigung bereits stillgelegter Kohlekraftwerke nunmehr 
ausgeschlossen, „um den transformativen Charakter von 
Energievorhaben in der deutschen Entwicklungszusam-
menarbeit weiter zu stärken“ (KfW Bankengruppe 2015: 3). 

Dieser „transformative“ Anspruch gilt für die KfW und 
die Bundesregierung jedoch offenbar nur bedingt, wenn 
es um die Exportfinanzierungen der KfW IPEX-Bank zu-
gunsten der deutschen Industrie geht, welche nicht in die 
Zuständigkeit des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung fallen. Hier legt die KfW 
in den Leitlinien von 2015 weiterhin „großen Wert darauf, 
hocheffiziente Kraftwerksneubauten zu finanzieren und 
auch die Modernisierung bestehender Anlagen voranzu-
treiben“ (KfW Bankengruppe 2015: 1). Nach Angaben der 
KfW vom Januar 2017 habe es seit Ende 2014 keine Finan-
zierungszusagen für neue Kohlekraftwerke gegeben.21   
Allerdings gibt es bislang auch keinen formalen Beschluss, 
der dies für die Zukunft ausschließt. 

Wasserkraftwerke: 
Klimaschutz versus Menschenrechte?

Von den 4,3 Milliarden Euro, welche die KfW Entwick-
lungsbank zwischen 2011 und 2015 in Form von Darle-
hen und Zuschüssen für Vorhaben im Bereich Erneuerba-
re Energien vergeben hat, ist nach eigenen Angaben „der 
größte Teil“ in die Wasserkraft geflossen.22 Die Bundes-
regierung beziffert das Zusagevolumen für Vorhaben der 
finanziellen Zusammenarbeit zur Förderung von Wasser-
kraftwerken auf über eine Milliarde Euro zwischen 2010 

bau oder die Laufzeitverlängerung von Kohlekraftwerken 
den Bedarf an Kohle steigern und mit einer Expansion des 
häufig im Tagebau stattfindenden Steinkohleabbaus ein-
hergehen. So wurden im Umfeld des Kohlekraftwerks Me-
dupi in den letzten Jahren vier neue Kohleminen erschlos-
sen, weitere sind aktuell in Planung. Anwohner/-innen wie 
auch Expert/-innen befürchten neue Landkonflikte sowie 
eine weitere Verseuchung von Grund- und Flusswasser 
durch saure Grubengewässer, wie sie in der Provinz Mpu-
malanga in großem Stil zu beobachten ist, mit massiven 
Folgen für die Rechte auf Wasser und Gesundheit der dor-
tigen Bevölkerung. 

Die KfW IPEX-Bank beteiligt sich darüber hinaus aber 
auch an der Finanzierung des Bergbaus selber. So hat die 
KfW-Bankengruppe zwischen 2013 und 2016 dem welt-
weit drittgrößten Bergbaukonzern Glencore allgemeine 
Unternehmenskredite in einer Gesamthöhe von 898 Milli-
onen Euro vergeben, wovon die KfW IPEX-Bank 80 Prozent 
zur Verfügung stellte (Guhr 2017). Aufgrund der Bergbau-
aktivitäten von Glencore sollen allein in der kolumbiani-
schen Provinz Cesar drei Gemeinden zwangsweise umge-
siedelt werden. Durch den Verlust der Lebensgrundlagen 
in der Landwirtschaft kam es in einer der Gemeinden, El 
Hatillo, 2013 zu einer Hungerkrise. Seit Jahren kommt es 
im Umfeld der Glencore-Mine immer wieder zu Morden 
und Morddrohungen gegen Gewerkschafter/-innen und 
Menschenrechtsverteidiger/-innen (ebd.). Mangels Zweck-
bindung allgemeiner Unternehmenskredite ist nicht aus-
zuschließen, dass Glencore auch KfW-Gelder zur Finanzie-
rung des Kohlebergbaus in Kolumbien genutzt hat.

Gravierende Gesundheitsschäden, wie Atemwegser-
krankungen und Störungen des Zentralen Nervensystems 
verursachen nach Angaben der Umwelt- und Menschen-
rechtsorganisation Urgewald auch Kohlekraftwerke in 
Indien, die bei der Verbrennung Quecksilber und Arsen 
freisetzen. Nach Abgaben von Urgewald von 2015 ist die 
KfW in Indien an der Finanzierung des staatlichen Koh-
lekraftwerksbetreibers NTPC und von mindestens sechs 
Kohlekraftwerken beteiligt (Petz 2015: 22f). Gegenüber 
MISEREOR erklärt die KfW auf Nachfrage, dass durch die 
Förderung von NTPC die Umweltverträglichkeit der Kraft-
werke verbessert und die Staubbelastung in der Umge-
bungsluft reduziert werde.

Inzwischen hat die KfW Bankengruppe auf die massi-
ve Kritik an der Kohlefinanzierung reagiert. Gemäß ihren 
Leitlinien von 2015, mit denen die KfW als Bank des Bun-
des und der Länder entsprechenden Vorgaben der Bun-

21 Website KfW Bankengruppe: Finanziert die KfW Bankengruppe Kohlekraftwerke? Er-
läuterungen von Dr. Karl Ludwig Brockmann, Konzernbeauftragter für Umwelt und 
Nachhaltigkeit, 19.1.2017: https://www.kfw.de/nachhaltigkeit/KfW-Konzern/Nachhal-
tigkeit/Strategie-Management/Leitlinien-Werte/Positionspapier-Kohlekraftfinanzie-
rung/ (abgerufen 10.05.2017) 

22 Website KfW-Entwicklungsbank: https://www.kfw-entwicklungsbank.de/Internatio-
nale-Finanzierung/KfW-Entwicklungsbank/Themen/Energie/ und https://www.kfw-
entwicklungsbank.de/Internationale-Finanzierung/KfW-Entwicklungsbank/Themen/
Energie/Fokus-Erneuerbare-Energien/ abgerufen am 10.05.2017) 
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wissenschaftlichen Untersuchung durch 450 im Bau be-
findliche oder geplante Großstaudämme ein Drittel aller 
Süßwasserfischarten vom Aussterben bedroht (Winemil-
ler et al. 2016: 128f). Nicht selten werden zudem Pro-
teste durch staatliche oder private Sicherheitskräfte ge-
waltsam niedergeschlagen. Allein im Jahr 2015 wurden  
15 Menschenrechts- und Umweltaktivist/-innen ermordet, 
die sich gegen Staudammprojekte gewehrt hatten (Global 
Witness 2016: 17).

Auch bei KfW-geförderten Staudämmen wurden in 
den vergangenen Jahren gravierende Umweltschäden 
und Menschenrechtsverletzungen untersucht und do-
kumentiert. So stürmten im August 2014 laut Urgewald 
1.500 Polizisten eine friedliche Blockade von 200 Familien  
indigener Gemeinden gegen den Bau des Staudamms 
Santa Rita in Guatemala. Dabei wurden drei Menschen ge-
tötet, 50 verletzt und 30 festgenommen (Petz 2015: 62ff). 
Trotz der Proteste der Indigenen hatte das staatliche Be-
treiberunternehmen Hidroeléctrica Santa Rita S.A. 2012 
mit den Bauarbeiten begonnen. Die Berichterstatterin 
für die Rechte Indigener der Interamerikanischen Men-
schenrechtskommission, Dinah Shelton, hatte bereits 
2013 eine Missachtung des Rechts auf FPIC beanstandet. 
Insgesamt wurden in diesem Konflikt bislang sieben Men-
schen getötet.

und 2015 (Bundestag 18/9153 (2016): 18f). Auch die DEG 
hat allein zwischen 2009 und 2013 sechs große Wasser-
kraftwerke mit insgesamt 93 Millionen Euro Eigenmitteln 
gefördert. Die KfW IPEX-Bank hielt in diesem Zeitraum fünf 
Wasserkraftwerke in der Türkei, Mosambik, Südafrika und 
China in ihrem Bestand (Bundestag 18/3211 (2014): 10).

Grundsätzlich haben Wasserkraftwerke und insbeson-
dere Großstaudämme seit Jahrzehnten aufgrund verhee-
render Auswirkungen auf Mensch und Umwelt massive 
Kritik auf sich gezogen (Russau 2016). Den großflächigen 
Staubecken müssen häufig nicht nur Regenwälder mit 
ihrer unersetzlichen Artenvielfalt weichen, sondern auch 
Jäger/-innen, Sammler/-innen, Bäuerinnen und Bauern 
sowie Fischer/-innen, die oft indigenen Völkern angehö-
ren. Die Betroffenen werden oft weder angemessen kon-
sultiert noch für den Verlust ihrer Lebensgrundlagen aus-
reichend entschädigt. Die Rechte auf freie, vorzeitige und 
informierte Zustimmung (Free Prior and Informed Consent 
– FPIC), auf angemessenes Wohnen, einen angemesse-
nen Lebensstandards sowie kulturelle Rechte werden 
dadurch verletzt. 

Beeinträchtigt wird auch das Recht auf Nahrung von 
Fischer/-innen, die flussabwärts mit den Fischgründen 
auch ihre Ernährungsgrundlagen verlieren. In den Fluss-
becken des Amazonas, Kongo und Mekong ist laut einer 

Die DEG steht besonders wegen der Mitfinanzierung des Staudamms Barro Blanco in Panama in der Kritik.
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auch in diesem Fall wurde das Recht auf FPIC der Indige-
nen verletzt. Gerechtfertigt wird die Beteiligung an Was-
serkraftwerken in der Regel mit dem Argument, dass es 
sich um eine klimafreundliche Technologie handele. Diese 
These ist jedoch hoch umstritten. Besonders in tropischen 
Regionen weisen Staudämme laut wissenschaftlichen Stu-
dien verheerende Methan- und Stickoxidbilanzen auf, wie 
die Organisation GegenStrömung zu bedenken gibt. So 
übersteige der CO2-Fußabdruck des amazonischen Stau-
damms Tucuruí jenen der Metropole São Paulo, und der 
Amazonas-Staudamm Balbinia stoße mehr CO2 aus als ein 
Kohlekraftwerk mit vergleichbarer Stromproduktion (Rus-
sau 2017: 7). In anderen Konstellationen kann die Wasser-
kraft bessere Werte erzielen. Als pauschal klimafreundlich 
ist die Wasserkraft jedoch mitnichten anzusehen.

Schwachstellen in der  
Menschenrechtspolitik der KfW

Menschenrechtsprobleme sind auch bei weiteren KfW-
geförderten Energieprojekten nachgewiesen worden. So 
kommt eine Folgenabschätzung der Universität Bielefeld 
zu dem geothermischen Kraftwerk Olkaria IV in Kenia zu 
dem Schluss, dass im Zuge der Umsiedlung von Maasai 
die Rechte auf Wohnen, auf einen angemessenen Lebens-
standard, auf Gesundheit sowie auf Partizipation und FPIC 

An der Finanzierung dieses Wasserkraftwerks, das zu-
dem als Projekt des Clean Development Mechanism (CDM) 
registriert ist (vgl. Kapitel 4.2.2), war auch die DEG über 
den Private-Equity Fonds beteiligt, der als sogenannter 
Finanzintermediär fungierte. Bei Finanzierungen über Fi-
nanzintermediäre, die bei der DEG etwa ein Drittel ausma-
chen, delegieren Entwicklungsbanken die Verantwortung 
an Dritte und schränken damit ihre eigenen Möglichkeiten 
ein, soziale und ökologische Risiken frühzeitig zu erkennen 
und zu vermeiden. Daher kritisiert Urgewald die Finan-
zintermediäre als „Black Box“ (Petz 2015: 10f). Zwar sind 
laut DEG die von ihr finanzierten Finanzintermediäre zur 
Einhaltung der IFC Performance Standards und der ILO-
Kernarbeitsnormen verpflichtet, auch werde deren Einhal-
tung regelmäßig überprüft. Wie der Staudamm Santa Rita 
in Guatemala und andere Fälle zeigen, ist die Effektivität 
der Kontrollen jedoch zweifelhaft.

Santa Rita ist aber kein Einzelfall. Aufsehen hat in den 
letzten Jahren vor allem der Staudamm Barro Blanco in 
Panama erregt, an dessen Finanzierung die DEG mit einem 
Kredit von 25 Millionen US-Dollar direkt beteiligt ist (vgl. 
S. 129ff). Gegen das Projekt wehrt sich insbesondere die 
indigene Gemeinschaft der Ngäbe-Buglé, die um ihre Le-
bensgrundlagen fürchtet. Auch in diesem Konflikt wurden 
mutmaßlich mehrere Menschen getötet und verletzt. Und 

Geothermiekraftwerk Olkaria II in Kenia. Für das Kraftwerk Olkaria IV gab die KfW-Entwicklungsbank einen Kredit. 
Im Zuge der Umsiedlung der indigenen Maasai wurden mehrere Menschenrechte beeinträchtigt.
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Hinzu kommt, dass die KfW Vorhaben auch dann be-
willigt, wenn USVP erhebliche Risiken für Umwelt und 
Menschenrechte ausgemacht haben. Die Ablehnung von 
Projekten erfolgt in der Regel schon in der vorgeschalte-
ten und sehr viel oberflächlicheren Screening-Phase. USVP 
bilden vielmehr die Grundlage für die Entwicklung von 
Umwelt- und Sozialplänen, welche die KfW und andere 
Konsortialpartner mit den Projektbetreibern vereinbaren, 
um die erkannten Risiken zu mindern. Anders als etwa die 
Weltbank hält die KfW aber die Aktionspläne ebenso wie 
die Monitoringberichte der Betreiber unter Verschluss, so 
dass Betroffene und NRO weder deren Angemessenheit 
noch deren Umsetzung überprüfen können. 

Insgesamt erfüllt die KfW keineswegs die Transparen-
zanforderungen der UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und 
Menschenrechte (Prinzip 21), wonach die vorgelegten In-
formationen ausreichen müssen, um die Angemessenheit 
der ergriffenen Gegenmaßnahmen zu überprüfen. Zudem 
ist die Wirksamkeit der üblichen Monitoringprozesse ins-
gesamt fraglich. So hat die KfW IPEX-Bank in Gesprächen 
über die Umwelt- und Menschenrechtsrisiken der südaf-
rikanischen Kohlekraftwerke Medupi und Kusile wieder-
holt auf ihre begrenzten Einflussmöglichkeiten verwiesen, 
nachdem ein Projekt in der Planungsphase des Vorhabens 
kreditmateriell genehmigt wurde und Vereinbarungen 
für die Erfüllung des Kreditvertrages gemeinsam mit den 
weiteren Konsorten festgelegt wurden. Die nachträgliche 
Kündigung eines Kredits würde den Nachweis gravieren-
der Vertragsverstöße erfordern, wäre äußerst kostspie-
lig und würde aufwändige Gerichtsverfahren nach sich  
ziehen. Mit Hilfe menschenrechtlicher Ausstiegsklauseln 
in den Kreditverträgen könnten diese Hürden allerdings 
zumindest leichter überwunden werden.

Umso wichtiger wäre es für die Betroffenen von Men-
schenrechtsverstößen, auch die Finanziers der fraglichen 
Projekte zur Verantwortung zu ziehen. Doch verfügt nur 
die DEG über einen unabhängigen Beschwerdemecha-
nismus, über den Projektbetroffene bei angenommenen 
Verstößen gegen die Bankstandards eine unabhängige 
Untersuchung erwirken können, deren Ergebnisse auch 
veröffentlicht werden (vgl. Kapitel 6.2.2). Zwar verfügen 
auch die KfW IPEX-Bank und die KfW Entwicklungsbank 
über eigene Beschwerdestellen. Anders als bei der Welt-
bank und der Europäischen Investitionsbank (EIB) ist eine 
unabhängige und transparente Untersuchung dort jedoch 
keineswegs gewährleistet. 

beeinträchtigt wurden (Schade 2017: 81). An der Finanzie-
rung war neben der Weltbank, der Europäischen Investi-
tionsbank (EIB) und der französischen Entwicklungsbank 
(AFD) auch die KfW-Entwicklungsbank mit einem Kredit 
von 60 Millionen Euro beteiligt. Die KfW gibt gegenüber 
den Herausgebern dieser Publikation an, sie nehme die 
Beschwerden der Massai sehr ernst und bemühe sich um 
die Schlichtung des bestehenden Konflikts zwischen dem 
Projektbetreiber und den betroffenen Gemeinden.

Die Studie zeigt, dass Entwicklungsbanken mit ihren 
vergleichsweise hohen Umwelt- und Sozialstandards 
durchaus zum Schutz von Menschenrechten bei Groß-
projekten beitragen können. Tatsächlich liegt das Pro blem 
weniger in den sozialen und ökologischen Standards der 
KfW Bankengruppe, sondern in der vielfach mangelhaften 
Umsetzung. Zwar verlangt die KfW in allen internationa-
len Geschäftsfeldern für Projekte mit hohem Risiko (Ka-
tegorie A), teilweise auch mittlerem Risiko (Kategorie B), 
umfassende Umwelt- und Sozialverträglichkeitsprüfun-
gen (USVP). Diese werden zunächst im Auftrag der Betrei-
ber selbst und bei Projektfinanzierungen im Auftrag der 
Bankenkonsortien durchgeführt. Es folgt bei Projekten 
der Kategorie A und B mit zum Teil erheblichen Risiken 
eine ergänzende Prüfung durch Sachverständige für Um-
welt- und Sozialbelange in der KfW. Immer wieder zeigt 
sich jedoch, dass bei diesen USVP die betroffene Bevöl-
kerung und kritische Zivilgesellschaft nicht ausreichend 
konsultiert werden, so dass wichtige Risiken übersehen 
oder vernachlässigt werden. Die genannten Problemfäl-
le legen den Schluss nahe, dass auch die ergänzende Prü-
fung der USVP durch die KfW oder andere Konsortialpart-
ner Mängel aufweist.

Als eine entscheidende Schwachstelle erweist sich da-
bei der Mangel an Transparenz. Würden die USVP früh-
zeitig vor der Projektbewilligung veröffentlicht, könnten 
Betroffene und NRO die KfW ggf. auf Lücken und Wider-
sprüche hinweisen. Abgesehen von sporadischen Er-
wähnungen in Nachhaltigkeitsberichten oder Pressemit-
teilungen legt die KfW IPEX-Bank – mit Verweis auf das 
Bankgeheimnis – aber nicht einmal offen, welche Projek-
te sie in welchen Ländern finanziert. Zwar haben die KfW-
Entwicklungsbank 2013 und die DEG 2015 dem öffent-
lichen Druck nachgegeben und veröffentlichen inzwischen 
Projektinformationen. Dass dies erst nach Projektbewilli-
gung erfolgt, legt jedoch den Schluss nahe, dass ein wirk-
licher Einfluss kritischer Stimmen auf Förderentscheidun-
gen politisch unerwünscht ist.



46

Bericht 2017 • Globale Energiewirtschaft und Menschenrechte – Deutsche Unternehmen und Politik auf dem Prüfstand

1,485 Milliarden Euro durch ein Bankenkonsortium un-
ter Beteiligung der KfW IPEX-Bank. Darüber hinaus wur-
de die Lieferung durch eine Exportkreditgarantie der 
Bundesrepublik Deutschland an Hitachi Power Europe 
abgesichert. Damit bürgen in letzter Instanz deutsche 
Steuerzahler/-innen für politische und wirtschaftliche 
Risiken des Projekts. 

Schon 2007 hatte die im Auftrag von Eskom durch-
geführte Umweltfolgenabschätzung für das Kraftwerk 
Medupi festgestellt, dass die Schwefeldioxidemissionen 
(SO2) des bereits in Lephalale bestehenden Kraftwerks 
Matimba zu häufigen Überschreitungen der damals in 
Südafrika noch zulässigen Höchstwerte führten. Me-
dupi könne daher die Höchstwerte per se nicht einhal-
ten. Dennoch gaben die südafrikanische Regierung, die 
Weltbank und andere Kreditgeber grünes Licht für das 
Projekt Medupi. 

Eine umfassende unabhängige Untersuchung des 
Inspection Panel der Weltbank von 2011 bestätigte die 
Befürchtungen von Anwohner/-innen, die Beschwerde 
eingelegt hatten. Die Anfälligkeit der Anwohner/-innen 
für Atemwegserkrankungen werde zusätzlich durch die 
überdurchschnittliche HIV-AIDS Rate, Armut und eine 

Das südafrikanische Kohlekraftwerk Medupi liegt 
rund 15 Kilometer vor der Stadt Lephalale in der Pro-
vinz Limpopo. Der erste von sechs Kraftwerkskesseln 
ging im März 2015 ans Netz, der letzte soll 2019 in Be-
trieb gehen. Der halbstaatliche Energiekonzern Eskom 
ist Betreiber von Medupi, wie auch eines weiteren in 
Bau befindlichen Kraftwerks Kusile in der Provinz Mpu-
malanga. Mit einer Gesamtleistung von jeweils 4.800 
Megawatt handelt es sich um die mit Abstand größten 
Kohlekraftwerke Südafrikas.

Wie eine Studie von MISEREOR dokumentiert hat, ha-
ben sich an beiden Kraftwerken insgesamt mindestens 
19 deutsche Unternehmen als Zulieferer und Dienst-
leister beteiligt (Müller et al. 2016). Dazu gehören unter 
anderem Siemens, Bilfinger Berger sowie Steag Energy 
Services. Eine Schlüsselrolle spielt in beiden Projekten 
Hitachi Power Europe mit Sitz in Duisburg, das in Koope-
ration mit mehreren deutschen Unterauftragnehmern 
alle zwölf Kessel für die Kraftwerke liefert und installiert. 
Heute firmiert das Unternehmen unter dem Namen Mit-
subishi Hitachi Power Systems Europe GmbH (MHPSE). 

Ermöglicht wurde die Kessellieferung zum einen 
durch eine Exportfinanzierung an Eskom in Höhe von 

Kohlekraftwerk Medupi gefährdet die Rechte auf Gesundheit, Wasser und Nahrung

Die Kohlekraftwerke Kusile und Medupi entstehen mit Hilfe der KfW IPEX-Bank. Sie werden nach Fertigstellung die größten 
Kohlekraftwerke Südafrikas sein.
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mangelnde Gesundheitsversorgung erhöht. Obwohl 
alle sechs Kraftwerkskessel bis 2019 in Betrieb genom-
men werden, sollen erst zwischen 2021 und 2025 ent-
sprechende Rauchgasentschwefelungsanlagen einge-
baut werden. Diese Verzögerung ist für das Recht auf 
Gesundheit eine akute Bedrohung. 

Nicht minder problematisch sind auch die Risiken 
für die Rechte auf Wasser, Nahrung und Gesundheit, die 
der hohe Wasserverbrauch für Medupi mit sich bringt. 
Bereits seit Jahrzehnten wird die semiaride Region re-
gelmäßig von schweren Dürren heimgesucht, in denen 
der Mokolo-Fluss kaum mehr Wasser führt. Nun soll die 
Wasserversorgung des Kohlekraftwerks Medupi über 
das Mokolo-Crocodile (West) Water Augmentation Pro-
ject (MCWAP) sichergestellt werden. Nach Schätzungen 
des Inspection Panel der Weltbank von 2011 wird dieses 
Projekt den Anrainern des Mokolo-Fluss anfänglich bis 
zu sechs Millionen Kubikmeter Wasser pro Jahr entzie-
hen. Nach Einbau der wasserintensiven Rauchgasent-
schwefelungsanlagen kann sich der Wasserverlust sogar 
noch auf zwölf Millionen Kubikmeter verdoppeln. „Be-

sonders schädlich“ wird sich dies nach Ansicht des In-
spection Panel auf Subsistenzbauern/-bäuerinnen aus-
wirken, denen alternative Erwerbsmöglichkeiten fehlen. 

Auch für die Qualität des Wassers kann das Kraft-
werk Medupi verheerende Folgen haben. Denn in einer 
zweiten Phase des MCWAP, welche erst den Einbau der 
Rauchgasentschwefelungsanlage ermöglichen wird, 
sollen jährlich fast 170 Millionen Kubikmeter Wasser aus 
dem Crocodile-Fluss herangepumpt werden, wozu die-
ser wiederum mit Abwässern aus der Provinz Gauteng 
aufgefüllt werden muss. Zu befürchten ist dadurch eine 
Verseuchung des Crocodile-Flusses, des verbundenen 
Limpopo-Flusses sowie des Grundwassers. 

Wie unzureichend die betroffene Bevölkerung im 
Vorhinein über das Projekt in seiner ganzen Tragweite 
informiert und konsultiert wurde, offenbart auch der 
Umgang mit Grabstätten, die sich auf dem Gelände des 
Kraftwerks Medupi befanden. So ergab eine Untersu-
chung im Auftrag des südafrikanischen Umweltminis-
teriums im Jahr 2015, dass sieben Grabstätten der loka-

Zivilgesellschaftliche Akteure und die Bevölkerung protestieren in Johannesburg gegen die Kohleindustrie (November 2015).
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Da die Anwohner/-innen der Kohlekraftwerke Kusile und Medupi häufig keinen Stromanschluss haben, suchen sie in den 
Minen nach brauchbaren Kohlestücken, die sie zum Kochen und Heizen nutzen.
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len Bevölkerung durch den Bau des Kraftwerks zerstört 
wurden. Diese Verletzung kultureller Rechte bedeutet 
für die Nachkommen der Verstorbenen bis heute eine 
schwere seelische Belastung.

Insgesamt wird deutlich, dass die KfW IPEX-Bank – 
ebenso wie die Bundesregierung und die Weltbank – 
die Dimension der ökologischen und menschenrecht-
lichen Risiken der Kraftwerke erheblich unterschätzt 
oder nicht ernst genommen hat. Auch die IPEX-Bank hat 
sich bei der Bewilligung im Jahr 2008 offenbar weitge-
hend auf die im Auftrag von Eskom erstellte Folgenab-
schätzung verlassen, welche das Inspection Panel der 
Weltbank 2011 als äußerst verkürzt und fehlerhaft kriti-
siert hat. Hauptkritikpunkt war, dass die Rauchgasent-
schwefelungsanlagen, Wassertransportsysteme und 
zuliefernden Kohleminen nicht als „angegliederte Ein-
richtungen“ behandelt und deren Auswirkungen nicht 
angemessen in den Blick genommen wurden. 

Dies jedoch widersprach den Performance Standards 
der International Finance Corporation (IFC) der Welt-
bank in der Fassung von 2006 (Absatz 5), zu denen sich 
auch die KfW IPEX-Bank schon damals bekannte. Es 
bleibt äußerst fraglich, ob die IPEX-Bank über die Un-
terlagen von Eskom und Weltbank hinaus nennenswer-
te eigene Recherchen durchgeführt hat. Selbst in ihrer 
aktuellen Nachhaltigkeitsrichtlinie erklärt die IPEX-
Bank, dass im Falle gemeinschaftlicher Finanzierungen 
mit anderen Banken, die sich zu den Equator Princip-
les bekennen, deren Risikoprüfungen als ausreichend 
betrachtet werden. 

Problematisch ist schließlich der Umgang der KfW 
IPEX-Bank mit den Menschenrechtsvorwürfen im Zu-
sammenhang mit den Kraftwerken. Ein Gespräch über 
die Vorschläge der Betroffenen zur Minderung der öko-
logischen und menschenrechtlichen Auswirkungen hat 
die KfW IPEX-Bank gegenüber MISEREOR und ActionAid 
Südafrika abgelehnt.
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4.1.3  Menschenrechtliche Fragen der  
Außenwirtschaftsförderung  
für den Energiesektor

 
 „Die Staaten sollten zusätzliche Maßnahmen zum 
Schutz vor Menschenrechtsverletzungen durch Wirt-
schaftsunternehmen ergreifen, die […] von staat-
lichen Stellen wie Exportkreditagenturen und 
öffentlichen Investitionsversicherungs- oder Garan-
tieagenturen erhebliche Unterstützung und Dienst-
leistungen erhalten, unter anderem, indem sie ihnen 
gegebenenfalls die Wahrnehmung der Sorgfaltspflicht 
in Bezug auf die Menschenrechte zur Auflage ma-
chen.“ (UN-Leitprinzip 4)  

Ein wesentliches Instrument der Bundesregierung, um 
deutsche Unternehmen in ihrem Auslandsgeschäft zu un-
terstützen, sind Exportkredit- und Investitionsgarantien 
sowie sogenannte Ungebundene Finanzkredite (UFK). 
Unternehmen nutzen diese Instrumente der Außenwirt-
schaftsförderung vor allem, um Exporte und Investitio-
nen in Schwellen- und Entwicklungsländern gegen wirt-
schaftliche und politische Risiken abzusichern. Wenn zum 
Beispiel ein Export mit einer Exportkreditgarantie vom 
Empfänger aufgrund einer kriegerischen Auseinander - 
setzung oder einer Zahlungsunfähigkeit des Bestellers 
nicht bezahlt wird, dann erstattet die Bundesregierung 
dem Exporteur den Betrag unter bestimmten Bedingun-
gen.

Über Grundsatzfragen und über große Export- bzw. 
Investitionsgeschäfte entscheidet jeweils ein Intermi-
nisterieller Ausschuss (IMA), in dem neben dem feder-
führenden Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie das Finanzministerium, das Auswärtige Amt und das 
Entwicklungsministerium vertreten sind. Der Bund hat 
die Abwicklung der Vergaben einem Konsortium aus der 
Euler Hermes Kreditversicherungs-AG und der Pricewa-
terhouseCoopers AG (PwC) übertragen (Euler Hermes 
2017, PwC 2017). Der Bundestag entscheidet im Rahmen 
des Haushaltsgesetzes über den Ermächtigungsrahmen, 
also die jährliche Höchstgrenze an Garantien insgesamt. 
Darüber hinaus ist das Parlament kaum in die Entschei-
dungen über Außenwirtschaftsförderung einbezogen. Der 
Haushaltsausschuss ist nur dann zu informieren, wenn 
die Höhe der Bürgschaften eine Milliarde Euro überschrei-
tet. Die entsprechenden Bundestagsausschüsse erhal-
ten nicht einmal mehr im Nachhinein Listen relevanter 

Bürgschaften und Garantien, wie dies bis zum Ende der 
vorletzten Legislaturperiode noch üblich war (GegenStrö-
mung et al. 2013).

Im Jahr 2016 hat die Bundesregierung Exportkredit-
garantien, sogenannte Hermesbürgschaften, in Höhe 
von 20,6 Milliarden Euro vergeben. Gleichzeitig hat der 
Bund bei Investitionsgarantien Deckungen in Höhe von 
4,3 Milliarden Euro übernommen sowie einen Ungebun-
denen Finanzkredit über 246 Millionen Euro (Euler Her-
mes 2017, PwC 2017). Der Energiesektor nahm im Jahr 
2016 bei den Hermesbürgschaften den Spitzenplatz ein. 
So betrug das Deckungsvolumen für Exportkreditgaran-
tien im Energiesektor 3,8 Milliarden Euro, was einem An-
teil von 18,4 Prozent entspricht. Betrachtet man die An-
zahl der Einzelkreditgarantien, so beträgt der Anteil des 
Energiesektors sogar 30,2 Prozent. Zudem lag der Anteil 
der Deckungen für den separat ausgewiesenen Sektor 
der Erdöl- und Erdgasförderung bei 22,8 Prozent (Euler 
Hermes 2017: 66). Zusammen erreichen diese beiden 
Sektoren damit bereits die Hälfte der gesamten Hermes-
bürgschaften in 2016.

Der Jahresbericht zu den Exportkreditgarantien weist 
die abgesicherten Geschäfte im Bereich der Erneuerbaren 
Energien gesondert aus. Hier betrug das Deckungsvolu-
men 827 Millionen Euro, insbesondere für Absicherungen 
im Windenergiesektor. Dies sind somit nur vier Prozent des 
gesamten Deckungsvolumens der Hermesbürgschaften. 
Gleichzeitig hat die Bundesregierung im Jahr 2016 Liefe-
rungen für Kohlekraftwerke in Höhe von rund 58 Millionen 
Euro in Deckung genommen (ebd.: 34). Zwar ist der Anteil 
der Deckungen für Kohlekraft im Vergleich zu 2010 deut-
lich gesunken (Bundestag 17/13991 (2013): 39). Jedoch 
ist der Anteil immer noch zu hoch angesichts der Energie-
wendepolitik der Bundesregierung und des Förderstopps 
für Kohlekraftwerke im Rahmen der Entwicklungsfinan-
zierung über die KfW-Entwicklungsbank (BMWi 2014b: 5).  
Zwar ist zu begrüßen, dass die Bundesregierung auf OECD-
Ebene einheitliche Standards für Exportkredite und Ex-
portkreditgarantien für Kohlekraftwerke „unterstützt“ 
hat (ebd.: 6). Diese sind nach Ansicht von NRO jedoch zu 
niedrig, um die Ziele des Weltklimaabkommens von Pa-
ris zu erreichen: Es werden nur die ineffizientesten Kohle-
kraftwerke von der staatlichen Unterstützung ausgenom-
men, nicht jedoch alle anderen Kohlekraftwerke, damit in 
Zusammenhang stehende Infrastruktur und Bergbaupro-
jekte sowie andere fossile Energieträger wie Öl und Gas 
(ECA Watch 2015). Die Bundesregierung sollte in diesem 
Bereich eine ähnliche Vorreiterrolle einnehmen wie bei der 
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nuklearen Stromerzeugung, wo sie unabhängig von den 
anderen OECD-Ländern entschieden hat, „grundsätzlich 
keine Exportkreditgarantien […] mehr für Anlagen zur nu-
klearen Stromerzeugung zu übernehmen“ (BMWi 2014a).

Problematische Auswirkungen 
auf die Menschenrechte

Die Außenwirtschaftsförderung wirft immer wieder 
auch menschenrechtliche Fragen auf. Dies wurde in den 
1990er Jahren insbesondere bei einigen Bürgschaften für 
große Staudammprojekte deutlich (Russau 2016: 30). In 
Deutschland waren in den 1990er und 2000er Jahren der 
Drei-Schluchten-Staudamm in China, der Ilisu-Staudamm 
in der Türkei und die Erdöl-Pipeline von Baku nach Ceyhan 
menschenrechtlich besonders umstrittene Projekte (Sche-
per et al. 2010). Der Drei-Schluchten-Staudamm stand 
u. a. wegen der weit mehr als eine Million Umsiedlungen 
für diese riesige Talsperre in der Kritik. Auch für den Ilisu-
Staudamm werden schätzungsweise 60.000 Menschen 
ihre Dörfer verlassen müssen und damit ihre Existenz-
grundlage verlieren, denn Ersatzland steht entweder nicht 
zur Verfügung oder wird deutlich schlechtere Bedingun-

gen aufweisen (Süddeutsche Zeitung 2010, Russau 2016: 
31f). Im Zusammenhang mit der Erdöl-Pipeline von Baku 
nach Ceyhan kritisierten lokale und internationale NRO, 
dass türkische Staatssicherheitskräfte Proteste gegen die 
Pipeline unterdrückten und durch diese Einschüchterun-
gen die lokale Bevölkerung davon abhielten, an den Kon-
sultationen zum Pipelineverlauf und den Verhandlun-
gen zur Kompensation von Land- und Lebensraumverlust 
teilzunehmen. Die britische Nationale Kontaktstelle hat 
2011 befunden, dass der Konsortialführer BP den men-
schenrechtlichen Beschwerden nicht angemessen nach-
gekommen sei (Urgewald 2011). In allen drei genannten 
Fällen hatte Deutschland Hermesbürgschaften gewährt, 
diese im Fall von Ilisu jedoch nach Protesten wieder zu-
rückgezogen.

Auch in den letzten Jahren kamen insbesondere Her-
mesbürgschaften wiederholt wegen ihrer menschenrecht-
lichen Auswirkungen in die Kritik. So kam eine Studie von 
MISEREOR 2016 zu dem Schluss, dass die Bundesregie-
rung die Risiken zweier Kohlekraftwerke in Südafrika für 
die Menschenrechte auf Nahrung, Wasser und Gesundheit 
„erheblich unterschätzt“ hat (Müller et al. 2016: 9f). Neben 

Protestaktion vor der OECD für höhere Menschenrechts- und Umweltstandards bei der Außenwirtschaftsförderung.
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einer Exportfinanzierung über die staatseigene KfW IPEX-
Bank (vgl. Kapitel 4.1.2/ Kasten S. 46ff) hatte die Bundesre-
gierung auch zwei Exportkreditgarantien an Hitachi Power 
Europe für die Lieferung der Kessel bewilligt (ebd.: 50ff). 

Kritik gab es auch aus der Opposition im Deutschen 
Bundestag. Bündnis 90/Die Grünen beanstandeten im 
Zusammenhang mit einer Hermesbürgschaft an Siemens, 
dass die Bundesregierung die ökologischen und sozialen 
Kriterien „sehr gedehnt“ habe (Brantner 2015). Auch in 
diesem Fall hat die Bundesregierung einen Exportkredit 
der KfW IPEX-Bank durch eine Bürgschaft flankiert (vgl. 
Kapitel 4.1.2). Es handelte sich um eine Lieferung von drei 
Gaskraftwerken an Ägypten mit einem Auftragsvolumen 
von acht Milliarden Euro – der „größte Einzelauftrag für 
Siemens aller Zeiten“ (Siemens 2015). Laut Informationen 
von dpa hatte sich bei Prüfungen vor Ort allerdings her-
ausgestellt, dass „die für staatliche Exportkreditgarantien 
notwendigen Umwelt- und Sozialstandards derzeit nicht 
alle eingehalten werden“ (dpa 2015). Trotzdem vergab 
die Bundesregierung eine Exportkreditgarantie, denn sie 
verband die Bewilligung mit der Erwartung, dass sich dies 
„während der Laufzeit des Kredites noch ändern“ werde 
(ebd.). Auch die Menschenrechtssituation im autoritär re-
gierten Ägypten, in dem Betroffene eines solchen Projek-
tes ein hohes Risiko von Repressalien eingehen, hielt die 
Bundesregierung nicht von der Bewilligung ab. Auf Nach-
frage der Bundestagsabgeordneten Franziska Brantner 
berichtete die Bundesregierung im Mai 2017, dass die bis 
dato vereinbarten Elemente des Environmental and Social  
Action Plan umgesetzt seien. Weitere Maßnahmen würden, 
dem Plan entsprechend, erst später realisiert (Bundestag 
18/12441 (2017): 24). Die Angaben erlauben es Außenste-
henden allerdings nicht zu beurteilen, ob der Umwelt- und 
Sozialplan angemessen ist. Die in der Antwort genannten 
Punkte wie z. B. die “Öffentlichkeitsbeteiligung für die an-
gegliederten Anlagen“ und „offene Punkte im Hinblick auf 
weitere Landbeschaffungen (u. a. für Bereitstellungsflä-
chen)“ können menschenrechtlich heikel sein, insbeson-
dere in einem Land, in dem die Meinungsfreiheit nicht si-
chergestellt ist. Zudem sind die Einwirkungsmöglichkeiten 
der Bundesregierung nach Bewilligung einer Bürgschaft 
gering. Deshalb erscheint es grundsätzlich problematisch, 
eine Hermesbürgschaft zu bewilligen, wenn umfangrei-
che Umwelt- und Sozialstandards zu Projektbeginn noch 
nicht erfüllt sind. 

Derzeit prüft die Bundesregierung einen Antrag auf Ex-
portförderung für ein Gasprojekt auf der Jamal-Halbinsel 
im Norden der Russischen Föderation23, obwohl sie dar-
auf hingewiesen wurde, dass die Rechte der indigenen Be-
völkerung dort massiv verletzt werden und die Umwelt-
verträglichkeitsstudie zahlreiche Lücken aufweist. Auch 
Staudammprojekte stoßen weiterhin auf Kritik. So kriti-
sieren NRO die Bundesregierung im Falle der Hermesbürg-
schaft für den Staudamm Hidrosogamoso in Kolumbien: 
Vor der Bewilligung seien die Auswirkungen auf die Men-
schenrechte nicht hinreichend erkannt und keine ausrei-
chenden Mechanismen in die Verträge integriert worden, 
um die Wahrung der Menschenrechte bei diesem Projekt 
durchsetzen zu können (Auswärtiges Amt 2015; Russau 
2016: 33f; vgl. Kasten S. 54ff). 

Menschenrechtsschutz in der Außenwirt-
schaftsförderung: Status Quo

Für die Vergabe von Exportkrediten haben sich die 
Exportkreditagenturen innerhalb der OECD auf eine ge-
meinsame Leitlinie geeinigt, die Recommendation of the 
Council on Common Approaches for Officially Supported 
Export Credits and Environmental and Social Due Dili-
gence (kurz Common Approaches). Während der Fokus 

Das Gas- und Dampfkraftwerk in Ägypten ist der größte Einzel-
auftrag in der Firmengeschichte von Siemens.
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23 https://www.agaportal.de/main-navigation/exporte-exportkreditgarantien/praxis-ex-
portkreditgarantien/projektinformationen-exportkreditgarantien  
(abgerufen 10.05.2017)
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dieser Leitlinie zunächst auf Umweltaspekten lag, fanden 
die Menschenrechte erstmals in den Common Approaches 
von 2012 Erwähnung, allerdings nur in der Präambel. Die 
aktuell gültigen Common Approaches von 2016 beziehen 
nun die Auswirkungen auf die Menschenrechte umfang-
reicher ein (OECD 2016). Allerdings schreiben die Com-
mon Approaches nur bei einer hohen Wahrscheinlichkeit 
schwerwiegender Menschenrechtsverletzungen vor, eine 
Menschenrechtsprüfung vorzunehmen (ebd.: 9).

Unter den Common Approaches werden Anträge nach 
ihren möglichen ökologischen und menschenrechtlichen 
Auswirkungen kategorisiert. Sind besonders schwere, um-
fassende oder irreversible Schäden zu befürchten (soge-
nannte Kategorie-A-Projekte), sollen Antragsteller Um-
welt- und Sozialverträglichkeitsprüfungen vorlegen; sind 
weniger gravierende Schäden zu erwarten, reichen weni-
ger umfangreiche Studien. Das Verfahren der ökologischen 
und sozialen Prüfung der Anträge orientiert sich vor allem 
an den Kriterien der Weltbankgruppe: den sogenannten 
Safeguard Policies der Weltbank oder den Performance 
Standards der International Finance Corporation (IFC), 
einer Tochtergesellschaft der Weltbank, sowie den Envi-
ronmental, Health and Safety Guidelines. Sie enthalten 
neben Umweltthemen auch einige zentrale menschen-
rechtliche Aspekte. Nach Einschätzung von NRO gehen 
sie jedoch nicht weit genug, um die Wahrung der Men-
schenrechte wirklich sicherzustellen. Insbesondere be-
rücksichtigen sie das Projektumfeld und die allgemeine 
Menschenrechtssituation im Land nach wie vor unzurei-
chend. Wenn die Meinungsfreiheit vor Ort eingeschränkt 
ist und Menschenrechtsverteidiger/-innen keinen aus-
reichenden Schutz genießen, dann erschwert dies auch 
die Konsultationen zu geplanten Projekten (Auswärtiges 
Amt 2015: 10ff). Zudem ist es problematisch, dass die so-
zialen und ökologischen Folgenabschätzungen der bean-
tragenden Unternehmen einen zu großen Einfluss auf die 
Förderentscheidung haben. Bei einer Überprüfung von 
geförderten Projekten hatte das Inspection Panel der Welt-
bank 2011 die entsprechende Folgenabschätzung für die 
Kohlekraftwerke Medupi und Kusile als äußerst verkürzt 
und fehlerhaft kritisiert (Müller et al 2016: 51ff, vgl. Kasten  
S. 46ff, Kapitel 4.1.2). 

Zudem beinhalten die Common Approaches keinen ver-
bindlichen Ausschlussgrund und die Regierungen können 
von ihnen abweichen, solange sie dies den anderen OECD-
Mitgliedstaaten mitteilen und entsprechend begründen 
(OECD 2016: 11). Das heißt, auch wenn bei der Prüfung ei-
nes beantragten Projektes Menschenrechtsverletzungen 

festgestellt oder erwartet werden, so schließt das nicht 
aus, dass die Bundesregierung die beantragte Deckung 
trotzdem bewilligt. Hinzu kommt, dass nur Bürgschaften 
über mehr als 15 Millionen Euro und zwei Jahren Laufzeit 
von den Common Approaches erfasst werden (GegenStrö-
mung et al. 2013). 

Bei Investitionsgarantien und Ungebundenen Finanz-
krediten orientiert sich das Verfahren zu menschenrecht-
lichen Prüfungen nach Aussage der Bundesregierung im 
Wesentlichen an dem der Hermesbürgschaften (Auswär-
tiges Amt 2015: 6). Bei allen drei Instrumenten der Au-
ßenwirtschaftsförderung gibt die Bundesregierung an, 
der Einhaltung von Menschenrechten „einen hohen Stel-
lenwert“ beizumessen (Euler Hermes 2016: 34, PwC 2016: 
41). Die oben dargestellten konkreten Fallbeispiele lassen 
aber Zweifel aufkommen, ob sich dieser Stellenwert in der 
Praxis angemessen auswirkt.

Mangelnde Transparenz

Ein weiteres Problem, sowohl bei den Hermesbürg-
schaften als auch bei den Investitionsgarantien und den 
UFK, ist die mangelnde Transparenz. Die öffentlich zugäng-
lichen Informationen über erteilte Hermesbürgschaften 
sind viel zu vage. Darüber hinaus ist es noch nicht einmal 
bei Projekten der sogenannten Kategorie A eindeutig mög-
lich, die bewilligten Projekte den vorherigen Unterlagen 
zuzuordnen. Dabei müssen bei diesen die Umweltverträg-
lichkeitsprüfungen einschließlich der genauen Projektna-
men vor der Bürgschaftsvergabe veröffentlicht werden. 
Allerdings erfolgt dies erst, wenn die Grundsatzzusage 
schon erteilt wurde und es damit bereits eine Zusage gibt, 
auf die sich Unternehmen juristisch berufen können. Bei 
Investitions- und UFK-Garantien kritisieren NRO, dass es 
keine systematische Veröffentlichung projektbezogener 
Daten gibt (GegenStrömung et al. 2013). 

Eine entsprechende Transparenz wäre jedoch erfor-
derlich, denn bei Investitionsgarantien hat der Investor 
in der Regel größere Einwirkungsmöglichkeiten als bei 
Exporten und sollte seine entsprechenden Maßnahmen 
auch transparent darstellen müssen. Aufgrund der bis-
herigen Veröffentlichungspraxis ist es für die Zivilgesell-
schaft nicht möglich zu überprüfen, ob in den geförderten 
Projekten die Unternehmen ihrer menschenrechtlichen 
Verpflichtung nachkommen, beziehungsweise zumindest 
die vorgegebenen Standards einhalten. Die bestehende 
Transparenzregelung zeigt, dass die Bundesregierung nur 
bei den Exportkreditgarantien, bei denen sie aufgrund 
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ten Beschwerdeverfahren vor der deutschen Nationalen 
Kontaktstelle für die OECD-Leitsätze für multinationale 
Unternehmen verweigern. Im verabschiedeten NAP fehlt 
hingegen die explizite Vorgabe eines Ausschlusses gänz-
lich. Nun muss die Bundesregierung bei der Umsetzung 
klarstellen, mit welchen Maßnahmen sie die Einhaltung 
der Sorgfaltspflicht erreichen will. 

Es ist unzureichend, lediglich die Nationale Kontaktstel-
le für die OECD-Leitsätze zu einem zentralen Beschwer-
demechanismus für Projekte der Außenwirtschaftsförde-
rung aufzuwerten, wie es im NAP angekündigt wird. Dafür 
müsste die Nationale Kontaktstelle im Übrigen struktu-
rell reformiert und unabhängiger gestaltet werden (vgl. 
Kapitel 6.2.1). 

Zudem versäumt es die Bundesregierung im NAP klar-
zustellen, dass nicht nur bei Hermesbürgschaften Trans-
parenz erforderlich ist. Für die Betroffenen und die Öf-
fentlichkeit ist es wichtig, auch bei Investitionsgarantien 
und den UFK nachvollziehen zu können, für welche Pro-
jekte und unter welchen Auflagen Bürgschaften verge-
ben werden. 

Auch die Prüfleitfäden und sonstigen Tools, die für die 
Menschenrechtsprüfung verwendet werden, müssen öf-
fentlich sein. Sie müssen verdeutlichen, dass bei allen 
Projekten standardmäßig eine menschenrechtliche Risiko-
analyse und bei allen Projekten der Kategorie A ein Human 
Rights Due Diligence Report vorgelegt werden müssen. In 
die Prüfung sollte insbesondere die Menschenrechtsla-
ge im weiteren Kontext des Projekts, z. B. die Versamm-
lungs- und Meinungsfreiheit, stärker einbezogen werden. 
Es müssen ferner rote Linien festgelegt werden, wann  
die Wahrscheinlichkeit der Menschenrechtsverletzung so 
hoch oder diese so schwerwiegend ist, dass eine Garantie 
nicht gewährt werden darf. 

Zusätzlich bedarf es weiterer verbindlicher Ausschluss-
kriterien für die Außenwirtschaftsförderung. Ein vorüber-
gehender Ausschluss müsste erfolgen, wenn die Sorg-
faltspflicht offensichtlich nicht erfüllt wird, weil z. B. 
keine entsprechenden Verfahren etabliert wurden. Eben-
so müsste ein Ausschluss vorgenommen werden, wenn die 
Nationale Kontaktstelle oder ein nationales Gericht einen 
Verstoß gegen die menschenrechtliche Sorgfalt festgestellt 
hat. Erst wenn ein Unternehmen über die nötigen Verfah-
ren verfügt und bestehende Empfehlungen vollständig 
umgesetzt hat, dürften Anträge des betreffenden Unter-
nehmens wieder berücksichtigt werden.

der Common Approaches zu Transparenz verpflichtet ist, 
gewisse Mindestanforderungen an Transparenz erfüllt, 
nicht jedoch bei den anderen Instrumenten. Aber auch 
bei diesen bleibt intransparent, wie die Bundesregierung 
die menschenrechtlichen Auswirkungen der geförderten 
Projekte konkret überprüft. Erst aufgrund eines von drei 
NRO auf Basis des Informationsfreiheits- und Umwelt-
informationsgesetzes gerichtlich erstrittenen Vergleichs 
willigte das BMWi 2015 ein, die Umwelt- und Sozialkapitel 
einzelner Prüfberichte herauszugeben (Gegenströmung 
2015). Bedauerlicherweise waren darin jedoch die beson-
ders relevanten Bewertungen der Bundesregierung selbst 
geschwärzt worden. Genau diese wären wichtig gewesen, 
um die Sorgfalt der Bundesregierung beurteilen zu kön-
nen, wie die Analyse der Unterlagen zur Förderung von 
Lieferungen für zwei Kohlekraftwerke in Südafrika zeigte 
(Müller 2016: 51).

Quo Vadis?

Die Bundesregierung hat im Nationalen Aktionsplan zu-
gesagt, den Menschenrechten eine „stärkere Eigenständig-
keit und Sichtbarkeit im Prüfverfahren“ einzuräumen und 
plant eine „verbesserte Identifizierung menschenrecht-
licher Risiken“. Geplant ist außerdem, dass es zukünftig 
Human Rights Due Diligence Reports bei der Prüfung der-
jenigen Projekte geben soll, bei denen eine hohe Wahr-
scheinlichkeit von schwerwiegenden menschenrechtli-
chen Auswirkungen besteht (Bundesregierung 2016: 24). 
Diese Maßnahme ist zwar begrüßenswert, es handelt sich 
allerdings nur um eine Umsetzung der Common Approa-
ches von 2016. Zudem lässt sich eine Menschenrechtsprü-
fung nicht nur auf Fälle mit einer „hohen“ Wahrscheinlich-
keit von „schwerwiegenden“ Menschenrechtsverletzungen 
reduzieren. Ob ein „hohes“ Risiko „schwerer“ Menschen-
rechtsverletzungen vorliegt, kann erst durch eine solche 
Prüfung selbst festgestellt werden (CorA et al. 2017: 10).

Der NAP enthält auch die Absichtserklärung der Bun-
desregierung, „dass Unternehmen, die die Instrumente 
der Außenwirtschaftsförderung in Anspruch nehmen, ihre 
Sorgfaltspflicht erfüllen“ (ebd.). Auch dies ist begrüßens-
wert, allerdings sehr vage formuliert. Ein unveröffent-
lichter NAP-Entwurf vom März 2016 sah noch vor, dass 
Unternehmen, die gegen ihre menschenrechtlichen Sorg-
faltspflichten verstoßen haben, von der Außenwirtschafts-
förderung ausgeschlossen würden. Nach dem, ebenfalls 
nicht veröffentlichten, NAP-Entwurf vom November 2016 
sollten Unternehmen nur noch ausgeschlossen werden, 
solange sie die Teilnahme an einem gegen sie gerichte-
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damm die energetische Erschließung der abgelegenen 
Regionen sowie Entwicklung und Wohlstand für die lo-
kale Bevölkerung (Kim et al. 2015). Doch seit der Stau-
damm 2014 in Betrieb genommen wurde, beklagen 
Umgesiedelte und lokale Initiativen, dass nicht alle Be-
troffenen anerkannt und entschädigt wurden. Zudem 
seien die Kompensationen unzureichend und würden 
nicht in allen Fällen wie vereinbart umgesetzt (Auswär-
tiges Amt 2015: 8ff). 

Isagen berichtet, vorschriftsgemäß Konsultationen 
mit 2.100 Betroffenen durchgeführt zu haben. Andere 
Quellen sprechen von einer höheren Anzahl an Kon-
sultationen (Bundestag 18/7994 (2016): 7) sowie bis zu 
16.000 Menschen, die als Betroffene anerkannt wurden 
(Seufert 2015). Das im Auftrag von Isagen erstellte Um-
weltgutachten schätzt die Zahl der Betroffenen aller-
dings auf 30.000 (Kim et al. 2015). Diese Anzahl hatte 
die Bundesregierung nach eigenen Angaben auch zur 
Grundlage für ihre Prüfung herangezogen (Bundes-
tag 18/7994 (2016): 7). Jedoch stellte das kolumbiani-
sche Umweltministerium fest, dass die Konsultation 

„Die Bundesregierung sichert grundsätzlich keine 
Geschäfte ab, die nach der Umwelt- und Sozialprü-
fung schwerwiegende negative Konsequenzen erwar-
ten lassen“ (Seufert 2015), verlautbarte die Bundesre-
gierung im Zusammenhang mit dem kolumbianischen 
Staudamm Hidrosogamoso. Allerdings werfen Berichte 
aus Kolumbien Zweifel auf, ob die Projektprüfung um-
fassend erfolgte.

Im Jahr 2012 hatte die Bundesregierung eine Her-
mesbürgschaft über 73 Millionen US-Dollar an die deut-
sche Niederlassung des österreichischen Unternehmens 
Andritz vergeben. Andritz lieferte drei Fancis-Großturbi-
nen für den Staudamm. Darüber hinaus lieferte Siemens 
– ohne Hermesbürgschaft – eine Schaltanlage sowie 
Transformatoren über seine kolumbianische Tochter-
firma. Die Versicherung des Staudamms übernahm 
zu großen Teilen ein Tochterunternehmen der Allianz 
(Russau 2015).

Die kolumbianische Betreiberfirma Isagen und die 
kolumbianische Regierung versprachen mit dem Stau-

Hermesbürgschaft für Staudamm Hidrosogamoso in der Kritik

Die lokale Organisation „Ríos Vivos“ protestiert gegen die negativen Auswirkungen des Staudamms Hidrosogamoso 
in Kolumbien.
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Die Konsultationen im Vorfeld des Staudammbaus waren völlig unzureichend, sodass die Bevölkerung oft nur durch 
Proteste auf die Probleme aufmerksam machen kann. 
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der betroffenen Bevölkerung inadäquat war. Darauf-
hin lehnte das Ministerium es ab, Hidrosogamoso als 
Clean Development Mechanism-Projekt zu klassifizie-
ren (CENSAT 2016). 

Mit dem Staudamm wurde eine Fläche von 70 Quad-
ratkilometern überschwemmt, die vorher für Vieh- und 
Landwirtschaft genutzt wurden. Die Auswirkungen er-
strecken sich über rund 226 Quadratkilometer (Russau 
2016: 33), deshalb mussten mehr als 180 Familien um-
gesiedelt werden. Die kolumbianische Initiative Movi-
miento Ríos Vivos berichtet davon, dass die umgesie-
delten Gemeinden über ihre Situation „besorgt“ seien 
(Auswärtiges Amt 2015: 9). Denn obwohl ihnen eine 
mindestens gleichwertige Entschädigung versprochen 
worden war, hätten einige Gemeinden nur Grundstücke 
mit einer schlechteren Bodenqualität erhalten (ebd.) 

Zudem seien nicht alle Betroffenen anerkannt wor-
den und hätten somit keine Entschädigung erhalten 
(Auswärtiges Amt 2015: 9). Dies betraf u. a. indirekt Be-
troffene wie Straßenverkäufer, Arbeitskräfte in Gastro-

nomie und Tourismus oder Fischer. Ein Vertreter von 
Movimiento Ríos Vivos hat diese Kritik im November 
2015 dem BMWi vorgetragen. Auf eine Bundestags-
anfrage antwortete die Bundesregierung Ende März 
2016, dass sich der von der NRO vorgetragene Sachver-
halt „derzeit in Klärung“ befinde (Bundestag 18/7994 
(2016): 8) 

Der Vertreter von Movimiento Ríos Vivos hatte eben-
falls kritisiert, dass die Betreiberfirma Isagen im Jahr 
2014 den Fluss Sogamoso für mehr als 10 Stunden voll-
ständig trocken gelegt hatte. Dies verstoße gegen die 
Umweltlizenz, in der ein minimaler Wasserfluss ange-
ordnet war, um das aquatische Leben unterhalb des 
Staudamms zu erhalten. In der Folge starben Tausende 
Fische und die vom Fischfang lebenden Familien konn-
ten wochenlang ihrer Arbeit nicht nachgehen. Zusätz-
lich sei der Sauerstoffgehalt im Stausee und noch Kilo-
meter unterhalb des Stausees zu gering, als dass sich 
Fische entwickeln könnten (Auswärtiges Amt 2015: 9). 
Auch dieser Punkt befindet sich offenbar noch „in Klä-
rung“ (Bundestag 18/7994 (2016): 8). 
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Die Betroffenen beklagten weiterhin, dass im Stau-
see Reste der Vegetation verblieben seien, die durch 
die Verrottung unter Wasser zur Bildung von Schwefel-
wasserstoff und zu extremen Geruchsbelästigungen 
führten, die die Gesundheit der Anwohner/-innen be-
einträchtigten. Schließlich griff ein lokales Verwaltungs-
gericht ein und verpflichtete das Unternehmen dazu, 
das organische Material zu entfernen. Laut Aussagen 
von Movimiento Ríos Vivos hatte selbst eine Studie von 
Isagen gezeigt, dass die Schwefelwasserstoffwerte und 
der Sauerstoffgehalt des Flusses gegen die kolumbia-
nischen Normen verstießen (Auswärtiges Amt 2015: 9). 
Auch diese Information erhielt die Bundesregierung erst 
über die NRO-Vertreter (Bundestag 18/7994 (2016): 8).

Ein Vertreter der Bundesregierung bezeichnete sol-
che menschenrechtlichen Problemlagen bei Stau-
dammprojekten als „absolute Einzelfälle“ (Auswärti-
ges Amt 2015: 19). Nach Angaben der Bundesregierung 
habe es in diesem Fall auch eine intensive Projektprü-

fung einschließlich eines Standortbesuchs gegeben. 
Daher ist es besonders bedenklich, dass dennoch eine 
ganze Reihe der indirekt Betroffenen nicht identifiziert 
wurden. Dabei sind die besonderen Herausforderun-
gen von Staudammprojekten seit langem bekannt. 
Dies wirft die Frage auf, wie viele direkt und insbeson-
dere indirekt Betroffene in anderen Staudammpro-
jekten und vor allem bei weiteren Projekten mit Her-
mesbürgschaften ebenfalls übersehen werden. Das 
Beispiel Hidrosogamoso verdeutlicht außerdem den 
Nachbesserungsbedarf beim Monitoring der Projektum-
setzung. Wichtige Informationen über mangelhafte Ent-
schädigungen oder Probleme bei Ausgleichsmaßnah-
men erreichten die Bundesregierung erst über die NRO  
Movimiento Ríos Vivos. Deshalb fordern NRO, es müsse 
vertraglich verankert werden, dass unabhängige Quel-
len und vor allem die Betroffenen aktiv in das Monito-
ring einbezogen werden.

Der Staudamm hat starke Auswirkungen auf die Fischvor-
kommen im Fluss Sogamoso. Als die Betreiberfirma im Jahr 
2014 kurzzeitig den Fluss trockenlegte, starben daraufhin 
Tausende Fische. 
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Viele ebenfalls von den Auswirkungen des Staudamms  
Betroffene wie diese im Kleinbergbau tätige Frau kämpfen 
dafür, überhaupt als Betroffene des Staudamms anerkannt 
zu werden.
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zu Energie und Rohstoffen eine entscheidende Rolle für die 
Wettbewerbsfähigkeit der EU.“ (Europäische Kommission 
2015). Konkret fordert sie daher von ihren Handelspart-
nern den Abbau von Exportbeschränkungen für Rohstoffe, 
„eine noch stärkere Konzentration auf die Liberalisierung 
von Dienstleistungen sowohl innerhalb der EU als auch im 
Handel mit der übrigen Welt“, die Durchsetzung geistiger 
Eigentumsrechte, einen verbesserten Marktzugang und 
Schutz von europäischen Auslandsinvestitionen sowie 
einen gleichberechtigten Zugang zu öffentlichen Aufträ-
gen im Ausland. 

Entsprechende Regelungen in all diesen Bereichen, sei 
es im Rahmen von bilateralen Handels- und Investitions-
schutzabkommen der EU, im Vertrag über die Energiechar-
ta, in bilateralen Investitionsförderungs- und -schutz-
verträgen (IFV) der Bundesrepublik Deutschland oder in 
einem künftigen plurilateralen Dienstleistungsabkommen 
(Trade in Services Agreement – TiSA), schränken die Mög-
lichkeiten anderer Staaten zur Regulierung ihres Energie- 
und Rohstoffsektors erheblich ein und können sich dort 
direkt oder indirekt negativ auf die Menschenrechte aus-
wirken (Weis 2016). Sie können sich auch bei der Umset-
zung der UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschen-
rechte und beim Umweltschutz innerhalb und außerhalb 
der EU als ein Hindernis erweisen. 

Sicherung des Zugangs zu Energie- 
und Metallrohstoffen

Fast siebzig Prozent der in Deutschland genutzten Pri-
märenergie stammten 2015 aus Energieimporten. Abge-
sehen von Braunkohle ist Deutschland bei allen fossilen 
Energieträgern in hohem Maße auf Einfuhren angewiesen. 
2015 betrug der Anteil der Nettoimporte von Steinkohle 
88,5 Prozent, von Mineralöl 99,5 Prozent, von Naturgasen 
88,9 Prozent und von Uran für die Kernenergie 100 Prozent 
(BMWi 2017). Im Bereich der erneuerbaren Energien wer-
den zudem metallische Rohstoffe verwendet, bei denen 
Deutschland fast zu 100 Prozent importabhängig ist. Zur 
Herstellung von Photovoltaik- und Windkraftanlagen wer-
den auch metallische Rohstoffe wie Silber, Kupfer, Alumi-
nium, Eisenerz und seltene Erden benötigt. 

Einen bedeutenden Anteil dieser Energie- und Metall-
rohstoffe importiert Deutschland aus Ländern, in denen 
massive Menschenrechtsverletzungen im Rohstoffsektor 
dokumentiert sind. Im Jahr 2015 stammten 7,2 Prozent der 
deutschen Rohöleinfuhren aus Nigeria, wo es im Nigerdel-
ta bei der Erdölförderung seit Jahrzehnten aufgrund von 

4.2 Menschenrechtskohärenz in  
internationalen Abkommen  
und Institutionen

4.2.1  EU-Handels- und Investitionspolitik 
mit Blick auf den Energiesektor

 
 „Gemäß den UN-Leitprinzipien sollen Staaten „aus-
reichenden innerstaatlichen Politikspielraum zur Er-
füllung ihrer menschenrechtlichen Verpflichtungen 
bewahren, wenn sie mit anderen Staaten oder mit 
Wirtschaftsunternehmen geschäftsbezogene Politik-
ziele verfolgen, wie etwa durch Investitionsabkom-
men oder Investitionsverträge.“ (Prinzip 9) 

Mit Blick auf die Liberalisierung und Privatisierung 
von Dienstleistungen im Energiesektor ist auch Prin-
zip 5 zu beachten: 

„Staaten sollten angemessene Aufsicht ausüben, 
um ihren internationalen menschenrechtlichen Ver-
pflichtungen nachzukommen, wenn sie mit Wirt-
schaftsunternehmen vertraglich oder durch Gesetz 
die Erbringung von Dienstleistungen vereinbaren, die 
sich auf die Wahrnehmung der Menschenrechte aus-
wirken können.“ Die extraterritoriale Verpflichtung der 
EU, im Rahmen ihrer Handels- und Investitionspolitik 
auch im Ausland die Menschenrechte zu achten und 
zu fördern, ist auch im EU-Vertrag von Lissabon ver-
ankert. Artikel 2 erklärt die Menschenrechte zu grund-
legenden Werten, „auf die die Union gründet“. Artikel 
3.5 erhebt diese Werte der EU zur Grundlage auch für 
ihre „Beziehungen zur übrigen Welt“. 

Handel und Investitionen haben für die europäische 
und deutsche Energiewirtschaft eine herausragende Be-
deutung. Deutschland ist zur Energiegewinnung noch in 
hohem Maße auf den Import fossiler Energierohstoffe wie 
auch mineralischer Rohstoffe angewiesen. Deutsche Un-
ternehmen exportieren Technologien für Kohlekraftwerke 
sowie Staudämme und andere erneuerbare Energien und 
sind in vielen Ländern als Dienstleister und Investoren im 
Energiesektor aktiv. Umgekehrt sind auch ausländische 
Konzerne auf dem deutschen Energiemarkt tätig.

Auch die EU räumt der Sicherung des Zugangs zu Ener-
gie und Rohstoffen in ihrer Handelsstrategie „Handel für 
alle“ eine hohe Priorität ein: „In Anbetracht der Abhängig-
keit der EU von importierten Ressourcen spielt der Zugang 
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wurde dieses Abkommen bislang jedoch nicht ratifiziert. 
Auch das Verhandlungsmandat des Ministerrates, auf des-
sen Grundlage die EU-Kommission über ein Assoziations-
abkommen mit dem MERCOSUR verhandelt, zielt auf ein 
Verbot mengenmäßiger Exportbeschränkungen und Ex-
portsteuern ab (Fritz 2017b). 

Durch solche Regelungen erhalten europäische Unter-
nehmen einen ungehinderten und günstigeren Zugang zu 
Rohstoffen. In den betroffenen Ländern werden hingegen 
die Möglichkeiten eingeschränkt, Staatseinnahmen zu  
generieren, die auch zur Gewährleistung sozialer Men-
schenrechte dringend erforderlich wären. Zugleich ent-
steht für Bergbaukonzerne ein zusätzlicher Anreiz zur 
Expansion des Rohstoffabbaus, der für Menschenrechts-
verletzungen besonders anfällig ist, zumal unabhängige 
und funktionierende Behörden und Gerichte vielfach nicht 
voraus gesetzt werden können. Umso problematischer ist 
es, dass weder die EU noch die Bundesrepublik Deutsch-
land ihre Unternehmen verbindlich verpflichten, beim 
direkten oder indirekten Import dieser Rohstoffe men-
schenrechtliche Sorgfalt walten zu lassen. Auch die Ende 
2016 beschlossene EU-Verordnung zu Konfliktrohstoffen 
erfasst weder Energierohstoffe noch jene Metalle, die zur 
Produktion von Photovoltaik- und Windkraftanlagen ver-
wendet werden. 

Öllecks und Gasverbrennung immer wieder zu schwer-
wiegenden Umweltschäden und Menschenrechtsverlet-
zungen gegenüber der lokalen Bevölkerung gekommen 
ist (BMWi 2017). Steinkohle hat Deutschland 2015 zu 10,35 
Prozent aus Kolumbien und zu 6,5 Prozent aus Südafrika 
importiert, wo insbesondere aufgrund hohen Wasserver-
brauchs, Wasserverseuchung durch Schwermetalle, Luft-
verschmutzung und Landvertreibungen die Rechte auf 
Gesundheit und Nahrung von Anwohner/-innen verletzt 
wurden (Müller et al. 2016). Ein Viertel des Kupfers bezog 
Deutschland 2015 aus Peru, wo im Bergbau ähnliche um-
weltbezogene Menschenrechtsverletzungen dokumen-
tiert sind und lokaler Widerstand mit Gewalt unterdrückt 
wird (Müller 2017). Ähnliches gilt für Eisen aus Brasili-
en, woher 56 Prozent der deutschen Importe stammen, 
und für seltene Erden, die Deutschland zu 94 Prozent aus  
China bezieht (BGR 2016).

Mit mehreren dieser Länder hat die EU in den vergan-
genen Jahren Handelsabkommen abgeschlossen, welche 
die komplette Abschaffung von Exportbeschränkungen 
vorschreiben (Abkommen mit Peru, Kolumbien, Ecuador 
und Mittelamerika). Auch das sogenannte Wirtschafts-
partnerschaftsabkommen mit Westafrika beschränkt und  
befristet Anhebungen von Exportzöllen und –abgaben. 
Unter anderem aufgrund des Widerstands von Nigeria 

EU-Handelskommissarin Malmström diskutiert mit Abgeordneten des EU-Parlaments über Regeln zum Investitionsschutz.
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Am 16.03.2017 hat das Europäische Parlament eine 
Verordnung verabschiedet, welche die Finanzierung von 
Konfliktparteien aus Erlösen des Abbaus und Handels 
von Gold, Zinn, Tantal, Wolfram und deren Erzen ein-
dämmen soll. Europäische Unternehmen im Upstream-
Bereich, also von der Mine bis zu Schmelzereien und 
Raffinerien, sowie Direktimporteure dieser Metalle wer-
den damit verbindlich verpflichtet, ihren menschen-
rechtlichen Sorgfaltspflichten nachzukommen und die 
Herkunft der Rohstoffe nachzuverfolgen. Sie müssen 
Konflikt- und Menschenrechtsrisiken untersuchen und 
gegenüber Behörden, direkten Geschäftspartnern und 
der Öffentlichkeit darüber berichten. Auch die Bundes-
regierung hatte sich bei den Verhandlungen für eine sol-
che Teilverbindlichkeit ausgesprochen. 

Dennoch greift die geplante Verordnung in vielerlei 
Hinsicht zu kurz. Im Fokus steht lediglich die Finanzie-
rung von Konfliktparteien, während andere Formen 
von Menschenrechtsverstößen beim Rohstoffabbau 
in Konfliktgebieten nicht untersucht werden müssen.  
Lediglich Erstimporteure von Erzen und Metallen wer-
den erfasst, wogegen die große Mehrzahl der Unter-
nehmen, die solche Rohstoffe verwenden – wie die 
Automobil- und Elektronikindustrie sowie der Einzel-
handel – weitgehend aus der Verantwortung entlassen 
werden. Die Sorgfaltspflichten sollen außerdem nur für 
Unternehmen gelten, deren Importmengen bestimm-
te Schwellenwerte überschreiten. Für Gold liegt dieser 
Schwellenwert bei 100 Kilogramm, was einem Markt-
wert von 3,4 Millionen Euro entspricht. Damit werden 
in Bezug auf Gold lediglich 20 von 253 importierenden 
deutschen Unternehmen erfasst.

Die Regelung beschränkt sich zudem auf wenige Roh-
stoffe, obwohl der Abbau aller Rohstoffe menschen-
rechtliche Risiken birgt. Energierohstoffe wie Erdöl, 
Gas, Uran und Steinkohle sowie andere Metalle wie 
Kupfer, Silber und Bauxit, deren Abbau ebenfalls häu-
fig mit Konflikten und Menschenrechtsverletzungen 
einhergeht, bleiben außen vor. Hinzu kommt, dass die 
Unternehmen gegenüber der Öffentlichkeit vor allem 
über ihre Methoden zur Erfüllung der Sorgfaltspflich-
ten Bericht erstatten müssen, nicht über die ermittel-
ten Risiken selbst. Die Verordnung sieht auch keine 

EU-Regulierung zu Konfliktrohstoffen greift zu kurz 

einheitlichen Sanktionen gegen Unternehmen vor, die 
gegen ihre Sorgfaltspflichten verstoßen, sondern über-
lässt dies den EU-Mitgliedsstaaten. Problematisch ist 
zudem, dass die Umsetzung der Verordnung erst 2021 
beginnen soll.

NRO fordern, dass bei der Umsetzung der Verord-
nung in Deutschland ein wirksamer Sanktionsmecha-
nismus eingerichtet wird. Im Rahmen der geplanten 
Überprüfung der Verordnung, die zwei Jahre nach In-
krafttreten beginnt, sollte sich die Bundesregierung zu-
dem dafür einsetzen, dass die beschriebenen Schlupf-
löcher der bisherigen Regelung geschlossen werden. 
Und schließlich sollte sie dafür eintreten, dass die EU 
eine übergreifende Gesetzesinitiative zu menschen-
rechtlichen Sorgfaltspflichten in Lieferketten ergreift, 
die auch andere Branchen erfasst und sich nicht nur 
auf Konfliktgebiete beschränkt.

Koltanmine im Süd-Kivu in der Demokratischen Republik 
Kongo. Verbindliche Anforderungen der USA und der EU an 
Importeure haben vor Ort eine positive Dynamik ausgelöst, 
doch es bleiben viele Herausforderungen.
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standard. Grundsätzlich können Privatisierungen und  
Liberalisierungen im Energiesektor den Zugang zu Energie 
erleichtern oder auch erschweren. Entscheidend ist laut 
Prinzip 5 der UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Men-
schenrechte, dass der Staat im Falle der Privatisierung von 
Dienstleistungen im Bereich der Daseinsvorsorge ausrei-
chende Steuerungsmöglichkeiten behält und sicherstellt, 
dass die betreffenden Unternehmen die Menschenrech-
te achten und im Einklang mit den menschenrechtlichen 
Verpflichtungen des Staates handeln. Im Energiesektor 
bedeutet das zum Beispiel, dass der Zugang zu einer an-
gemessenen Energieversorgung auch in ländlichen und 
marginalisierten Regionen gewährleistet ist, und dass die 
Energiepreise auch für ärmere Bevölkerungsschichten er-
schwinglich bleiben (Dugard 2009: 264ff).

Die Eingriffe in die Preisregulierung, welche die EU-
Kommission zum Beispiel in den Verhandlungen zu den 
Handelsabkommen mit Mexiko plant, drohen diese Steu-
erungsmöglichkeiten jedoch empfindlich zu beschneiden, 
ohne dass die sozialen Folgen ausreichend abgefedert 
würden (Fritz 2017a: 23ff). So fordert die Kommission in 
Artikel 4 ihres Entwurfs zu einem Kapitel über Energie und 
Rohstoffe von Mexiko, dass die Exportpreise für Rohstoffe 
und Energie jene auf dem Binnenmarkt nicht überschrei-
ten dürfen. Laut Artikel 5 sollen außerdem Preisregulie-
rungen für Strom und Treibstoffe nur noch dann erlaubt 
sein, wenn der Partner zuvor spezifische Gemeinwohlver-
pflichtungen erlässt, die klar definiert, transparent und 
verhältnismäßig sind. Die Berechnungsmethoden für die 
Preisvorgaben müssen demnach vor der Einführung ver-
öffentlicht werden. Am Maßstab der Verhältnismäßigkeit 
würde im Falle von Einsprüchen in einem Streitschlich-
tungsverfahren entschieden werden, menschenrecht-
liche Erwägungen dürften dabei kaum eine Rolle spielen 
dürften. Und selbst wenn die Kriterien der Transparenz 
und Verhältnismäßigkeit für gemeinwohlorientierte Preis-
regulierungen als erfüllt erachtet würden, dürften die  
betreffenden Preisregulierungen nach dem Entwurf des 
Kapitels nur befristet gelten. 

Mit dem Energiekapitel würden auch die Regeln der 
Energiereform in einem internationalen Vertrag schwer 
umkehrbar festgeschrieben, welche die mexikanische Re-
gierung 2014 beschlossen hatte. Darin hatte die mexikani-
sche Regierung unter anderem verfügt, die Preiskontrol-
len für Benzin ab Januar 2017 phasenweise auslaufen zu 
lassen. In der Folge stiegen die die Preise schlagartig um 
20 Prozent, was landesweit Proteste und Ausschreitungen 
auslöste. Dies verwundert kaum vor dem Hintergrund, 

Liberalisierung von Dienstleistungen 
zur Energieversorgung

In den 1970er Jahren haben zahlreiche Entwicklungs- 
und Schwellenländern den politisch und wirtschaftlich 
strategischen Energiesektor verstaatlicht, um ihre Sou-
veränität gegenüber den ehemaligen Kolonialmächten 
und transnationalen Konzernen zu sichern, Staatsein-
nahmen zu generieren und die Energieversorgung der ei-
genen Wirtschaft und Bevölkerung zu verbessern (Wälde 
1996: 191f). Ende der 1980er Jahre kam es nach dem Zu-
sammenbruch der Sowjetunion und im Zuge der Struk-
turanpassungsmaßnahmen auf Druck des Internatio-
nalen Währungsfonds (IWF) und der Weltbank zu einer 
weltweiten Privatisierungswelle im Energiesektor. Neben 
der Energiegewinnung waren davon unter anderem auch 
Energiedienstleistungen, wie die Stromversorgung der Be-
völkerung und Industrie, betroffen. Ende der 1990er Jahre 
schlug das Pendel insbesondere in Lateinamerika wieder 
in die andere Richtung aus, als die Linksregierungen in Ve-
nezuela, Ecuador und Bolivien die Energiekonzerne wieder 
unter staatliche Kontrolle brachten (Krajewski 2012: 343ff).

Die EU setzt sich in Verhandlungen über bilaterale Han-
delsabkommen, zum Beispiel mit MERCOSUR und Mexiko, 
wie auch über das plurilaterale Dienstleistungsabkommen 
TiSA dafür ein, den Energiesektor in anderen Ländern für 
Investitionen und Dienstleistungen europäischer Unter-
nehmen zu öffnen. An den Verhandlungen zu TiSA betei-
ligen sich derzeit die EU und 22 weitere Länder, die sich 
selbst als „Really Good Friends of Services“ bezeichnen 
und die eine weitergehende Liberalisierung des Dienstleis-
tungssektors erreichen wollen, als sie im GATS-Abkommen 
(General Agreement on Trade in Services) bei der WTO ver-
ankert sind. In ihrem Liberalisierungsangebot von 2013 
zählt die EU-Kommission 15 Sektoren auf, in denen sie sich 
zu Liberalisierungen verpflichten will. Dazu gehören neben 
anderen Bereichen der öffentlichen Daseinsvorsorge, wie 
Bildung und Gesundheit, auch Energiedienstleistungen 
(Fritz 2014: 43). In einem ersten groben Entwurf für die 
angestrebten Regeln von TiSA erklärte die Kommission, 
dass sie in solchen Sektoren unter anderem öffentliche 
Monopole, mengenmäßige Zulassungsbeschränkungen 
oder Deckelungen ausländischer Kapitalbeteiligungen so-
wie eine Bevorzugung inländischer Anbieter verbieten will. 

Wie in Kapitel 3 beschrieben, gehört der Zugang zu ei-
ner angemessenen Energieversorgung zu den Erfordernis-
sen des Menschenrechts auf angemessenes Wohnen und 
des Menschenrechts auf einen angemessenen Lebens-
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SUR-Staaten könnten solche Regelungen den Zugang är-
merer Bevölkerungsschichten zu Energie beeinträchtigen. 
So kontrolliert in Brasilien die Regulierungsbehörde ANEEL 
derzeit die Strompreise, und der staatliche Energiekonzern 
Petrobras setzt faktisch die Preise für Ölprodukte. In den 
Jahren 2011 bis Ende 2014 wurden die Benzinpreise auf 
dem brasilianischen Binnenmarkt auf diese Weise deut-
lich unterhalb der hohen Weltmarktpreise gehalten, um 
den Zugang der Bevölkerung weiterhin zu gewährleisten. 
Sollte sich die EU mit ihren Vorstellungen im Rahmen der 
aktuell verhandelten Handelsabkommen durchsetzen, 
würden solche Formen staatlichen Handelns unmöglich. 
In Zeiten hoher Weltmarktpreise könnte dies dazu führen, 
dass Staaten eben jene Steuerungsmöglichkeiten verlie-
ren, die erforderlich wären, um den Zugang zu Energie und 
Energiedienstleistungen auch für ärmere Bevölkerungs-
schichten zu ermöglichen und damit ihr Recht auf einen 
angemessenen Lebensstandard und das Recht auf Woh-

dass Mexikaner/-innen, verglichen mit Deutschen, einen 
drei- bis vierfachen Anteil ihres Einkommens für Benzin 
ausgeben (Fritz 2017a: 24). Aus ökologischer Perspektive 
würde es zwar durchaus Sinn machen, durch eine Verteu-
erung fossiler Treibstoffe Anreize zu einer Energiewende 
schaffen. Diese Maßnahme müsste jedoch in ein breiteres 
Konzept einer Transformation des Energie- und Trans-
portsektors eingebettet werden, welches sich nicht ein-
seitig zulasten ärmeren Bevölkerungsgruppen auswirkt, 
sondern gerade diesen erschwingliche Alternativen zur 
Mobilität bietet. Eine solche Gesamtstrategie ist jedoch 
nicht in Sicht. 

Auch gegenüber dem MERCOSUR hat die EU im Okto-
ber 2016 bereits angekündigt, Regelungen zu Rohstoffen 
und Energie verankern zu wollen (Fritz 2017b). Es ist zu 
erwarten, dass sie an MERCOSUR ähnliche Forderungen 
richten wird wie gegenüber Mexiko. In mehreren MERCO-

Anfang 2017 gehen in mindestens 25 Bundesstaaten Mexikos Menschen wegen der Erhöhung der Energiepreise auf die Straße, 
hier am 09.01.2017 Ciudad de Mexiko.
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1998 in Kraft getreten ist und von 51 europäischen und 
zentralasiatischen Staaten sowie der Europäischen Union 
unterzeichnet wurde. Mit 87 bis 2015 eingereichten Fällen 
war der Vertrag über die Energiecharta das am häufigsten 
für Investor-Staat-Klagen genutzte Investitionsschutz-
abkommen (UNCTAD 2016: 105).

In der Kritik stehen solche Investitionsschutzbestim-
mungen vor allem deshalb, weil sie ausländischen Inves-
toren nicht nur im Falle formeller Enteignungen, sondern 
auch bei so genannten „indirekten“ Enteignungen eine 
„prompte, angemessene und effektive Entschädigung“ ga-
rantieren. Dies kann auch Regulierungen zum Schutz von 
umweltbezogenen Menschenrechten, des Rechts auf Ge-
sundheit oder von Landrechten betreffen, die den ökono-
mischen Wert - also die Profitträchtigkeit einer Investition 
- schmälern. Unverblümt brachte ein Investitionsschieds-
gericht dies im Jahr 2000 in einer Urteilsbegründung gegen 
Costa Rica, das solche ökologische Gefahren abwendende 
Regulierungen vorgenommen hatte, auf den Punkt: „Wo 
Eigentum enteignet wird, selbst zu ökologischen Zwecken, 
sei es innerstaatlich oder international, bleibt der Staat 
verpflichtet, eine Entschädigung zu zahlen.“24 Besonders 
problematisch ist dabei, dass bei der Bemessung der Höhe 
des Schadensersatzes der Schutz der öffentlichen Zwecke 
durch die Regulierung nicht hinreichend berücksichtigt 
wird. Entscheidend ist lediglich der vermutete Wertverlust 
der Investition. Weiter verstärkt wird der Investorenschutz 
durch den in solchen Abkommen gängigen Standard der 
„billigen und gerechten Behandlung“ (Fair and Equitable 
Treatment – FET). Dieser schützt – bei einer weiten, aber 
durchaus gängigen Auslegung – die so genannten „legiti-
men Erwartungen“ eines Investors. In mehreren Urteilen 
haben Schiedsgerichte daraus ein Recht von Ausland-
sinvestoren auf ein stabiles und vorhersehbares Inves-
titionsklima abgeleitet (Krajewski 2012). Problematisch 
sind zudem sogenannte „Schirmklauseln“, welche den 
Investorenschutz und das Klagerecht von Investoren auf 
Verträge ausweiten, die sie mit einem Staat selbst abge-
schlossen haben. Wann auch immer ein Auslandsinvestor 
seine Rechte auf Grundlage einer dieser Verträge verletzt 
sieht, kann er den betreffenden Staat vor einem Investi-
tionsschiedsgericht auf Entschädigung verklagen. Inves-
titionsschiedsgerichte entsprechen überdies nicht den 
Standards ordentlicher Gerichte und operieren häufig 
höchst intransparent (Eberhardt et al. 2012).

nen zu schützen. Dieses Risiko ist umso größer in Situati-
onen, wo ein zusätzliches Investitionsschutzkapitel oder 
-abkommen den ausländischen Investoren die Möglichkeit 
einräumt, Staaten bei Verstößen gegen die dort festgeleg-
ten Investitionsschutzstandards vor Schiedsgerichten auf 
Schadensersatz zu verklagen.

Investorenschutz gegen Regulierung

Schon die Entstehung des internationalen Investitions-
rechts stand in einem engen Zusammenhang mit den Ent-
wicklungen im Energiesektor nach der Dekolonisierung. 
Enteignungen von Erdölfirmen im Erdölsektor in Saudi 
Arabien und Libyen Ende der 1950er Jahre gehörten zu den 
ersten Fällen, die vor internationalen Investitionsschieds-
gerichten verhandelt wurden. Obwohl zwischen 1990 und 
2008 weltweit nur zehn Prozent aller ausländischen Di-
rektinvestitionen einen Energiebezug aufwiesen, betraf 
ein Drittel der Klagen von Investoren gegen den Staat die-
sen Sektor (Krajewski 2012). Dieser Trend hat sich in den 
letzten Jahren noch deutlich verstärkt: Fast die Hälfte der 
beim Investitionsschiedsgericht der Weltbank (Internatio-
nal Centre for Settlement of Investment Disputes – ICSID) 
anhängigen Klagen von Investoren gegen Staaten betrafen 
Öl, Bergbau, Gas, Strom und andere Bereiche des Energie-
sektors (AITEC et al. 2015: 2).

Grundlage solcher Klagen sind zum einen die insgesamt 
3.304 internationalen Investitionsabkommen, die jeweils 
zwischen zwei oder mehreren Staaten oder Handelsblö-
cken abgeschlossen wurden (UNCTAD 2016: 101). Dazu 
zählen 2.968 bilaterale Abkommen, wie sie auch Deutsch-
land mit 129 Staaten abgeschlossen hat (sogenannte In-
vestitionsschutz- und -förderungsverträge), sowie 368 
weitere bilaterale und regionale Handelsabkommen mit 
Investitionsbestimmungen (UNCTAD 2017). Seitdem ihr 
2009 die Zuständigkeit für Investitionsschutz übertragen 
wurde, strebt auch die EU solche Abkommen an. Aktuell 
verhandelt sie mit China und Myanmar über eigene Inves-
titionsschutzabkommen. In Handelsgesprächen mit Indi-
en, Japan, den USA, Ägypten, Tunesien, Marokko, Jorda-
nien, Malaysia, Thailand, Indonesien und den Philippinen 
drängt sie ebenfalls auf die Aufnahme von Investitionska-
piteln (European Commission 2017). Bereits abgeschlos-
sen wurden entsprechende Verhandlungen mit Singapur 
und Vietnam. Auch in dem mit Kanada unterzeichneten 
Handelsabkommen (Comprehensive Economic and Trade 
Agreement – CETA) ist ein Investitionsschutzkapitel ent-
halten. Bestimmungen zum Investitionsschutz sind au-
ßerdem im Vertrag über die Energiecharta verankert, der 

24 Vgl. Compania del Desarollo de Santa Elena S.A. v. Republic of Costa Rica, ICSID Case 
No. ARB/96/1, Award of 17 February 2000, para. 72, eigene Übersetzung.
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Ein derart weitreichender Investitionsschutz im Ener-
giesektor kann sich in vielerlei Hinsicht negativ auf die 
Menschenrechte auswirken. Juristisch angreifbar werden 
dadurch zum Beispiel staatliche Eingriffe in die Preisge-
staltung von Energieunternehmen, wie sie etwa die argen-
tinische Regierung zwischen 1999 und 2002 vorgenommen 
hat. Bei der Privatisierung der Gasversorgung Mitte der 
1990er Jahre hatte Argentinien dem Unternehmen TGN 
in einer Lizenz zugestanden, die Gaspreise auf Basis des 
US-Dollars zu berechnen und alle sechs Monate dem ame-
rikanischen Preisindex anzupassen. In Folge des rasanten 
Wertverlustes des Pesos gegenüber dem US-Dollar wäh-
rend der argentinischen Wirtschaftskrise führte dies dazu, 
dass Gas für den Großteil der Bevölkerung unerschwing-
lich wurde. Darauf reagierte die Regierung, indem sie die 
Preisanpassungen an den US-Index zunächst aussetzte 
und 2002 ganz abschaffte. Daraufhin reichte der US-ame-
rikanische TGN-Teilhaber CMS Gas Transmission Com-
pany vor dem Schiedsgericht der Weltbank Klage gegen 
den argentinischen Staat ein. 2005 entschied das Gericht 
im Sinne des Klägers, dass Argentinien gegen das Gebot 
der billigen und fairen Behandlung verstoßen habe (Kra-
jewski 2012: 17). Das Argument der argentinischen Regie-
rung, dass die beanstandeten Maßnahmen aus sozialen 
Gründen erforderlich gewesen seien, erklärte das Gericht 
für irrelevant. Die sozialen Menschenrechte der Bevölke-
rung wurden in dem Verfahren gar nicht erst thematisiert.

Angreifbar werden durch Investitionsbestimmungen 
auch Umweltschutzbestimmungen im Energiesektor. Ein 
spektakuläres Beispiel ist die erfolgreiche Klage des US-
Erdölkonzerns Chevron vor einem Schiedsgericht des 
Permanent Court of Arbitration (PCA) in Den Haag gegen 
Urteile nationaler Gerichte in Ecuador. Diese hatten das 
von Chevron übernommene Unternehmen Texaco zur 
Zahlung von Schadensersatz verurteilt, weil es bei der 
Erdölförderung im Lago Agrio Gebiet im Amazonas Wälder 
und Fluss verseucht und damit eine erhöhte Krebsrate so-
wie andere Krankheiten bei den dort lebenden indigenen 
Völkern verursacht habe. Chevron argumentierte vor dem 
Investitionsschiedsgericht unter anderem, dass Ecuador 
Texaco 1995 und 1997 Straffreiheit zugesichert habe. Im 
August 2011 gab das Schiedsgericht der Klage statt. Da-
durch konnte es zwar die Urteile der nationalen Gerichte 
nicht aufheben, verurteilte Ecuador jedoch zu einer Scha-
densersatzzahlung in Höhe von 96 Millionen US-Dollar an 
Chevron. Der Fall zeigt auf eklatante Weise, wie Konzerne 
mit Hilfe von Investitionsschutzabkommen – in diesem Fall 
zwischen Ecuador und den USA – gegen Urteile nationa-
ler Gerichte vorgehen und Staaten daran hindern können, 

die Rechte auf Gesundheit und Leben im Energiesektor zu 
schützen (Krajewski 2017: 10).

Um die Rechte auf Gesundheit und Leben geht es letzt-
endlich auch bei den beiden Klagen des schwedischen 
Energiekonzerns Vattenfall gegen die Bundesrepublik 
Deutschland vor einem Investitionsschiedsgericht, die 
hierzulande hohe Wellen geschlagen haben. 2009 bean-
standete Vattenfall eine Verletzung des im Energiechar-
ta-Vertrag verankerten Grundsatzes der gerechten und 
billigen Behandlung durch wasserrechtliche Umweltau-
flagen der Hamburger Umweltbehörde für das geplante 
Kohlekraftwerk Moorburg und verlangte eine Entschädi-
gung von 1,4 Milliarden Euro. Der Streitfall wurde durch 
einen Vergleich beigelegt, in dessen Folge Hamburg die 
Umweltauflagen lockerte (Bernasconi-Osterwalder et al. 
2012). In einer weiteren Klage fordert Vattenfall aktuell 
auf derselben rechtlichen Grundlage von Deutschland 
Schadensersatz in Höhe von über 4,7 Milliarden Euro, weil 
den Atomkraftwerken Brunsbüttel und Krümmel mit der 

Vattenfall verklagte Deutschland auf Schadensersatz über  
4,7 Milliarden Euro wegen des Genehmigungsentzugs für die 
Atomkraftwerke Brunsbüttel (oben) und Krümmel.
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das Schiedsgericht die Summe selber definieren. Eine Re-
vision wäre nicht möglich (Krajewski 2013).

Der Fall verdeutlicht zum einen, dass ausländische In-
vestoren einen weiter gehenden Eigentumsschutz genie-
ßen, als ihn das deutsche Recht vorsieht. Darüber hinaus 
wird aber auch das problematische Spannungsverhältnis 
zwischen Investitionsschutz und der Energiewende sicht-
bar – mit weitreichenden Implikationen auch für den Kli-
maschutz und damit für die umweltbezogenen Menschen-
rechte. Denn der gewaltige Kraftakt einer grundlegenden 
Transformation des Energiesektors ist schlechterdings 
nicht zu bewältigen, ohne den ökonomischen Wert bereits 
getätigter Auslandsinvestitionen und die Gewinnerwartun-
gen von Energie- und Bergbaukonzernen zu schmälern. 
Die Industrie verfügt bereits jetzt über Kohle-, Erdöl- und 
Gasreserven, deren Ausbeutung und Verbrennung zu ei-
nem CO2-Ausstoß von 2.795 Gigatonnen führen würde: 
fünfmal so viel, wie nach Auffassung von Klimaforschern 
zur Begrenzung der Erderwärmung auf zwei Grad zulässig 
wäre (AITEC et al. 2015: 2, 5). Internationaler Investitions-
schutz kann die Kosten der Energiewende somit erheblich 
in die Höhe treiben und insbesondere ärmere Staaten vor 
Klimaschutzmaßnahmen zulasten transnationaler Kon-
zerne gänzlich zurückschrecken lassen. 

Wie real diese Gefahr bereits heute ist, zeigen zum Bei-
spiel die Klagen des Energiekonzerns Lone Pine gegen das 
Fracking-Moratorium in der kanadischen Provinz Quebec 
und des französischen Konzerns Perenco gegen die zusätz-
liche Besteuerung von Gewinnen im Ölgeschäft in Ecuador, 
das im Amazonas eine Umweltkatastrophe ausgelöst hat. 

13. Novelle des Atomausstiegsgesetzes in Folge der Fuku-
shima-Katastrophe die Genehmigung entzogen wurde. 

Die Problematik der Sonderklagerechte von Auslands-
investoren verdeutlicht sich durch einen Blick auf eine 
parallele Klage in derselben Angelegenheit, die Vattenfall 
gemeinsam mit E.ON und RWE auch vor dem Bundesver-
fassungsgericht Klage eingereicht hat. Das Verfassungs-
gericht wies in seinem Urteil vom 06.12.2016 den Vorwurf 
der Kläger zurück, dass es sich um eine unzulässige Ent-
eignung gehandelt habe. Zwar können die Konzerne auf 
Grundlage des Urteils nun außergerichtlich oder durch 
weitere Prozesse eine Entschädigung für die im Atom-
ausstiegsgesetz von 2002 zugesagten Strommengen ein-
fordern, die sie jetzt nicht mehr produzieren dürfen. Aller-
dings wurde die Höhe möglicher Entschädigungssummen 
vom Gericht nicht definiert. Laut Handelsblatt dürfte es für 
alle drei Konzerne zusammen „allenfalls um eine niedrige 
Milliardensumme gehen“, wohingegen zuvor eine Summe 
von 19 Milliarden im Raum gestanden hatte (Flauger et al. 
2016). Mit umso größerer Spannung wird nun Mitte 2017 
das Urteil des Investitionsschiedsgerichts über die Vat-
tenfall-Klage in derselben Angelegenheit erwartet. Es ist 
durchaus möglich, dass das Schiedsgericht den Entzug der 
Genehmigungen – im Gegensatz zum Bundesverfassungs-
gericht – als „faktische Enteignung“ oder als entschädi-
gungspflichtige ungerechte Behandlung des Investors 
wertet. Im Gegensatz zum deutschen Recht würde eine 
solche faktische Enteignung unmittelbar einen Schadens-
ersatzanspruch begründen. Und im Gegensatz zum Bun-
desverfassungsgericht, das den Gesetzgeber die Höhe des 
Schadensersatzanspruchs festlegen lassen muss, könnte 

Ein wesentlicher Kritikpunkt bei TTIP und CETA, aber auch bei den bilateralen Investitionsabkommen, 
sind die privaten Investitionsschiedsgerichte.
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Und während in den vergangenen Jahren mehrere, auch 
deutsche, Unternehmen den Investitionsschutz im Ener-
giecharta-Vertrag genutzt haben, um Spanien, Tschechien, 
Italien und Bulgarien wegen Kürzung von Förderprogram-
men im Bereich der erneuerbaren Energien zu verklagen, 
so sind in Zukunft ähnliche Klagen gegen Subventionskür-
zungen für Erdöl und Kohle zu erwarten. Diese hätten das 
Potenzial, die Energiewende in einigen Ländern erheblich 
auszubremsen (AITEC et al. 2015: 7).

Quo Vadis?

Aufgrund der massiven öffentlichen Kritik im Kontext 
von CETA und TTIP hatte die EU-Kommission bereits im 
Mai 2015 Reformvorschläge beim Investitionsschutz vor-
gelegt. Insbesondere strebt die Kommission an, das Recht 
der Staaten, Regulierungen im Sinne des öffentlichen In-
teresses zu erlassen („right to regulate“), in Investitions-
schutzkapiteln zu schützen. Auch die Gewährung oder 
der Entzug staatlicher Hilfen sollen vor Schiedsgerichten 
nicht mehr anfechtbar sein (EU-Kommission 2015: 5f). 
Außerdem schlug die Kommission eine schrittweise Ab-
lösung der bisherigen Schiedsgerichte durch ein System 
ordentlicher Investitionsgerichte (Investment Court Sys-
tem – ICS) vor. Während die USA diese Vorschläge bereits 
vor der Unterbrechung der TTIP-Verhandlungen zurück-
gewiesen hatten, wurden diese weitgehend in das CETA-
Abkommen aufgenommen. 

Zahlreiche Völkerrechtler/-innen haben diese Refor-
mansätze jedoch als völlig unzureichend kritisiert (STOP 
TTIP 2016). In zwei Gutachten für das britische Hilfswerk 
CAFOD beanstandet Jennifer Zerk insbesondere, dass 
der Begriff der „legitimen Politikziele“ in CETA-Artikel 
8.9.1 zum Recht auf Regulierung zu eng gefasst wird und 
den Schutz der Menschenrechte nicht explizit einschließt 
(Lindsay 2016: 24ff). Es ist damit nicht auszuschließen, 
dass staatliche Maßnahmen von Kanada oder der EU und 
ihrer Mitgliedstaaten zur Umsetzung der UN-Leitprinzipi-
en von kanadischen oder europäischen Auslandsinvesto-
ren vor einem bilateralen Investitionsgericht angefochten 
werden. Markus Krajewski weist darüber hinaus auf eine 
grundsätzliche Schwäche dieses Ansatzes hin: Das „Recht 
auf Regulierung“ als solches wird durch Handels- und In-
vestitionsabkommen ohnehin nicht infrage gestellt. Sehr 
wohl aber schränken diese Abkommen die Optionen ein, 
die den Staaten zur Wahrnehmung des Rechts auf Regu-
lierung zur Verfügung stehen und verlangen eine Entschä-
digung für Investoren, wenn deren Gewinnerwartungen 
durch Regulierungsmaßnahmen verletzt werden (Krajew-

ski 2017: 20). Die in CETA verankerten Investorenrechte, 
wie sie oben beschrieben werden, bleiben somit durch 
das „Recht auf Regulierung“ unberührt. Das Risiko von 
Schadensersatzforderungen wird somit weiterhin einen 
abschreckenden Effekt („chilling effect“) haben, Maßnah-
men zulasten der Gewinnerwartungen von Unternehmen 
zu ergreifen. 

Einen deutlichen Rückschritt vollzog die Kommission 
mit ihrer neuen Handelsstrategie „Handel für alle“ Ende 
2015 in Bezug auf Menschenrechtsklauseln, die seit 1992 
in fast allen bilateralen Abkommen der EG/EU Usus sind 
und das Kernstück des bisherigen Menschenrechtsansat-
zes der EU-Handelspolitik bilden. NRO hatten sich im Vor-
feld für eine Reform der Klauseln ausgesprochen. Denn 
die Standardklausel erlaubt der EU lediglich, Maßnahmen 
gegen Partnerstaaten zu ergreifen, wenn diese die Men-
schenrechte ernsthaft verletzen. Sie erlauben den Partner-
staaten aber nicht explizit Maßnahmen zur Umsetzung von 
Menschenrechten, wenn diese Maßnahmen in Konflikt mit 
Bestimmungen des Handelsabkommens stehen. Deshalb 
würde die gegenwärtige Standard-Menschenrechtsklau-
sel in keinem der beschriebenen Risikobereiche greifen. 
Im Auftrag von MISEREOR und dem Deutschen Institut 
für Menschenrechte hatte der Wirtschaftsvölkerrechtler 
Lorand Bartels eine neue Modell-Menschenrechtsklau-
sel erarbeitet (Bartels 2014). Demnach dürften Bestim-
mungen eines Handelsabkommens niemals so ausgelegt 
werden, dass sie die Vertragsstaaten daran hindern, ihre 
menschenrechtlichen Verpflichtungen im In- oder Aus-
land umzusetzen. Zur Feststellung möglicher Konfliktfäl-
le würde sie regelmäßige menschenrechtliche Folgenab-
schätzungen vorschreiben, einen zivilgesellschaftlichen 
Beschwerdemechanismus einrichten und nachträgliche 
Änderungen problematischer Handelsbestimmungen er-
möglichen. Kommissarin Malmström hatte auf den Vor-
schlag zunächst mit Interesse reagiert. In der 36-seitigen 
neuen Handelsstrategie werden Menschenrechtsklauseln 
jedoch mit keinem Wort erwähnt, geschweige denn eine 
Initiative zu deren Überarbeitung und Stärkung. Künftig 
will die Kommission in Handelsabkommen nur noch un-
verbindliche Nachhaltigkeitskapitel mit schwachen Men-
schenrechtsbezügen verankern, Menschenrechtsklauseln 
hingegen in weniger wirkungsvolle Rahmenabkommen 
auslagern. Die Bundesregierung unterstützt diesen An-
satz im NAP ausdrücklich.

Eine leichte Verbesserung hat die EU-Kommission 
2016 immerhin mit der Überarbeitung des Handbuchs 
für Nachhaltigkeitsfolgenabschätzungen (Trade Sustai-
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nability Impact Assessments – SIA) zu Handelsabkommen 
beschlossen. Danach müssen die Folgenabschätzungen 
nun eigene Kapitel zu den menschenrechtlichen Auswir-
kungen der Handelsabkommen enthalten. Das Problem: 
Die Folgenabschätzung findet zu einem Zeitpunkt statt, wo 
die Verhandlungen bereits weit fortgeschritten sind und 
eine Kursänderung der Kommission sehr unwahrschein-
lich wird. Damit die Studien ernsthaft zur Berücksichti-
gung von Menschenrechten und Nachhaltigkeit beitragen 
können, müssten diese bereits vor Verhandlungsbeginn 
durchgeführt und als eine wesentliche Grundlage bei der 
Erarbeitung von Verhandlungsmandaten des Rats an die 
Kommission genutzt werden. Auch das Europäische Parla-
ment und die Zivilgesellschaft müssten in diesen Prozess 
stärker einbezogen werden. In einem solchen Zuschnitt 
hätten Folgenabschätzungen durchaus das Potenzial, 
auch eine grundlegende Neuausrichtung der Handels-
politik voranzutreiben. Positiv ist zu würdigen, dass die 
Bundesregierung im NAP den Vorschlag unterstützt, Nach-
haltigkeitsfolgenabschätzungen zu Handelsabkommen 
künftig vor Verhandlungsbeginn durchzuführen.

Die bisherigen Reformansätze der EU-Kommission grei-
fen insgesamt zu kurz und erfüllen keineswegs die Anfor-
derungen der UN-Leitprinzipien und des EU-Vertrags von 
Lissabon. Ein grundsätzliches Problem besteht darin, dass 
der Vorrang von Menschenrechten vor Handels- und Inves-
titionsabkommen im Völkerrecht bisher sehr umstritten ist 
(Krajewski 2017: 13). In der Praxis können Unternehmen 
zudem bei Verstößen gegen Investitionsschutzbestimmun-
gen über Schiedsgerichte hohe Entschädigungssummen 
einklagen, während Betroffenen von Menschenrechts-
verletzungen in der Regel keine internationalen Gerichte 
zur Verfügung stehen. Um dies zu ändern, müssten zum 
einen die Sonderklagerechte von Auslandsinvestoren vor 
Schiedsgerichten abgeschafft werden. Darüber hinaus 
müsste in einem künftigen UN-Abkommen zu transnatio-
nalen und anderen Unternehmen und Menschenrechten 
der formale Vorrang von Menschenrechtspakten vor Inves-
titions- und Handelsabkommen festgeschrieben werden 
(vgl. Kapitel 2.4.3). Markus Krajewski hat dazu im Auftrag 
von CIDSE, MISEREOR u.a. eine solche Vorrangklausel 
(„supremacy clause“) entwickelt. Dafür sollte sich auch 
die Bundesregierung einsetzen (Krajewski 2017: 25f). In 
dem UN-Abkommen sollten sich die Vertragsstaaten au-
ßerdem zu menschenrechtlichen Folgenabschätzungen 
und zur Aufnahme von menschenrechtlichen Ausnahme-
klauseln in Handels- und Investitionsschutzabkommen 
verpflichten.

4.2.2 Förderung „sauberer Entwicklung“ 
im Rahmen des internationalen  
Klimaregimes

 
 „Steht ein Wirtschaftsunternehmen unter staat-
licher Kontrolle oder können seine Handlungen an-
derweitig dem Staat zugeordnet werden, können 
Verletzungen der Menschenrechte durch das Wirt-
schaftsunternehmen bedeuten, dass der Staat gegen 
seine eigenen völkerrechtlichen Verpflichtungen ver-
stößt.“ (Kommentar zu Leitprinzip 4) 

„Staaten, welche als Mitglieder multilateraler  
In stitutionen handeln, die mit geschäftsbezogenen 
Fragen befasst sind, sollten […] diese Institutionen 
im Rahmen ihres jeweiligen Mandats und ihrer jewei-
ligen Kapazität dazu anhalten, die Achtung der Men-
schenrechte durch Unternehmen zu fördern […].“ 
(Leitprinzip 10)

Die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschen-
rechte verlangen von allen Unternehmen, unabhängig  
von der jeweiligen Branche, dass sie ihre menschenrecht-
lichen Sorgfaltspflichten wahrnehmen. Gemäß ihrer men-
schenrechtlichen Schutzpflicht müssen Staaten sicher-
stellen, dass Unternehmen dieser Sorgfaltspflicht auch 
nachkommen. Dies gilt laut Prinzip 4 umso mehr in sol-
chen Fällen, wo Staaten die entsprechenden wirtschaft-
lichen Aktivitäten fördern. Explizit verweisen die Leitprin-
zipien in diesem Zusammenhang auf Unternehmen im 
öffentlichen Eigentum, Maßnahmen der Außenwirtschafts-
förderung, Subventionen und die öffentliche Auftrags-
vergabe. Doch auch der Clean Development Mechanism 
(CDM), der im Rahmen des Kyoto-Protokolls geschaffen 
wurde, bietet öffentliche Anreize zur Durchführung von 
Projekten, die zur Emissionsminderung von Treibhausga-
sen beitragen, auch im Energiebereich. Sowohl mit Blick 
auf den Gastgeberstaat des Projekts als auch den Käufer-
staat eines Emissionsreduzierungszertifikats (Certified 
Emission Reductions – CERs) liegt hier eine enge Verbin-
dung zwischen der Wirtschaft und staatlichem Handeln 
(„Staat-Wirtschafts-Nexus“) vor. 

Nach Auffassung des UN-Sonderberichterstatters für 
Umwelt und Menschenrechte, John Knox, ist die Minde-
rung von Treibhausgasemissionen eine menschenrecht-
liche Verpflichtung der Staaten und der Staatengemein-
schaft (vgl. Kapitel 3). Dazu öffentliche Anreize zu bieten 
bzw. Fehlanreize zu korrigieren, ist aus menschenrecht-
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Fehlende Menschenrechtsstandards im 
Clean Development Mechanism (CDM)

Der 1997 mit dem Kyoto-Protokoll geschaffene CDM 
verfolgt das doppelte Ziel, Entwicklungsländer bei ih-
ren Anstrengungen zur nachhaltigen Entwicklung zu un-
terstützen und zugleich industrialisierte Länder bei der 
Erreichung ihrer Emissionsreduzierungszusagen zu un-
terstützen. Zu diesem Zweck stellt der CDM für Klima-
schutzprojekte in Entwicklungsländern Emissionsredu-
zierungszertifikate (Certified Emission Reductions – CERs) 
aus. Das betrifft auch Projekte im Energiebereich. Indus-
trieländer können die zertifizierten Emissionsreduzierun-
gen auf ihre Kyoto-Zusagen anrechnen, wenn sie an diesen 
Projekten beteiligt sind oder die Zertifikate von privaten 
Betreibern („project participants“) erwerben (Sterk et al. 
2010). Bisher wurden insgesamt 7.768 Projekte beim CDM 
registriert (UNFCCC 2017a).

Die „Modalitäten und Prozeduren“ des CDM, die in den 
Beschlüssen von Marrakesch (Marrakesh Accords – MA) 

licher Perspektive daher zu begrüßen. Zugleich haben 
Knox und andere UN-Sonderberichterstatter, der UN- 
Menschenrechtsrat und UNHCHR allerdings immer wie - 
der deutlich gemacht, dass auch im Rahmen von Maßnah-
men zur Vermeidung des Klimawandels und zur Klimaan-
passung die Menschenrechte geachtet und geschützt wer-
den müssen. In Absatz 11 der Präambel des Klimavertrags 
von Paris erkennen die Vertragsstaaten die Notwendigkeit 
an, bei den Umsetzungsmaßnahmen die Menschenrechte 
zu achten und zu fördern. 

Damit bekräftigen die Vertragsstaaten auch den in Prin-
zip 10 der UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschen-
rechte formulierten Anspruch, dass Staaten sich inner-
halb internationaler Institutionen dafür einsetzen, dass 
diese im Rahmen geschäftsbezogener Aktivitäten „die 
Achtung der Menschenrechte fördern“. Deutlicher formu-
lieren dies die Maastricht Prinzipien zu extraterritorialen 
Staatenpflichten im Bereich der wirtschaftlichen, sozia-
len und kulturellen Rechte: „Ein Staat, der Kompetenzen 
an eine internationale Organisation überträgt oder an ihr 
teilnimmt, muss alle zumutbaren Schritte unternehmen, 
um sicherzustellen, dass die entsprechende Organisation 
im Einklang mit den internationalen Menschenrechtsver-
pflichtungen dieses Staates handelt.“25

25 Die Maastricht Principles on Extraterritorial Obligations of States in the Area of 
Economic, Social and Cultural Rights sind ein Rechtskommentar renommierter 
Völkerrechtlicher/-innen und UN-Sonderberichterstatter/-innen:  
http://www.etoconsortium.org/en/main-navigation/library/maastricht-principles/ 
(abgerufen am 10.05.2017) 

Das indische Kohlekraft Sasan ist als CDM-Projekt registriert. Für seinen Bau wurden vier Dörfer mit Gewalt umgesiedelt.
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strument nutzen, nicht jedoch andere Stakeholder wie 
betroffene lokale Gemeinden oder NRO. Lokale Gemein-
den wie auch indigene Gemeinschaften müssen weder 
detailliert informiert werden, noch müssen sie konsultiert 
werden. Auch gibt es keine Möglichkeit der Verifizierung 
der gemachten Angaben, was ihre Aussagekraft weiter 
einschränkt. 

Zwar formulierte das Sekretariat des UNFCCC im Okto-
ber 2015 in einem Konzeptpapier auch Empfehlungen zur 
Verbesserung der Konsultation von Betroffenen, welche 
die Unterstützung von NRO und des UN-Sonderberichter-
statters für Menschenrechte und Umwelt fanden (UNFCCC 
2015a; Knox 2015). Mehrere Mitglieder des CDM-Exekutiv-
rats wiesen diese Empfehlungen jedoch zurück, so dass 
dieser im November 2015 nur wenige Verbesserungen be-
schloss (UNFCCC 2015b). Dazu gehören zum Beispiel Vor-
gaben zur Einladung direkt betroffener Gruppen zu Kon-
sultationen, zur Übermittlung relevanter Informationen 
an die Betroffenen sowie zur Beteiligung lokaler Behörden 
bei der Projektentwicklung. Gravierende Defizite bleiben 
hingegen bestehen: Auch weiterhin müssen NRO nicht zu 
Konsultationen eingeladen werden, die Informationen 
nicht in die lokale Sprache der Betroffenen übersetzt oder 
Aktionspläne zur Abwendung negativer Auswirkungen ent-
wickelt werden, wie dies bei internationalen Großprojek-
ten ein üblicher Standard ist. Der Exekutivrat beschloss 
immerhin, dass künftig Menschenrechtsbeschwerden zu 
CDM-Projekten an die relevanten nationalen Behörden 
sowie an die relevanten Ausschüsse und Sonderberichter-
statter im UN-Menschenrechtssystem weitergeleitet wer-
den (ebd.: Absatz 52). Im Falle des höchst umstrittenen 
Wasserkraftwerks Barro Blanco, an dessen Finanzierung 
auch die DEG beteiligt ist, wurde von dieser Möglichkeit 
im April 2016 Gebrauch gemacht, indem der Exekutivrat 
einen Beschwerdebrief an den UN-Sonderberichterstatter 
für Umwelt und Menschenrechte weiterleitete (vgl. Kasten 
S. 129ff ) (Sethi 2016). 

Menschenrechtsverletzungen bei Energie-
projekten zur „sauberen Entwicklung“

In der Tat haben mehrere Studien in den letzten Jah-
ren dokumentiert, dass einige CDM-Projekte zu massi-
ven Menschenrechtsverletzungen gegenüber der lokalen 
Bevölkerung geführt haben. So wurde 2010 das indische 
Kohlekraftwerk Sasan mit einer Leistung von 3.960 Mega-
watt als CDM-Projekt registriert. Für dessen Bau wurden 
vier Dörfer mit Gewalt zwangsumgesiedelt und das Eigen-
tum der Bewohner/-innen zerstört. In den neuen Siedlun-

2001 festgelegt wurden, verlangen von den Projektbetei-
ligten zwar, dass sie die Betroffenen konsultieren, deren 
Kommentare dokumentieren und darlegen, wie das Pro-
jekt zur nachhaltigen Entwicklung beiträgt (UNFCCC 2006). 
Allerdings wird der Begriff der nachhaltigen Entwicklung 
dort nicht definiert, geschweige denn die Notwendigkeit 
der Achtung von Menschenrechten erwähnt. Ebenso we-
nig werden Regeln zur Durchführung der Konsultationen 
festgelegt. Dagegen hatten sich in den Verhandlungen 
insbesondere die Gruppe G77 und China gewehrt. Doch 
auch viele Industrieländer hatten sich nicht konsequent 
dafür eingesetzt. Somit bleibt es im Ermessen der Gastge-
berstaaten der Projekte, eigene Nachhaltigkeitskriterien 
und Prozeduren zur Konsultation festzulegen sowie deren 
Einhaltung zu beurteilen. Studien haben jedoch gezeigt, 
dass die meisten Gastgeberstaaten nur vage und unver-
bindliche Richtlinien ausgeben und deren Einhaltung nicht 
sorgfältig überprüfen. Auch die Konsultationen der Betrof-
fenen weisen häufig große Defizite auf (vgl. Rubinson et 
al. 2016: 15, Obergassel et al. 2017). 

Hinzu kommt, dass die Modalitäten und Prozeduren 
des CDM keinerlei Monitoring der Nachhaltigkeitskriteri-
en während und nach der Durchführung der Projekte ver-
langen. Sobald der CDM-Exekutivrat (Executive Board), 
das Gastgeberland des Projekts und das Käuferland des 
Zertifikats ein Projekt auf Grundlage des Project Design  
Document anerkannt haben, sehen die CDM-Regeln keine 
Möglichkeit mehr vor, dass der Exekutivrat dem Projekt 
das Zertifikat nachträglich aberkennt oder nennenswer - 
ten Einfluss zur Lösung auftretender Probleme geltend 
macht. Nur die Gastgeberländer können die Genehmi-
gung zu registrierten Projekten zurückziehen und so dem 
Projekt seinen CDM Status aberkennen. Dies ist jedoch 
nur äußerst selten geschehen, wie zuletzt bei dem Barro 
Blanco Wasserkraftprojekt in Panama (vgl. Kasten S. 129ff). 
Ebenso fehlt ein Beschwerdemechanismus, über den Be-
troffene soziale, ökologische oder menschenrechtliche 
Probleme an den Exekutivrat herantragen könnten.

Um die Kontrolle von Nachhaltigkeitsbeiträgen von 
CDM Projekten zu verbessern, hat der CDM-Exekutivrat 
im Jahr 2012 ein Instrument zum freiwilligen Monitoring 
der Nachhaltigkeitsbeiträge geschaffen, von dem bis heu-
te allerdings nur 37 Projekte Gebrauch gemacht haben 
(UNFCCC 2017b). Obwohl dieses Instrument ein Schritt in 
die richtige Richtung ist, hat es doch entscheidende Defi-
zite. So ermöglicht es nur die Benennung positiver Effek-
te, nicht jedoch negativer Auswirkungen. Zudem können 
nur Projektbetreiber, also die Unternehmen, dieses In-
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Ersatzland. Auch in diesem Fall wurden durch mangelhaf-
te Konsultation die Rechte indigener Völker missachtet. 
Während die unabhängigen Beschwerdemechanismen 
sowohl der Weltbank als auch der EIB die Vorwürfe immer-
hin untersuchten und weitgehend bestätigten (Inspection 
Panel 2016; EIB 2015), nahm der CDM-Exekutivrat mangels  
Beschwerdemechanismus von den Konflikten um das  
Projekt offiziell keine Notiz. 

Im Mai 2016 hatte ein Vermittlungsverfahren noch zu 
einer Einigung zwischen den Betroffenen und dem staatli-
chen Betreiberunternehmen Kenya Electricity Generating 
Company Limited (Ken Gen) geführt (Bank Information 
Center et al. 2017). Doch eskalierte der Konflikt im Febru-
ar 2017 abermals, als KenGen bei Gericht eine einstweili-
ge Verfügung gegen 15 Mitglieder der vier umgesiedelten 
Gemeinden beantragte. Diese hatten sich kurz zuvor in 
einem Brief sowie auf einer Demonstration über die man-
gelnde Umsetzung der Vereinbarungen durch das Unter-
nehmen beschwert. Am 16.02.2017 gab das Gericht der 
einstweiligen Verfügung statt. In einem Brief warnen CEE 
Bankwatch Network, Urgewald und 14 weitere internati-
onale und kenianische NRO davor, dass KenGen mit der 
beantragten Verfügung Kritiker gezielt einschüchtern will. 
Das Unternehmen wolle die Massai so zwingen, auf ihre 
Landrechte zu verzichten und als Entschädigung finanzi-
ell unvorteilhafte und rechtlich unsichere Landpachttitel 
zu akzeptieren (ebd.). Laut KfW-Antwort auf den Brief zog 
KenGen Ende Februar die beantragte einstweilige Verfü-
gung zurück. 

gen fehlen angemessene Einkommensmöglichkeiten und 
Schulen, wodurch die Rechte auf einen angemessenen Le-
bensstandard verletzt wurden. Angehörige einer indigenen 
Gemeinschaft wurden aus ihren Wäldern vertrieben und 
ihre Lebensgrundlagen zerstört, ohne dass sie eine an-
gemessene Entschädigung erhalten hätten. Emissionen 
und Flugasche verseuchen Wasser und Ernten, wodurch 
die Rechte auf Gesundheit und Nahrung der Anwohner/-
innen des Kraftwerks verletzt werden. Zu Konsultationen 
hatte das Betreiberunternehmen lediglich per Zeitungs-
annonce eingeladen, womit die größtenteils analphabe-
tischen Betroffenen nicht erreicht wurden und das Recht 
auf vorherige und informierte Zustimmung der Indigenen 
verletzt wurde (Rubinson 2016: 17f). 

Im Juni 2013 wurde auch das kenianische Geothermie-
kraftwerk Olkaria IV als CDM-Projekt registriert, wofür ein 
Jahr später vier Massai-Dörfer umgesiedelt wurden. An 
der Finanzierung war neben der Weltbank, der Europäi-
schen Investitionsbank (EIB) und der französischen Ent-
wicklungsbank (AFD) auch die KfW-Entwicklungsbank mit 
einem Kredit von 60 Mio. Euro beteiligt. Eine umfassende 
Studie der Universität Bielefeld bestätigte die Beschwer-
den lokaler Anwohner/-innen, dass nicht alle Betroffenen 
entschädigt und in den neuen Siedlungen nicht genügend 
Häuser zur Verfügung gestellt wurden. Die neuen – min-
derwertigen und abgelegenen – Ländereien erlauben es 
vielen Menschen nicht, durch Viehhaltung und Tourismus 
ihr Recht auf einen angemessenen Lebensstandard wahr-
zunehmen (Schade 2017a; Schade 2017b). Zudem erhiel-
ten die umgesiedelten Familien keine Rechtstitel über das  

Trotz Missachtung der Rechte von kenianischen Massai wurde das geothermische Kraftwerk Olkaria IV als CDM-Projekt anerkannt.
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(oder Ablehnung) im Besonderen einschließen. Ebenso 
müssen die Richtlinien zur Konsultation der Betroffenen 
von November 2015 dahingehend präzisiert werden, dass 
alle direkt und indirekt Betroffenen frühzeitig und in allen 
Projektzyklen in einer kulturell und sprachlich angemes-
senen und transparenten Form informiert und konsultiert 
werden. Notwendig ist darüber hinaus ein internationa-
ler und unabhängiger Beschwerdemechanismus, welcher 
den Anforderungen von Prinzip 31 der UN-Leitprinzipien 
entspricht.

Inwieweit diese Empfehlungen im CDM selbst noch rea-
lisierbar sind, ist unklar angesichts der Tatsache, dass der 
CDM wahrscheinlich 2020 mit dem Abschluss der zweiten 
Umsetzungsphase der Kyoto-Zusagen auslaufen wird. 
Im Klimavertrag von Paris wird der CDM nicht erwähnt. 
Allerdings sieht Artikel 6.4. des Vertrags die Schaffung ei-
nes neuen „Mechanismus [vor], um zur Vermeidung von 
Treibhausgasemissionen beizutragen und nachhaltige 
Entwicklung zu unterstützen“. Wegen der ähnlichen Ziel-
setzung ist es möglich, dass der CDM als Vorbild dienen 
wird für einen neu zu schaffenden Sustainable Develop-
ment Mechanism (SDM). Die Vertragsparteien bekunden 
in ihrer Entscheidung die Absicht, dass die Regeln für 
den neuen Mechanismus unter anderem auf Grundlage 
der Erfahrungen und Lektionen bestehender Mechanis-
men entwickelt werden sollen (UNFCCC 2016: para 37). 
Carbon Market Watch hat daher gefordert, dass der CDM 

Quo Vadis? Menschenrechtlicher Reformbedarf 
für Mechanismen zur Klimaschutzfinanzierung

Wie oben gezeigt, erfüllt der CDM keineswegs die An-
forderungen der Prinzipien 4 und 10 der UN-Leitprinzi-
pien. Der CDM überlässt es einzig und allein den Gastge-
berstaaten, Kriterien für nachhaltige Entwicklung und die 
Konsultation der Betroffenen zu formulieren und deren 
Einhaltung zu kontrollieren. Die Unternehmen wie auch 
die Käuferstaaten werden damit von ihrer Verantwortung 
bzw. ihren Verpflichtungen entbunden.

Zivilgesellschaftliche Organisationen wie das Center 
for International Environmental Law (CIEL), Carbon Mar-
ket Watch (CMW) und MISEREOR, Forschungsinstitute 
wie das Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie, 
die Universität Bielefeld und das österreichische Ludwig 
Boltzman Institut für Menschenrechte haben konkrete 
Reformvorschläge vorgelegt, um den CDM in Einklang mit 
den UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte 
zu bringen (vgl. Rubinson et al. 2016: 29, Hofbauer et al. 
2016, Duyck et al.2016, Carbon Market Watch 2016). In den 
„Modalitäten und Prozeduren“ des CDM müssten präzi-
se Kriterien für nachhaltige Entwicklung festgeschrieben 
werden, welche die umfassende Einhaltung menschen-
rechtlicher Sorgfaltspflichten, die Beteiligungsrechte der 
Betroffenen im Allgemeinen sowie das Recht indigener 
Völker auf freie, vorherige und informierte Zustimmung 

Betroffene Frauen beschweren sich über den unfairen Umsiedlungsprozess für das geothermische Kraftwerk Olkaria IV. 
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Klar ist: Eine grundlegende Reform des CDM, bzw. ein 
grundlegend neugestalteter Nachfolgemechanismus wer-
den nur dann zu erreichen sein, wenn dafür auch ausrei-
chende Unterstützung der anderen Vertragsstaaten des 
Pariser Klimavertrags gewonnen wird. Ein aktives deut-
sches Engagement in entsprechenden internationalen 
Debatten wäre daher sehr zu begrüßen. Doch stehen der 
Bundesregierung auch jetzt schon mehrere Hebel zur Ver-
fügung, bei CDM-Projekten mit eigener, direkter oder in-
direkter, Beteiligung die Einhaltung menschenrechtlicher 
Sorgfaltspflichten einzufordern. Denn zur Registrierung 
beim CDM bedarf ein Projekt nicht nur der Zustimmung 
des Exekutivrats und des Gastgeberlandes des Projektes, 
sondern auch eines Industrielandes. Auch das Käuferland 
des Zertifikats muss dem Projekt in Form eines „letter of 
approval“ formal zustimmen. Die Bundesregierung könnte 
daher auch unilateral Kriterien zur nachhaltigen Entwick-
lung formulieren und ihre Zustimmung zu Projekten von 
der Umsetzung menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten 
abhängig machen (Hofbauer et al. 2016). 

Eine Verbesserung hat die EU inzwischen beschlossen, 
indem sie die Nutzung von CDM-Zertifikaten im EU-Emis-
sionshandel eingeschränkt hat. Im European Union Emis-
sions Trading System sind demnach keine Zertifikate mehr 
aus Industriegasprojekten und aus großen Wasserkraft-
projekten, die nicht den Maßgaben der Weltstaudamm-
kommission entsprechen, erlaubt. Darüber hinaus werden 
Zertifikate von neuen Projekten nur noch anerkannt, wenn 
diese Projekte in einem der ärmsten Entwicklungsländern 
(Least Developed Countries) durchgeführt werden. Damit 
können Zertifikate aus den oben angesprochenen Pro-
jekten inzwischen in der EU nicht mehr genutzt werden.

Weitere Einflussmöglichkeiten ergeben sich im Falle 
einer Beteiligung deutscher Kreditinstitute im Eigentum 
des Bundes oder multilateraler Entwicklungsbanken, in 
denen Deutschland vertreten ist. An der Finanzierung 
des Staudamms Barro Blanco in Panama wie auch des 
Erdwärmekraftwerks Olkaria IV waren mit der Deutschen 
Entwicklungsgesellschaft (DEG) beziehungsweise der Ent-
wicklungsbank der KfW-Entwicklungsbanken auch deut-
sche Kreditinstitute beteiligt, die sich zu hundert Prozent 
im Eigentum des Bundes befinden. Eine Stärkung der 
Standards, Folgenabschätzungen, Überwachungs- und 
Beschwerdemechanismen bei der KfW würde sich daher 
auch auf CDM-Projekte oder mögliche Projekte eines SDM 
positiv auswirken (vgl. Kapitel 4.1.2.). 

grundlegend reformiert wird, bevor dieser in den neuen 
Mechanismus überführt wird (CMW 2016). Aufgrund der 
massiven Fehlentwicklungen beim CDM sowie der neuen 
– transformativen – Phase der Klimapolitik sollte der neue 
Marktmechanismus darüber hinaus grundlegend anders 
gestaltet werden als der bisherige CDM-Mechanismus. Die 
konsequente Berücksichtigung der Menschenrechte ist ein 
wichtiges Kriterium dafür.

Dies muss auch für die Klimaregulierung des interna-
tionalen Flugverkehrs gelten. So hat sich die Internatio-
nale Zivilluftfahrtorganisation (International Civil Aviati-
on Organisation – ICAO) in ihrer Generalversammlung im 
Oktober 2016 zum Ziel gesetzt, dass das weitere Emissi-
onswachstum des Sektors ab 2020 klimaneutral erfolgen 
soll. Dieses soll mit Hilfe eines Ausgleichsmechanismus 
(Carbon Offsetting and Reduction Scheme for International 
Aviation - CORSIA) erreicht werden. Im Jahr 2018 sollen die 
Regeln für entsprechende Ausgleichsprojekte vereinbart 
werden. Da in den meisten Ländern die Verkehrsministe-
rien die Federführung für diese Verhandlungen haben, ist 
zu befürchten, dass weder für Menschenrechte noch für 
Klimaintegrität ausreichende Rahmensetzungen verein-
bart werden.

Prinzip 10 der UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Men-
schenrechte legt nahe, dass sich alle Vertragsstaaten des 
Klimavertrags dafür einsetzen, dass die Menschenrechte 
bei der Förderung geschäftsbezogener Maßnahmen ge-
achtet werden. Dem entspricht auch die Präambel des Pa-
riser Vertrags, in der die Vertragsstaaten anerkennen, dass 
sie bei allen Maßnahmen bezüglich des Klimawandels ihre 
menschenrechtlichen Verpflichtungen einhalten sollen. 
Der Deutsche Bundestag hat in seinem Beschluss vom No-
vember 2016 diese Anerkennung der menschenrechtlichen 
Verpflichtungen im Klimavertrag als einen „großen Erfolg“ 
bezeichnet (Bundestag 18/ 10238 (2016)). Die Bundesregie-
rung wird darin aufgefordert, sich dafür einzusetzen, „dass 
in der internationalen Klima- und Entwicklungspolitik der 
Schutz der Menschenrechte stärker berücksichtigt wird.“ 
Die Bundesregierung solle auch „aktiv bei der Koordinati-
on von menschenrechtlichen und klimawandelbezogenen 
Diskussionen (‚Geneva Pledge‘) mitwirken.“ Schon frühzei-
tig war Deutschland dem Geneva Pledge for Human Rights 
in Climate Action beigetreten, den 18 Staaten im Februar 
2015 zu diesem Zweck ins Leben gerufen hatten. Auf die 
Notwendigkeit menschenrechtlicher Standards und Pro-
zeduren für einen künftigen SDM geht der Bundestagsbe-
schluss allerdings nicht explizit ein.
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26 EnBW, E.ON (zum Zeitpunkt der Recherche noch nicht aufgeteilt in E.ON und Uniper), 
EWE (ehemals Energieversorgung Weser-Ems), MVV Energie (ehemals Mannheimer 
Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft), RWE, Steag, Stadtwerke Hannover, Stadtwer-
ke Köln, Stadtwerke München, Vattenfall

27 BP, Exxon, Gazprom, Jet, Marquard & Bahls, OMV (ehemals ÖMV: Österreichische  
Mineralölverwaltung), Shell, Total, Verbundnetz Gas, Wintershall. Diesem Teilbereich 
zugeordnet sind auch Unternehmen wie Marquard & Bahls, die angeben, auch in der 
Energieversorgung, im Energiehandel und der Energielogistik tätig zu sein.

28 ABB, Bosch, Enercon, General Electric (GE), Hochtief, M+W Group (ehemals 
Meissner+Wurst), Nordex, Siemens, Vinci, Voith. Dabei ist der Umfang, in dem das je-
weilige Unternehmen im Energiesektor tätig ist, unterschiedlich hoch.

29 Die Daten für die vorliegende Studie beziehen auf die Liste aus dem Jahr 2015, basie-
rend auf den Umsatzzahlen von 2014.

5 Menschenrechtliche Verantwortung:  
Was deutsche Unternehmen des  
Energie sektors tun – oder lassen

wurde anhand der Liste der 500 größten Unternehmen in 
Deutschland ermittelt, die jährlich von der Zeitung „Die 
Welt“ veröffentlicht wird.29 

Angelehnt an die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und 
Menschenrechte haben Germanwatch und MISEREOR ei-
nen Fragebogen entwickelt und diesen den ausgewählten 
Unternehmen zugeschickt. Neben den Antworten der Un-
ternehmen haben Germanwatch und MISEREOR (sofern 
vorhanden) menschenrechtliche Grundsatzerklärungen, 
unternehmensinterne Verhaltenskodizes, Verhaltenskodi-
zes für Lieferanten, Geschäfts- und Nachhaltigkeitsberich-

Die zweite Säule der UN-Leitprinzipien richtet sich 
direkt an Unternehmen und konkretisiert ihre Verant-
wortung, die Menschenrechte zu achten. Die Grund-
legenden Prinzipien (11 bis 15) formulieren die Anfor-
derungen an die menschenrechtliche Verantwortung 
von Unternehmen, während die Operativen Prinzipien 
(16 bis 24 sowie 29 bis 31) die Umsetzung in den Un-
ternehmen erläutern.

Methodisches Vorgehen

Für das vorliegende Kapitel haben Germanwatch und 
MISEREOR untersucht, wie deutsche Unternehmen des 
Energiesektors die Kernanforderungen der UN-Leitprinzi-
pien umsetzen. Im Fokus der Untersuchung stehen folglich: 

• die Grundsatzerklärungen zu Menschenrechten, 
• die Integration von Menschenrechten  

in die Unternehmenspolitik, 
• die Ermittlung von menschenrechtlichen Risiken  

und Auswirkungen, 
• die Maßnahmen zur Abwendung negativer  

menschenrechtlicher Auswirkungen, 
• die Transparenz der Unternehmen über  

ihre Risiken und Maßnahmen sowie 
• die Beschwerdemechanismen. 

Die Untersuchung bezieht sich auf 30 in Deutschland 
operierende Unternehmen des Energiesektors, sowohl 
auf in Deutschland ansässige Unternehmen als auch auf 
deutsche Tochterfirmen von ausländischen Unterneh-
men. Ausgewählt wurden jeweils die zehn umsatzstärks-
ten Unternehmen aus drei Teilbereichen des Energie-
sektors. Diese beinhalten zunächst die klar abgrenzbare 
Gruppe der Energieversorger26. Betrachtet wurden zudem 
die Unternehmen, die mit Mineralöl und Gas Handel trei-
ben27. Schließlich wurden Unternehmen aus dem verar-
beitenden Gewerbe analysiert, die als Zulieferer für den 
Energiesektor tätig sind, indem sie z. B. Turbinen für Kraft-
werke liefern, Staudämme bauen oder Infrastruktur schaf-
fen28. Die Umsatzstärke der ausgewählten Unternehmen 

Grafik 4: Teilbereiche des Energiesektors der 
für die Studie analysierten Unternehmen

Unternehmen aus  
dem verarbeitenden  

Gewerbe, die als  
Zulieferer für den  

Energiesektor tätig sind

 Energieversorger

Mit Mineralöl und Gas 
Handel betreibende 

Unternehmen

 10

 10

 10

Quelle: Eigene Darstellung
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Unternehmen mit menschenrechtlicher 
Grundsatzerklärung

Von den 30 befragten Unternehmen haben sieben eine 
eigene Grundsatzerklärung verabschiedet, in der sie sich 
zur Einhaltung der Menschenrechte verpflichten.32 Alle sie-
ben Unternehmen geben an, dass die Arbeitsbedingungen 
ihrer Mitarbeiter/-innen im Einklang mit diesen Prinzipi-
en stehen. Zudem enthält jede der Grundsatzerklärungen 
eine Passage, wonach die Unternehmen erwarten, dass 
auch ihre Geschäftspartner diese Standards umsetzen. 
Drei Unternehmen geben explizit an, dass sie nicht nur 
bei den direkten Zulieferern, sondern auch in der weite-
ren Lieferkette auf die Einhaltung von Menschenrechten 
achten.33 Fünf Unternehmen bekennen sich zu ihrer men-
schenrechtlichen Verantwortung bezüglich der lokalen 
Gemeinschaften, die von den Aktivitäten des Unterneh-
mens betroffen sind.34 

Drei Unternehmen greifen in ihrer Grundsatzerklärung 
Dilemma-Situationen auf.35 BP und OMV geben an, dass 
sie sich bei Unterschieden zwischen den Standards des na-
tionalen Rechtsrahmens und der unternehmenseigenen 
Grundsatzerklärung nach dem jeweils höheren Standard 
richten, ohne dabei jedoch nationale Gesetze zu verletzen. 
Wintershall erklärt, dass für den Fall, in dem lokal gelten-
des Recht die Anwendung internationaler Arbeitsnormen 
explizit untersagt, „innovative Ansätze“ entwickelt wer-
den, um die Prinzipien zu verwirklichen.36 

Nur BP und BASF, die Muttergesellschaft von Win-
tershall, beziehen sich in ihrer Menschenrechtserklärung 
auf alle international anerkannten Menschenrechte. Dies 
umfasst die Internationale Menschenrechtscharta, die 
aus der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte be-

te sowie die Webseiten der Unternehmen herangezogen. 
Eine tabellarische Übersicht der Ergebnisse der Untersu-
chung, bezogen auf das einzelne Unternehmen, ist am 
Ende dieses Kapitels auf S. 108ff eingefügt.

Vor der Veröffentlichung dieser Publikation erhielten 
die Unternehmen die sie betreffenden Textpassagen, um 
sie auf sachliche Richtigkeit zu prüfen und zu kommentie-
ren sowie ggf. zu aktualisieren.30 

Unternehmensreaktionen

Insgesamt haben 20 der 30 befragten Unternehmen 
den Fragebogen beantwortet.31 Während manche Unter-
nehmen den Fragebogen sehr detailliert, auf alle Unterfra-
gen eingehend, beantwortet haben, haben andere Unter-
nehmen ganze Fragen ausgelassen oder mehrere Fragen 
in einer Antwort bearbeitet. Das hat die Vergleichbarkeit 
zum Teil erschwert.

Die sie betreffenden Textpassagen konnten die Unter-
nehmen vor der Veröffentlichung sichten und kommen-
tieren. Diese Kommentare sind in die Überarbeitung des 
Berichtes eingeflossen. Die wesentlichen Ergebnisse der 
Untersuchung werden nachfolgend dargestellt.

5.1 Grundsatzerklärung zu  
Menschenrechten

Entsprechend den UN-Leitprinzipien sollen Un-
ternehmen ihre Selbstverpflichtung zur Achtung der 
Menschenrechte in einer Grundsatzerklärung zum 
Ausdruck bringen. Diese Grundsatzerklärung soll u. a. 
auf höchster Führungsebene angenommen werden, 
die Erwartungen, sowohl an die Mitarbeiter/-innen 
als auch die Geschäftspartner festlegen und öffent-
lich verfügbar sein (UN-Leitprinzip 16). 

Die Positionierungen der befragten Unternehmen zu 
den Menschenrechten lassen sich unterteilen in Unter-
nehmen mit einer menschenrechtlichen Grundsatzerklä-
rung, Unternehmen mit einem Verhaltenskodex mit Men-
schenrechtsbezug, Unternehmen mit einem öffentlichen 
Bekenntnis zu den Menschenrechten, z. B. über die Mit-
gliedschaft im Global Compact, sowie Unternehmen mit 
eingeschränkten Bekenntnissen zu den Menschenrechten, 
z. B. nur in Bezug auf die Zulieferer. 

30 Germanwatch und MISEREOR bemühen sich darum, die Informationen zu den Unter-
nehmen bestmöglich darzustellen. Die Autor/-innen erheben jedoch keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit. Zudem sei der Hinweis gegeben, dass die Darstellung von Fallbei-
spielen (positiven wie negativen) nicht dazu dienen soll, die jeweiligen Unternehmen 
insgesamt zu bewerten. 

31 Geantwortet haben: ABB, Bosch, BP, E.ON, Enercon, Hochtief, MVV, Nordex, RWE, 
Shell, Siemens (in 2016 zunächst Verweis auf Antworten von 2013, im Frühjahr 2017 
Aktualisierung), Stadtwerke Hannover, Stadtwerke Köln, Stadtwerke München, Steag, 
Total, Vattenfall, Voith und Wintershall. Nicht geantwortet haben: Exxon, Gazprom, 
GE, Jet, M+W, Marquard & Bahls, OMV, Vinci und VNG. Verspätet, d.h. erst im Rahmen 
der Kommentierungs- und Nachfragephase, geantwortet haben Marquard & Bahls, 
M+W, OMV sowie Jet/ Philipps66. EWE hat generelles Interesse an dem Fragebogen 
ausgedrückt, diesen jedoch mit Verweis auf mangelnde Kapazitäten nicht beantwor-
tet.

32  ABB, BP, E.ON, GE, Hochtief, OMV, Wintershall (Für Wintershall gilt die Menschen-
rechtsposition der BASF-Gruppe, bei ABB, BP, GE und OMV gilt die Menschenrechts-
position des jeweiligen Mutterkonzerns.) 

33 ABB (in der Social Policy), E.ON, Hochtiefdrückt, diesen jedoch mit Verweis auf man-
gelnde Kapazitäten nicht beantwortet.

34 ABB, BP, E.ON, GE, OMV
35 BP, OMV, Wintershall
36 Menschenrechtsposition der BASF-Gruppe 2011: 1
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dingungen zu gewähren.39 Phillips 66 schreibt „Wir glau-
ben daran, die Menschenrechte zu achten.“40 Vattenfall 
bekennt sich dazu, die Menschenrechte zu achten, „die 
im Global Compact festgelegt sind“. 

Bis auf drei Unternehmen geben alle diese Unterneh-
men an, dass die Grundsätze aus dem Verhaltenskodex 
auch für ihre Geschäftspartner gelten.41 Marquard & Bahls 
formuliert nur die Erwartung an die Mitarbeiter/-innen, 
dass diese die Menschenrechte einzuhalten haben.42  
Total ist das einzige dieser Unternehmen, das im Verhal-
tenskodex Dilemma-Situationen aufgreift. Das Unterneh-

steht sowie dem Zivilpakt und dem Sozialpakt. Zudem 
zählen die UN-Leitprinzipien die acht Kernarbeitsnormen 
der Internationalen Arbeitsorganisation dazu, die in der 
Erklärung über grundlegende Prinzipien und Rechte bei 
der Arbeit zusammengeführt worden sind (Kommentar 
zu UN-Leitprinzip 12). Die weiteren Menschenrechtser-
klärungen beziehen sich jeweils auf die Allgemeine Erklä-
rung der Menschenrechte, nicht jedoch auf die Menschen-
rechtspakte. 

Menschenrechtsbekenntnis 
im Verhaltenskodex

Zwölf Unternehmen bekennen sich in ihrem unterneh-
menseigenen Verhaltenskodex zu Menschenrechten.37  
Von diesen Unternehmen haben alle, mit Ausnahme von 
Enercon, ihre Kodizes veröffentlicht. Enercon hat im Rah-
men der Befragung jedoch Auszüge des Kodexes über-
mittelt. 

Die Menschenrechtsbekenntnisse in den Verhaltensko-
dizes fallen sehr unterschiedlich aus, überwiegend umfas-
sen sie nur einen kleinen Teil des Dokuments, bei einigen 
Unternehmen nur einen Satz. Nur die Hälfte dieser Un-
ternehmen bezieht sich entweder auf die international 
anerkannten Menschenrechte oder konkret auf die Allge-
meine Erklärung der Menschenrechte38, jedoch keines auf 
die gesamte Menschenrechtscharta. Voith gibt im Verhal-
tenskodex an, die „Grundrechte der Menschen weltweit“ 
zu achten und seinen Mitarbeiter/-innen faire Arbeitsbe-

Unternehmen mit  
menschenrechtlicher  
Grundsatzerklärung

Unternehmen mit  
eingeschränktem bzw.  
indirektem Bekenntnis zu  
den Menschenrechten

Unternehmen machen kein  
öffentlich verfügbares Bekenntnis 
zu den Menschenrechten

Unternehmen mit  
Verhaltenskodex mit Bezug 

auf Menschenrechte,  
ohne Grundsatzerklärung

Grafik 5: Menschenrechtliche Grundsatzerklärungen der 30 analysierten Unternehmen

Quelle: Eigene Darstellung nach Unternehmensangaben

Unternehmen mit  
Positionierung  

als Mitglied des Global  
Compact oder über  

öffentliches Statement

7

12

41

6

37 Bosch, Enercon, Marquard & Bahls, Nordex, Phillips 66 (Mutterkonzern von Jet), RWE, 
Shell, Siemens, Steag, Total, Vattenfall, Voith. Siemens verweist zudem auf sein Inter-
nationales Rahmenabkommen mit dem Gesamtbetriebsrat der Siemens AG, der IG 
Metall und der IndustriALL Global Union. Von den 30 Unternehmen haben auch Bosch, 
BP, Hochtief und Total entsprechende Rahmenabkommen mit Gewerkschaften ver-
einbart.

38 Bosch, Nordex, RWE, Shell, Siemens, Total
39 Verhaltenskodex der Voith-Unternehmensgruppe, S. 8. Damit enthält der Verhaltens-

kodex von Voith nicht einmal explizit das Wort „Menschenrechte“. Da „Grundrech-
te der Menschen weltweit“ weder ein klarer Rechtsbegriff ist noch Voith konkret be-
schreibt, welche Rechte damit gemeint sind, bleibt diese Begrifflichkeit unklar. Auch 
das humanitäre Grundverständnis von Voith, das im Verhaltenskodex zum Ausdruck 
kommt und welches nach Auskünften von Voith noch weiter zu verstehen sei als der 
Begriff der Menschenrechte, bietet Interpretationsspielraum. Zwar schreibt das Un-
ternehmen im Nachhaltigkeitsbericht: „(…) die Achtung der Menschenrechte entspre-
chend der UN-Menschenrechtscharta (...) sind für unser Unternehmen verpflichtende 
Handlungsmotive und in unserem Code of Conduct entsprechend berücksichtigt.“ 
(Nachhaltigkeitsbericht Voith 2015c) Dem Verhaltenskodex mangelt es diesbezüglich 
jedoch an Klarheit bzw. an erklärenden Ausführungen.

40 Originaltext: „We believe in respecting human rights.“ (Phillips 66: Code of Business 
Ethics and Conduct, S. 1)

41 Bosch, Nordex, RWE, Shell, Siemens, Steag, Total, Vattenfall, Voith
42 Marquard & Bahls führt jedoch gegenüber Germanwatch aus, dass das Unternehmen 

die Anerkennung des Verhaltenskodexes auch gegenüber seinen Zulieferern voraus-
setze und verweist auf den Nachhaltigkeitsbericht: „Die Umsetzung wird durch die 
Sanktionierung von Lieferanten, die gegen unsere Standards oder unseren Verhal-
tenskodex verstoßen, realisiert.“ (Nachhaltigkeitsbericht Marquard & Bahls 2015: 26).
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Germanwatch betont die M+W Group jedoch, diese Policy 
habe „einen eindeutigen Fokus nicht nur auf die Achtung 
der Menschenrechte sondern auch der Menschenwürde“.

Die Stadtwerke Hannover/enercity schreiben in ihrer 
Antwort: „Da enercity vorwiegend national tätig ist und 
die Primärenergie vor Ort in heimischen Kraftwerken ver-
edelt, sind Menschenrechtsverletzungen, die im weltwei-
ten Wirtschaftsgeflecht begangen werden, bei enercity in 
der Regel kein Thema.“ Bei der Frage nach einem Liefe-
rantenkodex führt das Unternehmen aus: „Internationale 
Auswirkungen können beim Kohleeinkauf eine Rolle spie-
len.“ In diesem Zusammenhang verweisen die Stadtwerke 
Hannover auf die Regelungen des Vereins der Deutschen 
Kohlenimporteure, der in der „Grundsatzerklärung CSR“ 
auf Menschenrechte eingeht.

Die Stadtwerke Köln führen in ihrem Antwortschreiben 
aus: „Da unsere Aufsichtsgremien ohnehin auf der Basis 
einer demokratischen Grundordnung besetzt sind, ist es 
für die Stadtwerke Köln GmbH und für ihre Gesellschaften, 
insbesondere für die RheinEnergie AG, selbstverständlich, 
menschenrechtliche Grundsätze auf der Basis der rechtli-
chen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland zu 
beachten, den uns vorgegebenen Rechtsrahmen einzu-
halten und über die rechtlichen Normen hinaus auch ethi-
schen Werten verpflichtet zu sein, […].“ Zudem orientiere 
sich das Unternehmen am Deutschen Nachhaltigkeitsko-
dex. Öffentlich gibt es jedoch kein Bekenntnis zu den Men-
schenrechten seitens der Stadtwerke Köln. 

Zum verbleibenden Unternehmen Gazprom konnte 
kein öffentliches Bekenntnis zu den Menschenrechten er-
mittelt werden. Gazprom gehört auch zu den Unterneh-
men, die weder auf den Fragebogen noch auf den Entwurf 
der Unternehmensauswertung reagiert haben.

Quo Vadis: Umfassendes Bekenntnis zu 
Menschenrechten zum Ausdruck bringen

Es ist bemerkenswert, dass ein gutes Drittel der be-
fragten Unternehmen (11) noch kein Menschenrechtsbe-
kenntnis in Form einer eigenen Grundsatzerklärung oder 
als Teil des unternehmensinternen Verhaltenskodexes ver-

men gibt an, dass bei Differenzen zwischen einer gesetz-
lichen Bestimmung und dem Verhaltenskodex versucht 
wird, den jeweils höheren Standard umzusetzen (Total 
Code of Conduct 2015: 8). Hierbei sollen jedoch keine na-
tionalen Gesetze verletzt werden. Vielmehr soll nach „al-
ternativen Wegen“ gesucht werden, um die Standards von 
Total anzuwenden (Total Human Rights Guide 2015: 23). 

Menschenrechtsbekenntnis über den Global 
Compact oder eine öffentliches Erklärung

Vier Unternehmen bekennen sich allein über ihre Mit-
gliedschaft im Global Compact 43 oder durch eine öffent-
liche Stellungnahme auf ihrer Webseite44 zu den Men-
schenrechten, haben jedoch keine menschenrechtliche 
Grundsatzerklärung verabschiedet und auch in ihren Ver-
haltenskodex kein Bekenntnis zu den Menschenrechten 
integriert. Der Global Compact enthält nur zwei Sätze 
zu den Menschenrechten. Diese leiten sich aus der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte ab und beziehen 
sich nicht auf die umfassendere Menschenrechtscharta. 
Über die Mitgliedschaft im Global Compact hinaus haben 
die Unternehmen jedoch nicht weiter ausgeführt, wie sie 
ihr Bekenntnis zu den Menschenrechten konkretisieren. 

Kein oder eingeschränktes bzw  indirektes 
Bekenntnis zu den Menschenrechten

Sieben Unternehmen bekennen sich weder in einer 
Grundsatzerklärung noch in ihrem Verhaltenskodex expli-
zit zu den Menschenrechten, sie sind auch kein Mitglied im 
Global Compact. Unter diesen ist das Verbundnetz Gas Un-
terzeichner der Initiative „Verantwortlich handeln“ deut-
scher Unternehmen, die u. a. die Ziele der OECD-Leitsätze 
für multinationale Unternehmen und des Global Compact 
unterstützt.45 Jedoch gehen die Unternehmen mit der Un-
terzeichnung dieser Initiative keinerlei Verpflichtung ein, 
wie beispielsweise die Berichtspflicht bei einer Mitglied-
schaft im Global Compact. Die EWE und die Stadtwerke 
München greifen die Menschenrechte nur in Bezug auf 
ihre Zulieferer auf.46

Die M+W Group hat eine Social Responsibility Policy, 
die einzelne Menschenrechte, wie Nichtdiskriminierung 
und Vereinigungsfreiheit, enthält. Zudem bezieht sie wei-
tere Menschenrechte auf allgemeiner Ebene mit ein, wie 
„angemessene Arbeitszeiten, Löhne“. Das Unternehmen 
verweist in der Erklärung aber nicht explizit auf die inter-
national anerkannten Menschenrechte oder konkret auf 
die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte. Gegenüber 

43 EnBW, MVV, Vinci. Darüber hinaus sind weitere Unternehmen Mitglied im Global Com-
pact, wie in der Überblickstabelle auf S. 108ff ersichtlich wird.

44 Exxon
45 http://www.wcge.org/de/dialog/leitbild-initiative (Ebenfalls Unterzeichner sind: BASF, 

Bosch, E.ON, Hochtief, RWE, Siemens)
46  EWE, Stadtwerke München
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Auch die Unternehmen, die bereits eine Grundsatz-
erklärung zu den Menschenrechten verabschiedet oder 
die Menschenrechte in ihren Verhaltenskodex integriert 
haben, dürfen dies nicht als einmalige Anstrengung ver-
stehen. Es ist wichtig, dass ein kontinuierlicher Prozess 
besteht. Nach einer gewissen Umsetzungsphase sollte 
die Grundsatzerklärung überprüft und bei neueren Ent-
wicklungen entsprechend angepasst werden. Das um-
fasst zum Beispiel eine Veränderung im Risikoprofil des 
Unternehmens durch Tätigkeit in neuen Märkten oder 
Produktbereichen, aber auch neue Informationen über 
Menschenrechtsrisiken, die vom Unternehmen oder Zu-
lieferern ausgehen. Zudem gehört zur angemessenen Um-
setzung, dass ein Unternehmen sein Bekenntnis aus der 
Grundsatzerklärung innerhalb des gesamten Unterneh-
mens verankert. Die weitere Integration der Menschen-
rechte in der Unternehmenspolitik wird im folgenden  
Abschnitt näher untersucht. 

abschiedet hat. Doch selbst die vorhandenen Erklärungen 
erfüllen längst nicht in jedem Fall die Anforderungen der 
UN-Leitprinzipien. Wichtig ist, dass sich das Unterneh-
men eindeutig auf die international anerkannten Men-
schenrechte bezieht, denn diese sind der Bezugsrahmen, 
anhand dessen andere Akteure die menschenrechtlichen 
Auswirkungen von Wirtschaftsunternehmen bewerten 
(Kommentar zu UN-Leitprinzip 12). Doch nur zwei der Un-
ternehmen mit einer menschenrechtlichen Grundsatzer-
klärung benennen die Menschenrechtscharta als Referenz, 
wie es in den UN-Leitprinzipien erwartet wird. Die verblei-
benden fünf Unternehmen beziehen sich zumindest auf 
die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte. Von den 
zwölf Verhaltenskodizes mit Menschenrechtsbezug enthält 
jedoch nur die Hälfte einen Bezug auf international aner-
kannte Menschenrechte oder die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte, kein Verhaltenskodex bezieht sich expli-
zit auf die Menschenrechtscharta. Selbst sofern man als 
Minimum einen Bezug auf die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte akzeptieren würde, erfüllen sechs Ver-
haltenskodizes dieses Kriterium nicht und können somit 
nicht als akzeptable Grundsatzerklärung im Sinne der UN-
Leitprinzipien bewertet werden. Auch ein unveröffentlich-
ter Verhaltenskodex mit Menschenrechtsbezug entspricht 
nicht den Vorgaben der UN-Leitprinzipien.

Menschenrechte nur in Bezug auf seine Zulieferer zu 
nennen, wie es einige Unternehmen tun, erfüllt ebenfalls 
nicht die Anforderungen der UN-Leitprinzipien an eine 
Grundsatzerklärung. Ebenso wenig ist es ausreichend, 
einer Initiative ohne jegliche verbindliche Verpflichtun-
gen beizutreten oder sich in keiner Weise öffentlich zu 
den Menschenrechten zu bekennen. Auch der Verweis 
auf den deutschen Rechtsrahmen ersetzt kein eigenes 
Bekenntnis zu Menschenrechten. Denn auch beim Wirt-
schaften in Deutschland kann es zu Verletzungen oder 
Beeinträchtigungen der Menschenrechte kommen, insbe-
sondere bei Menschen in vulnerablen Lebenslagen, wor-
auf das Deutsche Institut für Menschenrechte im Rahmen 
des Baseline Assessment für den Nationalen Aktionsplan 
hingewiesen hat. Der Nationale Aktionsplan sieht nun 
auch einige – wenn auch unzureichende – Maßnahmen 
in diesem Bereich vor. 
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noch erhielten sie in jedem Fall eine Entschädigung. Da-
rüber hinaus berichtet OPSur von zahlreichen Lecks, die 
unter anderem bei den Bohrlöchern, bei der Raffinerie 
oder dem Transport entstehen und den Boden konta-
minieren. Zudem hat OPSur festgestellt, dass bei der 
Gasförderung in großem Umfang Abgase entstehen, die 
gesundheitliche Schäden verursachen. 

Wintershall verweist gegenüber Germanwatch dar-
auf, dass der Betriebsführer Total nach dem internatio-
nalen Standard für Umweltmananagement (ISO 14.001) 
zertifiziert sei, wonach es regelmäßige Überprüfungen 
geben müsse. Schäden, z. B. durch Lecks auf dem Ge-
lände von San Roque, seien dem Unternehmen nicht 
bekannt. OPSur berichtet demgegenüber von einem 
großen Leck auf dem Land eines Bauern im Jahr 2015. 
Total habe darauf erst reagiert, als der betroffene Bau-
er über die Medien Aufmerksamkeit für das Thema er-
reichen konnte.

Ein Problem besteht für die Bauern zudem darin, 
dass das Gas in einer wasserarmen Region gefördert 
werde. Sie sind besorgt, dass sich der Wasserbedarf für 
die Gasförderung negativ auf den Wasserhaushalt in der 
Region auswirken könne. Wintershall verweist jedoch 
darauf, dass es gesetzlich verboten sei, Trinkwasser für 

In Vaca Muerta in der argentinischen Provinz Neu-
quén fördert ein internationales Firmenkonsortium Gas 
und Schiefergas. Neben Total aus Frankreich sowie dem 
Staatskonzern YPF und PAE aus Argentinien, ist der größ-
te deutsche Erdöl- und Erdgasproduzent Wintershall, 
eine Tochterfirma der BASF, an dem Konsortium betei-
ligt. Der Block San Roque, in dem das Konsortium derzeit 
täglich 4 Millionen Kubikmeter Gas aus 45 Bohrlöchern 
fördert, erstreckt sich über ein Areal von rund 1.000 km². 
Das Konsortium fördert Gas sowohl über den konventi-
onellen Weg als auch mittels sogenannter „unkonven-
tioneller Methoden“: dem Fracking. Nach Angaben der 
argentinischen NRO OPSur hat die Gasförderung Aus-
wirkungen, u. a. auf die lokale Viehwirtschaft, die in der 
Provinz Neuquén eine wichtige Ernährungsgrundlage 
ist. Dies hat zu Auseinandersetzungen mit der Bevölke-
rung geführt. Im Auftrag von Germanwatch hat OPSur 
im Juni 2016 die Situation vor Ort untersucht. 

Auswirkungen auf die Lebensgrundlage 
im Block San Roque

Die negativen Auswirkungen entstehen unter ande-
rem durch Bohrlöcher für die Gasförderung. Nach Infor-
mation von OPSur erfuhren die betroffenen Landwirte in 
einzelnen Fällen nicht vorab von geplanten Bohrungen, 

Total und Wintershall in Argentinien

Die Subsistenzlandwirte, die in Vaca Muerta vorwiegend Viehwirtschaft betreiben, sind von der Gasförderung besonders 
betroffen.
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Öl- und Gasprojekte zu nutzen und die Unternehmen 
deshalb auf Wasserschichten unterhalb der Trinkwas-
serstockwerke zurückgreifen würden. OPSur berichtet 
jedoch, dass für Fracking auch Trinkwasser genutzt wer-
de. Weiter kritisiert die Organisation, dass der Staat den 
Unternehmen Zugang zu Wasser ermöglicht, während 
die große Mehrheit der Landwirte nur über sehr begrenz-
te Wasserressourcen verfügen. 2017 musste, laut Infor-
mation von OPSur, in der Region der Wassernotstand 
ausgerufen werden. Das bedeutet eine Gefährdung des 
Rechts auf Wasser. 

Ein weiteres Problem entsteht durch das stark ange-
stiegene Verkehrsaufkommen und den Bau zahlreicher 
Straßen. Die Zunahme des Verkehrs auf den neuen Stra-
ßen wirbelt laut OPSur viel Staub auf, der das angren-
zende Weideland zum Teil unbrauchbar mache. Zusätz-
lich begünstige der Verkehr den Diebstahl von Tieren, 
da mit den zusätzlichen Straßen viele neue Zugänge 
geschaffen wurden, die es den Bauern erschweren, das 
frei grasende Vieh vor fremdem Zugriff zu schützen und 
einen Überblick über ihre Herde zu behalten. Dies sei in 
vielen Gebieten zu einem ernstzunehmenden Problem 
geworden und bedeutet für die Subsistenzlandwirte eine 
Gefährdung ihres Rechts auf Nahrung. 

Wintershall berichtet, dass die Straßen vor Ort gewäs-
sert würden, um den Staub zu reduzieren. Zum Schutz 
der Tiere würden zudem Viehgitter und Tore installiert 
oder diese ersetzt. 

Fehlende Kompensationszahlungen,  
Proteste und mangelhafte Kommunikation 

OPSur schließt aus einer eigenen Befragung der loka-
len Bevölkerung im Gebiet Aguada San Roque, dass das 
operierende Unternehmen Total nicht mit Landnutzern 
kommuniziere, wenn diese keine Eigentumsnachweise 
vorlegen können. So ist es für den Sohn einer verstorbe-
nen Landbesitzerin, dem es seit dem Tod seiner Mutter 
nicht gelungen ist, seinen Landtitel anerkennen zu las-
sen, sehr schwierig, mit dem Unternehmen in Dialog zu 
treten. Dieser Subsistenzlandwirt kann laut OPSur seit 
vielen Jahren nur noch unter starken Einschränkungen 
Viehwirtschaft betreiben, weil sich auf seinem Land in-
zwischen ca. 20 Bohrlöcher, unzählige Pipelines und ein 
Materiallager befinden. 

Derartige Fälle häufen sich in der Region Neuquén, da 
viele Bauern nicht über Besitztitel verfügen, auch wenn 
sie bereits seit Generationen das Land bewirtschaften 
(Pérez Roig et al. 2016: 117). Eine unabhängige Feldstu-
die im Auftrag von Total aus dem Jahr 2015 kommt zu 
ähnlichen Ergebnissen. Demnach kann ein Großteil der 
angestammten Bevölkerung keine Eigentumstitel vor-
weisen. Diese leben in der Regel auf Land, das sich im 
öffentlichen Eigentum befindet, ohne dass sie in jedem 
Fall Unterlagen dazu vorweisen können (Bardouille et al. 
2015: 7ff, 14). Zudem bestätigt die Untersuchung, dass 
nur wenige Kompensationen erhalten – in der Regel nur 
Landwirte, die Eigentumstitel haben (ebd. 9)

Aufgrund der genannten Probleme haben sich die 
betroffenen Landwirte bei den Unternehmen sowie bei 
der Provinzregierung beschwert. Zum einen nutzten sie 
juristische Klagen, zum anderen starteten sie Protestak-
tionen, wie zum Beispiel Straßenblockaden, mit denen 
sie vorübergehend den Zugang zu den Gasvorkommen 
verhinderten. Die Proteste bezogen sich auf fehlende 
Kompensationszahlungen, Viehdiebstahl sowie auf Öl- 
und Gaslecks. Die zivilrechtlichen Klagen der Bauern be-
treffen ausgebliebene Entschädigungen für Schäden, die 
durch Lecks verursacht wurden. Sie kritisieren, dass das 
operierende Unternehmen Total häufig erst nach Pro-
testen, Klagen oder Medienaufmerksamkeit dazu bereit 
sei, mit den Betroffenen in Dialog zu treten. 

Die Viehwirte in Vaca Muerta sind besorgt über den Wasser-
verbrauch im Zusammenhang mit der Gasförderung, da der 
Zugang zu Wasser ohnehin begrenzt ist und kürzlich der 
Wassernotstand ausgerufen wurde.
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Die Untersuchung der CDA im Auftrag von Total be-
richtet zwar von einem Community Liaison Officer, den 
die Bevölkerung vor Ort kontaktieren könne (Bardouille 
2015: 9). Die CDA stellte jedoch fest, dass der Communi-
ty Liaison Officer längst nicht allen Landwirten bekannt 
war. Insbesondere in entlegenen Gebieten waren die 
Menschen nicht darüber informiert.

Zudem reagiere das Unternehmen laut Angaben von 
OPSur sehr unterschiedlich auf die Beschwerden. Dem-
nach handelt der Konsortialführer in Beschwerdefällen 
mit dem jeweils Betroffenen unterschiedliche Vereinba-
rungen aus, sodass Landwirte, insbesondere wenn sie 
keine Landtitel vorweisen können, keine einheitlichen 
Entschädigungen für entstandene Schäden erhalten.

Die Verantwortung von Total und Wintershall

Im derzeit am intensivsten genutzten Gasfeld Aguada 
San Roque hält Wintershall mit 24,7 Prozent ebenso viele 
Anteile wie der Konsortialführer Total (Wintershall 2016). 
Somit hat auch Wintershall eine große Mitverantwortung 
für die negativen menschenrechtlichen und ökologi-
schen Auswirkungen der Gasförderung in diesem Gebiet. 

In Argentinien sind die sozialen und ökologischen As-
pekte der Gasförderung kaum reguliert und die beste-
hende Regulierung wurde zudem aufgeweicht (OPSur  
et al. 2014: 15). Konsequenz einer neuen regionalen 
Gesetzgebung aus dem Jahr 2013 ist etwa, dass Un-
ternehmen nicht mehr wie früher ein Environmental 
Impact Assessment durchführen müssen. Ein weiterer 
Unterschied ist, dass die betroffene Bevölkerung nicht 
mehr vorab konsultiert werden muss. Die Unternehmen 
müssen nur noch einen Umweltbericht schreiben, den 
die Behörde genehmigen muss – ohne die Bevölkerung 
zu konsultieren (ebd.). 

Wintershall hatte gegenüber Germanwatch auf diese 
Berichte hingewiesen und darauf, dass diese von Inter-
essierten bei den Behörden angefordert werden könn-
ten. Zudem könne die Bevölkerung ihre Bedenken an 
die zuständigen Behörden melden. Allerdings berichtet  
OPSur, dass die Organisation ebenso wie andere NRO 
wiederholt versucht habe, Zugang zu diesen Berichten 
zu erhalten. Bislang waren sie damit nicht erfolgreich. 
Sie begründen das an dieser, wie an anderen Stellen, 

damit, dass die Umsetzung vorhandener Gesetzgebung 
in Argentinien nicht befriedigend sei. Dies sei den Un-
ternehmen nicht vorzuwerfen. OPSur schlägt jedoch 
vor, dass die Unternehmen proaktiv agieren und die 
Berichte auf ihrer eigenen Webseite zur Verfügung stel-
len könnten. 

Im Allgemeinen enthalten die genannten Umweltbe-
richte keine Informationen über menschenrecht liche 
und sozialen Risiken. Doch selbst wenn der Staat die-
se Analysen nicht fordert, müssten die Unternehmen 
laut UN-Leitprinzipien ihrer menschenrechtlichen Sorg-
faltspflicht in Bezug auf die menschenrechtlichen Risi-
ken und Auswirkungen nachkommen. Total und Win-
tershall stehen in der Verantwortung, dafür zu sorgen, 
dass bei entsprechenden Risiken eine menschenrecht-
liche Folgenabschätzung durchgeführt wird: dort, wo 
sie selbst operieren, ebenso wie dort, wo sie Konsor-
tialmitglied sind. Das beinhaltet auch, dass die betrof-
fene Bevölkerung konsultiert wird und die Ergebnisse 
der Untersuchung anschließend einsehen kann. Ge-
mäß Risikoanalyse und Folgenabschätzung sind Prä-
ventionsmaßnahmen vorzunehmen. Das Unterneh-
men muss Maßnahmen ergreifen, um die betroffenen 
Landbesitzer/-innen angemessen zu entschädigen, es 
muss Lecks vorbeugen und darf nicht hinnehmen, dass 
durch den von ihm indirekt verursachten Verkehr für 
die lokale Bevölkerung Eigentumsverluste entstehen. 
Gemäß der UN-Leitprinzipien hat das Unternehmen 
auch für effektive Beschwerdemechanismen zu sorgen. 

Der Bericht der Organisation CDA empfiehlt Total, 
sich in einen intensiveren Dialog mit allen seinen Stake-
holdern zu begeben, auch mit der lokalen Bevölkerung 
(Bardouille et al. 2015: 34). Total hat in seinem ersten 
separaten Menschenrechtsbericht zugesagt, als Reak-
tion auf die Untersuchungen der CDA entsprechende 
Maßnahmen einzuleiten (Total 2016: 29). Wintershall 
berichtet dagegen bislang nicht von derartigen Untersu-
chungen, erwähnt allerdings gegenüber Germanwatch 
eine Studie aus dem Jahr 2016, um weitere potenziel-
le Gebiete für gemeinnützige Projekte zu identifizieren. 
Während die sozialen Aktivitäten von Wintershall, wie 
Stipendien für Schüler oder Projekte zur Diversifizierung 
des lokalen Arbeitsmarktes, grundsätzlich zu begrüßen 
sind, so stellen sie doch keine angemessene Reaktion 
auf die dargestellten Probleme dar.
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Verhaltenskodex für Zulieferer 

Insgesamt 17 der 30 befragten Unternehmen haben einen 
Verhaltenskodex für Zulieferer oder eine Einkaufspolitik 
verabschiedet, die die Einhaltung von Menschenrechten 
fordern.47 Sechs weitere Unternehmen haben einen un-
ternehmensinternen Verhaltenskodex mit Bezug auf Men-
schenrechte, der auch von Zulieferern eingehalten werden 
soll.48 Die Stadtwerke Hannover haben keinen Verhaltens-
kodex für Zulieferer verabschiedet, verweisen jedoch auf 
die Regelungen des Vereins der Deutschen Kohlenimpor-
teure. Dieser hat 2015 in seiner Erklärung „Corporate Soci-
al Responsibility“ die Erwartung an Steinkohlelieferanten 
verabschiedet, dass sie u. a. die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte achten sollen und die UN-Leitprinzipien 
als Referenzrahmen vorgegeben.49 Die Stadtwerke Mün-
chen verpflichten ihre Zulieferer auf die Grundsätze der 
ILO und die Prinzipien des Global Compact, haben jedoch 
keinen eigenen Lieferantenkodex erstellt. Die Stadtwerke 
Köln verweisen auf die Regeln des Vergaberechts auf euro-
päischer, nationaler und Landesebene. Vier Unternehmen 
haben keinen Lieferantenkodex oder keine Einkaufspolitik 
verabschiedet. Dies sind im Übrigen auch die Unterneh-
men, die nur ein eingeschränktes oder kein öffentliches 

47 ABB, Bosch, E.ON, EnBW, EWE, Exxon, GE, Hochtief, MVV, Nordex, OMV, Shell, Siemens, 
Total, Vattenfall, Vinci, Wintershall

48 BP, Enercon, Marquard & Bahls, RWE, Steag, Voith

49 http://www.kohlenimporteure.de/ 

Weitere Mitglieder, die ebenfalls befragt wurden: EnBW, RWE, Steag, Uniper (früher 
E.ON), Vattenfall

5.2 Integration von Menschenrechten 
in die Unternehmenspolitik

Die Grundsatzverpflichtung zur Achtung der Men-
schenrechte soll „sich in den operativen Politiken 
und Verfahren widerspiegeln, um sie innerhalb des 
gesamten Unternehmens zu verankern“ (UN-Leit-
prinzip 16e).

Um die Unternehmensziele zur Achtung der Menschen-
rechte in relevanten Unternehmensaktivitäten zu berück-
sichtigen, muss ein Unternehmen zum Beispiel seine In-
vestitionspolitik oder die Einkaufs- und Lieferantenpolitik 
in den Blick nehmen. Da die Achtung der Menschenrech-
te in globalen Lieferketten für viele Unternehmen eine 
enorme Herausforderung darstellt und die Unternehmen 
dazu auch zunehmend eigene Unternehmenspolitiken 
entwickeln, befasst sich der folgende Abschnitt mit der 
Einkaufs- und Lieferantenpolitik. Das bedeutet jedoch 
nicht, dass sich die Anforderungen der UN-Leitprinzipien 
nach Integration in die Unternehmenspolitik darauf be-
schränken würden.

Unternehmen mit Verhaltens-
kodex für Zulieferer  
oder Einkaufspolitik

Unternehmen mit  
Branchen-Verhaltenskodex  

bei Zulieferern

Unternehmen verpflichtet  
Zulieferer auf Grundsätze  

der ILO und Prinzipien 
des Global Compact 

Unternehmen mit Verhaltens-
kodex mit Menschenrechts- 

bezug, der von Zulieferern  
eingehalten werden soll

Grafik 6: Verhaltenskodizes für Lieferanten der 30 analysierten Unternehmen

Quelle: Eigene Darstellung nach Unternehmensangaben

Unternehmen ohne 
Verhaltenskodex für Zulieferer

17

1
15
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se zu ver meiden.56 Hier geht allein OMV auf die Rechte 
von Minderheiten und indigenen Völkern ein, die oft be-
sonders gefährdet sind. Steag erkennt in seinem Verhal-
tenskodex, der auch von Zulieferern eingehalten werden 
soll, immerhin eine Verantwortung für das lokale gesell-
schaftliche Umfeld an.

Quo Vadis: Menschenrechte in der Lieferkette 
umfassender in den Blick nehmen

Es ist durchaus festzustellen, dass viele Unternehmen 
sich ihrer menschenrechtlichen Verantwortung für ihre 
Lieferkette bewusst sind und zunehmend dieser Verant-
wortung nachkommen wollen. Dies schlägt sich unter 
anderem darin nieder, dass die Mehrheit der befragten 
Unternehmen entsprechende Lieferantenkodizes und  
Einkaufspolitiken verabschiedet hat. Allerdings liegt der 
Fokus bei den meisten Kodizes und Einkaufspolitiken nur 
auf den direkten Lieferanten, während die weitere Liefer-
kette bisher größtenteils außer Acht gelassen wird. Gemäß 
den UN-Leitprinzipien müssen die Unternehmen hinge-
gen die gesamte Lieferkette unter menschenrechtlichen 
Aspekten in den Blick nehmen. Das bedeutet bei komple-
xen Lieferketten jedoch nicht, dass ein Unternehmen in 
jedem Teilbereich umfängliche menschenrechtliche Fol-
genabschätzungen durchführen muss. In solchen Fällen 
erwarten die UN-Leitprinzipien, dass ein Unternehmen die 
schwerwiegendsten Risiken in der Lieferkette identifiziert 
und dann sein Vorgehen entsprechend priorisiert (Kom-
mentar zu Prinzip 19 der UN-Leitprinzipien).

Beim Blick auf die Inhalte der Lieferantenkodizes ist 
festzustellen, dass das Thema Vereinigungsfreiheit in den 
Kodizes sehr präsent ist, auch wenn nur die Hälfte der Un-
ternehmen diese vollständig im Sinne der Kernarbeitsnor-
men der ILO aufgegriffen hat. Dagegen benennt nur ein 
gutes Drittel überhaupt das Thema Entlohnung. Bis auf 
ein Unternehmen fordern diese jedoch nur, den gesetz-
lich festgelegten Mindestlohn zu zahlen. Allerdings ent-

Bekenntnis zu den Menschenrechten vorweisen können 
oder sich im Falle von Verbundnetz Gas (VNG) nur indirekt 
auf die Menschenrechte beziehen.50 

Um die Lieferantenkodizes zu vergleichen, wurden zen-
trale Aspekte in globalen Lieferketten wie Gewerkschafts-
rechte und existenzsichernde Löhne ausgewählt. Zudem 
wird untersucht, inwiefern die Zulieferer dazu angehalten 
werden, die Menschenrechte von Betroffenen in den um-
liegenden Gemeinschaften zu achten.

Zehn Unternehmen fordern in ihrem Verhaltensko-
dex für Zulieferer die Einhaltung der Vereinigungsfreiheit 
und des Rechts auf Kollektivverhandlungen, so wie es in 
den ILO-Kernarbeitsnormen vorgeschrieben ist.51 Neun  
weitere Unternehmen fordern dies in ähnlicher oder 
schwächerer Form, zum Beispiel das Recht auf Interes-
senvertretungen oder nur das Recht auf Vereinigungs-
freiheit.52 

Nur ein gutes Drittel (12) der untersuchten Unter-
nehmen fordert von ihren Zulieferer explizit im Verhal-
tenskodex die Bezahlung des jeweils national gesetzlich 
festgelegten Mindestlohns.53 ABB verlangt, dass seine 
Lieferfirmen einen fairen Lohn nach lokalen Gesetzen 
zahlen sollen. Wenn solche nicht existieren, soll ein Lohn, 
der Grundbedürfnisse befriedigen kann, gezahlt werden. 
Unklar bleibt, was ein „fairer Lohn nach lokalen Geset-
zen“ bedeutet. In vielen Ländern reicht der Lohn, den die 
lokalen Gesetze vorschreiben, nicht zur Existenzsiche-
rung aus. Lediglich EnBW fordert von seinen Zulieferern 
die Bezahlung von Löhnen, die die Grundbedürfnisse der 
Beschäftigten und deren Familien befriedigen können, 
sowie darüber hinaus einen Lohnanteil zur freien Verfü-
gung der Angestellten. Voith hat die Formulierung „ange-
messene Entlohnung“54 gewählt und EWE fordert einen 
„fairen Lohn“55, jedoch jeweils ohne Erläuterungen, wie 
dies zu verstehen ist.

Unternehmen beeinflussen die Menschenrechte jedoch 
nicht nur durch die Gestaltung der Arbeitsbedingungen, 
sondern auch durch Aktivitäten, die die Menschen vor 
Ort betreffen. Im Energiebereich ist das Risiko beson-
ders hoch, dass umliegende Gemeinschaften von den un-
ternehmerischen Tätigkeiten negativ betroffen werden.  
Weniger als ein Viertel (7) aller untersuchten Unterneh-
men verlangen in einem Verhaltenskodex von ihren Zu-
lieferern, mögliche Auswirkungen auf die Menschen in 
den um liegenden Gemeinden zu berücksichtigen und 
mögliche negative Auswirkungen ihrer Tätigkeit auf die-

50 Gazprom, Jet, M+W, VNG (siehe Abschnitt 5.1)
51 BP, EnBW, EWE, GE, Shell, Stadtwerke Hannover, Total, Vattenfall, Vinci, Wintershall
52 ABB (Vereinigungsfreiheit und Recht auf Tarifverhandlungen), Bosch (Vereinigungs-

freiheit und Recht Interessensgruppen zu bilden), E.ON (Vereinigungsfreiheit und 
Recht auf Kollektivhandlung), Hochtief (Vereinigungsrecht und Recht auf Kollektiv-
handlung), OMV (Recht auf Interessenvertretung und kollektive Verhandlungen),  
RWE (Vereinigungsfreiheit), Siemens (Vereinigungsfreiheit, Recht auf Gewerkschafts-
organisation, soweit rechtlich zulässig), Steag (Recht auf Gewerkschaftsmitglied-
schaft), Voith (Recht auf Interessenvertretung). 

53 Bosch, BP, GE, Hochtief, MVV, OMV, Shell, Siemens, Steag (Konzernlagebericht), Total, 
Vattenfall, Wintershall

54 Verhaltenskodex der Voith-Unternehmensgruppe 2017
55 Verhaltenskodex für Lieferanten des EWE Konzerns o.J.: 3
56 EnBW, Marquard & Bahls, OMV, Shell, Total, Vinci, Wintershall
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Vereinten Nationen (OHCHR 2012) eine Orientierung, wie 
Unternehmen ihre menschenrechtlichen Risiken und Aus-
wirkungen ermitteln und bewerten sollen. 

Konkrete Methoden schreiben die UN-Leitprinzipien 
den Unternehmen dafür nicht vor. Allerdings beinhalten 
die Leitprinzipien grundsätzliche Anforderungen und Kri-
terien, die bei der Ermittlung und Bewertung von men-
schenrechtlichen Risiken und Auswirkungen zu beach-
ten sind: 
• Erstens müssen die Menschenrechte als normative 

Grundlage herangezogen werden und damit alle Men-
schenrechte betrachtet werden. 

• Zweitens müssen Menschen und Menschengruppen, die 
besonders verletzlich sind, vornehmlich in den Blick ge-
nommen werden. 

• Prinzip 18 verlangt drittens eine direkte Konsultation der 
betroffenen Anspruchsgruppen in einer für diese ange-
messenen Form. 

• Viertens sollten die Unternehmen bei Bedarf ihre Sorg-
faltspflicht priorisieren und sich dabei insbesondere von 
der Schwere der potenziellen oder tatsächlichen Verlet-
zung leiten lassen. 

• Menschenrechtliche Risikoanalysen und Folgenabschät-
zungen sind fünftens zudem nicht als einmalige Maß-
nahme zu begreifen, sondern als kontinuierlicher Pro-
zess, was Abschätzungen ex ante und ex post sowie das  
Monitoring von Gegenmaßnahmen einschließt. 

• Um die Qualität und Angemessenheit der Untersuchung 

spricht in vielen Ländern der gesetzlich festgeschriebene 
Mindestlohn nicht dem Anspruch eines existenzsichernden 
Lohnes, wie ihn die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte formuliert und wie er in Artikel 7 des UN-Sozialpakt 
ausgeführt wird.

Die Unternehmensverantwortung für die Lieferkette 
endet jedoch nicht am Fabriktor, sondern ein Unterneh-
men ist auch dafür verantwortlich, die Menschenrechte 
der angrenzenden Gemeinschaften zu achten, die von der 
Unternehmenstätigkeit beeinflusst werden. Dies greifen 
bedauerlicherweise weniger als ein Viertel der befragten 
Unternehmen auf. Zulieferer sollten unbedingt dazu an-
gehalten werden, in der Umgebung ihres Unternehmens  
negative menschenrechtliche Auswirkungen zu verhin-
dern. Besondere Berücksichtigung sollten indigene Grup-
pen und andere Minderheiten erhalten, deren Rechte 
weltweit in besonderem Maße durch Energieprojekte  
bedroht sind. 

5.3  Kontinuierliche Ermittlung  
und Bewertung von Risiken  
und Auswirkungen

„Um die menschenrechtlichen Risiken abzuschät-
zen, sollten Wirtschaftsunternehmen alle tatsäch-
lichen oder potenziellen nachteiligen menschen-
rechtlichen Auswirkungen ermitteln und bewerten, 
an denen sie entweder durch ihre eigene Tätigkeit 
oder ihre Geschäftsbeziehungen beteiligt sind. Dafür 
sollten sich die Unternehmen auf internes und/oder 
externes Fachwissen stützen und auch potenziell be-
troffene Gruppen und andere relevante Stakeholder 
konsultieren.” (UN-Leitprinzip 18). 

„Da Menschenrechtssituationen dynamisch sind, 
ist es wichtig, die menschenrechtlichen Auswirkun-
gen in regelmäßigen Abständen zu überprüfen.”  
(Kommentar zu UN-Leitprinzip 18).

Anstatt erst nach Beeinträchtigungen der Menschen-
rechte aktiv zu werden, sollen Unternehmen menschen-
rechtliche Risiken und Auswirkungen frühzeitig erkennen 
und diesen vorbeugen. Dies ist ein wesentlicher Bestand-
teil der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht der Unter-
nehmen. Prinzip 18 der UN-Leitprinzipien, einschließlich 
des Kommentars, bieten ebenso wie der Interpretations-
leitfaden des Hochkommissariats für Menschenrechte der 

Grafik 7:  Menschenrechtliche Risikoanalysen 
der 30 untersuchten Unternehmen

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der Unternehmensangaben
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ner Unterstützung eine umfassende menschenrechtliche 
Risikoanalyse auf Unternehmensebene vorgenommen zu 
haben. Wo Lücken identifiziert wurden, plant E.ON nun 
die Managementsysteme anzupassen und entsprechende 
Regelungen zur Einhaltung der Menschenrechte in die re-
levanten Geschäftsprozesse zu integrieren. Entsprechend 
habe das Unternehmen u. a. den Prüfkatalog für Zulieferer 
erweitert und die Beschaffungsgrundsätze überarbeitet.

Bei GE hat der Compliance Leader die Aufgabe, Men-
schenrechtsrisiken in die vorhandenen Risikoanaly-
se-Prozesse zu integrieren. Geschäftsbeziehungen zu 
Schwellenländern sollen am intensivsten auf mögliche 
Menschenrechtsrisiken überprüft werden. Hochtief berich-
tet insbesondere von Risikoanalysen vor und während der 
Projektphasen seiner Bauprojekte. Bezüglich seiner Lie-
ferkette gibt Hochtief an, zukünftig die Zusammenarbeit 
mit der Einkaufsplattform EcoVadis nutzen zu wollen, um 
Geschäftspartner auch nach sozialen Kriterien bewerten 
zu können. Bei Siemens gehört es nach Angaben des Un-
ternehmens seit 2017 zu den verpflichtenden Bestandtei-
len der sogenannten Compliance Risk Assessments, men-
schenrechtliche Risiken zu identifizieren und zu ermitteln. 
Diese Risk Assessments werden unternehmensweit für 
alle Regionen und Divisionen durchgeführt. Bereits 2013 
berichtete Siemens von Risikoprüfungen für Lieferanten, 
die zunächst nach Firmensitz in Hoch- und Niedrigrisiko-
lieferanten unterschieden wurden, um dann weiter bran-
chenspezifisch vorzugehen.

Wintershall berichtet über eine ganze Reihe von Ma-
nagementprozessen, in denen auch menschenrechtli-
che Risiken analysiert werden. So gibt es entsprechende 
Risikoanalysen beim Kontraktoren- und Lieferantenma-
nagement oder beim Projektgenehmigungsprozess. Zu-
dem gibt Wintershall an, sich bei bestimmten Projekten 
im Rahmen von Sozial- und Umweltverträglichkeitsprü-
fungen auch mit den potentiellen Auswirkungen des 
Projektes auf die Menschenrechte auseinanderzusetzen  
(vgl. Kasten S. 77ff). Gemeinsam mit dem Mutterkonzern 
BASF besteht seit zwei Jahren ein Prozess für tiefergehende  
Risikoanalysen zur Respektierung internationaler Arbeits-
und Sozialstandards. 

wie auch der ergriffenen Maßnahmen beurteilen zu kön-
nen, ist sechstens die Transparenz hinsichtlich der Me-
thodik wie auch der Ergebnisse entscheidend. 

Der Nationale Aktionsplan der Bundesregierung schlägt 
den Unternehmen dafür ein Zweischritt-Verfahren vor. Mit-
tels einer ersten Risikoanalyse des gesamten Unterneh-
mens sollten mögliche Risikofelder identifiziert werden. 
Daraufhin sollte das Unternehmen abschätzen, in welchen 
Bereichen eine vertiefte Prüfung notwendig ist (Bundes-
regierung 2016: 10). Eine solche vertiefte Prüfung kann im 
Rahmen einer menschenrechtlichen Folgenabschätzung 
oder Human Rights Impact Assessment (HRIA) erfolgen. 

Von den 30 für diese Studie untersuchten Unternehmen 
führen elf Unternehmen entweder keine menschenrecht-
lichen Risikoanalysen durch57 oder machen zumindest 
keine Angaben dazu58. Die Angaben der restlichen 19 Un-
ternehmen, die von menschenrechtlichen Risikoanalysen 
berichten, variieren sehr stark. Ein einheitliches Verständ-
nis von menschenrechtlichen Risikoanalysen, insbesonde-
re anhand der Anforderungen aus den UN-Leitprinzipien, 
scheint sich noch nicht durchgesetzt zu haben. Dies er-
schwerte es auch, die vorhandenen Ansätze der Unterneh-
men zu kategorisieren, zumal die Informationen über das 
jeweilige Vorgehen zum Teil sehr begrenzt waren.

Insgesamt lassen sich drei Trends identifizieren, die 
für die Analyse näher betrachtet werden: Einige Unter-
nehmen a) integrieren Menschenrechtsaspekte in beste-
hende betriebliche Risikoanalysen oder b) beziehen die 
menschenrechtliche Risikoanalyse insbesondere auf ihre 
Lieferkette oder c) beziehen die Betroffenen vor Ort mit 
ein. Wenn im Folgenden ein Unternehmen einem der je-
weiligen Trends zugeordnet wird, so bedeutet dies nicht 
in jedem Falle, dass das Unternehmen im anderen Be-
reich nichts vorzuweisen hätte. Die Zuordnung erfolgte 
danach, wo nach den Ausführungen des Unternehmens 
die Schwerpunkte liegen. 

a) Integration von Menschenrechten in das 
Risikomanagement: 

Sechs Unternehmen berichten insbesondere davon, 
dass sie in ihre bestehenden Risiko- oder Management-
prozesse auch Menschenrechtsthemen integriert haben.59 
Marquard & Bahls hat sich zum Ziel gesetzt, bis 2017 einen 
Prozess für neue Projekte einzuführen, um bei der Prüfung 
von sozialen und ökologischen Risiken in Zukunft stärker 
auch die Einhaltung von Menschenrechten zu berück-
sichtigen. E.ON berichtet davon, im Jahr 2015 mit exter-

57 Bosch, Enercon, Exxon, VNG 
Die Risikoanalysen der Stadtwerke Hannover, der Stadtwerke Köln und der Stadt-
werke München beziehen sich nicht auf Menschenrechte, sondern allenfalls auf Teil-
aspekte und werden nicht bei den menschenrechtlichen Risikoanalysen eingeordnet.

58 EWE, Gazprom, Jet, M+W
59 E.ON, GE, Hochtief, Marquard & Bahls, Siemens, Wintershall
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BP gibt an, nach einer Überprüfung, ob die Grund-
sätze und Praxis von BP mit den UN-Leitprinzipien über-
einstimmen, eine formale Governance Struktur zum Ma-
nagement von Menschenrechtsbelangen eingerichtet und 
einen Aktivitätenplan aufgestellt zu haben. Danach wer-
den Menschenrechtsrisiken und -auswirkungen auf Basis 
der UN-Leitprinzipien fortschreitend in die bestehenden 
Mechanismen eingearbeitet. Bereits etabliert sei ein Pro-
zess für neue Projekte: Zu Beginn erfolgt eine Sichtung von 
potenziellen Auswirkungen. Daran schließen sich intensi-
vere Untersuchungen der menschenrechtlichen Auswir-
kungen an. So berichtet BP von einem Projekt aus Tangguh 
in Indonesien, bei dem eine Ausweitung der Projektakti-
vitäten vorgesehen war. BP habe über zwei Jahre einen 
Konsultationsprozess mit der lokalen indigenen Bevölke-
rung geführt, um die potenziellen Auswirkungen des Pro-
jektvorhabens zu erfassen. Auf dieser Basis habe BP So-
zialprogramme für das Vorhaben entwickelt. Dies ist Teil 
eines seit 2002 bestehenden Pilotvorhabens zum Projekt 
Tangguh in Indonesien, für das BP einen unabhängigen 
Beirat einberufen hat (Tangguh Independent Advisory  
Panel), der dazu auch regelmäßig berichtet (vgl. Kapi-
tel 5.5).

Total hat nicht nur Menschenrechtsaspekte in die übli-
chen Sozialverträglichkeitsprüfungen integriert, sondern 
führt in konkreten Situationen HRIA oder Human Rights 
and Conflict Risk Assessments durch. Als Beispiel nennt 
Total ein Projekt in der Demokratischen Republik Kongo, 
bei dem die britische NRO International Alert vor Projekt-
aufnahme die lokal Betroffenen befragt und daraufhin 
eine Reihe von Maßnahmen vorgeschlagen habe, um die 
potenziellen negativen Auswirkungen des Projektes zu 
mindern (IA 2014). Total berichtet von einer ganzen Reihe 
an weiteren Prozessen. Interessant ist zum Beispiel eine 
interne Arbeitsgruppe zu nachhaltiger Beschaffung, die 
menschenrechtliche Aspekte im Kaufprozess und in der 
Lieferkette überwacht. 

Nach Presseberichten über die dramatischen Arbeits- 
und Lebensbedingungen der Wanderarbeiter in Katar gibt 
Vinci im Geschäftsbericht 2015 an, seit 2011 die Arbeits-
bedingungen vor Ort zu überprüfen. Dafür sind Vertreter 
von Vinci nicht nur selbst nach Katar gereist, sondern hat 
auch Delegationen mit Gewerkschafts-, Arbeitnehmer- und 
NRO-Vertreter/-innen entsandt. Im 353 Seiten umfassen-
den Geschäftsbericht informiert Vinci zudem in zwei Sät-

b) Risikoanalyse auf die Lieferkette bezogen: 
Sechs Unternehmen konzentrieren sich bei ihrem men-

schenrechtlichen Risikomanagement auf ihre Liefer- bzw. 
Wertschöpfungskette.60 Zwei der Unternehmen haben zu-
nächst mit einer Sichtung von menschenrechtlichen Risi-
ken ihrer Lieferkette begonnen. Bei Voith soll am Ende eine 
geographische Risikolandkarte entstehen und Vattenfall 
nutzt diese übergreifende Analyse aus dem Jahr 2016, um 
daraufhin gegebenenfalls spezifische menschenrechtliche 
Folgenabschätzungen vornehmen zu können. Inzwischen 
war Vattenfall im März 2017 in Kolumbien und hat die Aus-
wirkungen seiner Kohlebeschaffungsaktivitäten auf die 
Menschenrechte untersucht.

RWE führt ein Counterparty Risk Assessment durch: 
Bevor Geschäftsbeziehungen eingegangen werden, fin-
det ein standardisierter, mehrstufiger Prozess statt, in 
dem das Unternehmen prüft, ob ein Fehlverhalten des 
potenziellen Geschäftspartners bezüglich der Prinzipien 
des Global Compact oder des Verhaltenskodexes bekannt 
ist. Bezüglich Importkohle verweist RWE auf die Initiative 
Bettercoal, die RWE gemeinsam mit anderen Energieun-
ternehmen gegründet hat. Auch MVV Energie berichtet von 
einem Fokus auf Brennstofflieferketten. Shell beschreibt 
bei der Risikoanalyse der Lieferanten einen Fokus auf 
mögliche Verletzungen von Arbeitsrechten. Wenn das Un-
ternehmen Lieferanten mit einem entsprechend höheren 
Risiko identifiziert, müssen diese vor Vertragsabschluss 
eine ausführlichere Überprüfung durchlaufen, für deren 
Entwicklung sich Shell vom Dänischen Institut für Men-
schenrechte beraten ließ.

c) Betroffene vor Ort einbeziehen: 
Nur acht der 30 Unternehmen berichten davon, dass 

sie potenziell betroffene Gruppen konsultieren, wenn sie 
menschenrechtliche Risiken und Auswirkungen ihrer Ge-
schäftspraxis untersuchen.61 

EnBW berichtet von einer jährlichen menschenrecht-
lichen Risikoanalyse, die in bis zu drei Stufen stattfinde 
und alle Kohleproduzenten umfasse. Zunächst analysiert 
EnBW die menschenrechtlichen Risiken auf Basis eines 
Fragenkatalogs. Bei offenen Fragen werden die Produ-
zenten hinzugezogen. Sofern erforderlich, wird in einem 
dritten Schritt eine externe Audit-Agentur beauftragt. Im 
zweiten und dritten Schritt sind umfassende Stakehol-
derdialoge essentiell, die EnBW mitunter auch direkt vor 
Ort durchführt (vgl. Kasten S. 31ff zu EnBW in Kolumbien). 
EnBW gibt an, dieses Verfahren in einer Pilotphase auch 
bei anderen Rohstoffen zu erproben.

60 MVV, Nordex, RWE, Shell, Vattenfall, Voith
61 ABB, BP, EnBW, OMV, Steag, Total, Vattenfall, Vinci



5. Menschenrechtliche Verantwortung: Was deutsche Unternehmen des Energiesektors tun – oder lassen 

85

Eine Publikation vom Deutschen Global Compact Netz-
werk (DGCN), dem Deutschen Institut für Menschenrechte 
(DIMR) und twentyfifty listet insgesamt elf Anforderungen 
auf, die sich aus den Leitprinzipien selbst, den erläutern-
den Kommentaren sowie dem Interpretationsleitfaden der 
UN ableiten lassen (DGCN et al. 2015). Diese basieren auf 
Qualitätskriterien für Prozess und Inhalt von HRIA, die das 
Dänische Institut für Menschenrechte (DIHR) aufgestellt 
hat (DIHR 2016). Im Rahmen der vorliegenden Untersu-
chung kann nicht erhoben werden, ob die Unternehmen 
allen aufgestellten Kriterien genügen. Es lässt sich jedoch 
exemplarisch anhand von drei Anforderungen aufzeigen, 
dass die große Mehrheit der Unternehmen diesen Kriteri-
en bislang nicht entspricht.

Beide oben genannte Publikationen arbeiten im Ein-
klang mit den UN-Leitprinzipien als wesentliche Anfor-
derung heraus, dass ein Unternehmen seine zentralen 
Herausforderungen in den Blick nimmt. Während es für 
Energieversorger und Handel treibende Unternehmen 
von großer Bedeutung ist, die menschenrechtlichen Ri-
siken in der Lieferkette abschätzen und minimieren zu 
können, sollten Zulieferer für den Energiesektor oder För-
derunternehmen ihre eigene Geschäftstätigkeit stärker 
in den Blick nehmen. Allerdings lassen die Angaben von 
Shell, und auch die von Siemens vor 2017, darauf schlie-
ßen, dass die Unternehmen ihre Risikoanalyse bislang auf 
ihre Lieferanten konzentrieren bzw. konzentriert haben. 
Gleichzeitig stehen beide Unternehmen aber bekannter-
maßen aus menschenrechtlicher Sicht insbesondere für 
Herausforderungen bei ihren eigenen Aktivitäten bzw. 
der belieferten Großprojekte in der Kritik: Siemens ist an 
vielen Großprojekten mit z. T. gravierenden menschen-
rechtlichen Auswirkungen beteiligt (vgl. Kästen S. 46ff, 
S. 54ff, S. 87ff und S. 97ff). Shell, beziehungsweise seine 
Tochterfirma in Nigeria, werden seit Jahren wegen mas-
siver Menschenrechts- und Umweltauswirkungen bei der 
Erdölförderung kritisiert (vgl. Kapitel 6.1). Diese Unter-
nehmen müssten auch die menschenrechtlichen Risiken 
der Projekte analysieren, an die sie ihre Produkte liefern, 
oder ihre Tochterfirmen überprüfen, die vor Ort mit der 
Extraktion der Rohstoffe beauftragt sind. 

Eine zweite wichtige Anforderung ist, dass sich ein Un-
ternehmen mit den potenziell oder bereits Betroffenen 
austauschen soll. Nur acht der befragten 30 Unterneh-
men berichten aber überhaupt davon, dass sie mögliche 
Betroffene konsultieren. Bei knapp drei Viertel der Unter-
nehmen besteht also ein klarer Nachholbedarf bei der 
Einbindung von potenziell Betroffenen. Von den acht Un-

zen darüber, dass es die Consultingfirma BSR beauftragt 
habe, in Katar ein HRIA durchzuführen. Beim Audit vor 
Ort habe BSR auch externe Stakeholder einbezogen. Über 
die Ergebnisse des HRIA und entsprechende Gegenmaß-
nahmen seitens Vinci berichtet das Unternehmen nicht.

Die Steag gibt an, vor großen Projekten oder Vertrags-
abschlüssen menschenrechtliche Folgenabschätzungen 
durchzuführen. Als Beispiel nennt das Unternehmen ein 
Geothermieprojekt in Indonesien, für das die betroffene 
Bevölkerung konsultiert wurde. Als ein Ergebnis benennt 
die Steag in der Antwort auf den Fragebogen dieser Stu-
die die Einrichtung eines Beschwerdemechanismus. Über 
den Beschwerdemechanismus hinaus – an sich schon eine  
Anforderung der UN-Leitprinzipien – berichtet die Steag 
nicht über konkrete weitere Maßnahmen. Zudem infor-
miert die Steag über ihr Vorgehen bezüglich Steinkohle 
aus Kolumbien: Vertreter der Steag sind regelmäßig vor 
Ort und im Austausch mit Lieferanten, Gewerkschaften 
und Betroffenen. Die Erkenntnisse aus diesen Gesprächen 
nutzt das Unternehmen, um sich für bessere Lebensbe-
dingungen der Bevölkerung vor Ort einzusetzen. Alle ein 
bis zwei Jahre reist der Chief Compliance Officer erneut 
dorthin, um sich eine Einschätzung der aktuellen Lage zu 
verschaffen. Ein solches Vorgehen ist zu begrüßen, lässt 
auf Grund der vorliegenden Informationen jedoch nicht 
auf eine menschenrechtliche Folgenabschätzung schlie-
ßen, die angesichts der Situation in Kolumbien ange-
bracht erscheint.

Wie eine menschenrechtliche Folgenabschätzung eines 
großen Energieprojektes auch aussehen kann und welche 
Maßnahmen daraufhin vorgenommen wurden, zeigt das 
Fallbeispiel eines Solarkraftwerks aus Marokko (siehe Kas-
ten Noor-Beispiel, S. 89). 

Quo Vadis: Unternehmen müssen sich ihren 
zentralen Herausforderungen stellen und die 
Auswirkungen für Betroffene in den Blick neh-
men

Knapp zwei Drittel der untersuchten Unternehmen ge-
ben an, menschenrechtliche Risikoanalysen durchzufüh-
ren, wobei sich diese bezüglich des Umfangs, der Tiefe 
und des Fokus stark unterscheiden. Einige Unternehmen 
erläutern ihre Methoden, menschenrechtliche Risiken zu 
analysieren, sehr ausführlich. Andere tun dies hingegen zu 
knapp, um auch nur annähernd abschätzen zu können, ob 
die Methoden und Maßnahmen den Ansprüchen der UN-
Leitprinzipien entsprechen. 
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einige Unternehmen, dass sie derzeit auf der Basis der 
UN-Leitprinzipien ihre menschenrechtliche Risikoanalyse 
intensivieren oder zumindest damit beginnen, sich ihren 
menschenrechtlichen Auswirkungen zu stellen. 

Es gibt kein Pauschalrezept dafür, welche Ansätze oder 
welchen Methodenmix ein Unternehmen verwenden soll-
te, um sich seinen menschenrechtlichen Auswirkungen zu 
stellen. Im Rahmen der vorliegenden Studie wurde deut-
lich, dass Orientierungs- und Klärungsbedarf besteht, wie 
genau die Durchführung der menschenrechtlichen Risiko-
analysen aussehen soll. Insbesondere beziehen die Unter-
nehmen bislang die Perspektive der Betroffenen noch zu 
wenig in die Abschätzung der menschenrechtlichen Risi-
ken und Auswirkungen ihrer Geschäftspraxis ein.

Je nach den Erfordernissen bieten sich verschiedene 
Verfahren an. Eine Untersuchung von 40 Unternehmen 
zu ihren Ansätzen hat fünf mögliche Konstellationen bei-
spielhaft vorgestellt und beschreibt die jeweiligen Vor- und 
Nachteile der einzelnen Ansätze (DGCN et al. 2015). Dies 
kann den Unternehmen als Orientierung dienen, um sich 
den komplexen Herausforderungen bei der Ermittlung 
menschenrechtlicher Auswirkungen zu stellen.

Spätestens wenn es darum geht, im Rahmen der Um-
setzung des Ende 2016 in Deutschland beschlossenen Na-
tionalen Aktionsplans festzustellen, ob die Unternehmen 
ihrer menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht nachgekom-
men sind, muss mehr Klarheit bestehen, nach welchen 
Kriterien die ermittelten menschenrechtlichen Auswir-
kungen bewertet werden.

Ausgehend von einer angemessenen Risikoprüfung ist 
dann ein Kernpunkt, die unter Beteiligung der Betroffenen 
geplanten Gegenmaßnahmen umzusetzen. Insbesondere 
wenn es Vereinbarungen mit Betroffenen – etwa lokalen 
Gemeinschaften – gibt, ist klarzustellen, wie und wer die-
se bis zu welchem Zeitpunkt umzusetzen hat und wie dies 
überprüft wird. Der nächste Abschnitt beschäftigt sich mit 
derartigen Maßnahmen, die ein Unternehmen als Reaktion 
auf eine Sorgfaltsprüfung vornehmen sollte.

ternehmen haben allerdings nur BP und Total angegeben, 
dass sie, wie im Kommentar zu UN-Leitprinzip 18 verlangt, 
eine besondere Aufmerksamkeit auf „verstärkt von Vul-
nerabilität und Marginalisierung bedrohte Gruppen und 
Bevölkerungsteile richten“. Damit diese Betroffenen sich 
dann auch wirklich einbringen können, sind entsprechen-
de methodische Fähigkeiten bei den Unternehmen erfor-
derlich, damit die Stakeholder-Konsultation nicht „zu ei-
ner reinen Formalität wird, die es abzuhaken gilt“ (DGCN 
et al.: S. 44). Dafür ist zudem wichtig, dass das Unterneh-
men auch bereit ist, über die Ergebnisse und Schlussfol-
gerungen der Konsultationen transparent zu berichten 
und dann die Schlussfolgerungen tatsächlich umzuset-
zen (vgl. Kapitel 5.4).

Drittens kann am Beispiel der Transparenz über die 
Methodik und die Ergebnisse der Risikoanalysen und Fol-
genabschätzungen gezeigt werden, dass die Unternehmen 
den Anforderungen bislang größtenteils nicht nachkom-
men. So haben erst zwei der untersuchten Unternehmen 
ausführlicher über Ergebnisse von menschenrechtlichen 
Risikoanalysen berichtet (Total, vgl. u.a. IA 2014 sowie 
mehrere Berichte der CDA62) bzw. zumindest in einem Pi-
lotvorhaben umfangreiche Berichte vorgelegt (BP zum 
Tangguh LNG Project 63). Auch wenn einige Unternehmen 
ihre Methodik zum Teil sehr ausführlich beschreiben, so 
sind die Informationen über die Ergebnisse und erfolgten 
Maßnahmen sehr begrenzt. Ob die Unternehmen die Er-
gebnisse gegenüber den Betroffenen angemessen kom-
muniziert haben, konnte im Rahmen dieser Studie nicht 
untersucht werden, aber mehrere Fallbeispiele (vgl. Käs-
ten S. 77ff und S. 87ff) legen die Schlussfolgerung nahe, 
dass diesbezüglich noch Verbesserungsbedarf besteht, 
wie auch im Kapitel 5.5 ausgeführt wird.

Insgesamt lässt sich jedoch im Bereich der menschen-
rechtlichen Risikoanalyse ein Fortschritt feststellen. Bei-
spielsweise konnte eine ähnlich gelagerte Untersuchung 
der Herausgeber bei den DAX-30-Unternehmen aus dem 
Jahr 2014 (Heydenreich et al. 2014: 78ff) kein Unterneh-
men identifizieren, das bereits eine menschenrechtliche 
Folgenabschätzung vorgenommen hatte. Wie unter 5.3.c 
ausgeführt, praktizieren inzwischen einige Unternehmen 
Auswirkungsanalysen oder auch tiefergehende Folgenab-
schätzungen. Dies kann teilweise daran liegen, dass ein 
Teil der untersuchten Unternehmen Tochterfirmen von 
großen multinationalen Unternehmen sind, die schon 
lange wegen ihrer menschenrechtlichen Auswirkungen 
in der Kritik stehen und deshalb aktiv geworden sind. In 
der vorliegenden Untersuchung berichten jedoch auch 

62 Mhttp://cdacollaborative.org/search-publications/?fwp_search=total
63 http://www.bp.com/en_id/indonesia/press-center/documents.html
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men, es werde nur verpachtet, durch die 50 m² großen 
Zementfundamente für die Windkraftanlagen für eine 
zukünftige landwirtschaftliche Nutzung unbrauchbar 
gemacht. Des Weiteren sind die zuvor genutzten Baum - 
alleen, welche die Felder vor Windböen schützen und 
Erosion verhindern sollen, nicht mehr erwünscht, um 
den Windkraftanlagen nicht den Wind zu nehmen (Bel-
liger 2012: 23, Tapia Montejo 2015). Insgesamt ist laut 
einem lokalen Wissenschaftler die landwirtschaftlich 
nutzbare Fläche am Isthmus von Tehuantepec um 
64.000 Hektar reduziert worden (Saynes 2016).

Viele Bauern betrachten die Verträge zur Landver-
pachtung als ungerecht. So wird den Unternehmen viel-
fach vorgeworfen, durch Korruption der Landverwalter 
Zugang zum Land erhalten zu haben. Dagegen habe 
es keine Konsultation der betroffenen Bevölkerung im 
Vorfeld der Vorhaben gegeben. Dabei hätte die Regie-
rung gemäß der ILO-Konvention 169 eine freie, vorhe-
rige und informierte Zustimmung einholen müssen, da 
große Teile der Gebiete von indigener Bevölkerung be-
wohnt werden (Belliger 2012: 23, Saynes 2017). In den 
Designplänen der Projekte Bii Stinu und Santo Domin-

Am Isthmus von Tehuantepec in Mexiko stehen bis-
lang 28 Windparks mit ca. 1.600 Windkraftanlagen. Wei-
tere Windkraftanlagen sollen folgen. Traditionell ist 
diese knapp zwei Millionen Hektar große, fruchtbare 
Region geprägt durch Land- und Viehwirtschaft (Blan-
co 2013: 2, Cerami 2016, Dunlap 2016a). Auch wenn 
Windkraft als Energieform insbesondere aufgrund ih-
rer klimafreundlichen Bilanz im Vergleich zur Strom-
gewinnung aus nicht erneuerbaren Rohstoffen sehr 
zu begrüßen ist, so ist die Art und Weise, wie sie am 
Isthmus von Tehuantepec vom Staat und den beteilig-
ten Unternehmen implementiert wurde, aus mehreren 
Gründen problematisch.

Mit der zunehmenden Stromproduktion durch Wind-
kraft kommt es in dieser Region insbesondere zu Aus-
einandersetzungen um die Landnutzung. So berichten 
Wissenschaftler/-innen und lokale Nichtregierungsor-
ganisationen davon, dass Landbesitzer/-innen keine 
oder sogar falsche Informationen erhielten, was mit ih-
rem Land geschehen soll (Dunlap 2016b, Belliger 2012: 
23, 24). Laut einem lokalen Anwalt wurde das Land für 
die Anlagen, von dem viele Bewohner/-innen annah-

Windkraftprojekte von Siemens in Mexiko: Betroffene nicht ausreichend im Blick

Die Windkraftprojekte am Isthmus von Tehuantepec werfen insbesondere Landrechtsfragen auf. Eine freie, vorherige und 
informierte Zustimmung der indigenen Bevölkerung habe es nicht gegeben.

Fo
to

: M
FS

/e
he

m
al

s P
ro

pa
z



88

Bericht 2017 • Globale Energiewirtschaft und Menschenrechte – Deutsche Unternehmen und Politik auf dem Prüfstand

go, die Siemens als CDM-Projekte registriert hat, heißt 
es jedoch, dass die lokale Bevölkerung befragt worden 
sei (CDM 2006a & 2006b).

Die Desinformation bei der Landübergabe sowie die 
im Vergleich zu anderen Ländern niedrigen Entschädi-
gungen und Pachtzinsen führen seit über zehn Jahren 
zu großem Unmut und Konflikten zwischen der lokalen 
Bevölkerung und den operierenden Unternehmen. Da 
die Korruptionsrate sowie die Straflosigkeit in Mexiko 
extrem hoch sind (Amnesty International 2015a), erach-
ten Teile der lokalen Bevölkerung Straßenblockaden 
und Proteste oft als den einzigen Weg, um sich für ihre 
Rechte einzusetzen (Cerami 2016, Belling 2012: 22). In 
vielen Fällen greift die Polizei mit repressiven Methoden 
und Gewalt ein, aber auch die Befürworter der Anlagen 
oder auch der Betreiberunternehmen (Cerami 2016, 
Belliger 2012: 24).

Zudem protestiert die lokale Bevölkerung dagegen, 
dass sie den auf ihrem Land erzeugten Strom nicht 
selbst nutzen kann. Während der Strom der Windkraft-
anlagen direkt an Bergbauprojekte und an Walmart 
geht, muss die lokale Bevölkerung ihren eigenen Strom 
teuer einkaufen. Die Kombination aus Nichtteilhabe an 
der Stromproduktion einerseits und den Beeinträchti-

gungen der eigenen wirtschaftlichen Tätigkeit und der 
Lebensqualität durch die Stromerzeugung für große 
Unternehmen andererseits birgt enorme Sprengkraft 
(Belliger 2012: 25, Dunlap 2016b).

Die schlechten Erfahrungen aus den ersten Projek-
ten haben inzwischen dazu geführt, dass sich viele 
Anwohner/-innen prinzipiell gegen neue Windparks aus-
sprechen. Im Jahr 2016 stoppte ein Richter ein neues 
Windkraftprojekt nach der ersten jemals in der Region 
durchgeführten Konsultation (Dunlap im Erscheinen, 
SinEmbargo 2015).

Die Verantwortung von Siemens

Bereits vor zwei Jahrzehnten wurden die ersten 
Parks gebaut (Dunlap 2016). Siemens war in den Auf-
bau der ersten Windparks in der Region involviert und 
hat diese im Rahmen des Clean Development Mecha-
nismus registriert, also als Projekte, die die CO2-Emis-
sionen im globalen Norden ausgleichen können (Tapía 
Montejo 2015). Konkret ist Siemens an den Projekten Bii 
Stinu, Santo Domingo, Oaxaca II, Oaxaca III y Oaxaca IV 
beteiligt (Blanco 2013: 3) und stellt dort unter anderem 
die Umspannwerke und die Hochleistungsleitungen 
bereit. Seit 2014 beteiligt sich das Unternehmen nun 

Da die Korruptionsrate und die Straflosigkeit in Mexiko sehr hoch sind, erachten lokale Betroffene oft Proteste und Straßen-
blockaden als einzige Möglichkeit, um sich für ihre Rechte einzusetzen.
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auch an dem Projekt Bii Nee Stipa. Durch seine Fusi-
on mit der spanischen Firma Gamesa, die einige der 
Parks in der Region betreibt, ist Siemens noch stärker 
in diesen Geschäftszweig eingestiegen (Siemens 2014, 
Gamesa et al. 2016).

Die Vorwürfe von kritischen Aktionären, Siemens 
werde seiner unternehmerischen Verantwortung in 
diesen Fällen nicht gerecht und verstoße gegen die 
Menschenrechte, weist Siemens von sich. Das Unter-
nehmen argumentiert, es würde nur die Leitungen zwi-
schen den Turbinen herstellen und habe damit keine 
Verantwortung für die Situation vor Ort (Tapía Monte-
jo 2015a & 2015b). Doch gemäß den UN-Leitprinzipien 
für Wirtschaft und Menschenrechte erstreckt sich die 
menschenrechtliche Sorgfaltspflicht der Unternehmen 
auch auf ihre Geschäftsbeziehungen. Der damalige UN-
Sonderberichterstatter für die Rechte indigener Völker, 
James Anaya, betonte 2012, dass zu dieser Sorgfalts-

pflicht auch die Überprüfung gehört, ob der betreffen-
de Staat seiner Konsultationspflicht nachgekommen 
sei und ob eine Zustimmung der indigenen Bevölkerung 
vorliege (Belliger 2012: 5). 

Während aus den Angaben von Siemens auf den 
Fragebogen von Germanwatch und Misereor von 2016 
nicht deutlich wurde, ob Siemens überhaupt Menschen-
rechtsrisikoanalysen für die eigene Geschäftstätigkeit 
vorsieht, berichtet Siemens im April 2017 gegenüber 
Germanwatch von Compliance Risk Assessments, bei 
denen seit 2017 auch menschenrechtliche Risiken er-
mittelt werden sollen. Dabei wird es darauf ankommen, 
dass Siemens im Falle von potenziellen oder bestehen-
den Menschenrechtsverletzungen konkrete Schritte vor-
sieht, um solchen Risiken vorzubeugen und negative 
Auswirkungen zu beenden. Das betrifft auch Projekte, 
an denen Siemens beteiligt ist, indem es wesentliche 
Bauteile an diese liefert.

zwei spanische und eine chinesische Firma bauen und 
betreiben im Auftrag von MASEN das Projekt, das von 
internationalen Kreditinstituten finanziert wird. Auch 
Deutschland ist durch die KfW Entwicklungsbank an 
der Finanzierung beteiligt.

Germanwatch hat gemeinsam mit dem Wuppertal 
Institut für Klima, Umwelt, Energie im Auftrag des BMZ 
die Planung und den Bau von Noor I wissenschaftlich 
begleitet. Im Rahmen einer Sozialverträglichkeitsstu-
die wurde erforscht, wie sich solarthermische Groß-
kraftwerke auf das Leben der lokalen Bevölkerung aus-
wirken. In zahlreichen Workshops und mehr als 300 
Interviews haben sie gemeinsam mit den betroffenen 
Gemeinden ermittelt, wie das Kraftwerk in den lokalen 
Entwicklungskontext eingebettet und die Interessen der 
Anrainergemeinden im Projekt berücksichtigt werden 
könnten. Als Bemessungsgrundlage diente ein Kriteri-
enraster, das auf der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte sowie auf internationalen Nachhaltigkeits-

In der Hochebene jenseits des marokkanischen At-
lasgebirges entsteht seit 2009 das solarthermische 
Großkraftwerk Noor Ouarzazate. Das von König Mo-
hammed VI. ins Leben gerufene Projekt soll auf 3.000 
Hektar der größte solarthermische Kraftwerkspark der 
Welt werden. Der erste Teilabschnitt des Kraftwerks, 
Noor I, wurde im Februar 2016 eingeweiht. Bis 2019 sol-
len drei weitere Teilabschnitte des Solarkraftwerkskom-
plexes folgen und mehr als eine Million Marokkaner/-in-
nen mit sauberem Strom versorgen. Damit beabsichtigt 
Marokko seine starke Abhängigkeit von ausländischen 
Energieimporten zu verringern. Zudem soll das Kraft-
werk dazu beitragen, den Anteil regenerativer Energien 
bis 2030 auf über 50 Prozent zu erhöhen. Gleichzeitig 
rückt das Land mit dem Projekt entwicklungsfördernde 
Aspekte in den Fokus seiner energiepolitischen Vorha-
ben (KfW 2016, Schinke 2016).

Die Marokkanische Agentur für Nachhaltige Energie 
(MASEN) führt das Projekt durch. Eine saudi-arabische, 

Solarthermisches Großkraftwerk Noor in Marokko berücksichtigt 
Bedürfnisse der lokalen Bevölkerung
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Jahre entstehen jedoch in ähnlichem Umfang Arbeits-
plätze wie bei Noor I (Schinke et al. 2017: 119f).

Um die benötigten Fachkräfte zu schulen, gab es ver-
schiedene Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen in der 
Region und in anderen Teilen des Landes. Diese Fach-
kräfte können ihre erworbenen Kompetenzen und Er-
fahrungen auch bei zukünftigen Projekten nutzen, denn 
auch in anderen Regionen Marokkos sind Solarkomple-
xe nach dem Vorbild von Noor geplant.

Für das Kraftwerk mussten zwar keine Bewohner/-
innen umgesiedelt werden, aber der große Flächen-
bedarf schränkt die bestehende Nutzung der Wüsten-
landschaft ein. So dürfen in dem Gebiet kein Feuerholz 
oder medizinische Kräuter gesammelt und keine Vieh-
wirtschaft betrieben werden. Es bestehen jedoch ge-
nügend Ausgleichsflächen für saisonale Weidewirt-
schaft. Die betroffenen Gemeinden erhielten zudem 
Geld zur Kompensation, das zur Verbesserung der lo-
kalen Lebensgrundlagen und Förderung nachhaltiger 
Entwicklung in Schulen, Gesundheitseinrichtungen, 
landwirtschaftliche Bewässerungssysteme, Aus- und 
Weiterbildungsmaßnahmen sowie in Straßenbau in-
vestiert wurde.

rahmenwerken, wie zum Beispiel den IFC Performance 
Standards der Weltbank beruhte. Die Organisationen 
haben im Anschluss den Projektentwicklern die wesent-
lichen Ergebnisse der Studie übermittelt und damit in 
die weitere Ausgestaltung des Projektes eingebracht.

Ein wichtiges Anliegen der lokalen Bevölkerung war, 
dass möglichst viele Arbeitsplätze für lokale Arbeits-
kräfte entstehen. Um dem nachzukommen, bezogen 
die Projektverantwortlichen viele der verbauten Kom-
ponenten aus Marokko und stellten vorrangig Arbeits-
kräfte aus der Region ein. Von 1.800 Arbeitskräften auf 
der Baustelle des ersten Bauabschnitts waren mehr als 
1.500 Marokkaner/-innen, davon 700 aus den Dörfern 
in der unmittelbaren Umgebung (Schinke et al. 2015). 
Allerdings werden für den Kraftwerksbetrieb weitaus 
weniger Arbeitskräfte gebraucht und die meisten Ar-
beitsplätze sind demnach nicht langfristig. Für die 
anfallenden Wartungsmaßnahmen während der Be-
triebsphase sollen jedoch vor allem heimische Betrie-
be einbezogen werden. So bietet das Kraftwerk Noor  I 
zwar derzeit nur noch 26 Arbeitsplätze in der Region, 
dies sind aber 39 Prozent der gesamten Arbeitsplätze 
in der Betriebsphase (Bundestag 18/10926 (2017): 16). 
Für die folgenden Bauabschnitte über jeweils etwa zwei 

Ein wichtiges Anliegen der lokalen Bevölkerung war es, dass möglichst viele Arbeitsplätze für lokale Arbeitskräfte entstehen.

Fo
to

: B
or

is
 S

ch
in

ke



5. Menschenrechtliche Verantwortung: Was deutsche Unternehmen des Energiesektors tun – oder lassen 

91

Neben den positiven Entwicklungen zeigt das For-
schungsprojekt auch, was für künftige Vorhaben ver-
bessert werden kann. Der Wasserbedarf zur Kühlung des 
Kraftwerks ist sehr hoch. Deshalb war die größte Sorge 
der betroffenen Bevölkerung, dass ihnen diese überle-
benswichtige Ressource entzogen werden könnte. Für 
Noor II und III wurde die Kühlung deshalb auf die teu-
rere Trockenkühlungstechnologie umgestellt. Die von 
Noor I betroffenen Oasengemeinden erhielten zumin-
dest die Zusage, beim Wasserressourcenmanagement 
unterstützt zu werden (Schinke et al. 2015). Bislang 
war diese Unterstützung noch nicht erforderlich, da 
der Wasserbedarf für Noor I derzeit nur 0,7 Prozent des 
durchschnittlichen jährlichen Zuflusses des nahegele-
genen Stausees El Mansour Eddahbi entspricht (Bun-
destag 18/10926 (2017): 8).

Ein wichtiger Punkt ist zudem die Art und Weise der 
Konsultation der Bevölkerung. Zu Beginn des Projekts 
fühlten sich die Bewohner/-innen der lokalen Gemein-
schaften nicht als gleichwertige Gesprächspartner/-
innen behandelt oder nicht ausreichend informiert. 
So kritisierten anfänglich vielerorts Anwohner/-in-
nen, dass nur dem Projekt gewogene Eliten konsul-
tiert und damit ganze gesellschaftliche Gruppen aus-
geschlossen wurden (Schinke et al. 2015). Daraufhin 

hat MASEN den Dialog mit den lokalen Gemeinden 
verbessert und auch einen Beschwerdemechanismus 
eingerichtet. Vor Ort kümmert sich nun ein Team aus-
gebildeter Sozialexperten/-innen um die Anliegen der 
lokalen Bevölkerung und, gemeinsam mit den Gemein-
den, auch um die nachhaltige Umsetzung kommuna-
ler Entwicklungsprojekte, die durch den Landerwerb 
sowie CSR-Maßnahmen finanziert werden. Beschwer-
den und Anregungen können zudem anonym über ein 
Kontaktformular auf der Website von MASEN oder ei-
nen Briefkasten am Projekteingang eingereicht wer-
den (Bundestag 18/10926 (2017): 16). Seitdem gilt das 
Solarkraftwerk in den lokalen Gemeinden weitgehend 
als akzeptiert. Verärgerung gibt es eher in den daran 
angrenzenden Gemeinden, weil diese nicht von den 
Ausgleichsmaßnahmen profitieren. Insgesamt bestä-
tigten die Forschungsergebnisse die Bedeutung der 
Anforderungen aus den UN-Leitprinzipien, bei entspre-
chenden Großprojekten die betroffene Bevölkerung ein-
zubeziehen. Ein frühzeitiges Abschätzen der entstehen-
den Risiken durch eine dialogorientierte und inklusive 
Bürgerbeteiligung ist ebenso wichtig wie Transparenz 
bei Planung und Umsetzung solcher Projekte. Entschei-
dend sind dabei ebenfalls eine genaue Kenntnis der ge-
sellschaftlichen Strukturen und ein hohes Maß an kul-
turellem Feingefühl (Schinke et al. 2015).

Das Großkraftwerk Noor in Marokko soll der größte solarthermische Kraftwerkspark der Welt werden.
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5.4.1  Umsetzung und Überprüfung  
der Lieferantenpolitik

Die Umsetzung der Lieferantenpolitik ist für viele Un-
ternehmen ein wesentlicher Hebel, um die Achtung der 
Menschenrechte in ihren globalen Geschäftsbeziehungen 
zu gewährleisten. Im Folgenden wird eine Reihe an Unter-
kriterien untersucht. 

Prüfung vor Vertragsbeginn: 
Ein erster Schritt kann sein, vor Vertragsbeginn zu über-

prüfen, ob ein Lieferant die Menschenrechte einhält. 23 
Unternehmen geben an, bei neuen Lieferanten vor Auf-
nahme der Geschäftsbeziehung zu ermitteln, ob diese 
bestimmten Mindeststandards nachkommen.64 Davon 
geben zehn Unternehmen an, die Einhaltung von Men-
schenrechten ihrer Lieferanten zu prüfen.65 Elf weitere 
Unternehmen geben nicht explizit die Menschenrechte 
an, schätzen die Lieferanten aber nach anderen Themen 
(wie Nachhaltigkeit, Arbeitsstandards) oder sozialen und 
gesellschaftlichen Aspekten ein.66 Elf Unternehmen geben 

64 ABB, Bosch, BP, E.ON, EnBW, Enercon, EWE, Exxon, GE, Hochtief, M+W, MVV, Nordex, 
RWE, Shell, Siemens, Steag, Stadtwerke München, Total, Vattenfall, Vinci, Voith, Win-
tershall

65 ABB, BP, Enercon, EWE, Exxon, Hochtief, Nordex, Shell, Steag, Total, Vinci
66 Bosch (Quick Scan zu Nachhaltigkeit), E.ON (Nachhaltigkeit, Soziales), GE (verantwor-

tungsvoller und fairer Umgang mit Mitarbeitern), M+W (Sicherheit und Gesundheit), 
MVV (gesellschaftliche und soziale Verantwortung), Siemens (Umwelt und Soziales), 
Stadtwerke München (Kinderarbeit), Vattenfall (ethisch korrekte Geschäftspraktiken), 
Voith (faire Arbeitsbedingungen), Wintershall (Nachhaltigkeitsperformance)

5.4 Maßnahmen zum Vermeiden  
und Beheben von negativen  
Auswirkungen

Entsprechend den UN-Leitprinzipien sollen Unter-
nehmen es vermeiden, negative Auswirkungen auf die 
Menschenrechte zu verursachen oder dazu beizutra-
gen. Wenn solche Auswirkungen auftreten, sollen sie 
diesen begegnen (UN-Leitprinzip 13a). Diese Verant-
wortung besteht auch, wenn Unternehmen aufgrund 
einer Geschäftsbeziehung mit den Auswirkungen un-
mittelbar verbunden sind, selbst wenn sie nicht zu 
diesen Auswirkungen beitragen (UN-Leitprinzip 13b). 
Wenn ein Unternehmen dennoch feststellt, dass es zu 
nachteiligen menschenrechtlichen Auswirkungen bei-
trägt, sollte es geeignete Maßnahmen ergreifen, um 
diesen Auswirkungen zu begegnen (UN-Leitprinzip 
19). Hierbei kann das Unternehmen entweder sein 
Einflussvermögen nutzen, um die negativen Auswir-
kungen zu verhüten oder zu mindern. Wenn es dem 
Unternehmen aber an Einflussvermögen mangelt, 
sollte es in Erwägung ziehen, die Geschäftsbeziehung 
zu beenden (Kommentar zu UN-Leitprinzip 19).

Die größten Herausforderungen bezüglich negativer 
Auswirkungen auf die Menschenrechte sehen die meisten 
Unternehmen in ihrem internationalen Geschäft – bei ih-
ren globalen Lieferketten, bei Investitionen oder bei Pro-
jektaktivitäten im Ausland. Ein wichtiger erster Schritt ist 
diesbezüglich, die Erwartungen und Forderungen an die 
Einhaltung der Menschenrechte in einer Unternehmens-
politik festzuschreiben, z. B. im Rahmen einer Lieferanten- 
oder Einkaufspolitik (siehe 5.2). Doch ein verabschiedetes 
Dokument allein genügt noch nicht, um die Einhaltung in 
der Praxis zu gewährleisten. 

Am Beispiel der Lieferantenpolitik werden unter 5.4.1 
Maßnahmen dargestellt, mit denen sich die befragten Un-
ternehmen bemühen, die Einhaltung von Menschenrech-
ten bei ihren Lieferanten sicherzustellen. Aber nicht nur in 
globalen Lieferketten, auch bei Projektkooperationen oder 
anderweitiger internationaler Geschäftstätigkeit kommt 
es immer wieder zu negativen Auswirkungen auf die Men-
schenrechte. Unter 5.4.2 werden die Gegenmaßnahmen 
betrachtet, die Unternehmen vornehmen, wenn ein Ge-
schäftspartner gegen Menschenrechte verstoßen hat.

Grafik 8:  Maßnahmen zur Vermeidung 
von negativen Auswirkungen

Quelle: Eigene Zusammenstellung auf Grundlage der Angaben der Unternehmen
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öffentlichen Studien und Analysen. Marquard & Bahls hat 
ein konzernweites Meldesystem eingeführt, über das auch 
Menschenrechtsverstöße vorgebracht werden können.

Jedoch reichen Überprüfungen allein, ob über Audits 
oder andere Maßnahmen, nicht aus, um den menschen-
rechtlichen Herausforderungen in der Lieferkette ange-
messen entgegenzuwirken. So bieten sich, auch ergän-
zend, u. a. Schulungen und Anreizsysteme an.

Schulungen: 
Schulungen können dazu beitragen, Lieferanten bezüg-

lich menschenrechtlicher Aspekte zu sensibilisieren und 
sie zur Achtung der Menschenrechte zu befähigen. Wenn 
Lieferanten die Erwartungen an sie nicht ausreichend 
kommuniziert bekommen, kann nicht erwartet werden, 
dass sie diese zufriedenstellend erfüllen. Die meisten Un-
ternehmen berichten jedoch insbesondere von – sehr 
unterschiedlich gearteten – Menschenrechtsschulungen 
für ihre eigenen Mitarbeiter/-innen. Dies ist auch für die 
Lieferkette ein wichtiger Schritt, da es gilt, die eigenen 
Einkäufer/-innen auch zu menschenrechtlichen Risiken 
zu schulen. Lediglich fünf Unternehmen berichten jedoch 
auch über Schulungen für ihre Lieferanten.74 OMV gibt an, 
dass Sicherheitskräfte und Auftragnehmer Menschen-
rechtsschulungen erhalten. ABB und Wintershall schulen 
ihre Lieferanten bzw. Kontraktoren zu Nachhaltigkeitsthe-
men und Siemens führt themenspezifische Schulungen 
der Lieferanten durch.

Auch Anreizsysteme für Lieferanten können hilfreich 
sein, um die Einhaltung von Menschenrechtsstandards zu 
fördern. ABB verleiht zum Beispiel einen Global Supplier 
Sustainability Award, in dem Lieferanten für ihr Engage-
ment bezüglich Gesundheit, Sicherheit, sozialer Verant-
wortung und effiziente Energienutzung gewürdigt wer-

explizit an, dass Geschäftsbeziehungen nicht aufgenom-
men werden, wenn diese Vorab-Prüfung ergibt, dass die 
Anforderungen nicht erfüllt werden.67 Nordex hat diesbe-
züglich ein Stufensystem entwickelt. Je nach Stufe wird 
die Zusammenarbeit entweder vereinbart, bei den betrof-
fenen Lieferanten häufiger Audits durchgeführt oder aber 
die Zusammenarbeit kommt nicht zustande.

Einhaltung vertraglich festlegen: 
Eine weitere Maßnahme kann sein, die Verbindlichkeit 

der Kodizes für die Lieferanten verpflichtend in einem Ver-
trag festzulegen. Zehn der 30 befragten Unternehmen ge-
ben an, dass der Lieferantenkodex oder die Einkaufspolitik 
Teil der Verträge sei und vom Lieferanten unterzeichnet 
werden muss.68 Weitere zehn Unternehmen geben an, 
die Einhaltung des Lieferantenkodexes werde erwartet, 
nennen dies aber nicht eindeutig als Teil der Verträge.69 

Steag und MVV verpflichten ihre Lieferanten in den Verträ-
gen zur Einhaltung von Menschen- bzw. Arbeitsrechten, 
ohne dies speziell auf einen Lieferantenkodex zu beziehen. 
Die Stadtwerke Köln fordern gemäß dem Vergabegesetz 
Nordrhein-Westfalen Verpflichtungserklärungen zur Ein-
haltung der ILO-Kernarbeitsnormen ein. Die Stadtwerke 
München geben an, mit Kohlelieferanten vertraglich zu 
vereinbaren, dass diese die Prinzipien der ILO und des 
Global Compact einhalten. Zwei Unternehmen führen die 
Verbindlichkeit der Lieferantenkodizes derzeit bzw. für zu-
künftige Verträge ein.70 

Audits: 
Selbst wenn der Kodex Teil der Verträge ist, bedeutet 

dies nicht automatisch dessen Einhaltung durch die Lie-
feranten. Knapp zwei Drittel der befragten Unternehmen 
(19) geben an, ihre Lieferanten durch Audits oder ähnli-
che Kontrollen zu prüfen.71 Audits sind jedoch von unter-
schiedlicher Qualität und Wirksamkeit. Elf Unternehmen 
geben an, Audits unter anderem durch Externe durchfüh-
ren zu lassen72, beispielsweise durch Bettercoal (E.ON/
Uniper, RWE, Vattenfall). Nur wenige der Unternehmen 
geben Zahlen der durchgeführten Audits an. Bei denen, 
die sie angeben, schwanken sie stark.73 

Drei Unternehmen führen keine Audits durch, nutzen 
jedoch andere Maßnahmen zur Überprüfung. So hat EnBW 
bislang auf einen direkten Dialog mit den Lieferanten und 
deren Stakeholdern gesetzt. In einem nächsten Schritt 
führt das Unternehmen derzeit Kontroll- und Sanktions-
mechanismen ein, um eine Umsetzung der Verhaltens-
grundsätze sicherzustellen. MVV nutzt für seine Überprü-
fung eine Kombination aus Lieferantenauskunft sowie 

67 ABB, E.ON, Enercon, Exxon, GE, Hochtief, Nordex, Shell, Siemens, Total, Vattenfall
68 Bosch, BP, E.ON, EnBW (gilt für Rohstoffbeschaffungsverträge), Hochtief, OMV, RWE, 

Siemens, Total, Vinci
69 ABB, Enercon, Exxon, GE, Marquard & Bahls, Nordex, Shell, Vattenfall, Voith, Winter-

shall
70 EWE: Bis 2020 sollen 95 Prozent der strategischen Lieferanten von Material und 

Dienstleistungen den Lieferantenkodex anerkennen, Lieferanten von Gas und Kohle 
noch später. 
Stadtwerke Hannover: In Neuverträgen ist der Lieferantenkodex Bestandteil der  
Lieferverträge.

71 ABB, Bosch, BP, E.ON, EWE, Exxon, GE, Hochtief, Nordex, OMV, RWE, Shell, Siemens, 
Steag, Total, Vattenfall, Vinci, Voith, Wintershall

72 ABB, E.ON, Hochtief, OMV, RWE, Siemens, Total, Vattenfall, Vinci, Voith, Wintershall
73 GE gibt an, im Jahr 2015 2.750 Lieferanten geprüft zu haben, während ABB von 2010 

bis 2015 insgesamt 777 Lieferanten auditiert hat. Bosch berichtet von ca. 100 Audits 
pro Jahr und Nordex von 200 in 2015. Siemens berichtet von insgesamt 981 Lieferan-
tenqualitätsaudits mit integrierten Nachhaltigkeitsfragen und bei Lieferanten mit hö-
herem Risiko von 50 externen Nachhaltigkeitsaudits im Jahr 2015. Dabei seien 1.142 
Verbesserungsmaßnahmen vereinbart worden.

74 ABB, OMV, Siemens, Total, Wintershall
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ne Lieferanten, ohne darauf einzugehen, was dies genau 
bedeutet, und Shell fordert von den Lieferanten, Korrek-
turmaßnahmen vorzunehmen. Hierbei bleibt unklar, was 
passiert, wenn diese nicht erfüllt werden. 

Nur acht Unternehmen berichten davon, dass sie auf-
grund von Menschenrechtsverletzungen durch einen Ge-
schäftspartner bereits einmal eine Geschäftsbeziehung 
beendet haben.78 Sechs dieser Unternehmen informieren 
über konkrete Fälle, in denen sie diese Konsequenz gezo-
gen haben. ABB hat sich demnach aus einem Staudamm-
projekt sowie aus einem Ausrüstungsverkauf für eine Mine 
wegen menschenrechtlicher Aspekte zurückgezogen. MVV 
berichtet, dass bei einem Lieferanten der Verdacht von 
Menschenrechtsverletzungen entstand. MVV konnte die-
sen Verdacht zwar weder widerlegen noch bestätigen, 
habe jedoch aus Vorsichtsgründen die entsprechenden 
Lieferverträge nicht verlängert und die Bezugsquelle ge-
wechselt. Steag forderte einen Kohleproduzenten, dem 
Menschenrechtsverletzungen vorgeworfen wurden, auf, zu 
den Vorwürfen Stellung zu nehmen. Nachdem diese Auf-
forderung unbeantwortet blieb, hat Steag die Geschäfts-
beziehung beendet. Voith unterbrach nach der Ermordung 
von Aktivist/-innen im Zusammenhang mit dem Bau ei-
nes Wasserkraftwerks in Honduras die Lieferung an das 
Projekt (vgl. Kasten S. 97). OMV berichtet davon, dass das 
Unternehmen 2002 von Menschenrechtsorganisationen, 
Parlamenten und Medien für die Präsenz im Sudan kriti-
siert wurde. Deswegen habe OMV eine Ausstiegsstrategie 
entwickelt und die Geschäftsanteile im Sudan verkauft. 
Diese Erfahrung habe OMV dazu motiviert, sich verstärkt 
mit Menschenrechten zu befassen. Die M+W Group gibt 
an, bereits mehrfach Verträge mit Kunden gekündigt zu 
haben, wenn auf Baustellen Sicherheitsstandards nicht 
eingehalten wurden.

Wenige Unternehmen berichten von anderen konkreten 
Maßnahmen, welche sie getroffen haben, nachdem nega-
tive menschenrechtliche Auswirkungen ihrer Geschäfts-
tätigkeit auftraten. Vinci gibt zum Beispiel an, dass das 
Unternehmen durch Presseberichte auf die Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Wanderarbeiter/-innen in Katar 
aufmerksam gemacht wurde. Dort ist Vinci über ein Toch-

den. Auch Bosch hat ein Belohnungssystem für seine 
Lieferanten entwickelt. Das Unternehmen belohnt gutes 
Abschneiden bei Audits mit dem Bosch Global Supplier 
Award. Wenn der Lieferant schlecht abschneidet, behält 
sich Bosch auch vor, vom Vertrag zurückzutreten. Ein Ab-
bruch der Geschäftsbeziehungen kommt zudem für viele 
Unternehmen in Frage, wenn es bei einem Lieferanten zu 
Verstößen gegen die Menschenrechte kommt. Dies wird 
im folgenden Abschnitt näher untersucht.

5.4.2 Maßnahmen bei Fehlverhalten 

Ein Verstoß gegen die Pflichten bedeutet im Rahmen 
dieser Studie die Verletzung der Menschenrechte oder 
Verstöße gegen den (Lieferanten-)Kodex, gegen Nach-
haltigkeitsanforderungen oder vereinbarte Arbeitsstan-
dards. In solchen Fällen geben 25 Unternehmen an, dass 
sie entsprechende Maßnahmen ergreifen.75 Diese reichen 
von einer umfangreichen Untersuchung über eine einfache 
Abmahnung bis zum Beenden der Geschäftsbeziehung. 
Insgesamt 20 Unternehmen geben an, dass die Möglichkeit 
zum Abbruch der Geschäftsbeziehungen besteht.76 Davon 
bieten acht Unternehmen den betroffenen Geschäftspart-
nern eine Frist, um Verbesserungen zu realisieren, bevor 
die Geschäftsbeziehung beendet wird.77 Drei Unterneh-
men äußern sich unklar bezüglich der zu erwartenden 
Maßnahmen: EWE gibt an, dass „geeignete Schritte“ ein-
geleitet werden. Marquard & Bahls sanktioniert betroffe-

75 ABB, Bosch, BP, E.ON, EnBW, Enercon, EWE, GE, Hochtief, Marquard & Bahls, M+W 
Group, MVV, Nordex, OMV, RWE, Shell, Siemens, Steag, Stadtwerke Hannover, Stadt-
werke Köln, Total, Vattenfall, Vinci, Voith, Wintershall 

76 ABB, Bosch, BP, E.ON, EnBW, Enercon, GE, Hochtief, M+W Group, MVV, Nordex, OMV, 
RWE, Siemens, Steag, Stadtwerke Hannover, Stadtwerke Köln, Total, Vattenfall, Voith, 
Wintershall

77 ABB, EnBW, MVV, OMV, Siemens, Stadtwerke Hannover, Vattenfall, Wintershall
78 ABB, GE, M+W Group, MVV, OMV, Steag, Vattenfall, Voith

Grafik 9:  Maßnahmen bei menschenrecht-
lichem Fehlverhalten der Geschäftspartner 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der Angaben der Unternehmen
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gen zu erreichen. Maßnahmen wie Präqualifizierung und  
Audits können, wenn sie angemessen durchgeführt wer-
den, durchaus hilfreich sein. Allerdings geht es dabei nicht 
zuallererst um die absolute Anzahl der durchgeführten 
Audits. Wichtiger wäre, insbesondere die Lieferanten mit 
potenziell schwerwiegenden Risiken zu überprüfen sowie 
große und strategisch wichtige Lieferanten mit einem ho-
hen Liefervolumen zu erfassen. Zudem muss die Überprü-
fung der Einhaltung der Menschenrechte regelmäßig, in 
einem angemessenen zeitlichen Umfang und einer ent-
sprechenden Prüftiefe sowie unabhängig erfolgen. Die 
Befragung der Betroffenen, ob nun Arbeiter/-innen oder 
Betroffene aus umliegenden Gemeinschaften, dürfen nicht 
nur im Beisein der Fabrikbesitzer/-innen oder Projektin-
haber stattfinden.

Bislang erfüllen viele Audits diese Anforderungen nicht 
und die Herangehensweise der Unternehmen gerät immer 
wieder in die Kritik (vgl. Heydenreich et al. 2014: 75). Im 
Energiesektor ist in diesem Zusammenhang v. a. die Initia-
tive Bettercoal von Bedeutung, auf die auch eine Reihe der 
großen Energieversorger im Rahmen der Studie verweisen. 

Kritik an Bettercoal hat zum einen eine Studie von Mise-
reor sowie wiederholt die Umweltorganisation Urgewald 
geäußert (Müller et al. 2016: 67f, Urgewald 2015, Klimaret-
ter 2016). Demnach wolle Bettercoal zwar die Bedingun-
gen in den Abbaugebieten verbessern, arbeite jedoch nur 
mit den Unternehmen zusammen, die dazu bereit sind. 
So sei nicht sichergestellt, dass Bettercoal alle Lieferan-
ten der Energieversorger prüfe. Bettercoal könne somit 
die individuellen Lieferantenprüfungen der Energiever-
sorger nicht ersetzen. Bei Konsultationen vor Ort würden 
die Betroffenen außerdem nicht angemessen einbezogen, 
wie in einem konkreten Fall in Kolumbien deutlich wur-
de. Zudem wird kritisiert, dass Bettercoal die massiven 
Menschenrechtsverletzungen aus der Vergangenheit des 
Kohlebergbaus in Kolumbien nicht aufgreife. Schließlich 
geraten die Überprüfungen immer wieder in Kritik, weil 
die Verfahren zu lange dauern würden. 

Audits allein werden jedoch nicht ausreichen, um die 
Situation vor Ort zu verbessern, auch weil eine Reihe 
von substanziellen Herausforderungen, seien es Gewerk-
schaftsrechte oder Diskriminierung von Frauen, mit Audits 
in der Regel schwierig zu ermitteln sind (AFL-CIO 2013: 
25ff, Cliffort et al. 2013). Wo diese jedoch aufgrund von 
kritischen Berichten oder Beschwerden als Risiken aufge-
kommen sind, sollten Unternehmen direkt mit gezielten 
Unterstützungsprogrammen ansetzen. 

terunternehmen aktiv. Daraufhin verschaffe sich das Un-
ternehmen seit 2011 selbst ein Bild vor Ort und ermögliche 
zudem Delegationen von Gewerkschafts-, Arbeitnehmer- 
und NRO-Vertreter/-innen, eine Einschätzung der Situati-
on in Katar zu gewinnen. EnBW berichtet vom Umgang mit 
umstrittenen Kohlelieferanten aus Kolumbien. Vertreter/-
innen des Unternehmens sind nach Kolumbien gereist, 
um sich bei Treffen mit Vertreter/-innen von Ministerien, 
umliegenden Gemeinschaften, den Kohleproduzenten 
und weiteren staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren 
eine Einschätzung der Lage zu verschaffen. Schließlich hat 
das Unternehmen einen Fragenkatalog zu offenen The-
men erstellt und an seine Lieferanten übermittelt. Zudem 
habe sich EnBW im Rahmen konkreter Projekte vor Ort für 
verbesserte Arbeits- und Lebensbedingungen eingesetzt  
(vgl. Kasten S. 31ff).

Die Stadtwerke München berichten von einem Fall, in 
dem sie von der Gesellschaft für bedrohte Völker auf Men-
schenrechtsverletzungen (Vertreibung indigener Völker - 
der Schoren) bei der Kohleförderung in Russland aufmerk-
sam gemacht wurden. Die Stadtwerke München haben 
daraufhin ein Gespräch mit der Gesellschaft für bedrohte 
Völker und Vertreter/-innen der Schoren geführt. Letzt-
endlich hat das Unternehmen jedoch ausgeschlossen, 
dass die Kohlelieferungen aus dem Gebiet stammen, in 
dem die Vertreibungen stattfinden. Dies erklärt es damit, 
dass die Kohle über den Vertragspartner EDF bezogen 
wird, der Mitglied der Organisation Bettercoal ist und sich 
unter anderem dazu verpflichtet habe, die Prinzipien der 
ILO anzuerkennen und den Schutz der lokalen Bevölke-
rung sicher zu stellen. Außerdem berichtet die EDF, dass 
die Steinkohle aus Russland nur durch Untertagebergbau 
gewonnen werde. 

BP berichtet davon, auf ein Vorkommnis im Zusam-
menhang mit einem Schiffschartervertrag in der Nord-
see reagiert zu haben. Zwar biete BP seinen Lieferanten 
und Geschäftspartnern allgemein noch keine Menschen-
rechtstrainings an, im konkreten Fall, den der Guardian 
als „moderne Sklaverei“ bezeichnete (Townsend 2017), 
habe BP als Konsequenz eine Trainingssession mit dem 
Unternehmen durchgeführt.

Quo Vadis: Aktivere Unterstützung 
der Geschäftspartner erforderlich

Den Unternehmen bietet sich eine Bandbreite an Maß-
nahmen, um die Achtung der Menschenrechte bei ih-
rer Geschäftstätigkeit und in ihren Geschäftsbeziehun-
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Ein erster Ansatz können Schulungen sein, um Liefe-
ranten entsprechend zu sensibilisieren. Wichtig ist jedoch, 
diese Anliegen in eine kontinuierliche Lieferantenentwick-
lung zu integrieren. Denn ein einzelnes Webinar wird nicht 
dazu führen, dass ein Lieferant seine Praktiken umstellt. 
Das einkaufende Unternehmen muss in den Vertrags-
verhandlungen, bei Preisgesprächen und bei Qualitäts-
kontrollen immer wieder auch Menschenrechtsanliegen 
ansprechen. Dadurch wird dem Geschäftspartner verdeut-
licht, dass die Menschenrechtsanforderungen zu wesent-
lichen Anliegen des Unternehmens gehören. 

Dafür ist zunächst wichtig, dass die eigenen Einkäu-
fer des Unternehmens zu den Risiken geschult werden. 
Dies muss spezifisch für die Lieferketten gelten, für die 
der jeweilige Einkäufer zuständig ist. Zudem ist es wich-
tig, dass die Einkäufer auch entsprechend daran gemes-
sen werden, wie sie die Menschenrechtsanforderungen 
wirksam umsetzen. 

Auch diese Maßnahmen können nicht verhindern, dass 
es zu Verstößen gegen die Menschenrechte oder gegen 
sonstige Standards des Unternehmens kommt. In diesen 
Fällen muss der Geschäftspartner bei den meisten Unter-
nehmen mit härteren Maßnahmen rechnen. Gut drei Vier-
tel der Unternehmen benennen dafür auch den Abbruch 
der Geschäftsbeziehung als Option. Wie und zu welchem 
Zeitpunkt dieses Mittel eingesetzt wird, ist für die Un-
ternehmen immer wieder eine herausfordernde Abwä-
gungsfrage. Eine Veröffentlichung des niederländischen 
NRO-Think Tanks SOMO bietet dafür ausgehend von den 
UN-Leitprinzipien und den OECD-Leitsätzen eine Orientie-
rung (SOMO 2016). Ein wesentlicher Faktor ist demnach 
die Schwere einer Menschenrechtsverletzung, die sich  
u.  a. daran bemisst, wie gravierend die Auswirkungen sind, 
wie viele Menschen betroffen sind und ob die Auswirkung 
wiedergutgemacht werden kann. Gleichzeitig ist entschei-
dend, wie groß der Einfluss des Unternehmens ist, den  
Geschäftspartner zu Veränderungen zu bewegen.

Fallbeispiele, wie Unternehmen auf die Konfrontation 
mit einer schweren Menschenrechtsverletzung reagie-
ren, bzw. mit der Forderung nach einem Abbruch der Ge-
schäftsbeziehung umgehen, werden im Kapitel zu Unter-
nehmen im öffentlichen Eigentum (vgl. Kasten S. 31ff) 
sowie nächste Seite (Kasten S. 97ff) diskutiert. 

Dabei kann ein Unternehmen den Abbruch einer Ge-
schäftsbeziehung noch viel stärker strategisch nutzen, 
als die meisten Unternehmen dies bislang tun. Gerade 
wenn das Unternehmen einen großen Einfluss hat, sollte 
es dem Geschäftspartner eine klare Frist setzen, um die 
Menschenrechtslage zu verbessern und andernfalls den 
Abbruch der Geschäftsbeziehung ankündigen. SOMO hält 
dieses Potenzial der Androhung eines Abbruchs der Ge-
schäftsbeziehung im Rahmen der menschenrechtlichen 
Sorgfaltsprozesse für längst nicht ausgeschöpft (SOMO 
2016: 1). Insbesondere wenn das Unternehmen bereits 
bei Abschluss der Geschäftsbeziehung verdeutlicht, dass 
bestimmte Menschenrechtsverletzungen zum Abbruch 
der Beziehungen führen können, kann dies einen kons-
truktiven Einfluss ausüben. Der mögliche Abbruch einer 
Geschäftsbeziehung sollte demnach in eine Gesamtstra-
tegie des Unternehmens eingebettet sein.

Zu einer solchen Gesamtstrategie gehört schließlich 
auch, im Falle eines Abbruchs der Geschäftsbeziehung die 
möglichen negativen Auswirkungen des Abbruchs auf die 
Menschenrechte mit einzubeziehen. So können zum Bei-
spiel Arbeitsplätze verloren gehen oder sich die Situation 
für die betroffene Bevölkerung verschlechtern. Zudem sind 
mit einem Abbruch der Geschäftsbeziehung nicht notwen-
digerweise die negativen Auswirkungen auf die betroffe-
nen Menschen behoben. Aus Sicht des Unternehmens ist 
daher auch zu berücksichtigen, dass der Abbruch der Ge-
schäftsbeziehung nicht bedeutet, dass es damit von allen 
Ansprüchen auf Wiedergutmachung befreit ist. Geboten 
ist ein Abbruch jedoch, wenn der Einfluss des Unterneh-
mens auf seinen Geschäftspartner nicht ausreicht oder 
dieser keine Bereitschaft zeigt, die Probleme zu lösen. 
Andernfalls macht sich das Unternehmen mitschuldig an 
den Menschenrechtsverletzungen.
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rechtmäßig eingeholt. Dazu war sie gemäß der ILO-
Konvention 169 über die Rechte indigener Völker ver-
pflichtet, die Honduras 1995 ratifiziert hat. Stattdessen 
seien bei späteren Konsultationen Stimmen gekauft 
worden, kritisieren Gegner des Projektes (ebd., Hondu-
rasdelegation et al. 2013). Auf die friedlichen Proteste 
der Lencas reagierten die private Sicherheitsfirma von 
DESA, aber auch Polizei und Militär mit gewaltsamer 
Unterdrückung und Einschüchterungsversuchen (Öku-
menisches Büro et al. 2016; Wiggerthale et al. 2016: 5). 

Es gibt keine Hinweise darauf, dass Voith Hydro im 
Vorfeld seiner Projektbeteiligung am Wasserkraftwerk 
Agua Zarca eine menschenrechtliche Risikoanalyse 
oder gar eine Folgenabschätzung durchgeführt hat. 
Abgesehen davon, dass Wasserkraftprojekte bekann-
termaßen ein hohes menschenrechtliches Risikopo-
tenzial beinhalten, erfordert auch die Menschenrechts-
lage in Honduras eine verstärkte menschenrechtliche 
Sorgfalt. Laut Auswärtigem Amt ist die politische Lage 
in Honduras „besorgniserregend“. Es herrsche Straflo-
sigkeit, Morde würden in der Regel nicht verfolgt, Polizei 
und Justiz gelten als korrupt (Auswärtiges Amt 2016). 
Indigene Volksgruppen sind massiver Diskriminierung 
ausgesetzt. Auf ihrem angestammten Land wurden 
zahlreiche Konzessionen für Energie- und Bergbaupro-
jekte vergeben, ohne dass sie konsultiert worden wären 
und ihre Zustimmung gegeben hätten. Menschen, die 

Wann sollte ein Unternehmen aus einem umstritte-
nen Projekt aussteigen? Diese Frage stellte sich Voith 
und Siemens beim Wasserkraftwerk Agua Zarca in Hon-
duras. Das Projekt hat eine traurige Bekanntheit er-
reicht, weil massive Repressionen gegen die Gegner/-
innen dokumentiert sind und demnach seit 2013 auch 
sechs Umweltaktivist/-innen ermordet wurden (Wig-
gerthale et al. 2016: 5).

Im Jahr 2010 hatte die honduranische Nationalver-
sammlung das Wasserkraftwerk Agua Zarca per De-
kret genehmigt. Die honduranische Firma Desarrollos 
Energéticos (DESA) führt das Projekt aus. Im Februar 
2013 schloss Voith Hydro einen Vertrag mit DESA ab, 
um Turbinen, Generatoren und Steuerungsanlagen an 
das Projekt zu liefern (ebd.: 5, Endres 2016). Voith Hy-
dro ist ein Joint Venture, an dem Voith 65 Prozent und 
Siemens 35 Prozent hält. 

Das Kraftwerksvorhaben stieß seit seiner Bekannt-
gabe im Jahr 2011 auf starke Proteste. Das Projekt 
gefährde den Zugang zum Fluss Gualcarque, der für 
die indigenen Lencas nicht nur die wesentliche Quel-
le für Wasser und Nahrung darstellt, sondern auch von  
großer spiritueller Bedeutung ist. Die honduranische 
Regierung habe jedoch die freie, vorherige und infor-
mierte Zustimmung (Free prior informed consent, FPIC) 
der Lenca-Gemeinschaften zu diesem Projekt nicht 

Bleiben oder Gehen? Voith Hydro in Honduras

Die honduranische Organisation COPINH bündelt den Widerstand gegen das Wasserkraftwerk Agua Zarca.  
Ihre Mitbegründerin Berta Cáceres, eine Menschenrechts- und Umweltaktivistin, wurde 2016 ermordet.
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sich gegen derartige Projekte einsetzen, leben in Hon-
duras in besonders großer Gefahr (Amnesty Internati-
onal 2015b und 2016). 

Der große Widerstand gegen das Projekt Agua Zar-
ca bewegte bereits 2013 internationale Geldgeber und 
Unternehmen zum Rückzug. So haben die zur Weltbank 
gehörende International Finance Corporation und der 
chinesische Staudammbauer Sinohydro ihr Engage-
ment seinerzeit nach öffentlicher Kritik beendet (Oxfam 
2016). Bereits im Juli 2013 forderte ein Zusammen-
schluss von NRO auch Voith Hydro auf, sich aufgrund 
der Menschenrechtsverletzungen aus dem Projekt zu-
rückzuziehen (Hondurasdelegation et al. 2013). 

In den Folgejahren kam es zu weiteren massiven 
Menschenrechtsverletzungen. Weltweite Aufmerksam-
keit erreichte der Mord an der indigenen Menschen-
rechts- und Umweltaktivistin Berta Cáceres im März 
2016, die seit Jahren Morddrohungen erhalten hatte 
(Ökumenisches Büro 2016). Erst nach nationalen und 
internationalen Protesten wurden die polizeilichen Un-
tersuchungen zum Mord an Cáceres intensiviert. Unter 
den Tatverdächtigen, die in der Folge festgenommen 
wurden, befinden sich Mitglieder des DESA Sicherheits-
dienstes und des Militärs (Dreißig 2016, Endres 2016). 

Nach den weltweiten Protesten setzten die betei-
ligten europäischen Entwicklungsbanken FMO (Nie-
derlande) und FinnFund (Finnland) im März 2016 die 
Finanzierung des Projekts aus (Lammers et al. 2016). 
Seit Oktober 2016 prüft die FMO, gemeinsam mit den 
anderen Geldgebern, wie sie sich auf verantwortliche 
Weise aus dem Projekt vollständig zurückziehen kön-
nen (FMO 2017). Im Juni berichtete 2017 der Guardian, 
dass die Banken diesen Schritt nun vollziehen wollen 
(Lakhani 2017).

Siemens stellte als Reaktion auf die Morde klar, dass 
das Unternehmen lediglich eine Minderheitenbeteili-
gung an Voith Hydro halte und nicht in die Geschäfte 
des Unternehmens eingebunden sei (Wiggerthale et al. 
2016: 5). Voith bekundete eine Woche nach der Ermor-
dung von Cáceres, dass das Unternehmen den Mord 
tief bedauere und kündigte eine Überprüfung der wei-
teren Projektaktivitäten an (Voith 2016a). Anfang Mai 
2016 stellte Voith seine Lieferungen vorläufig ein. Das 
Unternehmen gab an, dass das Projekt auf den Prüf-
stand gestellt werde. Der Grund hierfür sei die mögli-
che Beteiligung von DESA-Angestellten an den Morden 
(Voith 2016b). 

Die indigenen Lenca sind nicht rechtmäßig zum Projekt Agua Zarca konsultiert worden und hatten ihre Zustimmung zum 
Bau des Wasserkraftwerkes nicht erteilt.
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Als Voith Hydro Anfang 2013 den Vertrag mit DESA 
abschloss, war die Situation vor Ort bereits sehr kon-
fliktgeladen. Es ist fraglich, ob ein Abschluss des Ver-
trags unter den damaligen Voraussetzungen überhaupt 
vertretbar war, zumindest hätten besondere Vorkeh-
rungen getroffen werden müssen. Spätestens ab dem 
Moment, als NRO Voith Hydro auf die Menschenrechts-
probleme hingewiesen haben, hätte das Unterneh-
men entsprechend der UN-Leitprinzipien tätig werden 
müssen. Aufgrund der Eskalation des Konfliktes wäre 
zumindest ein vorläufiger Rückzug aus dem Projekt im 
Jahr 2013 ein angemessenes Vorgehen gemäß den UN-
Leitprinzipien gewesen. 

Doch nicht nur Voith Hydro und der Mehrheitseigner 
Voith standen in der Verantwortung zu handeln. Auch 
Siemens hätte sich nicht darauf zurückziehen dürfen, 
nur eine Minderheitenbeteiligung an Voith Hydro zu 
halten, sondern hätte sich innerhalb des Joint Ventures 
viel entschlossener für konsequente Schritte einsetzen 
müssen. So erläuterte das Büro des Hochkommissariats 
der Vereinten Nationen für Menschenrechte (OHCHR), 
dass eine Minderheitsbeteiligung als eine Geschäftsbe-
ziehung im Sinne des Leitprinzips 13b zu verstehen sei 
(OHCHR 2013). Auch Siemens selbst gibt im Geschäfts-
bericht an, dass die Voith Hydro Holding GmbH & Co. 
KG ein sogenanntes „assoziiertes Unternehmen ist“ 
(Siemens 2015: 130) und Siemens „die Möglichkeit hat, 
maßgeblichen Einfluss auf die Geschäfts- und Finanz-
politik auszuüben“ (Siemens 2015: 70).

Das OHCHR benennt vier wesentliche Kriterien für 
die Entscheidung, ob ein Rückzug aus einer Geschäfts-
beziehung als angemessen zu bewerten ist: 1. die Ein-
flussmöglichkeit auf das jeweilige Unternehmen, 2. die 
Bedeutung der Geschäftsbeziehung zu dem Unterneh-
men, 3. die Schwere der Menschenrechtsverletzung 
und 4. ob die Beendigung des Geschäftsverhältnisses 
negative Auswirkungen auf die Menschenrechtssitua-
tion hat (OHCHR 2013). In Bezug auf Voith Hydro hätte 
Siemens die besten Voraussetzungen, um Einfluss auf 
die Geschäftspolitik des Joint Ventures zu nehmen, da 
Siemens mit 35 Prozent der einzige weitere Anteilseig-
ner von Voith Hydro ist. Die Morde an Gegner/-innen 
des Wasserkraftwerks Agua Zarca sind schwere Men-
schenrechtsverletzungen. Außerdem besteht Grund zur 
Annahme, dass ein Ausstieg aus dem Projekt keine un-
mittelbaren negativen Auswirkungen auf die Menschen-
rechte mit sich bringen würde. Eher wäre zu erwarten, 
dass eine konzertierte Aktion der Projektbeteiligten den 
Druck auf die Verantwortlichen in Honduras erhöhen 
würde (vgl. Wiggerthale et al. 2016: 12). 

Im Hinblick auf Agua Zarca sollte Voith Hydro sich 
komplett aus dem Wasserkraftwerk-Projekt zurückzie-
hen. Für zukünftige Beteiligungen an ähnlichen Groß-
projekten sollte Voith Hydro vor Projektbeginn men-
schenrechtliche Folgenabschätzungen vornehmen. 
Sofern sich das Unternehmen nach einer solchen Prü-
fung entschließt, ein Geschäftsverhältnis einzugehen, 
sollte es für den Fall von Menschenrechtsverletzungen 
entsprechende Ausstiegsklauseln vereinbaren.

Protestaktion vor der Aktionärsversammlung von Siemens aufgrund der Beteiligung an den Staudammprojekten Agua Zarca 
in Honduras und Belo Monte in Brasilien.
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ein.85 Während neun86 dies verhältnismäßig ausführlich 
tun und dem Thema einen eigenen Abschnitt im Bericht 
einräumen, wird in den restlichen 13 Berichten nur knapp 
über die Bedeutung der Menschenrechte in dem entspre-
chenden Unternehmen informiert. Dies geht häufig kaum 
über ein allgemeines Bekenntnis zu den Menschenrechten 
hinaus, zum Teil erfolgt dies auch nur über das Bekenntnis 
zum Global Compact. 

Bei den Menschenrechtsrisikoanalysen sind die meis-
ten Unternehmen entweder sehr intransparent oder ha-
ben solche (noch) nicht etabliert. Ein Drittel der befragten 
Unternehmen hat keine entsprechende Risikoanalyse oder 
macht keine Angaben darüber, ob oder wie das Unterneh-
men diese Risikoanalyse durchführt. Viele der unter 5.3. 
aufgeführten Informationen über menschenrechtliche 
Risikoanalysen entstammen nicht den Nachhaltigkeits-
berichten, sondern den Antworten der Unternehmens-
befragung. Diese Informationen sind somit nur auf Nach-
frage zugänglich, wobei zusätzlich zu bedenken ist, dass 
zehn Unternehmen nicht auf den Fragebogen reagiert ha-
ben. Insbesondere für betroffene Stakeholder ist es somit 
kaum möglich, diese Informationen zu erhalten, denn in 
den seltensten Fällen kommunizieren die Unternehmen 
direkt mit den Betroffenen. Im Rahmen der Studie konnte 
nur bei Total und BP ermittelt werden, dass diese extern in 
Auftrag gegebene Risikoanalysen auch veröffentlicht ha-
ben (vgl. Kapitel 5.3.) Transparenter sind die Unternehmen 
bezüglich der Audits bei den Lieferanten. Hier wird von der 
Mehrheit der befragten Unternehmen das Verfahren und 
von wenigen auch die Quantität der Audits beschrieben, 
obwohl selbst diese Konkretisierung wenig aussagekräftig 
ist, wie oben ausgeführt. Zudem können – insbesondere 
wenig anspruchsvoll durchgeführte – Lieferantenaudits 
nur einen kleinen Teil der Erwartungen an die menschen-
rechtliche Sorgfalt der Unternehmen abdecken.

Bezüglich ihres Umgangs mit Problemfällen, wie Ver-
stößen gegen den Verhaltenskodex oder gegen andere 
Anforderungen an die Lieferanten, zeigen die Unterneh-

79 ABB, Bosch, BP, E.ON, EWE, GE, Marquard & Bahls, OMV, RWE, Shell, Siemens,  
Stadtwerke Köln, Total (nur für 2014), Voith, Wintershall

80 EnBW, Exxon, Hochtief, MVV, Nordex, Stadtwerke Hannover, Vattenfall, Vinci
81 Gazprom, Phillips66 (Mutterkonzern von Jet), Steag, Stadtwerke München, VNG
82 Enercon, M+W – diese zwei Unternehmen sind rechtlich als GmbH organisiert und 

demnach nicht verpflichtet, einen Geschäftsbericht zu veröffentlichen.
83 ABB, BP, Exxon, GE, Phillips66 (Mutterkonzern von Jet), Shell, Total, Vinci
84 ABB, BP, E.ON, EnBW, EWE, Exxon, GE, Hochtief, Marquard & Bahls, OMV, RWE, Shell, 

Siemens, Vattenfall, Vinci, Voith 
85 ABB, Bosch, BP, E.ON, EnBW, EWE, Exxon, GE, Hochtief, Marquard & Bahls, MVV,  

Nordex, OMV, RWE, Shell, Siemens, Steag, Total, Vattenfall, Vinci, Voith, Wintershall
86 ABB, BP, E.ON, Exxon, GE, OMV, Shell, Vinci, Wintershall

5.5 Transparenz

„Um Rechenschaft darüber abzulegen, wie sie ih-
ren menschenrechtlichen Auswirkungen begegnen, 
sollten Wirtschaftsunternehmen darüber extern 
kommunizieren. Eine besondere Transparenz ist ge-
genüber den Betroffenen von menschenrechtlichen 
Auswirkungen erforderlich. Zudem fordern die UN-
Leitprinzipien in Fällen von möglicherweise schweren 
menschenrechtlichen Auswirkungen, eine formelle 
Berichterstattung.” (UN-Leitprinzip 21).

Transparenz ist ein wesentliches Element der men-
schenrechtlichen Sorgfaltspflicht der Unternehmen. Nur 
bei angemessener Berichterstattung können Staaten,  
Zivilgesellschaft und Finanzmarkt bewerten, ob sich ein 
Unternehmen ausreichend um die Achtung der Menschen-
rechte kümmert. Informationen über Auswirkungen des 
eigenen Handelns auf Mensch und Umwelt sowie die Ge-
staltung der Unternehmensverantwortung veröffentlicht 
ein Unternehmen in einem Nachhaltigkeitsbericht, als Teil 
des Geschäftsberichts oder auf der Webseite. Von den 30 
befragen Unternehmen hat die Hälfte einen eigenständi-
gen Nachhaltigkeitsbericht für das Jahr 2015 herausge-
bracht.79 Acht weitere Unternehmen haben entweder ei-
nen kombinierten Geschäfts- und Nachhaltigkeitsbericht 
veröffentlicht oder in ihrem Geschäftsbericht Nachhaltig-
keitsinformationen integriert.80 Fünf Unternehmen haben 
einen Geschäftsbericht ohne Nachhaltigkeitsinformati-
onen veröffentlicht81 und zu zwei Unternehmen konnte 
weder ein Nachhaltigkeits- noch ein Geschäftsbericht ge-
funden werden.82 Bei acht der genannten Unternehmen 
ist nur ein Bericht des Mutterkonzerns verfügbar, der auf 
Englisch verfasst ist.83 Die deutschen Tochterunterneh-
men haben jedoch auf ihrer deutschen Webseite Infor-
mationen zu Nachhaltigkeit oder sozialer Verantwortung 
bereitgestellt, allerdings weniger umfangreich als in den 
genannten Berichten.

Von den 30 befragten Unternehmen nutzen 16 die Vor-
gaben der Global Reporting Initiative (GRI) und integrieren 
in ihren Bericht oder auf ihrer Webseite eine Tabelle, die 
ihre Unternehmensinformationen entlang der GRI-Krite-
rien darstellt.84 Auffällig ist hier, dass vor allem die kom-
munalen Energieversorger die GRI-Leitlinien nicht nutzen.

Insgesamt gehen 22 der untersuchten Unternehmen 
in ihrem entsprechenden Bericht auf die Menschenrechte 
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ben verschiedene NRO in den vergangenen Jahren intensiv 
über die negativen menschenrechtlichen Auswirkungen 
des Kohleabbaus berichtet und konnten auch eine beacht-
liche Medienberichterstattung bewirken. Insbesondere 
bei der Kohleförderung in Kolumbien87 und Südafrika88 
kommt es demnach zu Menschenrechtsverletzungen (vgl. 
Kästen S. 31ff und Kasten S. 46ff). Eine Kritik besteht dar-
in, dass die deutschen Energieversorger die Herkunft der 
Kohle, die sie in ihren Kraftwerken verfeuern, größtenteils 
nicht veröffentlichen. In den aktuellen Nachhaltigkeits-
berichten aus dem Jahr 2015 sind die Unternehmen etwas 
transparenter. Sechs der zehn befragten Energieversorger 
geben die Herkunftsländer ihrer (Stein-)Kohlelieferungen 
an.89 EnBW, welches als größtes Energieunternehmen im 
öffentlichen Mehrheitsbesitz wegen seiner Kohleimporte 
aus Kolumbien und den damit verbundenen Menschen-
rechtsverletzungen besonders in der Kritik stand (vgl. 
Kasten S. 31ff), nennt sogar die Zulieferer und die dazu-
gehörigen Mengen. Diese konkrete Transparenz ist auch 
erforderlich, weil erst so deutlich wird, ob Vorwürfe we-
gen Menschenrechtsverletzungen bei einzelnen Minen 
einen konkreten Energieversorger in Deutschland betref-

men mehr Transparenz. 23 Unternehmen berichten über 
ihr Verfahren im Umgang mit solchen Verstößen, jedoch 
unterschiedlich ausführlich. Vorwiegend wird dies in den 
(Lieferanten-) Verhaltenskodizes beschrieben und ist öf-
fentlich zugänglich. Kaum ein Unternehmen veröffentlicht 
jedoch Zahlen darüber, wie oft Probleme vorgekommen 
sind. Am häufigsten gibt es Angaben dazu, wie oft dies zu 
einem Vertragsrücktritt geführt hat. ABB gibt an, bisher 
über 40 Unternehmen von der Lieferantenliste gestrichen 
zu haben, da sie den Verhaltenskodex nicht eingehalten 
hätten. GE nennt auf der Website lediglich „eine kleine 
Anzahl an Lieferanten“, denen der Vertrag gekündigt wur-
de. Bosch, Enercon und Wintershall geben an, dass ihrem 
Unternehmen bislang keine Verstöße bekannt geworden 
sind, die zu einer Beendigung von Geschäftsbeziehun-
gen aus menschenrechtlichen Erwägungen geführt ha-
ben. Bezüglich eingereichter Beschwerden gibt nur OMV 
Zahlen bezüglich menschenrechtlicher Beschwerden an. 
Demnach wurden 2015 dem Unternehmen 26 Menschen-
rechtsbeschwerden gemeldet und diese gelöst. Immerhin 
zehn Unternehmen veröffentlichen konkrete Beispiele für 
Fälle, in denen Probleme aufgekommen sind und wie die-
sen begegnet wurde. 

Am Beispiel der Rohstoffbeschaffung der deutschen 
Energiekonzerne lässt sich illustrieren, dass eine transpa-
rente Berichterstattung und mitunter eine ernsthafte Be-
fassung damit oft erst auf äußeren Druck erfolgen. So ha-

87 Zum Beispiel: Urgewald 2013: Bitter Coal, PAX 2014: The Dark Side of Coal 
88 Zum Beispiel Müller et al. 2016: Wenn nur die Kohle zählt (Misereor)
89 Nachhaltigkeitsberichte 2015 von EnBW, E.ON, EWE, MVV, Stadtwerke München, RWE. 

Vattenfall nennt nur die Anzahl der Lieferanten von Kohle und Biomasse. Steag be-
richtet, das Unternehmen importiere Kohle „aus den wichtigsten Bezugsländern“,  
dabei wird Kolumbien als ein Bezugsland angegeben (Nachhaltigkeitsbericht 2015). 
Die Stadtwerke Köln und Hannover machen hierzu keine Angaben. 

Im Jahr 2015 haben sechs Unternehmen angegeben, aus welchen Ländern ihre Steinkohlelieferungen kommen. EnBW hat sogar die 
konkreten Zulieferer und die entsprechenden Mengen aufgeführt.
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91 Unternehmen ohne Beschwerdemechanismus: EWE, Gazprom, Nordex, Vinci, VNG
90 EWE, MVV, RWE 

5.6 Beschwerdemechanismen

„Damit sie Missständen frühzeitig begegnen und 
diese direkt beseitigen können, sollten Unternehmen 
für Einzelpersonen oder lokale Gemeinschaften, die 
von der Unternehmensaktivität nachteilig betroffen 
sein können, wirksame Beschwerdesysteme einrich-
ten (UN-Leitprinzip 29). Um wirksam zu sein, müssen 
solche Beschwerdeverfahren entsprechend den UN-
Leitprinzipien legitimiert, zugänglich, berechenbar, 
ausgewogen, transparent und rechte-kompatibel sein 
sowie kontinuierlich angepasst werden.” 
(UN-Leitprinzip 31).

Von den 30 befragten Energieunternehmen berichten 
25, dass sie einen Beschwerdemechanismus eingerichtet 
haben.91 Diese sind jedoch sehr unterschiedlich ausge-
staltet. Die meisten Unternehmen haben eine oder meh-
rere der folgenden Beschwerdemöglichkeiten: Hotline, 
Ombudsstelle, Compliance Officer, Beschwerde E-Mail-
Adresse oder Whistleblower-Programm. Viele dieser Be-
schwerdeverfahren sind ohne spezifische Kompetenzen 
und/oder Kapazitäten für das Themenfeld Menschenrech-
te ausgestattet und häufig zunächst für Beschwerden im 
Bereich Korruption ausgelegt. Im Folgenden werden die 
Beschwerdemechanismen an Hand von ausgewählten 
Wirksamkeitskriterien der UN-Leitprinzipien für Beschwer-
demechanismen konkreter bewertet.

Beschwerdemöglichkeit für externe Betroffene: Ein 
Wirksamkeitskriterium ist die Zugänglichkeit eines Be-
schwerdeverfahrens. Um als „zugänglich“ zu gelten, muss 
das Beschwerdeverfahren auch für Externe offen sein, die 
betroffen sind. Das Beschwerdeverfahren von Enercon 
ist jedoch allein den Mitarbeiter/-innen des Unterneh-
mens vorbehalten. Die Stadtwerke Köln haben ein Be-
schwerdeverfahren, das sich lediglich auf Beschwerden 
von Verbraucher/-innen bezieht. Diese beiden Verfahren 
sind damit nur für eine spezifische Stakeholdergruppe 
(Stadtwerke Köln) oder gar nicht für möglicherweise be-
troffene Stakeholder außerhalb des Unternehmens zu-
gänglich und entsprechen demnach nicht den Anforde-
rungen der UN-Leitprinzipien. 

Fast zwei Drittel der Unternehmen (19) geben jedoch 
an, dass die Beschwerdeverfahren für Externe, wie zum 

fen. Außerdem berichten E.ON, EnBW und die Steag über 
konkrete Maßnahmen, wie sie die Risiken in der Kohlebe-
schaffung reduzieren wollen. Drei weitere Unternehmen 
erklären, dass sie nur bedingt direkte Lieferbeziehungen 
zu den Kohleproduzenten hätten, da sie ihre Kohle von 
Zwischenhändlern bezögen und somit keinen Einfluss auf 
die Produktionsbedingungen ausüben könnten.90 

Quo Vadis: Transparenz über Problemfälle und 
nicht nur Prozesse 

Insgesamt ist festzustellen, dass viele Unternehmen 
hinsichtlich der Transparenz noch deutlichen Nachhol-
bedarf haben. Das betrifft zunächst die Unternehmen, die 
noch gar nicht oder sehr marginal über menschenrechtli-
che Herausforderungen berichten. Aber auch für die Un-
ternehmen, die dieses Thema bereits aufgreifen, besteht 
noch Verbesserungsbedarf. Insbesondere darf sich die 
Transparenz nicht darauf beschränken, über Prozesse zu 
berichten, sondern muss auch die tatsächlichen Risiken 
und die Probleme sowie die entsprechenden Maßnahmen 
benennen. Andernfalls reichen die Informationen nicht 
aus, um zu beurteilen, ob ein Unternehmen im Sinne der 
UN-Leitprinzipien angemessen gehandelt hat. Insbeson-
dere die Transparenz über bereits erfolgende menschen-
rechtliche Risikoanalysen und die daraufhin durchgeführ-
ten Maßnahmen ist gering. 

Zudem sollten die Informationen vergleichbarer wer-
den. Die GRI-Leitlinien stellen hierfür ein hilfreiches Ins-
trument dar, das viele Unternehmen schon anwenden. 
Doch auch bei der Anwendung der GRI-Leitlinien gibt es 
Unterschiede zwischen den Unternehmen, wie konkret 
und ausführlich sie die Fragen beantworten, was einen 
Vergleich erschwert.

Mit der Umsetzung der sogenannten CSR-Richtlinie der 
EU, die Deutschland mit einem entsprechenden Gesetz im 
März 2017 vollzogen hat (vgl. Kapitel 2.3.2), müssen große 
kapitalmarktorientierte Unternehmen zukünftig umfang-
reicher nicht-finanzielle Informationen offenlegen. Die 
ersten entsprechenden Berichte müssen 2018 vorgelegt 
werden. Es bleibt zu hoffen, dass die Unternehmen dies 
angemessen umsetzen und Transparenz einen höheren 
Stellenwert erhält.
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Anonyme Meldung möglich: Ein weiteres Wirksam-
keitskriterium ist die Legitimität eines Verfahrens. Ein Teil-
aspekt eines legitimen Beschwerdeverfahrens ist, dass die 
betroffenen Stakeholder Vertrauen in das Verfahren haben 
können. Um dies zu gewährleisten, darf das Verfahren die 
Beschwerdeführer/-innen nicht gefährden. Hierfür ist es 
wichtig, dass die Beschwerden anonym vorgebracht wer-
den können und die Inhalte vertraulich behandelt werden. 
Nur zwölf Unternehmen machen Angaben dazu, wovon elf 
Unternehmen angeben, dass die Beschwerde (auf Wunsch) 
anonym vorgebracht werden kann.94 Total gibt an, dass 
Beschwerden vertraulich behandelt werden.

Unternehmensexterne Verfahren: Der Beschwerde-
mechanismus soll laut den UN-Leitprinzipien „ausgewo-
gen“ sein. Um den Betroffenen angemessenen Zugang zu 
Informationen, Beratung und Fachwissen zu gewährleis-
ten, kann es sinnvoll sein, dass die Beschwerde in einem 
externen Verfahren behandelt wird. Dies bedeutet zu-
nächst, dass das Unternehmen nicht selbst die Beschwer-
de entgegennimmt. Diesen Punkt erfüllen lediglich elf 

Beispiel Auftragnehmer oder Betroffene, zugänglich sei-
en. 92 Nur wenige Unternehmen geben explizit an, Be-
schwerdeverfahren auch im Ausland implementiert zu 
haben. Ein wichtiger Aspekt ist dabei die Sprache. M+W 
gibt an, dass die Beschwerdehotline in den Sprachen al-
ler Länder, in denen das Unternehmen tätig ist, verfüg-
bar sei. BP stellt seine Beschwerdehotline in mehr als 75 
Sprachen zur Verfügung. ABB berichtet, dass verschiede-
ne Beschwerdehotlines in lokalen Sprachen angeboten 
werden. Wintershall hat standortspezifische Beschwer-
demöglichkeiten, wie konkrete Ansprechpartner/-innen, 
Hotlines und E-Mail-Adressen, eingerichtet. 

Sechs Unternehmen berichten von lokalen Beschwer-
demechanismen, die explizit für die betroffenen Gemein-
schaften zugänglich sind.93 Diese Unternehmen sind über-
wiegend aus dem Bereich der Erdöl und Erdgas fördernden 
Unternehmen, die möglicherweise schon seit längerem 
mit den Auswirkungen ihres unternehmerischen Handelns 
auf die umliegende Bevölkerung sowie dem entsprechen-
den Druck der Zivilgesellschaft vor Ort und international 
konfrontiert werden. Total gibt an, dass die Beschwerde-
verfahren zwar zurzeit noch in der Umsetzung seien, aber 
schon in mehreren Ländern implementiert wurden. Ziel 
sei es, bis 2020 überall lokale Beschwerdeverfahren ein-
gerichtet zu haben. 

92 ABB, Bosch, BP, E.ON, Exxon, Hochtief, MVV, M+W, OMV, RWE, Shell, Siemens, Steag, 
Stadtwerke Hannover, Stadtwerke München, Total, Vattenfall, Voith, Wintershall

93 BP, Exxon, OMV, Shell, Total, Vattenfall
94 Bosch, BP, Hochtief, M+W, Marquard & Bahls, MVV, RWE, Siemens, SW München, Total, 

Voith, Wintershall

Viel zu oft haben lokale Betroffene nicht die Möglichkeit, sich über die Auswirkungen eines Großprojektes der Energiewirtschaft zu 
beschweren, um darüber wirksame Verbesserungen zu erreichen.
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Von den Unternehmen, die von Beschwerdemöglich-
keiten für lokale Betroffene berichten, orientieren sich 
nach Unternehmensangaben sechs der Unternehmen 
an den UN-Leitprinzipien oder überarbeiten die Mecha-
nismen derzeit, um diesen zu genügen.96 So geben OMV 
und Shell an, dass die Beschwerdeverfahren für die lokale 
Bevölkerung auf den UN-Leitprinzipen basieren oder im 
Einklang mit diesen seien. Konkret habe OMV die Einfüh-
rung des Beschwerdesystems für lokale Gemeinschaften 
im Jahr 2016 abgeschlossen und dieses zusätzlich in den 
drei unternehmenseigenen Raffinerien eingeführt. To-
tal gibt an, dass die UN-Leitprinzipien das Unternehmen 
dazu inspiriert haben, einen Guide herauszubringen, der 
detailliert über die Bearbeitung von menschenrechtlichen 

Wesentlich ist, die lokalen Betroffenen im Vorfeld eines Großprojektes umfassend zu informieren und zu konsultieren und ihre Vor-
stellungen in das Projekt einzubeziehen.
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Unternehmen. Sie geben an, dass die Beschwerde (unter 
anderem) von Unternehmensexternen entgegengenom-
men werde.95 Oft sind es externe Anwaltsagenturen, die 
die Beschwerden annehmen. Auch die Ombudsstelle ist 
in vielen Fällen ein externes Anwaltsbüro. Des Weiteren 
geben die Unternehmen an, dass die Beschwerden von 
externen Hotline-Anbietern oder unabhängigen Unter-
nehmen entgegengenommen werden. Vattenfall gibt an, 
dass für Beschwerden der Beschäftigten auch die Gewerk-
schaften in den jeweiligen Ländern als Beschwerdeins-
tanz fungieren. 

Beschwerdeverfahren mit menschenrechtlichem  
Bezug: Nur wenige Unternehmen haben Beschwerdeme-
chanismen entwickelt, die explizit auf Menschenrechte 
ausgerichtet sind. Bei E.ON können die Mitarbeiter/-in-
nen Probleme oder Bedenken zur Implementierung des 
Human Rights Policy Statements dem Chief Sustainabili-
ty Officer melden. 

95 BP, Enercon, EWE, GE, Hochtief, M+W, MVV, RWE, Siemens, Vattenfall, Wintershall
96 BP, OMV, Shell, Total, Vattenfall – bis auf Vattenfall beziehen sich alle auf betroffene 

Gemeinschaften in den Förderregionen, bei Vattenfall auf die Standorte der Kraftwer-
ke. Vattenfall berichtete allerdings im April 2017 im Rahmen der Kommentierung des 
Studienentwurfs, zukünftig den Minenbetreibern, von denen sie Rohstoffe beziehen, 
die Einrichtung von lokalen Beschwerdemechanismen zu empfehlen.
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wickeln und verbessern müssen. Wichtig ist vor allem, dass 
Betroffene die Möglichkeit haben, in einer ihnen vertrau-
ten Sprache menschenrechtliche Beschwerden vorzutra-
gen und dass sie der Beschwerdestelle vertrauen können, 
also keine Angst vor Repressalien haben müssen. Zudem 
ist zentral, dass das Unternehmen auf die Beschwerden 
reagiert, ihre Validität prüft und dann wirksame Konse-
quenzen einleitet. 

5.7 Schlussfolgerungen für eine  
konsequente Umsetzung der 
menschenrechtlichen  
Sorgfaltspflicht

Insgesamt zeigt sich, dass es bei den 30 untersuchten 
Unternehmen in vielen Bereichen der menschenrechtli-
chen Sorgfaltspflicht noch Lücken gibt. So hat noch nicht 
einmal die Hälfte der Unternehmen eine menschenrecht-
liche Grundsatzerklärung oder einen Verhaltenskodex 
verabschiedet, der sich zumindest auf international an-
erkannte Menschenrechtsstandards bezieht. 

Auch bei den Verhaltenskodizes für die Lieferkette gibt 
es noch Nachholbedarf. Weniger als ein Viertel (7) aller 
untersuchten Unternehmen verlangen in einem Verhal-
tenskodex von ihren Lieferanten, die umliegenden Ge-
meinschaften zu berücksichtigen und mögliche negative 
Auswirkungen ihrer Tätigkeit auf sie zu vermeiden. Diese 
Anforderung aus den UN-Leitprinzipien stellt für den Ener-
giesektor eine zentrale Herausforderung dar, wie mehrere 
Fallbeispiele zu Wasserkraftwerken, aber auch zu Kohle-
kraftwerken oder zu Windkraft verdeutlichen. Sechs die-
ser sieben Lieferantenkodizes stammen aus dem Bereich 
der mit Erdöl und Erdgas Handel treibenden Unterneh-
men. Sofern sie in die Förderung selbst involviert sind, 
erleben diese die Auswirkungen auf Betroffene in umlie-
genden Gemeinschaften vermutlich viel direkter. Zudem 
setzen internationale NRO diese Unternehmen aufgrund 
der gravierenden Auswirkungen zum Teil seit Jahrzehnten 
unter Druck und haben zumindest bewirkt, dass ihnen die 
Verantwortung für die Auswirkungen ihrer Geschäftstätig-
keit bewusster ist.

Aber auch bezogen auf ihr eigenes Unternehmen be-
rücksichtigen noch zu wenige Unternehmen die Menschen, 
die von ihrer Geschäftstätigkeit betroffen sind. Nur acht 
Unternehmen konsultieren mögliche Betroffene, wenn 

Beschwerden informiert. BP und Total berichten, dass sie 
zurzeit daran arbeiten, die bestehenden Beschwerdeme-
chanismen für lokale Betroffene dort an die UN-Leitprin-
zipien anzupassen, wo dies noch nicht gegeben ist. Auch 
ABB erwägt zusätzliche Schritte, um Betroffenen Abhil-
femaßnahmen entsprechend der UN-Leitprinzipien zu 
ermöglichen. Die EnBW hat in ihren Verhaltensgrundsät-
zen für die Rohstoffbeschaffung festgeschrieben, dass sie 
von ihren Geschäftspartnern erwartet, dass diese effektive  
Beschwerdemechanismen im Sinne der UN-Leitprinzipien 
für bereitstellen.

Quo Vadis: Beschwerdemechanismen  
entsprechend der Wirksamkeitskriterien 
weiterent wickeln

Von den Ansprüchen der UN-Leitprinzipien sind die 
Beschwerdemechanismen der größten deutschen Unter-
nehmen des Energiesektors bisher überwiegend weit ent-
fernt. Einige Unternehmen erfüllen die Ansprüche an einen 
Beschwerdemechanismus in Hinblick auf einzelne Krite-
rien. Am weitesten entwickelt scheinen die Beschwerde-
mechanismen der Unternehmen zu sein, die Beschwerde-
möglichkeiten für lokale Betroffene eingerichtet haben. 

Insbesondere bei den Unternehmen, die nicht näher 
spezifizierte Beschwerdehotlines oder Ansprechpartner/-
innen angeben, ist fraglich, ob diese auch aus dem Ausland 
zugänglich sind und effektiv genutzt werden können. Um 
die Wirksamkeit der Beschwerdesysteme für Betroffene 
aus dem Ausland einschätzen zu können, wäre es deshalb 
erforderlich, auch vor Ort entsprechende Untersuchungen 
vorzunehmen. Dies war im Rahmen der vorliegenden Er-
hebung leider nicht leistbar.

Als positiv ist festzuhalten, dass die UN-Leitprinzipien 
durchaus einen Prozess angestoßen haben, der Unterneh-
men zunehmend bezüglich menschenrechtlicher Aspek-
te innerhalb der Beschwerdemechanismen sensibilisiert. 
Einige Unternehmen berichten von entsprechenden An-
passungen ihrer Beschwerdeverfahren, die zum Teil noch 
andauern. Interessant ist dabei der Ansatz von Total, wo-
nach das Unternehmen das Beschwerdeverfahren in Zu-
sammenarbeit mit Vertreter/-innen von lokalen Gemein-
schaften erarbeitet, um deren Interessen und Bedürfnisse 
aufzugreifen und entsprechend Vertrauen in das Verfah-
ren zu schaffen.

Festzuhalten ist insgesamt, dass sich die Beschwerde-
mechanismen der Unternehmen noch deutlich weiterent-
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schwerdesysteme im Kontext von Antikorruption aufge-
setzt. Dagegen haben nur wenige Unternehmen Beschwer-
demechanismen entwickelt, die explizit auf Beschwerden 
bezüglich Menschenrechtsverletzungen oder Betroffene 
vor Ort ausgerichtet sind.

Die UN-Leitprinzipien als Treiber 
für mehr menschenrechtliche Sorgfalt?

Erfreulich ist, dass sich seit der Verabschiedung der 
UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte eine 
positive Dynamik feststellen lässt. So konnte ein Vorgän-
gerbericht der Herausgeberorganisationen aus dem Jahr 
2014 unter den DAX-30-Unternehmen kein einziges iden-
tifizieren, das bei Risikoanalysen und Folgenabschätzun-
gen mögliche Betroffene vor Ort einbezogen und konsul-
tiert hat. Bei dieser Untersuchung – wobei es allerdings 
nur zwei Überschneidungen bei den untersuchten Unter-
nehmen gibt – berichteten hingegen zumindest acht Un-
ternehmen von einem derartigen Ansatz. Damit haben 
sich mehr als zwei Drittel (22) Unternehmen, diesen An-
forderungen noch nicht gestellt. Auch bei den genannten 
acht Unternehmen wäre noch genauer zu untersuchen, 
ob diese vor Ort den Anforderungen der UN-Leitprinzipien 
entsprechen. Eine Entwicklung ist aber zumindest fest-
stellbar. Mehrere Unternehmen weisen zudem darauf hin, 
dass sie derzeit ihre internen Prozedere wie Risikoanaly-
sen oder Beschwerdesysteme überarbeiten, um sie gemäß 
den UN-Leitprinzipien anzupassen bzw. neu auszurichten.

Quantitativ gibt es also in Bezug auf Prozesse men-
schenrechtlicher Sorgfaltspflicht durchaus Fortschritte 
zu verzeichnen. Allerdings verhindert die intransparen-
te Berichterstattung über die Ergebnisse der einzelnen 
Maßnahmen in der Mehrzahl der Fälle, die Qualität des je-
weiligen Ansatzes zu beurteilen. Es zeigt sich, dass Unter-
nehmen mit guten Standards und Prozessen gleichzeitig 
schweren Vorwürfen im Konkreten ausgesetzt sind. Wenn 
die Transparenz nicht verbessert wird, besteht die Gefahr 
des „Tick the Box“ zur Reinwaschung ohne konkrete Ver-
besserungen für die Betroffenen. Wichtig wäre es deshalb, 
die Wirkung der Maßnahmen für die Betroffenen zu mes-
sen und zu dokumentieren, insbesondere an den konkre-
ten Problemfällen. 

Insgesamt ist festzustellen, dass es zwar positive Ent-
wicklungen gibt, die Unternehmen aber in der Regel kei-
nen kohärenten Ansatz entwickelt haben, um ihrer men-
schenrechtlichen Sorgfaltspflicht nachzukommen. Dafür 
wäre zudem erforderlich, dass die Unternehmen die men-

sie menschenrechtliche Risiken und Auswirkungen ihres 
unternehmerischen Handelns abschätzen. Dieser zent-
ralen Anforderung aus den UN-Leitprinzipien müssen die 
Unternehmen also noch deutlich stärker nachkommen.

Um ein Unternehmen mit komplexen Geschäftsbezie-
hungen nicht von vornherein zu überfordern, erwarten 
die UN-Leitprinzipien, dass sich diese zunächst auf die 
besonders schwerwiegenden Auswirkungen konzentrie-
ren. Vor diesem Hintergrund ist bemerkenswert, dass 
von den Unternehmen, die Kraftwerke bauen oder wich-
tige Bestandteile wie Turbinen liefern, zwar fast alle ei-
nen Verhaltenskodex für Vertragspartner vorweisen kön-
nen. Aber fast die Hälfte dieser Kodizes beschränkt sich 
auf die (vorgela gerte) Lieferkette. Damit klammern diese 
Unternehmen systematisch die Kraftwerksbetreiber aus, 
für die sie bauen oder an die sie liefern – obwohl diese  
aus menschenrechtlicher Sicht besonders risikobehaf-
tet sind.

Wenn Unternehmen menschenrechtliche Risiken iden-
tifiziert haben, setzen sie zu häufig auf Audits, um die Si-
tuation vor Ort zu erfassen oder auch um Veränderungen 
zu erheben. Audits sind jedoch kein Allheilmittel und dür-
fen nicht dazu führen, dass die Lösung der Probleme an 
die Geschäftspartner vor Ort delegiert wird. Kommt es zu 
Verstößen gegen die Menschenrechte, dann greifen die 
Unternehmen am ehesten dazu, die Geschäftsbeziehung 
zum Lieferanten zu beenden. Kaum ein Unternehmen be-
richtet jedoch über Maßnahmen zur Wiedergutmachung 
wie Kompensationszahlungen o. ä. Zumindest wenn ein 
Unternehmen nachteilige Auswirkungen verursacht oder  
dazu beigetragen hat, sehen die UN-Leitprinzipien vor, 
dass es auch für eine rechtmäßige Wiedergutmachung 
sorgen oder in einem entsprechenden Verfahren koope-
rieren soll.

Bei der Transparenz – insbesondere in Bezug auf die  
Ergebnisse von Risikoanalysen und ggf. Folgenabschät-
zungen bis hin zu den entsprechenden Gegenmaßnahmen 
– gibt es noch erhebliche Defizite. Kaum ein Unternehmen 
veröffentlicht jedoch Zahlen darüber, wie oft Probleme 
vorgekommen sind.

Und auch die Beschwerdesysteme müssen vielfach 
noch angepasst werden, um den Vorgaben der UN-Leit-
prinzipien zu entsprechen. Zwar haben viele Unterneh-
men Beschwerdesysteme eingerichtet, aber sie entspre-
chen in der Regel nicht umfänglich den Ansprüchen der 
UN-Leitprinzipien. Am ehesten haben Unternehmen Be-
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die wesentlichen Kritiker/-innen eines Vorhabens überse-
hen oder sogar absichtlich unberücksichtigt gelassen ha-
ben. Auch die Wirksamkeit von Beschwerdemechanismen 
lässt sich erst vor Ort bzw. mit den möglicherweise Betrof-
fenen oder ihren legitimen Vertreter/-innen überprüfen.

Die Unternehmensangaben, seien es öffentlich zugäng-
liche Berichte oder Antworten auf eine Befragung, sollten 
mit einem kritischen Blick analysiert werden. Auch im 
Rahmen dieser Studie ist deutlich geworden, dass nicht 
jede zunächst positiv erscheinende Information bei nä-
herer Betrachtung überzeugend und angemessen ist. Um 
belanglose Antworten von wesentlichen Aussagen unter-
scheiden zu können, ist bei den Auftragnehmer/-innen der 
Untersuchung im Rahmen der NAP-Umsetzung ein ausrei-
chender Erfahrungshintergrund sowohl von der unterneh-
merischen Realität als auch von den menschenrechtlichen 
Anforderungen unerlässlich. 

Die meisten der in diesem Bericht näher untersuchten 
Unternehmen werden von der Überprüfung im Rahmen 
des NAP direkt betroffen sein, da fast alle mehr als 500 
Mitarbeiter/-innen beschäftigten. Diese Studie verdeut-
licht, wie groß der Nachholbedarf noch ist. Wenn bis 2020 
nicht deutliche Fortschritte erzielt werden, scheint – ent-
sprechend der Vorgabe aus dem NAP – eine gesetzliche 
Regelung unerlässlich. Bei vielen Unternehmen bedarf es 
erheblicher Nachbesserungen in Bezug auf die Umsetzung 
der Grundsatzerklärungen zu Menschenrechten, die Inte-
gration von Menschenrechten in die Unternehmenspoli-
tik, die Ermittlung von menschenrechtlichen Risiken und 
Auswirkungen, die Maßnahmen zur Abwendung negativer 
menschenrechtlicher Auswirkungen und die Transparenz 
der Unternehmen über ihre Risiken und Maßnahmen so-
wie die Beschwerdemechanismen. 

Besonders besorgniserregend ist dabei, dass ein Teil 
der Unternehmen sich offensichtlich verweigert und nicht 
einmal die relevanten Fragen beantwortet. Es ist unklar, 
wie dieses Trittbrettfahrerproblem ohne verbindliche Re-
gelungen gelöst werden kann. 

schenrechtliche Sorgfaltspflicht als eine kontinuierliche 
Herausforderung wahrnehmen. Dies bedeutet, nicht ein-
malig und alle paar Jahre eine menschenrechtliche Risi-
koanalyse vorzunehmen, sondern die Menschenrechte 
ins eigene Risikomanagement für wichtige Geschäfts-
entscheidungen, Auswahl und Management von Ge-
schäftspartnern und Lieferanten etc. kontinuierlich zu 
integrieren.

Schlussfolgerungen für die 
Umsetzung des NAP

Diese Studie zur Einhaltung der menschenrechtlichen 
Sorgfaltspflicht durch 30 große Unternehmen des Energie-
sektors ist auch vor dem Hintergrund der Verabschiedung 
des Nationalen Aktionsplans Wirtschaft und Menschen-
rechte (NAP) durch die Bundesregierung im Dezember 
2016 interessant. Es lassen sich Schlussfolgerungen für 
die ab 2018 vorgesehene Erhebung ziehen, inwiefern 
die großen deutschen Unternehmen mit mehr als 500 
Mitarbeiter/-innen ihrer menschenrechtlichen Sorgfalts-
pflicht nachkommen. Das Ergebnis dieser Erhebung wird 
nach dem Aktionsplan der Bundesregierung maßgeblich 
für die Entscheidung sein, ob eine gesetzliche Regelung 
der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht geschaffen wird. 

Diese Studie zeigt deutlich, wie wichtig es ist, vorab die 
Kriterien zu konkretisieren, nach denen entschieden wird, 
ob ein Unternehmen das jeweilige Element der menschen-
rechtlichen Sorgfaltspflicht ausreichend erfüllt hat. Dies 
beginnt schon mit der menschenrechtlichen Grundsatz-
erklärung: Muss es eine separate Grundsatzerklärung zu 
den Menschenrechten sein oder reicht auch ein ausführ-
licherer Verhaltenskodex mit Bezug auf die Menschen-
rechte aus? Es ist jedenfalls nicht ausreichend, wenn ein 
Verhaltenskodex nur einen Satz zu den Menschenrechten 
enthält, der nicht einmal auf die international anerkann-
ten Menschenrechte Bezug nimmt und keine weiteren 
Ausführungen, z. B. zu Zuständigkeiten innerhalb des Un-
ternehmens bestehen. 

Besonders wichtig ist, dass die geplante Untersuchung 
nicht nur auf den Selbstauskünften der Unternehmen be-
ruht, sondern zumindest bei einer angemessenen Stich-
probengröße auch die Umsetzung der Unternehmens-
angaben überprüft. Dies kann z. B. durch Befragung von 
Beschäftigten in Deutschland und bei Zulieferfirmen im 
Ausland sowie von möglicherweise Betroffenen vor Ort 
geschehen. Selbst wenn ein Unternehmen Betroffene in 
einem konkreten Fall vor Ort konsultiert hat, kann es dabei 



* Policy und Vorgehen überwiegend bezogen auf Mutterkonzern ** Konkret untersucht wurden Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, 
OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen und ILO-Standards
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Tabelle 3: Die 30 Unternehmen des Energiesektors im Überblick – Ausgewählte menschenrechtliche Aspekte (Stand:    April 2017) 

Unternehmen Menschenrechtliche 
Grundsatzerklärung 
(Vergleichende Analyse 
siehe 5.1)

Bekenntnis zu inter-
nationalen Menschen-
rechts-/Arbeitsrechts-
standards**

Mitglied  
im Global  
Compact

Einkaufspolicy mit menschen-
rechtlichen Aspekten oder  
Verhaltenskodex für Lieferanten 
und Umsetzung

Menschenrechtsrisikoanalyse Maßnahmen bei Fehlverhalten Beschwerdeverfahren

Zulieferer für den Energiesektor aus dem verarbeitenden Sektor

ABB AG* "ABB Human Rights  
Policy and Statement", 
außerdem:  
Social Policy mit Bezug 
auf Menschenrechte

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen, 
OECD-Leitsätze

seit 2000 "ABB Verhaltenskodex für Liefer an-
ten", Vorabprüfung der Lieferanten, 
Erwartung an Lieferanten, dass sie 
Verhaltenskodex einhalten,  
Liefer antenaudits,  
Schulungen für Lieferanten

Risikoanalyse als Teil des Entschei-
dungsprozesses, bezogen auf neue 
und bestehende Lieferanten,  
für große Infrastrukturprojekte  
Einschätzung der Stakeholder  
eingeholt

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, nach Frist für Verbesserungen, 
bereits vorgekommen: Rückzug aus Stau-
dammprojekt und aus Ausrüstungsver-
kauf für eine Mine

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Ombudsperson, Business Ethics Hotline,  
verschiedene Hotlines in lokalen Sprachen

Robert Bosch 
GmbH

"Grundsätze sozialer  
Verantwortung bei 
Bosch", Internationales 
Rahmenabkommen

International anerkannte 
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen

seit 2004 Verhaltenskodex für Lieferanten,  
Vorabprüfung der Lieferanten,  
Bestandteil der Lieferverträge,  
Lieferantenaudits

nein Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, Sanktionen möglich, beides  
bisher noch nicht vorgekommen

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Über Compliance Officer oder Hotline über  
externe Anwaltsagentur, auch anonym

Enercon GmbH Verhaltensrichtlinie mit 
Bezug auf Menschen-
rechte (unveröffentlicht)

"Regelungen der Verein-
ten Nationen zu Menschen-
rechten",  
ILO-Kernarbeitsnormen 
(Allg. Einkaufsbedingun-
gen)

 – "Allgemeine Einkaufsbedingungen", 
Verhaltensrichtlinie (unveröffentlicht) 
gilt auch für Lieferanten, Vorabprü-
fung der Lieferanten, Erwartung an 
Lieferanten, dass sie ILO-Kernarbeits-
normen einhalten

nein Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, bisher noch nicht vorgekommen

Für Mitarbeiter/-innen:  
Ombudsmann (externer Anwalt)

General Electric 
Deutschland 
Holding GmbH*

"Statement of Principles 
on Human Rights"  
zusätzlich:  
"Statement of Principles 
on Human Rights – Imple-
menting Procedures"

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen

seit 2008 "GE Integrity Leitlinie für Lieferanten, 
Kontraktoren und Berater", Vorab-
prüfung der Lieferanten, Erwartung an 
Lieferanten, dass sie Verhaltenskodex 
einhalten, Lieferantenaudits

Menschenrechtsrisiken werden  
in die vorhandenen Risikoanalyse-
Prozesse integriert

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, bereits vorgekommen

Integrity Helpline und Ombudsmann  
für Lieferanten, Kontraktoren und Berater

Hochtief AG "Positionspapier: der  
Umgang mit Menschen-
rechten bei Hochtief"

ILO-Standards, im Liefer-
antenkodex: Allg. Erklärung 
der Menschenrechte,  
OECD-Leitsätze

seit 2008 "Code of Conduct für Vertragspart-
ner", Vorabprüfung der Lieferanten, 
Bestandteil der Lieferverträge,  
Lieferantenaudits

Übergeordnete Risikoanalysen  
sowie individuelle Risikoanalysen 
vor und während der Projektphase

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich

Für Mitarbeiter/-innen:  
Compliance Officer, für  
Externe: selbstständiger Rechtsanwalt,  
interne und externe Hotlines, auch anonym

M+W Group 
GmbH

Code of Conduct ohne  
Bezug auf Menschenrech-
te, "Social Responsibility  
Policy – Enabling New  
Horizons" – Bezug auf  
einzelne Menschenrechte 
wie Nichtdiskriminierung, 
Vereinigungsfreiheit  
sowie auf angemessene 
Arbeitszeit und Löhne

k.  A.  – Vorabprüfung der Lieferanten,  
Code of Conduct Bestandteil der  
Lieferverträge

Risk Assessments zur Einhaltung 
von Menschenrechten bei konkreten 
Projekten, Schwerpunkt auf Envi-
ronment, Health & Safety

Auflösung von Verträgen bei Verletzung 
des Code of Conduct möglich, in Vergan-
genheit mehrfach Verträge gekündigt 
aufgrund von Sicherheitsaspekten auf 
Baustellen

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Ethics Line (Telefon, Web, E-Mail), Behandlung  
durch externen Serviceanbieter, auch anonym

Nordex SE Verhaltenskodex mit  
Bezug auf Menschen-
rechte

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
OECD-Leitsätze

 – "Code of Conduct für Lieferanten und 
Vertragspartner", Vorabprüfung der 
Lieferanten, Erwartung an Lieferanten, 
dass sie Verhaltenskodex und Prinzipi-
en des Global Compact einhalten,  
Lieferantenaudits

Verbesserte Sorgfaltsprüfung im 
Zusammenhang mit Lieferung von 
Windkraftanlagen zugesagt 

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich

k. A.

Siemens AG "Siemens Business  
Conduct Guidelines"  
mit Bezug auf Menschen-
rechte, Internationales 
Rahmenabkommen zu 
Grundsätzen sozialer  
Verantwortung

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO- Kernarbeitsnormen, 
OECD-Leitsätze

seit 2003 "Code of Conduct für Siemens Liefe - 
r anten und Geschäftspartner mit  
Mittlerfunktion", "Siemens Business  
Conduct Guidelines", Vorabprüfung 
der Lieferanten, Bestandteil der Liefer-
verträge, Lieferantenaudits, ereignis-
bezogene Inspektionen, Schulungen 
für Lieferanten 

Unternehmensweite Compliance 
Risk Assessments untersuchen auch 
menschenrechtliche Risiken, Com-
pliance-Risikoanalysen im Projekt-
geschäft, Überprüfung der Lieferan-
ten entsprechend ihres Firmensitzes 
und nach branchen-spezifischen 
Faktoren 

Gelegenheit für Lieferanten zur Behe-
bung von Verletzungen der Anforderun-
gen von Siemens, Folgeaudits,  
Abbruch der Geschäfts beziehung mög-
lich bei schwerwiegenden Verstößen 
oder verweigerter bzw. nicht erfolgter 
Behebung

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Compliance-Hinweisgebersystem "Tell Us",  
Ombudsmann (externer Anwalt), auch direkt  
über den Vorstand oder über Führungskräfte an die 
Compliance-Organisation, auch anonym,  
weltweit in 13 Sprachen

Vinci Deutsch-
land GmbH*

Mitglied im Global  
Compact, Jahresbericht 
mit Bezug auf Menschen-
rechte

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Standards,  
OECD-Leitsätze

seit 2003 "Charta: Globale Leistungsverpflich-
tungen der Lieferanten von Vinci",  
Vorabprüfung der Lieferanten,  
Liefer antenaudits

Human Rights Impact Assessments 
bei Großprojekten z. B. in Katar

konkrete Maßnahme: Vor-Ort-Besuche 
und HRIA zu Arbeitsbedingungen der 
Wanderarbeiter/-innen in Katar (HRIA)

k. A.

Voith GmbH "Verhaltenskodex der 
Voith Unternehmensgrup-
pe" (Bezug auf Grund-
rechte der Menschen und 
faire Arbeitsbedingun-
gen), Nachhaltigkeitsbe-
richt mit Bezug auf Men-
schenrechte

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte

 – Verhaltenskodex gilt auch für Liefe-
ranten, Vorabprüfung der Lieferanten, 
Erwartung an Lieferanten, dass sie 
Verhaltenskodex einhalten,  
Lieferantenaudits

Studie zur Risikoanalyse, mit der 
wirtschaftliche, soziale und ökolo-
gische Risiken innerhalb der Liefer-
kette erfasst werden, geographische 
Risikolandkarte geplant

Abbruch der Geschäftsbeziehung mög-
lich, bereits vorgekommen: Rückzug aus 
Staudammprojekt in Honduras

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Helpdesk, E-Mail, auch anonym
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Tabelle 3: Die 30 Unternehmen des Energiesektors im Überblick – Ausgewählte menschenrechtliche Aspekte (Stand:    April 2017) 

Unternehmen Menschenrechtliche 
Grundsatzerklärung 
(Vergleichende Analyse 
siehe 5.1)

Bekenntnis zu inter-
nationalen Menschen-
rechts-/Arbeitsrechts-
standards**

Mitglied  
im Global  
Compact

Einkaufspolicy mit menschen-
rechtlichen Aspekten oder  
Verhaltenskodex für Lieferanten 
und Umsetzung

Menschenrechtsrisikoanalyse Maßnahmen bei Fehlverhalten Beschwerdeverfahren

Zulieferer für den Energiesektor aus dem verarbeitenden Sektor

ABB AG* "ABB Human Rights  
Policy and Statement", 
außerdem:  
Social Policy mit Bezug 
auf Menschenrechte

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen, 
OECD-Leitsätze

seit 2000 "ABB Verhaltenskodex für Liefer an-
ten", Vorabprüfung der Lieferanten, 
Erwartung an Lieferanten, dass sie 
Verhaltenskodex einhalten,  
Liefer antenaudits,  
Schulungen für Lieferanten

Risikoanalyse als Teil des Entschei-
dungsprozesses, bezogen auf neue 
und bestehende Lieferanten,  
für große Infrastrukturprojekte  
Einschätzung der Stakeholder  
eingeholt

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, nach Frist für Verbesserungen, 
bereits vorgekommen: Rückzug aus Stau-
dammprojekt und aus Ausrüstungsver-
kauf für eine Mine

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Ombudsperson, Business Ethics Hotline,  
verschiedene Hotlines in lokalen Sprachen

Robert Bosch 
GmbH

"Grundsätze sozialer  
Verantwortung bei 
Bosch", Internationales 
Rahmenabkommen

International anerkannte 
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen

seit 2004 Verhaltenskodex für Lieferanten,  
Vorabprüfung der Lieferanten,  
Bestandteil der Lieferverträge,  
Lieferantenaudits

nein Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, Sanktionen möglich, beides  
bisher noch nicht vorgekommen

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Über Compliance Officer oder Hotline über  
externe Anwaltsagentur, auch anonym

Enercon GmbH Verhaltensrichtlinie mit 
Bezug auf Menschen-
rechte (unveröffentlicht)

"Regelungen der Verein-
ten Nationen zu Menschen-
rechten",  
ILO-Kernarbeitsnormen 
(Allg. Einkaufsbedingun-
gen)

 – "Allgemeine Einkaufsbedingungen", 
Verhaltensrichtlinie (unveröffentlicht) 
gilt auch für Lieferanten, Vorabprü-
fung der Lieferanten, Erwartung an 
Lieferanten, dass sie ILO-Kernarbeits-
normen einhalten

nein Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, bisher noch nicht vorgekommen

Für Mitarbeiter/-innen:  
Ombudsmann (externer Anwalt)

General Electric 
Deutschland 
Holding GmbH*

"Statement of Principles 
on Human Rights"  
zusätzlich:  
"Statement of Principles 
on Human Rights – Imple-
menting Procedures"

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen

seit 2008 "GE Integrity Leitlinie für Lieferanten, 
Kontraktoren und Berater", Vorab-
prüfung der Lieferanten, Erwartung an 
Lieferanten, dass sie Verhaltenskodex 
einhalten, Lieferantenaudits

Menschenrechtsrisiken werden  
in die vorhandenen Risikoanalyse-
Prozesse integriert

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, bereits vorgekommen

Integrity Helpline und Ombudsmann  
für Lieferanten, Kontraktoren und Berater

Hochtief AG "Positionspapier: der  
Umgang mit Menschen-
rechten bei Hochtief"

ILO-Standards, im Liefer-
antenkodex: Allg. Erklärung 
der Menschenrechte,  
OECD-Leitsätze

seit 2008 "Code of Conduct für Vertragspart-
ner", Vorabprüfung der Lieferanten, 
Bestandteil der Lieferverträge,  
Lieferantenaudits

Übergeordnete Risikoanalysen  
sowie individuelle Risikoanalysen 
vor und während der Projektphase

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich

Für Mitarbeiter/-innen:  
Compliance Officer, für  
Externe: selbstständiger Rechtsanwalt,  
interne und externe Hotlines, auch anonym

M+W Group 
GmbH

Code of Conduct ohne  
Bezug auf Menschenrech-
te, "Social Responsibility  
Policy – Enabling New  
Horizons" – Bezug auf  
einzelne Menschenrechte 
wie Nichtdiskriminierung, 
Vereinigungsfreiheit  
sowie auf angemessene 
Arbeitszeit und Löhne

k.  A.  – Vorabprüfung der Lieferanten,  
Code of Conduct Bestandteil der  
Lieferverträge

Risk Assessments zur Einhaltung 
von Menschenrechten bei konkreten 
Projekten, Schwerpunkt auf Envi-
ronment, Health & Safety

Auflösung von Verträgen bei Verletzung 
des Code of Conduct möglich, in Vergan-
genheit mehrfach Verträge gekündigt 
aufgrund von Sicherheitsaspekten auf 
Baustellen

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Ethics Line (Telefon, Web, E-Mail), Behandlung  
durch externen Serviceanbieter, auch anonym

Nordex SE Verhaltenskodex mit  
Bezug auf Menschen-
rechte

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
OECD-Leitsätze

 – "Code of Conduct für Lieferanten und 
Vertragspartner", Vorabprüfung der 
Lieferanten, Erwartung an Lieferanten, 
dass sie Verhaltenskodex und Prinzipi-
en des Global Compact einhalten,  
Lieferantenaudits

Verbesserte Sorgfaltsprüfung im 
Zusammenhang mit Lieferung von 
Windkraftanlagen zugesagt 

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich

k. A.

Siemens AG "Siemens Business  
Conduct Guidelines"  
mit Bezug auf Menschen-
rechte, Internationales 
Rahmenabkommen zu 
Grundsätzen sozialer  
Verantwortung

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO- Kernarbeitsnormen, 
OECD-Leitsätze

seit 2003 "Code of Conduct für Siemens Liefe - 
r anten und Geschäftspartner mit  
Mittlerfunktion", "Siemens Business  
Conduct Guidelines", Vorabprüfung 
der Lieferanten, Bestandteil der Liefer-
verträge, Lieferantenaudits, ereignis-
bezogene Inspektionen, Schulungen 
für Lieferanten 

Unternehmensweite Compliance 
Risk Assessments untersuchen auch 
menschenrechtliche Risiken, Com-
pliance-Risikoanalysen im Projekt-
geschäft, Überprüfung der Lieferan-
ten entsprechend ihres Firmensitzes 
und nach branchen-spezifischen 
Faktoren 

Gelegenheit für Lieferanten zur Behe-
bung von Verletzungen der Anforderun-
gen von Siemens, Folgeaudits,  
Abbruch der Geschäfts beziehung mög-
lich bei schwerwiegenden Verstößen 
oder verweigerter bzw. nicht erfolgter 
Behebung

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Compliance-Hinweisgebersystem "Tell Us",  
Ombudsmann (externer Anwalt), auch direkt  
über den Vorstand oder über Führungskräfte an die 
Compliance-Organisation, auch anonym,  
weltweit in 13 Sprachen

Vinci Deutsch-
land GmbH*

Mitglied im Global  
Compact, Jahresbericht 
mit Bezug auf Menschen-
rechte

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Standards,  
OECD-Leitsätze

seit 2003 "Charta: Globale Leistungsverpflich-
tungen der Lieferanten von Vinci",  
Vorabprüfung der Lieferanten,  
Liefer antenaudits

Human Rights Impact Assessments 
bei Großprojekten z. B. in Katar

konkrete Maßnahme: Vor-Ort-Besuche 
und HRIA zu Arbeitsbedingungen der 
Wanderarbeiter/-innen in Katar (HRIA)

k. A.

Voith GmbH "Verhaltenskodex der 
Voith Unternehmensgrup-
pe" (Bezug auf Grund-
rechte der Menschen und 
faire Arbeitsbedingun-
gen), Nachhaltigkeitsbe-
richt mit Bezug auf Men-
schenrechte

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte

 – Verhaltenskodex gilt auch für Liefe-
ranten, Vorabprüfung der Lieferanten, 
Erwartung an Lieferanten, dass sie 
Verhaltenskodex einhalten,  
Lieferantenaudits

Studie zur Risikoanalyse, mit der 
wirtschaftliche, soziale und ökolo-
gische Risiken innerhalb der Liefer-
kette erfasst werden, geographische 
Risikolandkarte geplant

Abbruch der Geschäftsbeziehung mög-
lich, bereits vorgekommen: Rückzug aus 
Staudammprojekt in Honduras

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Helpdesk, E-Mail, auch anonym
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Unternehmen Menschenrechtliche 
Grundsatzerklärung 
(Vergleichende Analyse 
siehe 5.1)

Bekenntnis zu inter-
nationalen Menschen-
rechts-/Arbeitsrechts-
standards**

Mitglied  
im Global  
Compact

Einkaufspolicy mit menschen-
rechtlichen Aspekten oder  
Verhaltenskodex für Lieferanten 
und Umsetzung

Menschenrechtsrisikoanalyse Maßnahmen bei Fehlverhalten Beschwerdeverfahren

Energieversorger

E.ON SE  
(inzwischen auf-
geteilt in E.ON 
und Uniper)

"Human Rights Policy 
Statement"

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernkonventionen

seit 2005 Lieferantenkodex, Vorabprüfung der 
Lieferanten, Bestandteil der Lieferver-
träge, Lieferantenaudits

Auf Basis von menschenrecht-
licher Risikoanalyse ist geplant, 
Menschen rechte in die Manage-
mentsysteme und relevanten  
Geschäftsprozesse zu integrieren

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Whistleblower-Hotline und interne Ansprechpartner, 
Chief Sustainability Officer nimmt Menschenrechts-
probleme entgegen

EnBW AG Mitglied im Global Com-
pact; für Lieferanten: 
"Verhaltensgrundsätze 
für die verantwortliche 
Beschaffung von Stein-
kohle und anderen Roh-
stoffen" mit Bezug auf 
Menschenrechte

für Lieferanten:  
Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen, 
OECD-Leitsätze

seit 2010 "Verhaltensgrundsätze für die verant-
wortliche Beschaffung von Steinkohle 
und anderen Rohstoffen", Vorabprü-
fung der Lieferanten, Bestandteil der 
Rohstoffbeschaffungsverträge

Menschenrechtliche Risikoanalyse 
in verschiedenen Schritten (u. a.  
Fragenkatalog, Stakeholderdia loge), 
jährliche Wiederholung für alle  
Produzenten, Risikoanalyse für  
besonders schwierige und kritische 
Beschaffungssituationen

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, nach Frist für Verbesserungen, 
noch nicht vorgekommen,  
andere konkrete Maßnahme: Besuche 
des Kohlelieferanten in Kolumbien

Erwartung dass Geschäftspartner Beschwerde-
mechanismen im Sinne der UN-Leitprinzipien  
bereitstellen; Meldung über Verstöße gegen  
Verhaltensgrundsätze an EnBW-Nachhaltigkeits-
experten

EWE AG für Lieferanten: Lieferan-
tenkodex mit allgemei-
nem Bezug auf Menschen-
rechte, konkret nur 
Arbeitsrechte benannt

k.A.  – "Verhaltenskodex für Lieferanten  
des EWE Konzerns", Vorabprüfung der 
Lieferanten, Lieferantenaudits

k. A. "geeignete Schritte" werden eingeleitet k. A.

MVV Energie 
Mannheim AG

Für Lieferanten: 
"Einkaufs bedingungen 
für alle Gesellschaften des 
MVV Energie-Konzerns" 
mit Bezug auf Arbeitneh-
merrechte in UN- und  
ILO-Konventionen

für Lieferanten:  
UN-Menschenrechts-
konventionen,  
ILO-Konventionen,  
"Konventionen der OECD"

seit 2009  
(einzelne 
Tochtergesell-
schaften)

Einkaufsbedingungen, Vorabprüfung 
der Lieferanten, Bestandteil der ver-
traglichen Pflichten der Lieferanten, 
dass sie Menschen- und Arbeitnehmer-
rechte der UN, ILO, OECD und des  
Global Compact einhalten

Risiken werden in Bezug auf  
Brennstofflieferketten bewertet,  
auf Basis vorliegender Informatio-
nen, von Lieferanten und anderen 
Drittquellen

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, nach Frist für Verbesserungen, 
konkrete Maßnahme: aufgrund von  
Verdacht auf Menschenrechtsverletzung 
wurde Vertrag nicht verlängert und  
Bezugsquelle gewechselt

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Whistleblower-Hotline, Compliance Officer  
oder externer Vertrauensanwalt

RWE AG Verhaltenskodex mit  
Bezug auf Menschen-
rechte, außerdem:  
Sozialcharta

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen

seit 2004 Verhaltenskodex (für Mitarbeiter/-in-
nen und Lieferanten), Bestandteil der 
Lieferverträge, Lieferantenaudits über 
Bettercoal

"Counterparty Risk Assessment": 
Prüfung bevor Geschäftsbeziehun-
gen eingegangen werden, ob Fehl-
verhalten des potenziellen  
Geschäftspartners bezüglich der 
Prinzipien des Global Compact o. 
des Verhaltenskodex bekannt ist;  
für Steinkohle-Lieferkette Initiative 
Bettercoal mitgegründet

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, nur als letzte Maßnahme

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
interne und externe Ansprechpartner, auch anonym

Stadtwerke 
Hannover AG/ 
enercity

kein Verhaltenskodex, für 
Lieferanten Verweis auf 
Kodex des Vereins  
der Kohlenimporteure

k. A. "ABB Human 
Rights Poli-
cy and State-
ment", außer-
dem: Social 
Policy mit Be-
zug auf Men-
schenrechte

neuer Bestandteil der vertraglichen 
Pflichten, dass Lieferanten den Kodex 
des Vereins der Kohlenimporteure  
einhalten

Risikomanagement ohne menschen-
rechtliche Analysen oder Folgen-
abschätzungen

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, nach Frist für Verbesserungen

Für Kunden und Externe:  
Beschwerdemanagement, interne Behandlung

Stadtwerke 
Köln GmbH

Leitbild ohne Bezug auf 
Menschenrechte, Frage-
bogenantwort mit Bezug 
auf Menschenrechte  
(für Lieferanten)

für Lieferanten:  
ILO-Kernarbeitsnormen

 – Bestandteil der vertraglichen Pflichten 
der einschlägigen Lieferanten, dass sie 
ILO-Kernarbeitsnormen einhalten

Risikomanagement bezieht sich auf 
regelkonformes Verhalten  
(nach rechtlichen und ethischen 
Standards) von Mitarbeiter/innen 
und Geschäftspartnern

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
über alle Kanäle (Telefon, Brief, E-Mail,  
Online Service), externer Ombudsmann

Stadtwerke 
München GmbH

Verhaltenskodex (kein  
Bezug auf Menschen-
rechte, wenige Aspekte 
wie Nicht-Diskriminierung 
enthalten); auf Webseite 
Verweis dass Lieferanten 
auf Grundsätze von  
ILO und Global Compact 
verpflichtet werden

"Grundsätze der ILO"  – Vorabprüfung der Lieferanten,  
Bestandteil der vertraglichen Pflichten 
der Kohlelieferanten, dass sie  
ILO-Kernkonventionen und Prinzipien 
des Global Compact einhalten

Risikoanalyse bezieht sich auf  
finanzielles und nichtfinanzielles  
Risiko (nichtfinanziell: Risiken für 
die Umwelt, die Lebensqualität und 
gesellschaftliche Auswirkungen)

konkrete Maßnahme: Gespräch mit  
der Gesellschaft für bedrohte Völker  
und Vertreter/-innen der Schoren aus 
Russland

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Hinweisgebersystem, Ombudsmann  
(externer Anwalt), auch anonym

STEAG GmbH Verhaltenskodex mit  
Bezug auf Menschen-
rechte

ILO-Kernarbeitsnormen, 
OECD-Leitsätze

seit 2011 Prinzipien des Verhaltenskodex sollen 
auch von Lieferanten geteilt werden, 
Vorabprüfung der Lieferanten, Be-
standteil der vertraglichen Pflichten 
der Lieferanten, dass sie Menschen-
rechte einhalten, Lieferantenaudits

Menschenrechtliche Folgenabschät-
zung bei der Realisierung von  
Projekten oder dem Eingehen von 
Vertragsbeziehungen

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, bereits vorgekommen:  
Abbruch der Geschäftsbeziehung mit 
Kohleproduzenten

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Chief Compliance Officer nimmt  
Menschenrechtsbeschwerden entgegen

Vattenfall 
GmbH*

Verhaltenskodex mit  
Bezug auf Global Com-
pact; für Lieferanten:  
Verhaltenskodex für  
Lieferanten mit Bezug  
auf Menschenrechte

für Lieferanten:  
Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen, 
OECD-Leitsätze

seit 2008 Verhaltenskodex für Lieferanten,  
Vorabprüfung der Lieferanten, Erwar-
tung an Lieferanten, dass sie Verhal-
tenskodex einhalten oder eigene 
gleichwertige Standards verabschie-
den, Lieferantenaudits

Anfängliche Risikobewertung, in der 
Land, Sektor und Lieferant bewertet 
werden, in der Folge menschenrech-
te Folgenabschätzungen geplant

Abbruch der Geschäftsbeziehung als  
letzte Option möglich,  
bereits vorgekommen

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Whistleblower-Programm, Bearbeitung durch unab-
hängige Anwälte, lokale Beschwerdemöglichkeiten 
an Kraftwerksorten, Empfehlungen an Minenbetrei-
ber zu lokalen Beschwerdemechanismen geplant 

* Policy und Vorgehen überwiegend bezogen auf Mutterkonzern ** Konkret untersucht wurden Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, 
OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen und ILO-Standards
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Unternehmen Menschenrechtliche 
Grundsatzerklärung 
(Vergleichende Analyse 
siehe 5.1)

Bekenntnis zu inter-
nationalen Menschen-
rechts-/Arbeitsrechts-
standards**

Mitglied  
im Global  
Compact

Einkaufspolicy mit menschen-
rechtlichen Aspekten oder  
Verhaltenskodex für Lieferanten 
und Umsetzung

Menschenrechtsrisikoanalyse Maßnahmen bei Fehlverhalten Beschwerdeverfahren

Energieversorger

E.ON SE  
(inzwischen auf-
geteilt in E.ON 
und Uniper)

"Human Rights Policy 
Statement"

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernkonventionen

seit 2005 Lieferantenkodex, Vorabprüfung der 
Lieferanten, Bestandteil der Lieferver-
träge, Lieferantenaudits

Auf Basis von menschenrecht-
licher Risikoanalyse ist geplant, 
Menschen rechte in die Manage-
mentsysteme und relevanten  
Geschäftsprozesse zu integrieren

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Whistleblower-Hotline und interne Ansprechpartner, 
Chief Sustainability Officer nimmt Menschenrechts-
probleme entgegen

EnBW AG Mitglied im Global Com-
pact; für Lieferanten: 
"Verhaltensgrundsätze 
für die verantwortliche 
Beschaffung von Stein-
kohle und anderen Roh-
stoffen" mit Bezug auf 
Menschenrechte

für Lieferanten:  
Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen, 
OECD-Leitsätze

seit 2010 "Verhaltensgrundsätze für die verant-
wortliche Beschaffung von Steinkohle 
und anderen Rohstoffen", Vorabprü-
fung der Lieferanten, Bestandteil der 
Rohstoffbeschaffungsverträge

Menschenrechtliche Risikoanalyse 
in verschiedenen Schritten (u. a.  
Fragenkatalog, Stakeholderdia loge), 
jährliche Wiederholung für alle  
Produzenten, Risikoanalyse für  
besonders schwierige und kritische 
Beschaffungssituationen

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, nach Frist für Verbesserungen, 
noch nicht vorgekommen,  
andere konkrete Maßnahme: Besuche 
des Kohlelieferanten in Kolumbien

Erwartung dass Geschäftspartner Beschwerde-
mechanismen im Sinne der UN-Leitprinzipien  
bereitstellen; Meldung über Verstöße gegen  
Verhaltensgrundsätze an EnBW-Nachhaltigkeits-
experten

EWE AG für Lieferanten: Lieferan-
tenkodex mit allgemei-
nem Bezug auf Menschen-
rechte, konkret nur 
Arbeitsrechte benannt

k.A.  – "Verhaltenskodex für Lieferanten  
des EWE Konzerns", Vorabprüfung der 
Lieferanten, Lieferantenaudits

k. A. "geeignete Schritte" werden eingeleitet k. A.

MVV Energie 
Mannheim AG

Für Lieferanten: 
"Einkaufs bedingungen 
für alle Gesellschaften des 
MVV Energie-Konzerns" 
mit Bezug auf Arbeitneh-
merrechte in UN- und  
ILO-Konventionen

für Lieferanten:  
UN-Menschenrechts-
konventionen,  
ILO-Konventionen,  
"Konventionen der OECD"

seit 2009  
(einzelne 
Tochtergesell-
schaften)

Einkaufsbedingungen, Vorabprüfung 
der Lieferanten, Bestandteil der ver-
traglichen Pflichten der Lieferanten, 
dass sie Menschen- und Arbeitnehmer-
rechte der UN, ILO, OECD und des  
Global Compact einhalten

Risiken werden in Bezug auf  
Brennstofflieferketten bewertet,  
auf Basis vorliegender Informatio-
nen, von Lieferanten und anderen 
Drittquellen

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, nach Frist für Verbesserungen, 
konkrete Maßnahme: aufgrund von  
Verdacht auf Menschenrechtsverletzung 
wurde Vertrag nicht verlängert und  
Bezugsquelle gewechselt

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Whistleblower-Hotline, Compliance Officer  
oder externer Vertrauensanwalt

RWE AG Verhaltenskodex mit  
Bezug auf Menschen-
rechte, außerdem:  
Sozialcharta

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen

seit 2004 Verhaltenskodex (für Mitarbeiter/-in-
nen und Lieferanten), Bestandteil der 
Lieferverträge, Lieferantenaudits über 
Bettercoal

"Counterparty Risk Assessment": 
Prüfung bevor Geschäftsbeziehun-
gen eingegangen werden, ob Fehl-
verhalten des potenziellen  
Geschäftspartners bezüglich der 
Prinzipien des Global Compact o. 
des Verhaltenskodex bekannt ist;  
für Steinkohle-Lieferkette Initiative 
Bettercoal mitgegründet

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, nur als letzte Maßnahme

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
interne und externe Ansprechpartner, auch anonym

Stadtwerke 
Hannover AG/ 
enercity

kein Verhaltenskodex, für 
Lieferanten Verweis auf 
Kodex des Vereins  
der Kohlenimporteure

k. A. "ABB Human 
Rights Poli-
cy and State-
ment", außer-
dem: Social 
Policy mit Be-
zug auf Men-
schenrechte

neuer Bestandteil der vertraglichen 
Pflichten, dass Lieferanten den Kodex 
des Vereins der Kohlenimporteure  
einhalten

Risikomanagement ohne menschen-
rechtliche Analysen oder Folgen-
abschätzungen

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, nach Frist für Verbesserungen

Für Kunden und Externe:  
Beschwerdemanagement, interne Behandlung

Stadtwerke 
Köln GmbH

Leitbild ohne Bezug auf 
Menschenrechte, Frage-
bogenantwort mit Bezug 
auf Menschenrechte  
(für Lieferanten)

für Lieferanten:  
ILO-Kernarbeitsnormen

 – Bestandteil der vertraglichen Pflichten 
der einschlägigen Lieferanten, dass sie 
ILO-Kernarbeitsnormen einhalten

Risikomanagement bezieht sich auf 
regelkonformes Verhalten  
(nach rechtlichen und ethischen 
Standards) von Mitarbeiter/innen 
und Geschäftspartnern

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
über alle Kanäle (Telefon, Brief, E-Mail,  
Online Service), externer Ombudsmann

Stadtwerke 
München GmbH

Verhaltenskodex (kein  
Bezug auf Menschen-
rechte, wenige Aspekte 
wie Nicht-Diskriminierung 
enthalten); auf Webseite 
Verweis dass Lieferanten 
auf Grundsätze von  
ILO und Global Compact 
verpflichtet werden

"Grundsätze der ILO"  – Vorabprüfung der Lieferanten,  
Bestandteil der vertraglichen Pflichten 
der Kohlelieferanten, dass sie  
ILO-Kernkonventionen und Prinzipien 
des Global Compact einhalten

Risikoanalyse bezieht sich auf  
finanzielles und nichtfinanzielles  
Risiko (nichtfinanziell: Risiken für 
die Umwelt, die Lebensqualität und 
gesellschaftliche Auswirkungen)

konkrete Maßnahme: Gespräch mit  
der Gesellschaft für bedrohte Völker  
und Vertreter/-innen der Schoren aus 
Russland

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Hinweisgebersystem, Ombudsmann  
(externer Anwalt), auch anonym

STEAG GmbH Verhaltenskodex mit  
Bezug auf Menschen-
rechte

ILO-Kernarbeitsnormen, 
OECD-Leitsätze

seit 2011 Prinzipien des Verhaltenskodex sollen 
auch von Lieferanten geteilt werden, 
Vorabprüfung der Lieferanten, Be-
standteil der vertraglichen Pflichten 
der Lieferanten, dass sie Menschen-
rechte einhalten, Lieferantenaudits

Menschenrechtliche Folgenabschät-
zung bei der Realisierung von  
Projekten oder dem Eingehen von 
Vertragsbeziehungen

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, bereits vorgekommen:  
Abbruch der Geschäftsbeziehung mit 
Kohleproduzenten

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Chief Compliance Officer nimmt  
Menschenrechtsbeschwerden entgegen

Vattenfall 
GmbH*

Verhaltenskodex mit  
Bezug auf Global Com-
pact; für Lieferanten:  
Verhaltenskodex für  
Lieferanten mit Bezug  
auf Menschenrechte

für Lieferanten:  
Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen, 
OECD-Leitsätze

seit 2008 Verhaltenskodex für Lieferanten,  
Vorabprüfung der Lieferanten, Erwar-
tung an Lieferanten, dass sie Verhal-
tenskodex einhalten oder eigene 
gleichwertige Standards verabschie-
den, Lieferantenaudits

Anfängliche Risikobewertung, in der 
Land, Sektor und Lieferant bewertet 
werden, in der Folge menschenrech-
te Folgenabschätzungen geplant

Abbruch der Geschäftsbeziehung als  
letzte Option möglich,  
bereits vorgekommen

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Whistleblower-Programm, Bearbeitung durch unab-
hängige Anwälte, lokale Beschwerdemöglichkeiten 
an Kraftwerksorten, Empfehlungen an Minenbetrei-
ber zu lokalen Beschwerdemechanismen geplant 



* Policy und Vorgehen überwiegend bezogen auf Mutterkonzern ** Konkret untersucht wurden Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, 
OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen und ILO-Standards
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Unternehmen Menschenrechtliche 
Grundsatzerklärung 
(Vergleichende Analyse 
siehe 5.1)

Bekenntnis zu inter-
nationalen Menschen-
rechts-/Arbeitsrechts-
standards**

Mitglied  
im Global  
Compact

Einkaufspolicy mit menschen-
rechtlichen Aspekten oder  
Verhaltenskodex für Lieferanten 
und Umsetzung

Menschenrechtsrisikoanalyse Maßnahmen bei Fehlverhalten Beschwerdeverfahren

Mit Mineralöl und Gas Handel betreibende Unternehmen

BP Europe SE* "Grundsätze Unter-
nehmen und Menschen-
rechte"

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen

seit 2000 "Allgemeine Einkaufsbedingungen der 
BP für Lieferungen und Leistungen", 
Vorabprüfung der Lieferanten,  
Bestandteil der Lieferverträge,  
Lieferantenaudits

Unabhängige Experten überprüften,  
ob Grundsätze und Praxis von BP 
mit den UN-Leitprinzipien überein-
stimmen; Menschenrechts risiken 
und -auswirkungen auf Basis der 
UN-Leitprinzipien werden  
fortschreitend in die bestehenden 
Mechanismen eingearbeitet; vor Ort 
Konsultation mit Betroffenen

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Open Talk Helpline, Behandlung  
durch unabhängiges Unternehmen,  
zugänglich auch für lokale Gemeinschaften

Exxon Mobil 
Central Europe 
Holding GmbH*

Webseite: "Schutz der 
Menschenrechte" bzw. 
"Respecting Human 
Rights"

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen

 – "ExxonMobil supplier, vendor and con-
tractor expectations" (nur auf Websei-
te), Vorabprüfung, Erwartung an Liefe-
ranten, dass die supplier expectations 
und Menschenrechte eingehalten wer-
den, Lieferantenaudits

keine, nur Training um Menschen-
rechtsrisiko besser zu verstehen

k. A. Beschwerdeverfahren vor Ort  
für lokale Gemeinschaften

Gazprom Ger-
mania GmbH

kein Verhaltenskodex k. A.  – k. A. k. A. k. A. k. A.

Jet Tankstellen 
Deutschland 
GmbH* (über 
Mutterkonzern 
Phillips 66)

"Code of Business Ethics 
and Conduct"

k. A.  – k. A. k. A. k. A. Community Advisory Panels

Marquard & 
Bals AG

Verhaltenskodex mit  
Bezug auf Menschen-
rechte

Nachhaltigkeitsbericht: 
Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen, 
OECD-Leitsätze

 – Verhaltenskodex gilt auch für Liefe-
ranten, Erwartung an Lieferanten, 
dass sie den Verhaltenskodex  
einhalten

Geplant ist, bis 2017 ein konzern-
weites Risikomanagement unter  
Einbeziehung ökologischer und  
sozialer Aspekte umzusetzen

Sanktionen möglich Whistleblowing System, auch anonym;  
seit April 2017 für Mitarbeiter/-innen sowie  
Geschäftspartner: zusätzliche externe Web-Platt-
form "CARE", weltweit erreichbar, auch anonym,  
in Landes sprache möglich

OMV Deutsch-
land GmbH*

"OMV Human Rights  
Policy Statement"

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Konventionen;  
zusätzlich im Verhaltens-
kodex: OECD-Leitsätze

seit 2003 "Code of Conduct Vertragsklausel", 
Bestandteil der Lieferverträge,  
Lieferantenaudits,  
Schulungen für Lieferanten

Risiken von Menschenrechtsver-
letzungen bei Geschäftstätigkeiten 
werden regelmäßig beurteilt, bevor 
ein neues Projekt startet und bei  
bestehenden Projekten. Miteinbe-
zogen werden u. a. betroffene  
Gruppen und international aner-
kannte Experten

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, nach Frist für Verbesserungen, 
bereits vorgekommen: Rückzug aus dem 
Sudan

Meldungen über Ethics Helpline, das Intranet oder 
per E-Mail an die Compliance-Abteilung;  
"gesellschaftliche Beschwerdemechanismen"  
für Anrainergemeinden in allen Ländern, in denen 
OMV tätig ist

Shell Deutsch-
land Oil GmbH*

Verhaltenskodex (mit  
Bezug auf Menschen-
rechte)

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Konventionen

seit 2000 "Shell Supplier Principles", Vorab-
prüfung der Lieferanten, Erwartung  
an Lieferanten, dass sie die Supplier 
Principles einhalten,  
Lieferantenaudits

Lieferanten die aufgrund von Land 
oder Produkt in Bezug auf Arbeits-
rechte risikobehaftet sind, sollen vor 
Vertragsaufnahme ein Assessment 
durchführen

Lieferanten müssen Korrekturmaß-
nahmen vornehmen

Für lokale Gemeinschaften: lokale Beschwerde-
verfahren (Meetings, Umfragen, Hotlines)

Total Deutsch-
land GmbH*

"Code of Conduct"  
mit Bezug auf Menschen-
rechte, zusätzlich:  
"Human Rights Guide"

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen, 
OECD-Leitsätze

seit 2002 "Fundamental Principles of 
Purchasing", Vorabprüfung der  
Lieferanten, Bestandteil der Liefer-
verträge, Lieferantenaudits

Integration von Menschenrechts-
themen in Social Impact Assess-
ments oder Environmental and  
Social Impact Assessments;  
in spezifischen Kontexten werden 
Human Rights Impact Assessments 
oder Human Rights and Conflict Risk 
Assessments durchgeführt;  
Betroffene Stakeholder frühzeitig 
einbezogen

Abbruch der Geschäftsbeziehung 
möglich

Für Mitarbeiter/-innen:  
Line Manager, Human Resources oder Ethic  
Committee; vertraulich,  
Beschwerdeverfahren vor Ort für lokale  
Gemeinschaften,  
Beschwerde-Guide

Verbundnetz 
Gas AG

kein Verhaltenskodex,  
Unterzeichner der Initia-
tive "Verantwortlich  
handeln", darin Bezug  
auf OECD-Leitsätze,  
ILO-Grundsatzerklärung 
und Global Compact

ILO-Grundsatzerklärung, 
OECD-Leitsätze

 – k.A. Risikomanagement nicht auf  
Menschenrechtsaspekte bezogen

k. A. k.A.

Wintershall 
Holding GmbH*

"Menschenrechtsposition 
der BASF Gruppe"

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Grundsatzerklärung, 
OECD-Leitsätze

seit 2000 
(über BASF)

Verhaltenskodex für Lieferanten & 
Allgemeine Einkaufsbedingungen, 
Präqualifizierung der Lieferanten,  
Erwartung an Lieferanten, dass sie  
den Verhaltenskodex einhalten,  
Lieferantenaudits,  
Schulungen für Kontraktoren

Risikoanalyse zu Menschenrechten 
ist Bestandteil mehrerer interner 
Managementprozesse. Im Rahmen 
der Initiative "Together for Sustai-
nability": Risikomatrizen unterteilt 
nach Länder- und Produktrisiken, 
auf deren Basis Audits vor Ort

Abbruch der Geschäftsbeziehung 
möglich, nach Frist für Verbesserungen, 
bisher nicht vorgekommen

Für Mitarbeiter/-innen:  
Compliance Officer oder Hotline, auch anonym;  
für Externe: standortspezifische Beschwerde-
möglichkeiten: lokale Ansprechpartner/-innen,  
projektspezifische Hotlines & E-Mail-Adressen  
sowie reguläre Dialogformate



5. Menschenrechtliche Verantwortung: Was deutsche Unternehmen des Energiesektors tun – oder lassen 
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Unternehmen Menschenrechtliche 
Grundsatzerklärung 
(Vergleichende Analyse 
siehe 5.1)

Bekenntnis zu inter-
nationalen Menschen-
rechts-/Arbeitsrechts-
standards**

Mitglied  
im Global  
Compact

Einkaufspolicy mit menschen-
rechtlichen Aspekten oder  
Verhaltenskodex für Lieferanten 
und Umsetzung

Menschenrechtsrisikoanalyse Maßnahmen bei Fehlverhalten Beschwerdeverfahren

Mit Mineralöl und Gas Handel betreibende Unternehmen

BP Europe SE* "Grundsätze Unter-
nehmen und Menschen-
rechte"

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen

seit 2000 "Allgemeine Einkaufsbedingungen der 
BP für Lieferungen und Leistungen", 
Vorabprüfung der Lieferanten,  
Bestandteil der Lieferverträge,  
Lieferantenaudits

Unabhängige Experten überprüften,  
ob Grundsätze und Praxis von BP 
mit den UN-Leitprinzipien überein-
stimmen; Menschenrechts risiken 
und -auswirkungen auf Basis der 
UN-Leitprinzipien werden  
fortschreitend in die bestehenden 
Mechanismen eingearbeitet; vor Ort 
Konsultation mit Betroffenen

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich

Für Mitarbeiter/-innen und Externe:  
Open Talk Helpline, Behandlung  
durch unabhängiges Unternehmen,  
zugänglich auch für lokale Gemeinschaften

Exxon Mobil 
Central Europe 
Holding GmbH*

Webseite: "Schutz der 
Menschenrechte" bzw. 
"Respecting Human 
Rights"

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen

 – "ExxonMobil supplier, vendor and con-
tractor expectations" (nur auf Websei-
te), Vorabprüfung, Erwartung an Liefe-
ranten, dass die supplier expectations 
und Menschenrechte eingehalten wer-
den, Lieferantenaudits

keine, nur Training um Menschen-
rechtsrisiko besser zu verstehen

k. A. Beschwerdeverfahren vor Ort  
für lokale Gemeinschaften

Gazprom Ger-
mania GmbH

kein Verhaltenskodex k. A.  – k. A. k. A. k. A. k. A.

Jet Tankstellen 
Deutschland 
GmbH* (über 
Mutterkonzern 
Phillips 66)

"Code of Business Ethics 
and Conduct"

k. A.  – k. A. k. A. k. A. Community Advisory Panels

Marquard & 
Bals AG

Verhaltenskodex mit  
Bezug auf Menschen-
rechte

Nachhaltigkeitsbericht: 
Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen, 
OECD-Leitsätze

 – Verhaltenskodex gilt auch für Liefe-
ranten, Erwartung an Lieferanten, 
dass sie den Verhaltenskodex  
einhalten

Geplant ist, bis 2017 ein konzern-
weites Risikomanagement unter  
Einbeziehung ökologischer und  
sozialer Aspekte umzusetzen

Sanktionen möglich Whistleblowing System, auch anonym;  
seit April 2017 für Mitarbeiter/-innen sowie  
Geschäftspartner: zusätzliche externe Web-Platt-
form "CARE", weltweit erreichbar, auch anonym,  
in Landes sprache möglich

OMV Deutsch-
land GmbH*

"OMV Human Rights  
Policy Statement"

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Konventionen;  
zusätzlich im Verhaltens-
kodex: OECD-Leitsätze

seit 2003 "Code of Conduct Vertragsklausel", 
Bestandteil der Lieferverträge,  
Lieferantenaudits,  
Schulungen für Lieferanten

Risiken von Menschenrechtsver-
letzungen bei Geschäftstätigkeiten 
werden regelmäßig beurteilt, bevor 
ein neues Projekt startet und bei  
bestehenden Projekten. Miteinbe-
zogen werden u. a. betroffene  
Gruppen und international aner-
kannte Experten

Abbruch der Geschäftsbeziehung  
möglich, nach Frist für Verbesserungen, 
bereits vorgekommen: Rückzug aus dem 
Sudan

Meldungen über Ethics Helpline, das Intranet oder 
per E-Mail an die Compliance-Abteilung;  
"gesellschaftliche Beschwerdemechanismen"  
für Anrainergemeinden in allen Ländern, in denen 
OMV tätig ist

Shell Deutsch-
land Oil GmbH*

Verhaltenskodex (mit  
Bezug auf Menschen-
rechte)

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Konventionen

seit 2000 "Shell Supplier Principles", Vorab-
prüfung der Lieferanten, Erwartung  
an Lieferanten, dass sie die Supplier 
Principles einhalten,  
Lieferantenaudits

Lieferanten die aufgrund von Land 
oder Produkt in Bezug auf Arbeits-
rechte risikobehaftet sind, sollen vor 
Vertragsaufnahme ein Assessment 
durchführen

Lieferanten müssen Korrekturmaß-
nahmen vornehmen

Für lokale Gemeinschaften: lokale Beschwerde-
verfahren (Meetings, Umfragen, Hotlines)

Total Deutsch-
land GmbH*

"Code of Conduct"  
mit Bezug auf Menschen-
rechte, zusätzlich:  
"Human Rights Guide"

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Kernarbeitsnormen, 
OECD-Leitsätze

seit 2002 "Fundamental Principles of 
Purchasing", Vorabprüfung der  
Lieferanten, Bestandteil der Liefer-
verträge, Lieferantenaudits

Integration von Menschenrechts-
themen in Social Impact Assess-
ments oder Environmental and  
Social Impact Assessments;  
in spezifischen Kontexten werden 
Human Rights Impact Assessments 
oder Human Rights and Conflict Risk 
Assessments durchgeführt;  
Betroffene Stakeholder frühzeitig 
einbezogen

Abbruch der Geschäftsbeziehung 
möglich

Für Mitarbeiter/-innen:  
Line Manager, Human Resources oder Ethic  
Committee; vertraulich,  
Beschwerdeverfahren vor Ort für lokale  
Gemeinschaften,  
Beschwerde-Guide

Verbundnetz 
Gas AG

kein Verhaltenskodex,  
Unterzeichner der Initia-
tive "Verantwortlich  
handeln", darin Bezug  
auf OECD-Leitsätze,  
ILO-Grundsatzerklärung 
und Global Compact

ILO-Grundsatzerklärung, 
OECD-Leitsätze

 – k.A. Risikomanagement nicht auf  
Menschenrechtsaspekte bezogen

k. A. k.A.

Wintershall 
Holding GmbH*

"Menschenrechtsposition 
der BASF Gruppe"

Allg. Erklärung der  
Menschenrechte,  
ILO-Grundsatzerklärung, 
OECD-Leitsätze

seit 2000 
(über BASF)

Verhaltenskodex für Lieferanten & 
Allgemeine Einkaufsbedingungen, 
Präqualifizierung der Lieferanten,  
Erwartung an Lieferanten, dass sie  
den Verhaltenskodex einhalten,  
Lieferantenaudits,  
Schulungen für Kontraktoren

Risikoanalyse zu Menschenrechten 
ist Bestandteil mehrerer interner 
Managementprozesse. Im Rahmen 
der Initiative "Together for Sustai-
nability": Risikomatrizen unterteilt 
nach Länder- und Produktrisiken, 
auf deren Basis Audits vor Ort

Abbruch der Geschäftsbeziehung 
möglich, nach Frist für Verbesserungen, 
bisher nicht vorgekommen

Für Mitarbeiter/-innen:  
Compliance Officer oder Hotline, auch anonym;  
für Externe: standortspezifische Beschwerde-
möglichkeiten: lokale Ansprechpartner/-innen,  
projektspezifische Hotlines & E-Mail-Adressen  
sowie reguläre Dialogformate
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gung klagen. Darüber hinaus steigen die Kosten, wenn 
jede/-r Betroffene einzeln klagen muss. Das Prozesskos-
tenrisiko ist bei Klagen auf Schadensersatz sowohl für die 
Anwälte, die mehrere Betroffene vertreten als auch häufig 
für die einzelnen Betroffenen kaum tragbar. Im Rahmen 
der vom Bundesjustizministerium derzeit geplanten Mus-
terfeststellungsklagen sollte diese kollektive Klagemög-
lichkeit auch für menschenrechtliche Fallkonstellationen 
ermöglicht werden.

In vielen Fällen sind zudem Beweise über Entschei-
dungsprozesse innerhalb eines Unternehmens, die zu ei-
nem Schaden geführt haben, sehr schwer zu erbringen. 
Im deutschen Recht gibt es aber keine umfassenden Be-
weisverfahren, wie es in anderen Rechtsordnungen der 
Fall ist, die es ermöglichen, von der Gegenseite die Offen-
legung von relevanten Informationen erstreiten zu kön-
nen. Daher sollten bestehende Beweiserleichterungen 
und Beweislastumkehrungen zukünftig für die hier dis-
kutierten Fälle ausgeweitet werden. Die Bundesregierung 
hat es im Rahmen des Nationalen Aktionsplans versäumt,  
diese prozessualen Hürden anzuerkennen und zu besei-
tigen.

In Deutschland gibt es außerdem keine Notzuständig-
keitsnorm, die ermöglichen würde, dass sich ein deutsches 
Gericht für zuständig erklären kann, falls dies erforderlich 
wäre, um für die Betroffenen das Recht auf ein faires Ver-
fahren oder das Recht auf gerichtlichen Rechtsschutz zu 
gewährleisten, weil dies im eigenen Land nicht möglich ist.

Sollten diese prozessualen Hürden genommen bzw. 
die Lücken perspektivisch geschlossen worden sein, stellt 
sich im Verfahren die Frage der Zurechnung. Wem sind die 
Handlungen bzw. die relevanten Entscheidungen zuzu-
rechnen, die zu Schäden der Betroffenen geführt haben? 
Der im deutschen Recht verankerte Grundsatz der ge-
trennten Rechtspersönlichkeiten von Mutter- und Tochter-
unternehmen hat zur Folge, dass das Mutterunternehmen 
in aller Regel nicht einfach für das Verhalten des Tochter-
unternehmens zur Rechenschaft gezogen werden kann. 
Hier fehlen gesetzlich verankerte Sorgfaltspflichten, die 
beim Mutterunternehmen in Deutschland ansetzen. (vgl. 
Kapitel 6.1.2)

Auch aus strafrechtlicher Sicht ist die Situation unbe-
friedigend. Deutschland kennt, im Unterschied zu den 

6. Zugang zu wirksamer Abhilfe für Betroffene 

Die dritte Säule der UN-Leitprinzipien fasst in den 
Leitprinzipien 25 bis 31 Anforderungen an einen Zu-
gang zu wirksamer Abhilfe, sowohl auf gerichtlichem 
Wege, als auch im Rahmen von außergerichtlichen Be-
schwerdemechanismen zusammen. Laut Prinzip 25 
müssen Staaten gewährleisten, dass unternehmens-
bezogene Menschenrechtsverletzungen „untersucht, 
geahndet und wiedergutgemacht“ werden.

Dieses Kapitel befasst sich im ersten Teil mit gericht-
lichen Abhilfeverfahren. Dabei werden Probleme beim 
Rechtszugang, die für Betroffene von Menschenrechts-
verletzungen im Energiesektor entstehen, beleuchtet und 
neue internationale Entwicklungen nachgezeichnet. Im 
zweiten Teil steht ein staatlicher außergerichtlicher Be-
schwerdemechanismus im Fokus: die OECD-Leitsätze für 
multinationale Unternehmen und die dazugehörige Na-
tionale Kontaktstelle. Im dritten Teil geht es schließlich 
um den Beschwerdemechanismus der DEG, eines Unter-
nehmens im staatlichen Eigentum.

6.1  Zugang zu gerichtlicher Abhilfe

6.1.1  Status Quo der gerichtlichen  
Abhilfe 

In Deutschland sind die Rechtsgrundlagen, auf die sich 
Betroffene bei Menschenrechtsverletzungen in globalen 
Geschäftsbeziehungen oder Schäden aufgrund des glo-
balen Klimawandels stützen können, lückenhaft oder 
sehr unsicher. Diese Lücken und prozessualen Hürden 
führen auch dazu, dass es in Deutschland insgesamt bis-
lang kaum Gerichtsverfahren gegen Unternehmen gibt, 
in denen die Verantwortung für Schäden durch ihre Ge-
schäftstätigkeit im Ausland verhandelt wird (ECCHR et 
al. 2017: 21f, Heydenreich et al. 2014: 98f). Diese Hürden 
und Lücken sind vielfältig: So können in Deutschland 
nicht mehrere Betroffene, die aufgrund desselben Unter-
nehmenshandelns ähnliche Schäden erlitten haben, als 
Gruppe eine zivilrechtliche Klage einreichen. Es ist jedoch 
bei einer Vielzahl Betroffener, z. B. im Falle von Landent-
eignungen, häufig bereits aus Gerechtigkeitserwägungen 
schwierig Einzelne herauszunehmen, die auf Entschädi-
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das Unternehmen nicht strafrechtlich belangt werden. 
Wie schwer es ist, einzelne Manager zur Verantwortung 
zu ziehen, zeigt auch die Klage gegen das Unternehmen 
Lahmeyer International aus dem Energiesektor (vgl. Kas-
ten unten, S. 115).

meisten europäischen Ländern, weiterhin kein Unterneh-
mensstrafrecht. Unternehmen können nur im Rahmen von 
Ordnungswidrigkeiten zu Bußgeldzahlungen angehalten 
werden. So kann bei verfehlten Unternehmenspolitiken, 
die insgesamt zu Menschenrechtsverletzungen führen, 

Lahmeyer gemeinsam mit anderen Beteiligten Anfang 
2008, das letzte Wehr zu schließen und koordinierte die 
dafür erforderlichen Bauschritte. Mit der Schließung 
dieses Wehrs begann sich das Wasser aufzustauen, die 
Menschen wurden aus ihren Dörfern geflutet und ver-
loren ihre Lebensgrundlage. 

Wenn Unternehmen in Ländern mit autoritären Re-
gimen wie dem Sudan tätig sind, haben sie gemäß den 
UN-Leitprinzipien eine besondere Sorgfaltspflicht, da 
die Regierung die Menschenrechte von betroffenen Be-
völkerungsgruppen selbst häufig verletzt. Nach etwa 
fünf Jahren Ermittlungen gegen zwei Manager von Lah-
meyer International und der Vernehmung vieler Zeugen 
kam die Staatsanwaltschaft zu dem Ergebnis, dass den 
Beschuldigten kein Vorsatz nachzuweisen sei. Außer-
dem vertraten die Staatsanwälte die Ansicht, dass das 
Unternehmen keine rechtliche Pflicht habe zu über-
prüfen, ob die betroffenen Gemeinden vor der Flutung 
umgesiedelt worden seien (ECCHR 2016). 

Die Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main hat Ende 
April 2016 das Ermittlungsverfahren gegen zwei Mana-
ger des hessischen Unternehmens Lahmeyer Internati-
onal eingestellt. Der Vorwurf der Kläger lautete: Mitver-
antwortung für die Vertreibung sowie für die Zerstörung 
der Lebensgrundlage von 4.700 Familien. Lahmeyer 
International war am Bau des Merowe Staudamms im 
Nordsudan maßgeblich beteiligt. Bei der Inbetriebnah-
me des Staudamms im Jahr 2008 wurden mehr als 30 
Dörfer in der Region geflutet und mindestens 40.000 
Menschen umgesiedelt. Die Kontrolle der Inbetrieb-
nahme war von Lahmeyer übernommen worden. Dem 
Unternehmen wird vorgeworfen, 2002 mit dem Bau 
des Staudamms begonnen zu haben, ohne dass – wie 
in den Standards der Weltbank vorgesehen – Umsied-
lungspläne mit den betroffenen Gemeinden ausgehan-
delt worden waren. Auch die sudanesische Regierung 
hatte keine Pläne erarbeitet und konnte keine Einigung 
mit den Gemeinden vorweisen. Bis zur Flutung im Au-
gust 2008 waren nicht alle im Stauungsgebiet liegen-
den Dörfer umgesiedelt worden. Trotzdem entschied 

Ermittlung eingestellt: Strafanzeige gegen Lahmeyer 

Für den Merowe-Staudamm mussten mindestens 40.000 Menschen weichen. Bis zur Flutung waren nicht alle im Stauungs-
gebiet liegenden Dörfer umgesiedelt worden. 
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Hürden ansetzen und durch geeignete rechtliche und 
politische Maßnahmen sicherstellen, dass Betroffene in 
Deutschland effektiven Rechtszugang erhalten und über-
prüft werden kann, ob deutsche Unternehmen ihrer men-
schenrechtlichen Verantwortung auch im Ausland nach-
kommen.

Für einen verbesserten Rechtszugang ist die gesetzliche 
Verankerung der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht 
zentral. Die Nichtregierungsorganisationen Amnesty In-
ternational, Brot für die Welt, Germanwatch und Oxfam 
Deutschland haben daher ein Gutachten in Auftrag gege-
ben und in die Debatte eingebracht, das mit einem Ge-
setzgebungsvorschlag zeigt, wie die unternehmerische 
Sorgfaltspflicht zum Schutz der Menschenrechte im deut-
schen Recht verankert werden kann (Klinger et al. 2016). 

Entwicklungen in Europa

In europäischen Ländern finden sich zunehmend Bei-
spiele und Initiativen für Sorgfaltspflichtengesetze, die 
auf Prinzipien der gebührenden Vorsorge oder dem Ver-
ursacherprinzip aufbauen und Unternehmen direkt in die 
Pflicht nehmen. Sie zeichnen eine neue Entwicklung nach, 
die Unternehmen auch für transnationale Auswirkungen 
ihrer Geschäftstätigkeit zur Verantwortung zieht.

Großbritannien hat 2015 ein Gesetz gegen moderne 
Sklaverei eingeführt. Vorbild war ein Gesetz aus Kalifor-
nien, der California Transparency in Supply Chains Act, 
aus dem Jahr 2010. Unternehmen müssen einmal im Jahr 
veröffentlichen, welche Maßnahmen sie zur Verhinderung 
von moderner Sklaverei in ihren Lieferketten ergreifen. Das 
Gesetz ist nicht auf Unternehmen mit einem Sitz in Groß-
britannien beschränkt, sondern betrifft beispielsweise 
auch deutsche Unternehmen, die Zweigniederlassungen 
oder Vertriebsstätten in Großbritannien haben und dort 
einen Umsatz von mehr als 36 Millionen Pfund erzielen 
(HM Government 2015).

In Frankreich hat die Nationalversammlung am 
21.02.2017 ein Gesetz verabschiedet, das Unternehmen 
mit mehr als 5.000 Mitarbeiter/-innen in Frankreich bzw. 
10.000 Mitarbeiter/-innen einschließlich der Tochter-
unternehmen oder Filialen mit Sitz im Ausland eine men-
schenrechtliche Sorgfaltspflicht (devoir de vigilance) 
auferlegt. Sie müssen Pläne erstellen, umsetzen und ver-

In Deutschland fehlt es, und das zeigt auch der Fall 
Lahmeyer, an einer klaren rechtlichen Grundlage, was 
von einem Unternehmen hinsichtlich seiner menschen-
rechtlichen Sorgfalt erwartet wird. Die Bundesregierung 
hat zwar am 21.12.2016 einen Nationalen Aktionsplan zur 
Umsetzung der UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Men-
schenrechte in Deutschland verabschiedet. Dieser Aktions-
plan beinhaltet allerdings weder einen Prüfauftrag für die 
Entwicklung einer gesetzlichen Grundlage noch Verbes-
serungen im Rechtszugang für Betroffene von Menschen-
rechtsverletzungen. Die dritte Säule der UN-Leitprinzipien 
findet im Aktionsplan kaum Beachtung und bezeugt den 
fehlenden politischen Willen der Bundesregierung, deut-
sche Unternehmen Verfahren hinsichtlich ihrer Sorgfalts-
pflicht im globalen Geschäftsverkehr auszusetzen, um da-
mit Betroffenen zu ihrem Recht zu verhelfen.

Auch beim Zugang zu Gerichten in Umweltangelegen-
heiten fehlt Deutschland der politische Wille. Und das, 
obwohl es mit der bereits 1998 unterzeichneten Aarhus-
Konvention einen völkerrechtlichen Vertrag gibt, dessen 
Vorgaben die Vertragsparteien – darunter auch Deutsch-
land – in nationales Recht umsetzen müssen. Die drei 
Säulen der Aarhus Konvention bestehen aus einem ver-
besserten Zugang zu Informationen, der Beteiligung der 
Öffentlichkeit an Entscheidungsverfahren sowie dem Zu-
gang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten. Die Aarhus-
Konvention ist der erste völkerrechtliche Vertrag, der jeder 
Person subjektive Rechte im Umweltschutz zuschreibt, 
darunter Klagerechte bei Verstößen gegen den Zugang zu 
Umweltinformationen oder anderen umweltrechtlichen 
Vorschriften. Bei der Umsetzung bildet Deutschland aber 
ein Schlusslicht: Insbesondere wegen der mangelhaften 
Umsetzung der Vorgaben zum Rechtszugang für Betrof-
fene und Vereine wurde Deutschland bereits vom Euro-
päischen Gerichtshof und vom Compliance Committee 
der Aarhus Konvention97 aufgefordert nachzubessern. 
Die Nachbesserungen sind bis heute noch nicht vollum-
fänglich abgeschlossen. Die Bundesregierung hat sich 
nämlich entschieden, die Klagerechte nur anerkannten 
Umweltverbänden zuzugestehen – die Umsetzung der 
Rechte der Öffentlichkeit, also jedes einzelnen Menschen 
bleibt damit offen.

6.1.2 Quo vadis?

Ohne einen effektiven Rechtszugang bleiben die Men-
schenrechte in ihrer Wirkung begrenzt. Deutschland muss 
an den nicht abschließend beschriebenen Lücken und 

97 EuGH: Urteil vom 15.10.2015, Rs.C-137/14; Compliance Committee der Aarhus Kon-
vention: Decision V/9h on compliany by the Federal Republic of Germany with obliga-
tions under the UN ECE Aarhus Convention 
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98 https://www.legifrance.gouv.fr/affichTexte.do?cidTexte=JORFTEXT000034290626&dat
eTexte=&categorieLien=id (abgerufen am 10.05.2017)

kläger das niederländische Unternehmen Royal Dutch 
Shell und seine Konzerntochter in Nigeria für Ölverschmut-
zungen und Zerstörungen ihrer landwirtschaftlichen Flä-
che und Fischgründe angeklagt. Die Verfahren begannen 
2008. Es ist das erste Mal, dass die im Ausland von einem 
multinationalen Konzern verursachten Schäden in den 
Niederlanden vor Gericht verhandelt werden. Im Januar 
2013 entschied ein Gericht in Den Haag in einem der vier 
Fälle, dass Shell verantwortlich für die Verschmutzung ist 
(Sekularac et al. 2013). Shell hat gegen diese Entschei-
dung Berufung eingelegt. Die anderen drei Bauern sind 
gegen die Abweisung ihrer Klagen in Berufung gegangen 
(Friends of the Earth Netherlands 2015). Am 18.12.2015 
äußerte sich die nächsthöhere Instanz zur Berufung der 
drei Bauern und entschied, dass der Fall gegen Shell und 
sein nigerianisches Tochterunternehmen grundsätzlich 
vor einem niederländischen Gericht verhandelt werden 
kann, auch wenn die Verschmutzungen in Nigeria statt-
gefunden haben. Shell wurde außerdem angewiesen, 
Einsicht in interne Dokumente zu geben, die Beweise für 
die Ursache von Lecks in den Ölleitungen geben könnten. 
Die Frage, ob Shell und sein Tochterunternehmen für die 
Schäden haften müssen, wird im weiteren Verfahren ver-
handelt (De Rechtspraak 2015). 

Auch in Großbritannien wurden Verfahren gegen Royal 
Dutch Shell angestrebt. Jüngst entschied der High Court in 
der Klage der Gemeinden Ogale und Bille am 26.01.2017, 
dass das Mutterunternehmen Royal Dutch Shell in Groß-
britannien nicht für das Handeln seines 100-prozentigen 
Tochterunternehmens in Nigeria zur Verantwortung ge-
zogen werden kann. Diese Entscheidung steht nicht im 
Einklang mit der Entscheidung des niederländischen Ge-
richts von 2015. Die betroffenen Gemeinden, Ogale und 
Bille, werden in die Berufung gehen. 2015 hatte die Bodo 
Gemeinde aus dem Niger Delta im Prozess gegen Shell in 
Großbritannien im Rahmen einer Vereinbarung 55 Millio-
nen Pfund Entschädigung erreicht. Shell hatte zuvor nur 
4.000 Pfund angeboten. Diese Entwicklungen zeigen, wie 
notwendig die gerichtliche Aufarbeitung dort ist, wo die 
Politik versagt (Leighday 2017; Vaughan 2017). 

Internationale Entwicklungen im Zugang 
zu gerichtlicher Abhilfe 

Auch weltweit lassen sich dynamische Entwicklungen 
bezüglich der Klagen und Beschwerdemöglichkeiten be-

öffentlichen, wie sie ihrer Sorgfaltspflicht nachkommen. 
Unternehmen müssen u. a. darlegen, wie sie Umwelt-  
und Gesundheitsschäden verhindern, die direkt oder in-
direkt von ihrer Geschäftstätigkeit oder der ihrer Haupt-
zulieferer ausgehen. Von Verletzungen der Sorgfaltspflicht 
Betroffene können auf zivilrechtlichem Wege eine Ent-
schädigung einklagen. Es sind allerdings keine Kollektiv-
klagen möglich und die Beweislast für das Fehlverhalten 
des Unternehmens liegt immer noch bei den Betroffenen 
(ECCJ 2017).98

In der Schweiz wurden ausreichend Unterschriften für 
eine Konzernverantwortungsinitiative gesammelt, so dass 
sich 2017 der Bundesrat und anschließend das Parlament 
mit der Initiative beschäftigen muss, über die anschlie-
ßend abgestimmt wird. Die Schweizer Initiative sieht eine 
gesetzliche Sorgfaltsprüfungspflicht mit der Möglichkeit 
der zivilrechtlichen Haftung vor (vgl. Konzernverantwor-
tungsinitiative 2016). 

In den Niederlanden hat am 07.02.2017 das Unter-
haus des Niederländischen Parlaments ein Gesetz zu un-
ternehmerischen Sorgfaltspflichten in Bezug auf Kinder-
arbeit verabschiedet. Demnach muss ab 2020 sowohl 
jedes in den Niederlanden niedergelassene Unterneh-
men, als auch jedes andere Unternehmen, das mehr als 
einmal Güter oder Dienstleistungen an niederländische 
Endverbraucher verkauft, einmalig gegenüber einer Be-
hörde erklären, inwiefern es die im Gesetz vorgeschriebe-
ne Sorgfalt erfüllt. Das Unternehmen muss prüfen, ob ein 
begründeter Verdacht besteht, dass die Produkte mit Hilfe 
von Kinderarbeit erzeugt wurden und ggf. einen Maßnah-
menplan aufstellen und umsetzen. Fehlende Erklärungen 
haben Bußgeldzahlungen zur Folge. Eine Überprüfung, 
ob die Aussagen in der Erklärung richtig sind, nimmt die 
Behörde grundsätzlich nicht vor, sie kann aber von jeder 
Person unter bestimmten Voraussetzungen eingefordert 
werden. Kommt die Behörde zu dem Ergebnis, dass das 
Unternehmen nicht mit der gesetzlich geforderten Sorgfalt 
gehandelt hat, setzt es eine Nachholfrist und kann Straf-
zahlungen verhängen. Wird ein Unternehmen zweimal 
innerhalb von fünf Jahren belangt, kann dies bei einem 
weiteren Verstoß zu einer Haftstrafe des verantwortlichen 
Geschäftsführers führen. Die Zustimmung des Senats steht 
noch aus und wird – nach einigen Änderungen und Kon-
kretisierungen – als wahrscheinlich betrachtet.

Fortschritte gibt es auch in der Rechtsprechung mehre-
rer Länder. In den Niederlanden haben vier nigerianische 
Bauern sowie die Organisation Milieudefensie als Neben-
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derzeit noch, ob eine Vollstreckung in Kanada erfolgsver-
sprechender ist, wo ein entsprechendes Verfahren läuft. 
Bislang sind die Betroffenen in Ecuador nicht entschä-
digt worden.

Entwicklungen von Klagen aufgrund der 
Auswirkungen des Klimawandels

Zunächst sind Staaten selbst zunehmend mit Verfahren 
konfrontiert, in denen ihnen unzureichende Maßnahmen 
in Bezug auf die Auswirkungen des Klimawandels vorge-
worfen werden. In Verfahren in den Niederlanden ent-
schied ein Gericht 2015, dass die niederländische Regie-
rung keine ausreichenden Maßnahmen zur Reduktion von 
Treibhausgasemissionen veranlasst hat (Urgenda Found-
ation v. Kingdom of the Netherlands). In Belgien forderten 
Kläger, dass der Staat mehr Maßnahmen für den Schutz 
des Klimas ergreifen muss, weil er seine Emissionsziele 
verfehlt hat (VZW Klimaatzaak v. Kingdom of Belgium et 
al.). In der Schweiz fordern Klägerinnen vom Bund, dass 
die notwendigen Maßnahmen ergriffen werden, um den 
globalen Temperaturanstieg bei maximal 2° Celsius zu 
halten und Leben und Gesundheit der Klägerinnen nicht 
zu gefährden (KlimaSeniorinnen v. Bundesrat et al.). In 
Pakistan entschied ein Gericht, dass der Staat mit seiner 
unzureichenden Klimapolitik fundamentale Rechte der 
Bevölkerung verletze (Ashgar Leghari v. Federation of  
Pakistan) (Boom et al. 2016: 16, Brunner 2016, Climate  
Justice Programme 2016). 

Vor allem für Klagen gegen staatliches Handeln wird  
zunehmend auf Grundrechte Bezug genommen, wie das 
von einigen Staaten verankerte Recht auf eine gesunde 
Umgebung. Aber Gerichte wenden diese Grundrechte un-
ter gewissen Bedingungen auch gegenüber privaten Un-
ternehmen an. So argumentierte der vorsitzende Richter 
im Fall M.C. Mehta v. Union of India, dass ein Unternehmen 
für die Verletzung fundamentaler Rechte zur Rechenschaft 
gezogen werden kann. Auch bei Gerichten in Irland, Süd-
afrika, Brasilien, Kolumbien, Ecuador, Kenia und Mexiko 
lässt sich diese Entwicklung beobachten (Environmental 
Law Alliance Worldwide 2014: 9f.). All das sind Beispiele 
für eine zunehmende Dynamik in innerstaatlichen Aus-
einandersetzungen, in denen die Bürger/-innen sich gegen 
unzureichendes staatliches Handeln, etwa zur Senkung 
von Treibhausgasemissionen, wenden.  

obachten, die sich auf die Verletzung von Menschenrech-
ten im Energiesektor und die Auswirkungen des Klima-
wandels beziehen (Boom et al. 2016). 

Wie bereits erwähnt, gibt es in Deutschland keine Not-
zuständigkeitsnorm. Interessant ist in diesem Zusam-
menhang eine Entscheidung des Obersten Gerichtshof 
von British Columbia in Kanada in dem Fall Araya v. Nev-
sun Resources. Das Gericht erklärte sich im Oktober 2016 
zuständig für eine Klage eritreischer Flüchtlinge, die auf-
grund von Verletzungen des Völkergewohnheitsrechts 
(Verbot von Zwangsarbeit, Folter und Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit) in einer eritreischen Mine das betei-
ligte kanadische Bergbauunternehmen Nevsun Resour-
ces anklagen. Dies ist das erste Mal, dass ein kanadisches 
Gericht eine Klage gegen ein kanadisches Bergbauunter-
nehmen wegen Menschenrechtsverletzungen im Ausland 
zulässt (CCIJ 2016). Bemerkenswert ist, dass das Gericht 
argumentierte, dass ein faires Verfahren für die Betroffe-
nen in Eritrea nicht garantiert werden könne und das ka-
nadische Rechtssystem somit ein angemessener Ort für 
die Klage sei (Morgenthau 2016). Die Entscheidung vom 
Oktober 2016 markiert den Anfang eines Prozesses, in 
dem viele der aufgeworfenen Fragen noch geklärt werden 
müssen und angefochten werden. Die Zulassung zur Ver-
handlung ist dabei ein wichtiger erster Schritt gewesen. 

Darüber hinaus ist die Vollstreckung von Urteilen im-
mer wieder Gegenstand von rechtlichen Auseinanderset-
zungen. So konnte beispielsweise ein Urteil des höchsten 
Gerichtshofs in Ecuador vom 12.11.2013, welches das US-
amerikanische Unternehmen Chevron zu 9,51 Milliarden 
US-Dollar Schadensersatz für die Verseuchung von Böden 
und Wasser sowie toxische Müllhalden als Folge der Öl-
bohrungen im Amazonasgebiet in Ecuador verurteilt hat-
te, bislang nicht vollstreckt werden. Dabei hatte Chevron 
2002 nach einem gescheiterten Urteil der Betroffenen in 
den USA zugestimmt, dass die Zuständigkeit für die Klage 
bei Gerichten in Ecuador liegen sollte (BHRRC 2016; Huf-
fington Post 2016). 

Im August 2016 urteilte das US-Berufungsgericht des 
zweiten Bezirks, dass den ecuadorianischen Betroffenen 
die 9,51 Milliarden US-Doller Schadenersatz nicht zuzu-
sprechen sind, da das ecuadorianische Urteil unter Be-
stechung und Betrug entstanden sei.99 Im Ergebnis konn-
te sich damit ein US-amerikanisches Unternehmen, das 
im Ausland einen Rechtsstreit verloren hat, vor eigenen  
Gerichten gegen die Vollstreckung eines ausländischen 
Urteils in den USA wehren (Lessmiller et al. 2016). Offen ist 

99 Vgl. Kapitel 4.2.1 zu der erfolgreichen Klage von Chevron gegen Ecuador vor einem  
Investitionsschiedsgericht in diesem Zusammenhang. Das Schiedsgericht verurteilte 
Ecuador zu Schadensersatzzahlungen in Höhe von 96 Millionen US-Dollar.  
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Eine grundsätzliche Schwierigkeit für Klagen gegen 
Unternehmen – etwa aus dem Energiesektor – besteht 
darin, ihnen die globalen Auswirkungen ihrer Geschäftstä-
tigkeit juristisch zuzurechnen, also ihre Mitverantwortung 
für Schäden aufgrund des Klimawandels juristisch zu be-
gründen. Seitens der Unternehmen sind vor allem die welt - 
weit größten Emittenten von CO2 im Fokus der Kläger/-
innen. 

Auch institutionell gewinnt die Frage nach der Verant-
wortung für die Auswirkungen des Klimawandels und für 
Umweltschäden sowie Menschenrechtsverletzungen an 
Bedeutung: Der Internationale Strafgerichtshof mit Sitz 
in Den Haag hat im September 2016 in einem Dokument 
erklärt, dass das Büro der Chefanklägerin bei der Bewer-
tung der Schwere von Verbrechen, die in die Zuständigkeit 
des Gerichts fallen, insbesondere auch die Zerstörung der 
Umwelt, die illegale Ausbeutung natürlicher Ressourcen 
sowie die Vertreibung und illegale Enteignung von Land 
in Betracht ziehen wird (ICC 2016: 5, 14).

ders betroffen. In den Anden auf über 3000 Meter Höhe 
gelegen, ist sie von Bergen und Gletschern umgeben. 
Während die Gletscher als Folge des Klimawandels im-
mer kleiner werden, wachsen die Gletscherseen stetig 
an. So ist der Palcacocha See, der einige Kilometer ober-
halb von Huaraz liegt, seit 2003 um das Vierfache seines 
Volumens gewachsen. Der Wasserpegel hat durch das 
Schmelzwasser einen kritischen Stand erreicht, so dass 
eine akute Flutgefahr besteht. Dies bestätigen wissen-
schaftliche Analysen (University of Texas Austin 2014). 
Eine Flutwelle, die durch herabfallende Gletscherteile 
ausgelöst werden kann, würde einen großen Teil der 

Die Bewohner der peruanischen Andenstadt Hua-
raz haben kaum etwas zum Klimawandel beigetragen, 
müssen aber in ihrem Alltag mit schweren Gefahren und 
Konsequenzen leben. Saúl Luciano Lliuya, ein peruani-
scher Bauer und Bergführer, will den deutschen Kon-
zern RWE als den größten CO2-Emittenten Europas und 
Mitverursacher des Klimawandels vor dem Landgericht 
Essen zur Verantwortung ziehen. Er hat im November 
2015 Klage eingereicht. 

Die Stadt Huaraz, Heimat von Saúl Luciano Lliuyas, 
ist von den negativen Folgen des Klimawandels beson-

Der Fall Huaraz: Verursacher des Klimawandels zur Verantwortung ziehen 

Der peruanische Anden-Gletschersee Palcacocha
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Stadt Huaraz überschwemmen. Davon betroffen wären 
bis zu 50.000 Einwohner/-innen der Stadt. Von der pe-
ruanischen Provinzregierung wurden bereits Notmaß-
nahmen getroffen; diese konnten das Risiko bisher je-
doch nicht wesentlich verringern (Germanwatch 2016a).

Saúl Luciano Lliuya wohnt mit seiner Familie in ei-
nem besonders gefährdeten Stadtteil von Huaraz und 
wollte angesichts der eminenten Bedrohung seiner Le-
bensgrundlage und seines Hauses etwas unternehmen. 
Von der Umweltanwältin Roda Verheyen hat er sich über 
juristische Möglichkeiten beraten lassen. In der Verant-
wortung sah Saúl Luciano Lliuya unter anderem die gro-
ßen Treibhausgasemittenten, die den globalen Klima-
wandel maßgeblich mitverursachen. Er entschied sich 
für ein Vorgehen gegen den Energieversorgungskonzern 
RWE mit Sitz in Essen, den größten CO2-Emittenten Eu-
ropas. RWE ist für ein halbes Prozent aller seit Beginn 
der Industrialisierung weltweit freigesetzten Emissio-
nen verantwortlich (Germanwatch 2016a). Aus diesem 
Grund wandte sich Saúl Luciano Lliuya in einem Schrei-
ben an RWE, in dem er forderte, dass sich der Konzern 
an der Finanzierung von Schutzmaßnahmen gegen das 
Flutrisiko in Huaraz beteiligt. Entsprechend seiner welt-
weiten Emissionen solle RWE ein halbes Prozent der 
notwendigen Schutzmaßnahmen bezahlen, dies sind 
umgerechnet etwa 20.000 Euro (Germanwatch 2016c). 
RWE ließ jedoch mitteilen, dass man keine Grundlage 

für einen Anspruch sehe (Germanwatch 2015). Darauf-
hin hat Lliuya im November 2015 eine Zivilklage gegen 
RWE beim Landgericht Essen eingereicht. Er berief sich 
dabei unter anderem auf § 1004 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs BGB (Beseitigungsanspruch bei Beeinträch-
tigung von Eigentum) und verlangte, dass die Beein-
trächtigung beseitigt werde. Mitte Dezember wurde 
die Klage vom Landgericht Essen angenommen und 
der Fall als eine „Rechtssache von grundsätzlicher Be-
deutung“ eingestuft. RWE bezweifelt in der Klageerwi-
derung, dass der Klimawandel überhaupt Verursacher 
der Gletscherschmelze in den peruanischen Anden sei. 
Entgegen den Feststellungen des Intergovernmental Pa-
nel on Climate Change (IPCC) behauptet der Konzern 
auf Basis fehlerhaft dargestellter Daten, die lokalen 
Temperaturen seien gesunken – von einer Erwärmung 
und einer dadurch beschleunigten Gletscherschmel-
ze könne nicht die Rede sein (Germanwatch 2016b,  
Germanwatch 2016a). In erster Instanz wurde die Kla-
ge am 15.12.2016 vom Landgericht Essen abgewiesen. 
Es fehle angesichts der vielfältigen Verursacher von 
Treibhausgasemissionen an der „rechtlichen Kausali-
tät“. Auf die Argumente zur Zurechnung aufgrund ei-
nes Anteils ließ sich das Gericht in keiner Weise ein 
(Frank 2017: 664ff). Saùl Luciano Lliuya hat daraufhin 
entschieden vor die nächste Instanz, das Oberlandes-
gericht Hamm, zu ziehen. Die Verhandlung dort findet 
im Herbst 2017 statt.

Saúl Luciano Lliuya und Unterstützer/-innen bei der Klageeinreichung vor dem Landgericht Essen am 24.11.2015
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Saúl Luciano und sein Vater Jose vor RWE-Banner, Essen

Der Betrag, um den es sich handelt, ist für ein Unter-
nehmen, welches jährlich Milliardenumsätze macht, 
sehr klein. Aber der Fall hat große symbolische Bedeu-
tung. Er ist der erste seiner Art vor einem europäischen 
Gericht, und auch weltweit ist es bisher noch nicht ge-
lungen, ein Unternehmen juristisch für den Klimawan-

del verantwortlich zu machen. Es ist ein Präzedenzfall: 
Ist Saúl Luciano Lliuya erfolgreich, wäre dies ein wich-
tiger Schritt hin zu neuen juristischen Möglichkeiten für 
von den Auswirkungen des Klimawandels Betroffene. 
Davon würde wiederum global ein wichtiger Impuls für 
politisches Handeln ausgehen.
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Privatpersonen und Unternehmen eine Rolle spielen kön-
nen (Klinger et al. 2016: 15). Für das Frühjahr 2017 hat die 
philippinische Menschenrechtskommission mündliche 
Verhandlungen angesetzt.

Um den beschriebenen Rechtslücken – wie den Lücken 
in nationalen Rechtsordnungen, Problemen bei der Voll-
streckung von Urteilen und bei der Zurechnung – zu be-
gegnen, haben Wissenschaftler/-innen und Jurist/-innen 
in einem Vorschlag ein Klima-Entschädigungsgesetz als 
Modell für nationale Gesetzgebungen entwickelt (Gage et 
al. 2015: 6). In vielen Ländern gibt es bereits zivilrecht liche 
Grundlagen für eine Haftung bei Beeinträchtigung der  
Gesundheit oder Auswirkungen der Luftverschmutzung. 
Der Vorschlag basiert auf diesen nationalen Regelungen, 
verbindet sie mit Grundlagen des internationalen Privat-
rechts und enthält zusätzlich Bestimmungen zum Rechts-
zugang. 

Auf internationaler Ebene stehen die beleuchteten Ent-
wicklungen noch am Anfang und die beschriebenen An-
sätze und Entwicklungen im Bereich der Klagen stellen 

Auf den Philippinen geht die nationale Menschen-
rechtskommission einer Beschwerde von Taifun-Opfern 
und 14 Organisationen nach und hat im Dezember 2015 
Ermittlungen aufgenommen. Diese sollen klären, ob 47 
der weltweit größten Emittenten von CO2, unter ihnen 
Chevron, ExxonMobil, BP, Shell und Total, für die men-
schenrechtlichen Auswirkungen des Klimawandels und 
der – ebenfalls durch den menschgemachten CO2-Aus-
stoß verursachten – Versauerung der Ozeane zur Verant-
wortung gezogen werden können (Boom et al. 2016: 17f.). 
Die Beschwerde wirft den Unternehmen vor, dass diese 
wissentlich zur Verursachung des Klimawandels und der 
Versauerung der Ozeane beigetragen haben und verlangt 
Entschädigung für die Betroffenen auf den Philippinen. 
Die Unternehmen, die sich zu den Vorwürfen bisher ge-
äußert haben, bestreiten vor allem die Zuständigkeit der 
Menschenrechtskommission und berufen sich darauf, 
dass sich die Menschenrechte grundsätzlich an die Staa-
ten richten und nicht an Unternehmen. Demnach könn-
ten sie also die Menschenrechte nicht verletzen. Allerdings 
geht die moderne Menschenrechtsdogmatik davon aus, 
dass Menschenrechte auch bezüglich des Verhaltens von 



122

Bericht 2017 • Globale Energiewirtschaft und Menschenrechte – Deutsche Unternehmen und Politik auf dem Prüfstand

2014: 116/117). Nur in einem Fall (BP Deutschland) gab die 
NKS an, dass die Beschwerde in der Sache unbegründet 
sei. Bei den Beschwerden gegen TotalFinaElf und gegen die 
WestLB begründete die NKS ihre Ablehnung damit, dass 
ein „Investitionsbezug“ fehle, da es Handels- oder Finanz-
geschäfte seien, die nicht unter die Investitionserklärung 
der OECD fallen würden. Diese verkürzte Interpretation 
der OECD-Leitsätze hatte die deutsche NKS im Zusam-
menhang mit der Greenpeace-Beschwerde gegen Total-
FinaElf ab 2002 OECD-weit maßgeblich vorangetrieben. 
Sie führte zu einer einschränkenden Stellungnahme der 
OECD102 und in der Folge dazu, dass die Kontaktstellen in 
den 2000er Jahren viele Fälle ablehnten. In der überarbei-
teten Version der Leitsätze hatte die OECD im Jahr 2011 die 
Reichweite des Instruments ausgeweitet, indem die Leit-
sätze seitdem alle Geschäftsbeziehungen eines Unterneh-
mens einschließen, nicht nur solche mit Investitionsbezug 
(OECD 2011: 23). Die letzte abgelehnte OECD-Beschwerde 
aus dem Energiesektor richtete sich gegen die Klage von 
Vattenfall gegen die Umweltauflagen für das Kraftwerk 
Moorburg vor einem Investitionsschiedsgericht (vgl. Ka-
pitel 4.2.1 (Vattenfallklage). Die deutsche NKS lehnte die 
Beschwerde mit der Begründung ab, einige Vorwürfe sei-
en nicht substantiiert, manche würden außerhalb des Re-
gelungsbereichs der OECD-Leitsätze liegen und manche 
würden bereits von deutschen Gerichten behandelt.103

Teilweise angenommen hat die deutsche NKS dage-
gen eine Beschwerde gegen Nordex SE, einen Hersteller 
von Windkraftanlagen, und dazu einen interessanten Ab-
schlussvermerk zur risikoabhängigen Prüfung der Sorg-
faltspflicht veröffentlicht (vgl. Kasten S. 123). 

bislang Einzelfälle dar. Es gibt nach wie vor große Pro-
bleme, von Menschenrechtsverletzungen Betroffenen im 
Energiesektor überhaupt Zugang zu Klagemöglichkeiten 
zu ermöglichen. Ein kleiner Schritt in die richtige Richtung 
wäre, wenn Deutschland die Anforderungen der Aarhus-
Konvention zum Zugang zu Gerichten bei Umweltange-
legenheiten endlich vertragskonform umsetzen würde.

6.2  Die OECD-Leitsätze als außer-
gerichtlicher Beschwerde-
mechanismus

Staaten sollen effektive und angemessene außer-
gerichtliche Beschwerdemechanismen bereitstellen 
(Leitprinzip 27). Um wirksam zu sein, müssen nicht-
juristische Beschwerdemechanismen entsprechend 
den UN-Leitprinzipien legitimiert, zugänglich, bere-
chenbar, ausgewogen, transparent und rechte-kom-
patibel sein sowie kontinuierlich verbessert werden 
(Leitprinzip 31).

Die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen 
gelten derzeit weltweit als der wichtigste außergericht-
liche Beschwerdemechanismus auf staatlicher Ebene, 
wenn Betroffene gegen unternehmerisches Fehlverhal-
ten in globalen Geschäftsbeziehungen vorgehen wollen. 
Seit 2011 beinhalten die OECD-Leitsätze ein eigenes Ka-
pitel zu Menschenrechten, das den Grundsätzen der UN-
Leitprinzipien entspricht. Neben den 35 Mitgliedsstaaten 
der OECD haben bislang zwölf weitere Länder die OECD-
Leitsätze unterzeichnet. Damit verpflichten sich diese 
Staaten, eine sogenannte Nationale Kontaktstelle (NKS) 
einzurichten. Wenn sich ein Unternehmen aus einem Un-
terzeichnerstaat bei seinen weltweiten Aktivitäten nicht an 
die OECD-Leitsätze hält, kann bei der NKS eine Beschwer-
de eingereicht werden.

Deutsche OECD-Beschwerdefälle 
aus dem Energiesektor

Seit einer umfangreichen Überarbeitung der OECD-Leit-
sätze im Jahr 2000 können auch NRO Beschwerden einrei-
chen. Die deutsche NKS hat seitdem knapp 40 OECD-Be-
schwerden entgegengenommen.100  Von diesen betreffen 
sechs Beschwerden den Energiesektor.101  Dabei ist bemer-
kenswert, dass die NKS von den ersten fünf Beschwerde-
fällen vier abgewiesen hat (BMWi 2014; Heydenreich et al. 

100 Die Angaben zur Anzahl der Beschwerdefälle sind nicht einheitlich. Während die  
Statistik der OECD für Deutschland 26 Fälle ausweist  
http://mneguidelines.oecd.org/database/searchresults/?q=%28NCP:%28Germa
ny%29%29 (abgerufen 10.05.2017), beinhaltet die Datenbank des internationalen  
zivilgesellschaftlichen Netzwerkes OECD Watch allein 36 Fälle für Deutschland, die 
von der Zivilgesellschaft vorgetragen wurden, wobei sämtliche Gewerkschaftsfälle 
nicht enthalten sind  
https://www.oecdwatch.org/cases/advanced-search/cases/advanced-search/
ncps/casesearchview?b_start:int=0&search=National%20Contact%20Point%20
Germany&type=NCP (abgerufen 10.05.2017). 

 Die deutsche NKS führt bislang keine Gesamtübersicht über sämtliche eingereichten 
Beschwerdefälle. Insgesamt finden sich auf der Website Informationen über 30 Be-
schwerdefälle (http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Textsammlungen/Aussenwirt-
schaft/oecd.html?cms_artId=231284) (abgerufen 10.05.2017). 

101 Greenpeace gegen TotalFinaElf 2002 https://www.oecdwatch.org/cases/Case_23
 BUND et al. gegen BP Deutschland 2003, Greenpeace gegen WestLB 2003  

https://www.oecdwatch.org/cases/Case_32
 Greenpeace gegen Vattenfall 2009 https://www.oecdwatch.org/cases/Case_170

 Saami Council gegen KfW IPEX Bank 2010  
https://www.oecdwatch.org/cases/Case_183 (abgerufen 10.05.2017)

 Einzelperson gegen Nordex (BMWi 2016)
102 OECD: Scope of the Guidelines and the investment nexus.  

http://www.oecd.org/corporate/mne/scopeoftheguidelinesandtheinvestmentnexus.
htm (abgerufen am 10.05.2017)

103 OECD Watch Falldatenbank: Greenpeace Germany vs Vattenfall  
https://www.oecdwatch.org/cases/Case_170
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Interessant ist jedoch, dass sich die deutsche NKS 
für den Teilaspekt der Beschwerde zuständig erklärte, 
wonach Nordex gegen seine allgemeine, risikoabhän-
gige Sorgfaltspflicht als Zulieferer für Windkraftanlagen 
verstoßen habe. Seit 2011 ist diese Sorgfaltspflicht in 
den Allgemeinen Grundsätzen der OECD-Leitsätze ver-
ankert. Nordex hatte nach Angaben der deutschen NKS 
in Reaktion auf die Beschwerde auf seinen Verhaltens-
kodex verwiesen und darauf, dass es Nachhaltigkeits-
aspekte hinreichend in sein Risikomanagementsystem 
integriert habe. Weiterhin argumentierte das Unter-
nehmen, dass es „sich als Zulieferer auf die ihm vom 
Kunden vor Ort […] vorgelegten Nachweise verlassen 
müsse, da es seiner Ansicht nach dem Kunden vor Ort 
obliege, sicherzustellen, dass die nötigen Genehmigun-
gen eingeholt worden seien“ (BMWi 2016: 2). Eine solche 
Sichtweise ist jedoch nicht nur aufgrund der UN-Leit-
prinzipien, sondern auch aufgrund der OECD-Leitsätze 
nicht hinnehmbar. Dies bestätigte die NKS auch, indem 
sie die Beschwerde im Juni 2015 annahm. 

Im Laufe des Vermittlungsverfahrens willigte Nordex 
ein, die Prüfung seiner Sorgfaltspflicht zu verbessern. 
Konkret vereinbarte Nordex mit der NKS, zukünftig vor 
Unterzeichnung eines Liefervertrags zu prüfen, ob die 
notwendigen Genehmigungen erteilt und Vereinba-

Die OECD-Beschwerde einer Einzelperson aus der 
Türkei aus dem Jahr 2014 gegen Nordex bezog sich auf 
die mutmaßliche Beteiligung des Unternehmens an ei-
nem Windparkprojekt in der Türkei. In seiner Rolle als 
Projektpartner sei Nordex seiner allgemeinen Sorgfalts-
pflicht nicht nachgekommen. So sei vor Errichtung des 
Windparks in der Türkei die Bevölkerung nicht einbe-
zogen und keine Umweltverträglichkeitsprüfung veran-
lasst worden. Zudem habe der Beschwerdegegner die 
Eigentumsrechte von Privatpersonen und den örtlichen 
Behörden nicht beachtet (BMWi 2016: 1, Çeşme 2014).

Gemeinsam mit der türkischen NKS hatte die deut-
sche Kontaktstelle vereinbart, dass die konkreten 
Vorkommnisse in der Türkei in die Zuständigkeit der 
türkischen NKS fallen. Die türkische NKS lehnte die 
Beschwerde jedoch nach einer Prüfung mit der Be-
gründung ab, dass eine türkische Projektgesellschaft 
und kein multinationales Unternehmen das Projekt 
durchführe (BMWi 2016: 2). Während es nicht unüblich 
ist, dass eine NKS einen Beschwerdefall ablehnt, wenn 
es allein um nationale Geschäftstätigkeiten geht, so 
ist es nicht akzeptabel, dass die türkische NKS die Ge-
schäftsbeziehungen des deutschen Unternehmens zu 
dem Projekt als nicht relevant für die OECD-Leitsätze 
interpretierte.

Nordex will Sorgfaltspflichten verbessern

Im Rahmen des OECD-Beschwerdeverfahrens hat Nordex zugesagt, seine Sorgfaltspflicht für zukünftige Projekte zu verbes-
sern. Die Probleme der Beschwerdeführer von Çeşme sind damit allerdings nicht behoben.
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Auf internationaler Ebene gibt es gut 20 weitere OECD-
Beschwerdefälle, die den Energiesektor betreffen.104 An 
dieser Stelle soll jedoch nur ein Beschwerdefall herausge-
griffen werden, da er auch auf deutsche Energieversorger 
Bezug nimmt. Die Beschwerde zweier kolumbianischer 
Gewerkschaften vor der kolumbianischen NKS im Som-
mer 2016 richtet sich gegen das US-amerikanische Koh-
leunternehmen Drummond. Die Beschwerdeschrift er-
wähnt u. a. auch EnBW, E.ON, RWE, Steag und Vattenfall 
als wichtige Abnehmer der durch Drummond geförderten 
Kohle. Die Beschwerdeführer werfen Drummond vor, die 
lokale Kohlearbeitergewerkschaft durch juristische Verfah-
ren auflösen zu wollen, Gewerkschaftsführern mit Entlas-
sung zu drohen sowie keine angemessenen Schutzmaß-
nahmen für erkrankte Arbeiter vorzuhalten (SINTRADEM 
2016). Die Beschwerde ist noch bei der kolumbianischen 
NKS anhängig. Bezeichnend für die begrenzte Wirksam-
keit der OECD-Leitsätze in Beschwerdefällen, in denen es 
um massive Vertreibungen und Morde geht, ist dabei, dass 
die Beschwerdeführer keine Vorwürfe gegen Drummond 
wegen einer Mitverantwortung für massive Vertreibungen 
und zahlreiche Morde (vgl. Kasten S. 31ff) aufgegriffen ha-
ben. Das Mediationsverfahren der NKS konnte in derartigen 
Fällen für die Betroffenen bislang keine Abhilfe schaffen.105 

104 https://www.oecdwatch.org/cases/advanced-search/industrial-sectors/
casesearchview?type=Industrial%20sector (abgerufen 10.05.2017)

105 OECD Watch: Case database https://www.oecdwatch.org/cases 
106 Der Bericht „Globales Wirtschaften und Menschenrechte – Deutschland auf dem 

Prüfstand 2014“ (Heydenreich et al. 2014) hatte die Arbeit der deutschen NKS an 
Hand ausgewählter Wirksamkeitskriterien der UN-Leitprinzipien vor 2014 unter-
sucht.

rungen zu Bodenrechten für alle Aspekte des Projektes 
abgeschlossen wurden. Weiterhin wird Nordex zukünf-
tig die ökologischen und sozialen Auswirkungen der 
Projekte vor der Unterzeichnung des Vertrags prüfen.  
Dies beinhaltet ökologische Fragen wie Schattenwurf, 
Lärmbelastung und Biodiversität, aber auch menschen-
rechtliche Aspekte. So hat Nordex zugesagt zu prüfen, 
ob für das jeweilige Projekt Menschen umgesiedelt wer-
den müssen, ob deren Landnutzung beschränkt wird 
und ob es in solchen Fällen angemessene Entschädi-
gung gab. Ebenso soll geprüft werden, ob die Betroffe-
nen im Einklang mit internationalen Standards einbe-
zogen wurden (BMWi 2016: 4ff). Die Abschlusserklärung 
enthält auch Aussagen für den Fall, dass Nordex zu den 
genannten Anforderungen von seinem Kunden keine 
befriedigende Antwort erhält. In diesen Fällen wird  
Nordex „erwägen, die Windkraftanlagen nicht an das 
entsprechende Projekt zu liefern“ (BMWi 2016: 7). 

Grundsätzlich ist zu begrüßen, wenn Nordex zu-
künftig seiner menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht 
entsprechend dieser Zusagen nachkommen wird. Zu-
dem ist zu begrüßen, dass in der Erklärung detailliert 
beschrieben wird, was diese Sorgfaltspflicht für ein Un-
ternehmen bedeutet, das Turbinen an einen Windpark 
liefert. Allerdings kann es nicht alleiniges Ergebnis von 
erfolgreichen OECD-Beschwerden sein, dass Unterneh-
men bei zukünftigen Aktivitäten ihrer menschenrecht-
lichen Sorgfaltspflicht nachkommen wollen, während 
die Belange der im konkreten Fall direkt Betroffenen 
nicht oder nicht ausreichend behandelt werden. Zudem 
ist festzustellen, dass in der Vereinbarung mit Nordex 
die Zusage fehlt, dass für Menschen, die ihren Zugang 
zu Boden als Einkommensquelle verlieren, Maßnahmen 
für neue Einkommensbeschaffung bereitgestellt sowie 
betroffene Gemeinden nicht nur in die Ermittlung von 
Risiken, sondern auch in die Planung der Ausgleichs-
maßnahmen einbezogen werden.

Die deutsche NKS im Lichte der Wirksamkeits-
kriterien der UN-Leitprinzipien

Im Folgenden soll die Arbeit der deutschen NKS seit 
2014 an Hand von ausgewählten Wirksamkeitskriterien für 
außergerichtliche Beschwerdemechanismen untersucht 
werden.106  Dabei umfasst diese Analyse auch Beschwer-
defälle außerhalb des Energiesektors.

Legitim: „Sie ermöglichen das Vertrauen der 
Stakeholdergruppen, für die sie vorgesehen sind.“  
(Prinzip 31a).

Dieses Leitprinzip beinhaltet den Aspekt der Unpar-
teilichkeit, der als Schlüsselkriterium für die Bearbeitung 
von Beschwerdefällen im Rahmen der OECD-Leitsätze 
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Das Vertrauen der Stakeholdergruppen zu gewinnen, 
wie es die UN-Leitprinzipien verlangen, geht aber über die 
Unparteilichkeit der NKS in konkreten Beschwerdefällen 
hinaus. In Bezug auf die deutsche NKS werden hierzu im-
mer wieder strukturelle Aspekte benannt (AA 2016: 9f), die 
diese Vertrauensbildung erschweren. Die deutsche NKS 
war lange Zeit in der Unterabteilung Außenwirtschafts-
förderung des BMWi angesiedelt, viele Jahre sogar direkt 
im Referat für Auslandsdirektinvestitionen. Es war also 
genau das Referat für Beschwerden gegen Unternehmen 
zuständig, dessen Kernaufgabe die Unterstützung von 
Unternehmen ist. NRO sahen hier „den Anschein der Par-
teilichkeit“, was kein Vertrauen der Stakeholdergruppen 
ermöglichte (ebd.). 

Die Bundesregierung hat nun im Rahmen des Ende 
2016 verabschiedeten NAP beschlossen, die NKS neu auf-
zustellen und dafür „eine eigene Organisationseinheit 
innerhalb des BMWi“ zu schaffen. Dies hat sie bereits zu 
Jahresbeginn 2017 in Angriff genommen und die NKS nun 
als Stabsstelle direkt bei der Abteilungsleitung V für Au-
ßenwirtschaftspolitik angesiedelt (BMWi 2017). Damit ist 
die NKS nicht mehr direkt in die Organisationseinheiten 
integriert, die sich mit Außenwirtschaftsförderung befas-
sen. Trotzdem ist die NKS immer noch im grundsätzlich 
eher wirtschaftsfreundlichen Bundeswirtschaftsministe-
rium angesiedelt und hat bislang keine Aufsichtsstruk-
tur, wie dies NRO wiederholt gefordert hatten (Forum 
Menschenrechte et al. 2014, CorA et al. 2015: 18). Auch 
die Einbeziehung des Ressortkreises in die Bearbeitung 
der Beschwerden ist nicht ausreichend, um eine struktu-
relle Unabhängigkeit herzustellen, solange das BMWi die 
Federführung behält (AA 2016: 9). Ebenso wenig gewähr-
leistet der Arbeitskreis OECD-Leitsätze in seiner derzeiti-
gen Funktionsweise eine Unabhängigkeit der NKS, weil er 
keinerlei Aufsichtsfunktion hat.

Zugänglich: „Der Beschwerdemechanismus soll  
allen Stakeholdergruppen bekannt sein und ihnen 
ausreichend Unterstützung bieten.” (Prinzip 31b) 

Zum Kriterium der Zugänglichkeit gehört, dass die Be-
schwerdeführer ohne große Hürden eine Beschwerde ein-
reichen können müssen. Jedoch kritisieren NRO den ho-
hen Beweisstandard, den die deutsche NKS anlegt. Das 
betrifft z. B. von NRO – vor allem in autoritären Staaten – 
schwer zu erbringende Beweise über eine unternehmeri-
sche Beteiligung an einem konkreten Geschäftsvorgang. 

vorgesehen ist (OECD 2011: 92). Diese Unparteilichkeit 
sahen Beschwerdeführer in den vergangenen Jahren 
nicht immer gewahrt (AA 2016: 9). So ergibt sich laut dem  
European Center for Constitutional and Human Rights  
(ECCHR) in der Auswertung von zwei Beschwerdefällen 
„der Anschein der Parteilichkeit der NKS“. Nach Einschät-
zung von ECCHR weisen die Entscheidungen „eine Ten-
denz zur einseitigen Begünstigung von Unternehmen“ auf 
(ECCHR 2015: 11). Dies begründet die an den beiden Ver-
fahren beteiligte NRO u. a. damit, dass die deutsche NKS 
in der Beschwerde gegen Trovicor wegen der Lieferung 
von Überwachungssoftware an Bahrain den maßgeblichen  
Teil der Beschwerde abgelehnt hat, weil der Beitrag des 
Unternehmens nicht hinreichend dargelegt sei. Die bri-
tische NKS hatte eine vergleichbare Beschwerde dage-
gen angenommen (ECCHR 2015: 8). Bei der Beschwerde 
gegen das Textilunternehmen KiK wegen des Brandes in 
einer Textilfabrik in Pakistan kritisiert ECCHR, dass die 
NKS insbesondere in der öffentlichen Darstellung der Be-
schwerde die Verantwortung des Unternehmens herun-
tergespielt habe (ECCHR 2015: 10). Bei beiden Beschwer-
den hatte die NKS zudem jeweils den Beschwerdeführern 
angelastet, dass es nicht zu einer Einigung gekommen sei 
(ECCHR 2015: 10).

Zur Unparteilichkeit gehört auch, dass die NKS Vorga-
ben aus den OECD-Leitsätzen nicht derartig interpretieren, 
dass sie einseitig zum Nachteil für bestimmte Stakeholder-
gruppen geraten. Die deutsche NKS gehört jedoch zu den 
Kontaktstellen, die die Anforderung der OECD-Leitsätze 
nach Vertraulichkeit107 sehr weitreichend interpretieren. 
So erlegt die deutsche NKS im Leitfaden für Beschwerde-
fälle den Beschwerdeführern einen „Verzicht auf Kampa-
gnen gegen den Beschwerdegegner einschließlich [der] 
Nutzung der öffentlichen Medien zu diesem Zweck“ auf 
(BMWi o.J.: 6). Während NRO akzeptieren, dass Informa-
tionen aus den Mediationsgesprächen vertraulich blei-
ben müssen, um eine möglichst offene Atmosphäre für 
die Vermittlungsgespräche zu erreichen, so kann diese 
Einschränkung nicht für jegliche, bereits öffentliche Infor-
mation zu einem Beschwerdefall gelten. Vielmehr lassen 
Erfahrungen, beispielsweise vom Umweltverband WWF, 
schlussfolgern, dass eine bewusst eingesetzte öffentliche 
Kampagne zu einer erfolgreichen Beschwerde beitragen 
kann. Dadurch kann ein Unternehmen z. B. öffentlichen 
Druck verspüren, sich konstruktiv an der Lösung des Pro-
blems zu beteiligen (Daniel et al. 2015: 38).

107 DOECD-Leitsätze zu Vertraulichkeit: OECD 2011: 89ff 
OECD Watch Erläuterungen https://www.oecdwatch.org/filing-complaints/instruc-
tions-and-templates/transparency-and-confidentiality (abgerufen 10.05.2017)



126

Bericht 2017 • Globale Energiewirtschaft und Menschenrechte – Deutsche Unternehmen und Politik auf dem Prüfstand

Quo vadis: Aufsichtsstruktur für Nationale 
Kontaktstelle schaffen

Grundsätzlich ist zu begrüßen, dass die NKS im Rahmen 
des NAP „neu aufgestellt und weiter gestärkt“ werden soll 
(Bundesregierung 2016: 39). Die dargestellten Umstruktu-
rierungen sind ein Schritt in die richtige Richtung, reichen 
aber noch nicht aus. Um dem Kriterium der Legitimität 
zu genügen, müsste die NKS unabhängig gestaltet sein, 
wie dies in den Niederlanden oder Norwegen der Fall ist, 
oder zumindest durch einen Multi-Stakeholder-Lenkungs-
ausschuss beaufsichtigt werden, wie in Großbritannien.

Aber auch mit derartigen strukturellen Veränderungen 
würden die OECD-Leitsätze den Betroffenen von Menschen-
rechtsverletzungen nicht automatisch Abhilfe schaffen,  
worin nach den UN-Leitprinzipien ein wesentlicher Zweck 
von Beschwerdemechanismen besteht. Denn bislang geht 
es beim Mediationsverfahren nicht um Wiedergutmachung 
für Betroffene sondern vorwiegend um Vereinbarungen 
über ein zukünftig verbessertes Handeln des Unterneh-
mens. Die Untersuchung von 250 Beschwerdefällen durch 
das internationale NRO-Netzwerk OECD Watch ergab, dass 
sich nur in einem Prozent der Fälle die Situation der Be-
troffenen durch eine OECD-Beschwerde direkt verbesserte 
(Daniel et al. 2015: 19). Deshalb kann die NKS bislang nicht 
als „wirkungsvoller außergerichtlicher Beschwerdemecha-
nismus zur Umsetzung der UN-Leitprinzipien“ bezeichnet 
werden, wie die Bundesregierung dies im Nationalen Akti-
onsplan darstellt (Bundesregierung 2016: 39).

Um diese Situation der Betroffenen zu verbessern, 
müsste die deutsche NKS, wie auch die Kontaktstellen in 
anderen Ländern, im Rahmen der Beschwerdeverfahren 
verstärkt auf eine Lösung im Sinne der Betroffenen von 
Menschenrechtsverletzungen drängen. Sofern im Rahmen 
der Mediation eine Einigung nicht erreichbar ist, müsste 
die deutsche NKS zumindest Verstöße gegen die OECD-
Leitsätze sehr viel expliziter benennen. Die britische NKS 
zeigt, dass dies möglich ist (ECCHR 2015: 7). Auf dieser Ba-
sis müsste die NKS bestimmte Sanktionen aussprechen 
können, wie einen vorübergehenden Ausschluss von der 
Außenwirtschaftsförderung oder der öffentlichen Beschaf-
fung. Ähnliches müsste auch für Fälle gelten, in denen sich 
das Unternehmen im Beschwerdeverfahren unkoopera-
tiv verhält oder wenn es erzielte Vereinbarungen nicht 

So hatte die deutsche NKS entsprechende Indizien einer 
Unternehmensbeteiligung in einem Beschwerdefall im 
autoritären Bahrain nicht als ausreichend akzeptiert und 
die Beschwerde abgelehnt (ECCHR 2015: 8). ECCHR warf 
der NKS daraufhin vor, dass der angelegte Beweisstandard 
nicht den OECD-Leitsätzen108 entspreche (AA 2016: 9).

Berechenbar: „Um berechenbar zu sein, sollte der 
Beschwerdemechanismus ein klares und bekanntes 
Verfahren mit einem vorhersehbaren zeitlichen Rah-
men bieten und Informationen darüber liefern, wel-
che möglichen Ergebnisse erreicht werden können.” 
(Prinzip 31c) 

Ergänzend zu den „Verfahrenstechnischen Anleitun-
gen“, die als Teil der OECD-Leitsätze das Beschwerdever-
fahren bereits ausführlich beschreiben, hat die deutsche 
NKS einen Leitfaden zum Beschwerdeverfahren erstellt. 
Nach der Neufassung der Leitsätze im Jahr 2011 hat die 
NKS den Leitfaden im Jahr 2014 umfangreich überarbei-
tet (BMWi o.J). Darin setzt sich die deutsche NKS u. a. kon-
krete zeitliche Fristen für die einzelnen Verfahrensschritte. 
Diese hat sie bislang jedoch mehrfach nicht eingehalten. 
Allerdings informiert sie inzwischen die Verfahrensbetei-
ligten über die Gründe für Verzögerungen. 

Transparent: „Sie informieren die Parteien eines 
Beschwerdeverfahrens laufend über dessen Fortgang 
und stellen genügend Informationen über die Leis-
tung des Beschwerdemechanismus bereit, um Ver-
trauen in seine Wirksamkeit zu bilden und etwaigen 
öffentlichen Interessen Rechnung zu tragen.“ 
(Prinzip 31e) 

Insgesamt ist die Arbeit der deutschen NKS in den letz-
ten Jahren gegenüber den Beschwerdeführern deutlich 
transparenter geworden (ECCHR 2015: 11). Auch die Trans-
parenz gegenüber der Öffentlichkeit hat sich verbessert, 
u. a. aufgrund von zunehmenden Online-Informationen 
über die Beschwerdefälle sowie öffentlichen Berichten 
an die OECD und an den deutschen Bundestag. Allerdings 
ver öffentlicht die deutsche NKS – anders als z. B. die bri-
tische NKS – immer noch nicht ihre Entscheidungen über  
die Annahme oder Ablehnung einer OECD-Beschwerde 
(ebd.: 7). 

108 Die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen verlangen: „Im Rahmen einer 
ersten Evaluierung, bei der abzuwägen ist, ob die aufgeworfene Frage eine eingehen-
dere Prüfung rechtfertigt, […] wird die Nationale Kontaktstelle [u. a.] […] den mate-
riellen Gehalt der Frage und der mitgelieferten Begründung berücksichtigen.“  
(OECD 2011: 87) 
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bearbeitet. Von Januar 2014 bis Juni 2016 erhielt das  
Independent Expert Panel sieben Beschwerden, von denen 
es zwei angenommen hat. Eine Beschwerde betrifft ein 
Projekt, das sowohl die DEG als auch die FMO finanziert 
haben (vgl. Kasten S. 129ff), das andere nur eine Finan-
zierung der FMO (Gibbons et al. 2015 und 2016). Deshalb 
kann die Bewertung des Beschwerdeverfahrens bislang 
nur auf wenige Erfahrungen aus der Praxis zurückgrei-
fen und muss sich vornehmlich auf Informationen der 
DEG stützen (KfW-DEG 2017). Diese Bewertung erfolgt an 
Hand von ausgewählten Wirksamkeitskriterien der UN-
Leitprinzipien (Prinzip 31).

Legitim – Der Beschwerdemechanismus soll das 
Vertrauen der Stakeholdergruppen haben. In die-
ser Hinsicht ist zu begrüßen, dass ein unabhängiges 
Expertengremium eingerichtet wurde, das die Be-
schwerden entgegennimmt. Der Independent Expert 
Panel besteht aus drei Experten/-innen mit Erfah-
rung u. a. in sozialen und ökologischen Fragen. Diese 
werden durch ein öffentliches Bewerbungsverfahren 
ausgewählt und sind unabhängig von der DEG (DEG 
2016b, DEG 2017).

Wichtig ist zudem, dass eine Beschwerde vertraulich 
behandelt wird. Betroffene können eine solche vertrau-
liche Behandlung beantragen. Sie müssen sich jedoch bei 
Einreichen der Beschwerde identifizieren. Anonym einge-
reichte Beschwerden werden nicht angenommen.

Zugänglich – Der Beschwerdemechanismus soll 
allen Stakeholdergruppen bekannt sein und ihnen 
ausreichend Unterstützung bieten. 

Der DEG-Beschwerdemechanismus kann von betrof-
fenen Einzelpersonen oder Organisationen genutzt wer-
den, die der Meinung sind, dass sie durch ein von der 
DEG finanziertes oder geplantes Vorhaben benachtei-
ligt sind oder sein werden. Direkte Betroffene können 
eine/n Vertreter/-in benennen, die oder der in ihrem Na-
men Beschwerde einreichen kann. Die Beschwerde kann 
via Internet über ein Online-Beschwerdeformular sowie 
postalisch oder per E-Mail eingereicht werden. Beschwer-
den können in jeder Amtssprache vorgebracht werden. 
Die Webseite der DEG ist allerdings nur auf Englisch und 
Deutsch verfügbar, ebenso das Online-Beschwerdefor-

umsetzt. Der nicht öffentliche NAP-Entwurf vom Novem-
ber 2016 sah zumindest vor, dass Unternehmen von der  
Außenwirtschaftsförderung ausgeschlossen werden,  
solange sie die Teilnahme an einem gegen sie gerichteten 
Beschwerdeverfahren vor der deutschen NKS verweigern. 
Die verabschiedete Fassung des NAP enthält auch diese 
Ausschlussmöglichkeit bedauerlicherweise nicht mehr. 

Um die benannten Unzulänglichkeiten der deutschen 
NKS zu beheben, bietet sich nach den zaghaften Fortschrit-
ten im Rahmen des NAP nun mit dem anstehenden Peer 
Review die Möglichkeit entsprechend nachzubessern. Im 
Juni werden die niederländische, die brasilianische und 
die US-amerikanische Kontaktstelle die Arbeitsweise der 
deutschen NKS untersuchen und Empfehlungen ausspre-
chen. Auch NRO werden im Rahmen des Peer Review be-
fragt werden und ihre Vorschläge für eine verbesserte 
Wirksamkeit der deutschen NKS einbringen.

6.3  Beschwerdemechanismus der DEG

Die DEG ist ein Tochterunternehmen der staatseigenen 
Förderbank KfW. Sie stellt für private Unternehmen im 
Ausland langfristige Finanzierungen bereit, in erheblichem 
Umfang auch für den Energiesektor (vgl. Kapitel 4.1.2). Da-
bei richtet sich die DEG nach internationalen Standards 
für Umwelt- und Sozialverträglichkeit und achtet darauf, 
dass ihre Investitionen positive Entwicklungseffekte in den 
Partnerländern haben, wie sie auf ihrer Website erklärt 
(DEG 2016a). Einige der finanzierten Vorhaben stehen je-
doch immer wieder wegen des Vorwurfs von Menschen-
rechtsverletzungen in der Kritik (vgl. u. a. FIAN 2014, Petz 
2015 sowie Kapitel 4.1.2 und Kasten S. 129ff). 

Anfang 2014 hat die DEG nun zusammen mit der nie-
derländischen Entwicklungsbank FMO einen Beschwerde-
mechanismus eingerichtet, den Independent Complaints 
Mechanism (ICM). Beide Banken waren damit die ersten 
bilateralen europäischen Entwicklungsfinanzinstitutio-
nen, die einen Beschwerdemechanismus geschaffen ha-
ben (KfW DEG 2015). Vorreiter solcher Beschwerdemög-
lichkeiten waren die multilateralen Entwicklungsbanken, 
insbesondere die Weltbank, die bereits zu Beginn der 
1990er Jahre einen Beschwerdemechanismus eingeführt 
hat (Petz 2015: 70).

Kernstück des Beschwerdemechanismus ist ein Inde-
pendent Expert Panel, der die eingehenden Beschwerden 
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Das Expertengremium berichtet, dass auf Grundlage 
der Erfahrungen aus dem ersten Beschwerdeverfahren 
(Barro Blanco, vgl. Kapitel 4.1.2) die Verfahrensfragen 
konkretisiert wurden. So sollen die Beteiligten während 
des Verfahrens häufiger über den Stand der Beschwer-
de informiert werden (Gibbons et al. 2015b). Für die Öf-
fentlichkeit gibt es auf der Website der DEG ein Register 
der zulässigen Beschwerden, in dem die Ergebnisse ein-
schließlich der weiteren Schritte und Empfehlungen zur 
Verfügung gestellt werden. Auch die jährlichen Berichte 
des Expertengremiums werden auf der DEG-Website ver-
öffentlicht. Allerdings informiert das Panel nicht im Detail 
über abgelehnte Beschwerden, erläutert jedoch im Rah-
men des Jahresberichtes die Beweggründe, weshalb die 
abgelehnten Beschwerden als nicht zulässig eingestuft 
wurden (DEG 2016b, Gibbons 2015 und 2016).

Rechte-kompatibel – Die Ergebnisse des Be-
schwerdeverfahrens sollen im Einklang mit interna-
tional anerkannten Menschenrechten stehen. 

Die Richtlinien und Standards der DEG orientieren sich 
an der Erklärung der KfW Bankengruppe zur Berücksichti-
gung der Menschenrechte in ihrer Geschäftstätigkeit (vgl. 
Kasten S. 129ff).

Quelle kontinuierlichen Lernens – der Beschwer-
demechanismus soll regelmäßig verbessert werden. 

Das Beschwerdeverfahren von DEG und FMO kann, 
sofern dies erforderlich scheint, kurzfristig überarbeitet 
werden, zum Beispiel wenn neue Gesetze oder interna-
tionale Regulierungen dies erforderlich machen. Zumin-
dest ist vorgesehen, den Beschwerdemechanismus alle 
vier Jahre zu evaluieren und in Konsultation mit den Sta-
keholdern der DEG weiterzuentwickeln. Dies wäre 2018 
erstmals der Fall gewesen. Das Panel hatte jedoch bereits 
Mitte 2015 vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit den 
ersten Beschwerden eine Überarbeitung des Verfahrens 
vorgenommen und dazu auch eine öffentliche Konsulta-
tion durchgeführt (Gibbons et al. 2016: 4).

Einen Einblick in die Praxis des Beschwerdeverfahrens 
bietet der erste Beschwerdefall, zu dem das Expertengre-
mium tätig war: der Staudamm Barro Blanco.

mular. Die Vorlage für das Beschwerdeschreiben ist nur 
auf Englisch verfügbar. 

Zur Zugänglichkeit gehört auch, dass allen betroffe-
nen Stakeholdergruppen der Beschwerdemechanismus 
bekannt ist. In Deutschland und den Niederlanden hat 
die DEG den Beschwerdemechanismus vorgestellt und 
fordert zudem seine Klienten auf, den Mechanismus ent-
sprechend bekannt zu machen. Ein Kritikpunkt war je-
doch die mangelnde Transparenz der DEG darüber, wel-
che Projekte sie finanziert oder an welchen Unternehmen 
und Fonds sie Beteiligungen hält (Petz 2015: 9). Seit 2015 
sind nun auf der DEG-Webseite Informationen zu Neufi-
nanzierungen verfügbar. Das ist zu begrüßen, auch wenn 
die Informationen weiterhin erst nach der Finanzierungs-
entscheidung verfügbar sind und relevante Projektinfor-
mationen wie Links zu Umwelt- und Sozialverträglich-
keitsprüfungen fehlen.

Berechenbar – Um berechenbar zu sein, sollte der 
Beschwerdemechanismus ein klares und bekanntes 
Verfahren mit einem vorhersehbaren zeitlichen Rah-
men bieten und Informationen darüber liefern, wel-
che möglichen Ergebnisse erreicht werden können. 

Die DEG beschreibt das Beschwerdeverfahren auf ih-
rer Webseite sehr ausführlich, auch mit entsprechen-
den Zeitangaben für jeden Schritt. Zudem informiert die 
DEG über zwei mögliche Varianten des Beschwerdever-
fahrens. Die Beschwerdeführenden können ein Schlich-
tungsverfahren oder eine Compliance-Prüfung wählen. 
Bei einem Schlichtungsverfahren geht es darum, eine 
Lösung für das vorgebrachte Problem zu erreichen, z. B. 
im Rahmen einer Mediation. Im Falle einer Compliance-
Prüfung untersucht das Panel, ob die DEG die eigenen 
Richtlinien bei der Finanzierung eingehalten hat (DEG 
2016b, KfW-DEG 2017).

Transparent – „Sie informieren die Parteien eines 
Beschwerdeverfahrens laufend über dessen Fortgang 
und stellen genügend Informationen über die Leis-
tung des Beschwerdemechanismus bereit, um Ver-
trauen in seine Wirksamkeit zu bilden und etwaigen 
öffentlichen Interessen Rechnung zu tragen.“ (Prin-
zip 31e). 
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ten die Probleme. Beide Stellen befanden, dass es im 
Vorfeld des Projektes keine angemessenen Konsulta-
tionen der Betroffenen gegeben habe und die direkten 
und indirekten Auswirkungen nicht ermittelt wurden 
(Hofbauer et al. 2016, 16ff.). 

Im Jahr 2014 reichten die Betroffenen über den ge-
meinsamen Beschwerdemechanismus von DEG und 
der niederländischen Entwicklungsbank FMO, die eben-
falls einen Kredit bewilligt hat, eine Beschwerde gegen 
das Projekt ein. Die Beschwerde war die erste, die das 
unabhängige Expertenpanel im Rahmen des neuen 
Beschwerdemechanismus geprüft hat (siehe 6.3). Das 
Panel veröffentlichte 2015 einen ausführlichen Bericht 
über das Projekt, in dem die Experten befanden, dass 
die DEG in mehreren Punkten ihrer Sorgfaltspflicht 
nicht ausreichend nachgekommen sei. Es hätten kei-
ne adäquaten Konsultationen stattgefunden und die 
Finanzgeber hätten den Widerstand der betroffenen 
Gemeinden nicht ernst genommen. Das Panel kam zu 
der Einschätzung, dass die Geldgeber zum Zeitpunkt der 
Bewilligung zu vielen der Aspekte in Bezug auf Indige-
ne keine ausreichenden Abschätzungen vorgenommen 

Die Deutsche Investitions- und Entwicklungsgesell-
schaft (DEG) finanziert mit 25 Millionen US-Dollar den 
Bau des Staudamms Barro Blanco am Fluss Rio Taba-
sara in Panama. Gegen diesen Staudamm wehren sich 
vor allem Angehörige der indigenen Gemeinschaft der 
Ngäbe-Buglé, da etwa sieben Hektar ihres Territoriums 
durch den Stausee überflutet werden sollen. Von der 
Überschwemmung betroffen wären nicht nur Häuser, 
eine Schule und eine spirituelle Stätte. Mit der Über-
flutung landwirtschaftlicher Felder würde der Stau-
damm die Lebensgrundlage der Ngäbe beeinträchti-
gen, die dort in Subsistenzwirtschaft leben (Hofbauer 
et al. 2016: 9, 57).

Die Betroffenen protestierten seit dem Baubeginn 
im Jahr 2011 gegen das Projekt. Bei Demonstrationen 
und Straßensperren kam es wiederholt zu gewaltsamen 
Auseinandersetzungen zwischen Polizei und Indigenen 
(Hofbauer et al. 2016: 10ff, Carbon Market Watch 2012). 
Sowohl Vertreter/-innen des Entwicklungsprogramms 
der Vereinten Nationen (UNDP) als auch der Sonder-
berichterstatter für die Rechte indigener Völker, James 
Anaya, besuchten das betroffene Gebiet und bestätig-

Beschwerde gegen die DEG wegen Finanzierung eines Staudamms in Panama

Die erste Beschwerde, die im Rahmen des neuen Beschwerdemechanismus der DEG behandelt wurde, betraf den Staudamm 
Barro Blanco in Panama. 
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hatten (Gibbons et al. 2015a: 41ff). Die DEG erkannte 
die Ergebnisse des Panels an und verpflichtete sich, auf 
Basis des Berichts die Qualität ihrer Begutachtung und 
Überwachung der Umwelt- und Sozialrisiken sowie die 
Auswirkungen ihrer Investitionen zu verbessern. Kon-
kret hat die DEG u. a. beschlossen, zukünftig die Sozial- 
und Umweltprogramme nicht erst bei Auszahlung der 
ersten Rate, sondern bei Vertragsunterzeichnung ein-
zufordern (Kleiterp et al. 2015). Angesichts der unzurei-
chenden Konsultation der Betroffenen ist es jedoch be-
dauerlich, dass die DEG in öffentlichen Verlautbarungen 
insbesondere die Aussage zitiert, der Panel habe festge-
stellt, dass die Geldgeber zum Zeitpunkt der ersten Zah-
lung im Einklang mit den Standards reagiert haben. Da-
bei verbindet der Panel diese Aussage klar damit, dass 
die Standards bei Unterzeichnung nicht erfüllt waren.

Bedauerlich ist zudem, dass die Finanzgeber etwa 
zeitgleich mit dem Entstehen des Panelberichts sogar 
in dem Konflikt intervenierten. Nachdem der Bau des 
Staudamms von der panamaischen Umweltbehörde 
ANAM aufgrund von Mängeln bei der Umweltprüfung 
vorübergehend gestoppt wurde, sandten die Finanz-
geber einen gemeinsamen Brief an die Regierung Pa-
namas und drängten auf Wiederaufnahme des Baus  

(Pérez 2016: 16). Fünf Monate später verwarf der Obers-
te Gerichtshof den Baustopp und das Projekt wurde 
fortgesetzt (Hofbauer et al. 2016: 18f). Inzwischen hat 
sich die Regierung Panamas selbst als verantwortlich 
für die Lösung des Konfliktes erklärt und weitere Ver-
mittlungsbemühungen der Finanzgeber als nicht not-
wendig bezeichnet.

Die Betroffenen hatten laut Informationen von  
Rettet den Regenwald mit der Regierung vereinbart, 
dass vor einer Einigung mit ihnen der Staudamm nicht 
geflutet werde (Knobloch 2016). Dennoch begannen im 
Mai 2016 Testüberschwemmungen. Danach standen 
Häuser der Ngäbe unter Wasser und Trinkwasserquel-
len waren nicht mehr nutzbar. Die Betroffenen been-
deten im selben Monat die Verhandlungen mit der Re-
gierung, nachdem diese erklärt hatte, das Projekt sei 
„von nationaler Bedeutung“ und werde auf jeden Fall 
gebaut. Im August 2016 verkündete Panamas Präsident 
Juan Carlos Varela, dass eine Einigung erzielt und ein 
Abkommen unterzeichnet worden sei. Das Abkommen 
war von einer Repräsentantin der Ngäbe-Buglé unter-
zeichnet worden. Jedoch nicht alle Ngäbe-Gemeinden 
erkannten diese als ihre Vertretung an, weshalb die Pro-
teste weiterhin andauern (ebd.). 

Der Fluss Tabasara vor der Flutung 
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Anfang November 2016 zog die Regierung Pana-
mas überraschend die Registrierung des Barro Blanco 
Staudamms als Projekt im Rahmen des Clean Develop-
ment Mechanism (CDM) zurück. Die Regierung Panamas 
begründete dies damit, dass das Projektdesign nicht 
mehr der Umweltverträglichkeitsprüfung entspräche 
(Carbon Market Watch 2016). NGOs begrüßten diesen 
Schritt als „Grundsatzentscheidung“, da zum ersten Mal 
einem Projekt die CDM-Registrierung nachträglich ab-
erkannt wurde (Carbon Market Watch 2016). Die Men-
schenrechtssituation der betroffenen Ngäbe-Familien 

Im Hinblick auf den Beschwerdefall Barro Blanco, aber 
auch aufgrund der Erfahrungen mit OECD-Beschwerde-
verfahren (siehe Kapitel 6.2), stellt sich die Frage, ob ein 
weiteres Wirksamkeitskriterium für Beschwerdeverfahren 
ergänzt werden müsste, damit dieses für die Betroffenen 
eine Verbesserung bewirken kann. Das ließe sich damit 
abschätzen, welche Druckmittel dem Beschwerdemecha-
nismus im Konfliktfall zur Verfügung stehen. Dafür wäre 
es erforderlich, neben Vermittlungsgesprächen auch die 
Möglichkeit für Sanktionen zu haben. Im Falle der DEG 
könnte dies zum Beispiel bedeuten, dass diese bei gro-
ben Verstößen einen Teil ihrer Finanzierung einfrieren 
oder widerrufen kann.

Trotz der vorgeschlagenen Verbesserungsmaßnah-
men ist das Beschwerdeverfahren der DEG insgesamt ein 
wichtiger Schritt hin zu einem umfassenden menschen-
rechtlichen Beschwerdeverfahren der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit. NRO forderten auch von der KfW-
Entwicklungsbank und der KfW IPEX-Bank, dass diese 
unabhängige Beschwerdestellen einrichten, damit Be-
troffene Problemfälle vorbringen können (Petz 2015: 70).  
Die KfW-Entwicklungsbank hat nun Anfang 2016 eben-
falls einen öffentlichen Beschwerdeweg eingerichtet  
(KfW 2016). Dagegen verweist die KfW IPEX-Bank, unter-
stützt von der Bundesregierung darauf, dass die Projekt-
betreiber und Kreditnehmer entsprechende Beschwerde-
möglichkeit bieten müssten (Bundestag 18/5649 (2015): 3,  
Petz 2015). Dies ist allerdings ein schwaches Argument, da 
Beschwerdeführer oft Repressalien befürchten und sie dies 
davon abhält, Beschwerde einzureichen (Petz 2015: 70). 

Quo vadis? 

Die Einrichtung des Beschwerdeverfahrens der DEG ist 
zu begrüßen, insbesondere aufgrund der unabhängigen 
Gutachter/-innen sowie der Transparenz über das Verfah-
ren und die angenommenen Beschwerdefälle. Zudem ist 
eine regelmäßige Evaluierung des Verfahrens vorgesehen, 
die auch bereits nach dem ersten Beschwerdeverfahren 
ab 2015 erfolgte. 

Die Informationen und Formulare sind zum großen Teil 
nur auf Englisch verfügbar. Wünschenswert wäre es, wenn 
die DEG überall dort, wo sie durch Finanzierungen aktiv ist, 
das Beschwerdeverfahren und Informationen darüber in 
der jeweiligen Landessprache zur Verfügung stellen wür-
de. Zudem sind ergänzend zu den erfolgten Transparenz-
schritten weitere Informationen erforderlich, z. B. über 
geplante Vorhaben bereits vor einer Entscheidung über 
eine Finanzierung. 

Im beschriebenen Beschwerdefall Barro Blanco hatten 
die Beschwerdeführer eine Compliance-Beschwerde ein-
gereicht. Das Panel hat bei der Überprüfung festgestellt, 
dass sich die DEG teilweise nicht an ihre eigenen Richtlini-
en und Standards gehalten hat. Die DEG hat darauf geant-
wortet, dass man die Empfehlungen für zukünftige Finan-
zierungen berücksichtigen wird. Da sich die Beschwerde 
auf Wunsch der Beschwerdeführer auf die Verfahren der 
Geldgeber konzentrierte, führte das Beschwerdeverfah-
ren vor Ort nicht zu wirksamen Verbesserungen. Zudem 
werden die relevanten Verhandlungen von der Regierung 
mit den Indigenen im Rahmen nationaler politischer Ent-
scheidungen geführt werden, auf die die DEG und FMO nur 
begrenzt Einfluss haben. 

hat sich dadurch allerdings nicht verbessert. Das Was-
ser der Testflutung vom Mai 2016 war auch im Frühjahr 
2017 noch nicht abgelassen. Betroffene Familien wa-
ren so gezwungen, ihre Häuser zu verlassen und sich 
in höhergelegenen Gebieten anzusiedeln, ohne Kom-
pensationszahlungen zu erhalten. Ein internationales 
NRO-Bündnis wandte sich deshalb im Februar 2017 an 
mehrere UN-Sonderberichterstatter, damit sie sich vor 
Ort ein Bild von der Lage verschaffen und sich für die 
Rechte der Betroffenen einsetzen (Asociacion Ambien-
talista de Chiriqui et al. 2017).
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Elemente der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht in 
ihre Unternehmensprozesse integriert haben sollen. Die 
Bundesregierung kündigte an, anderenfalls weitergehen-
de Schritte bis hin zu gesetzlichen Maßnahmen zu prüfen. 
Ein weiteres positives Ergebnis des NAP-Prozesses ist, dass 
sich inzwischen drei der vier derzeit im Bundestag vertre-
tenen Parteien für die Einführung einer gesetzlich gere-
gelten Sorgfaltspflicht in der nächsten Legislaturperiode 
ausgesprochen haben. 

Auch in den parallel zum NAP-Prozess stattfindenden 
Gesetzgebungsprozessen hat es die Bundesregierung ver-
säumt, Menschenrechtsvorgaben verbindlich festzuschrei-
ben. So erlaubt das im April 2016 in Kraft getretene Ver-
gabemodernisierungsgesetz öffentlichen Auftraggebern 
lediglich, Unternehmen auszuschließen, die gegen Um-
welt-, Sozial- und Arbeitsrecht verstoßen. Ob sie dies wirk-
lich tun, bleibt aber im Ermessen der Beschaffungsstellen. 
Menschenrechtliche Sorgfaltspflichten werden im Verga-
bemodernisierungsgesetz nicht erwähnt. 

Auch im CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz vom März 
2017 hat die Bundesregierung nicht alle Spielräume aus-
geschöpft, welche die zugrunde liegende EU-Richtlinie 
geboten hätte. Zwar müssen große kapitalmarktorientier-
te Unternehmen nunmehr über wesentliche Menschen-
rechts- und Umweltrisiken auch entlang ihrer Geschäfts-
beziehungen berichten sowie Konzepte zum Umgang mit 
diesen Risiken darlegen. Allerdings gilt dies in Deutschland 
nur für „sehr wahrscheinlich schwerwiegende“ negative 
Auswirkungen, während die EU-Richtlinie „wahrschein-
lich negative Auswirkungen“ umfasst. Skandalös ist, dass 
diese gesetzliche Vorgabe nur für die 550 kapitalmarkt-
orientierten Unternehmen gilt, während ebenso große 
Familienunternehmen wie Aldi oder Lidl von der neuen 
Berichtspflicht nicht erfasst werden.

Auch auf Ebene der Vereinten Nationen hat sich die 
Bundesregierung zunächst gegen verbindliche Regeln im 
Bereich Wirtschaft und Menschenrechte ausgesprochen. 
So stimmte Deutschland im Juni 2014, gemeinsam mit 16 
weiteren Staaten, im UN-Menschenrechtsrat gegen eine 
Resolution zur Erarbeitung eines UN-Menschenrechtsab-
kommens zu transnationalen Konzernen und anderen Un-
ternehmen. An der ersten Sitzung der UN-Arbeitsgruppe 
zu diesem Thema, die per Mehrheitsentscheid dennoch 

Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

In den letzten drei Jahren hat die Debatte zu Wirtschaft 
und Menschenrechten ein neues Niveau erreicht. Mit den 
UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte sind 
seit 2011 alle Staaten aufgefordert, diese auf nationaler 
Ebene umzusetzen. In Deutschland stand seit 2014 der 
Nationale Aktionsplan (NAP) im Mittelpunkt, den die Bun-
desregierung nach zweijährigem Konsultationsprozess im 
Dezember 2016 verabschiedet hat. Gleichzeitig gab es Im-
pulse durch neue EU-Richtlinien und die Verhandlungen 
über ein UN-Menschenrechtsabkommen zu transnatio-
nalen Konzernen und anderen Unternehmen. In Kapitel 2 
analysieren die Autor/-innen diese allgemeinen Entwick-
lungen im Themenfeld Wirtschaft und Menschenrechte, 
die auch den Rahmen für die anschließende Betrachtung 
des Energiesektors bilden. Mit der Energiewirtschaft steht 
ein Sektor im Mittelpunkt dieses Berichts, der starke glo-
bale Bezüge aufweist und immer wieder mit Menschen-
rechtsverletzungen in Verbindung gebracht wird. Die Stu-
die geht der Frage nach, inwieweit deutsche Unternehmen 
und die Bundesregierung die Anforderungen der UN-Leit-
prinzipien bislang umsetzen.

Deutschland wehrt sich auf nationaler und  
internationaler Ebene gegen Verbindlichkeit

Zwar bringt die Bundesregierung im NAP ihre Erwar-
tung zum Ausdruck, dass alle deutschen Unternehmen 
ihre menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten umsetzen. 
Eine gemeinsame Forderung von Gewerkschaften und 
NRO nach einer gesetzlichen Regelung menschenrechtli-
cher Sorgfaltspflichten deutscher Unternehmen mit Blick 
auf ihre Auslandsgeschäfte hat sie jedoch nicht aufgegrif-
fen. Damit bleibt Deutschland hinter Frankreich zurück, 
das ein solches Gesetz 2017 verabschiedet hat. Auch Groß-
britannien und die Niederlande haben jeweils Gesetze ge-
gen Kinderarbeit und moderne Sklaverei in Lieferketten 
verabschiedet. Der deutsche NAP enthält auch keine Maß-
nahmen, um für betroffene Menschen aus dem globalen 
Süden den Zugang zu Gerichten zu verbessern. 

Positiv ist zu bewerten, dass die Umsetzung der men-
schenrechtlichen Sorgfaltspflichten der Unternehmen 
ab 2018 jährlich von unabhängiger Seite wissenschaft-
lich überprüft werden soll. Als Zwischenziel gibt der NAP 
vor, dass mindestens 50 Prozent aller deutschen Unter-
nehmen mit mehr als 500 Mitarbeiter/-innen bis 2020 die 
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die Menschen häufig ihrer Einkommensgrundlagen in der 
Landwirtschaft, Fischerei oder im Tourismus. Auch bürger-
liche und politische Rechte, etwa auf Information, Selbst-
bestimmung, Beteiligung, freie Meinungsäußerung und 
körperliche Unversehrtheit werden im Kontext solcher 
Projekte häufig verletzt.

Deutsche Unternehmen haben besonders als Impor-
teure von Rohstoffen, aber auch als Exporteure von Kraft-
werkstechnologien und als Dienstleister eine große Be-
deutung. Staaten haben auch die Verpflichtung, sich um 
die Auswirkungen der klimabezogenen Effekte der eige-
nen Energieversorgung zu kümmern, welche die Fähig-
keit anderer Staaten zur Umsetzung sozialer Rechte stark 
beeinträchtigen.

Deutschland kommt menschenrechtlicher 
Schutzpflicht im Energiesektor nicht  
ausreichend nach

Staaten sind völkerrechtlich verpflichtet, die Menschen-
rechte vor Verstößen – auch durch Unternehmen – zu 
schützen. Dies gilt gemäß den UN-Leitprinzipien für Wirt-
schaft und Menschenrechte umso mehr, wenn Unterneh-
men sich im öffentlichen Eigentum befinden, staatlich 
kontrolliert oder staatlich gefördert werden. Zugleich sind 
Staaten verpflichtet, vor Abschluss von internationalen Ab-
kommen, etwa zu Handel und Investitionen, sicherzustel-
len, dass staatliche Spielräume zum Schutz der Menschen-
rechte nicht eingeschränkt werden. Menschenrechtliche 
Kohärenz ist ebenso beim staatlichen Handeln innerhalb 
von internationalen Organisationen geboten. Das Kapi-
tel 4 lässt vor allem mit Blick auf die Auslandsgeschäfte  
deutscher Unternehmen im Energiesektor jedoch erheb-
liche Schutzlücken beim Schutz der Menschenrechte er-
kennen.

Unternehmen in öffentlichem Eigentum  
ohne Vorbildfunktion

Ein Großteil der etwa 1.000 Stadtwerke in Deutschland 
befindet sich in öffentlichem, überwiegend kommunalem 
Eigentum. Eine für diese Studie durchgeführte Befragung 
und Analyse der zehn größten öffentlichen Energieversor-
ger in Deutschland zeigt, dass die Menschenrechte bislang 
wenig Beachtung finden: Keines der befragten Unterneh-
men hat eine eigene Grundsatzerklärung zu Menschen-
rechten verabschiedet, und lediglich ein Unternehmen 
bezieht sich in seinem Verhaltenskodex auf die Menschen-
rechte. Sieben Unternehmen nennen Menschenrechte nur 

eingesetzt wurde, nahm die Bundesregierung nicht teil. 
An der zweiten Sitzung nahm sie zwar teil, bekräftigte ge-
genüber dem Bundestag aber ihre Skepsis gegenüber ei-
nem völkerrechtlich verbindlichen Abkommen. Ein breites 
Bündnis von NRO verbindet mit einem solchen Abkom-
men hingegen die Hoffnung auf eine internationale Wirt-
schaftsordnung, in der Unternehmen auch bei Auslands-
geschäften zur Achtung der Menschenrechte verpflichtet 
werden, Betroffenen von Menschenrechtsverletzungen 
der Zugang zu Gerichten in den Heimatländern der Kon-
zerne erleichtert wird sowie Menschenrechtsabkommen 
völkerrechtlich Vorrang vor Handels- und Investitionsab-
kommen genießen.

Menschenrechtliche Anforderungen an  
Energiepolitik und Energiewirtschaft

In Kapitel 3 werden die vielfältigen und komplexen 
menschenrechtlichen Verpflichtungen von Staaten im 
Energiebereich beschrieben, welche den normativen Rah-
men für die vorliegende Studie bilden. Zunächst ist jeder 
Staat verpflichtet, seiner Bevölkerung Zugang zur Energie-
versorgung zu gewährleisten, soweit dies zur Erreichung 
eines angemessenen Lebensstandards und zum ange-
messenen Wohnen erforderlich ist. Dabei muss der Staat 
nicht die Energie selbst zur Verfügung stellen. Er muss 
aber sicherstellen, dass Energiedienstleister niemanden 
beim Zugang zu Energie benachteiligen. Rund 1,2 Milliar-
den Menschen haben aktuell immer noch keinen Zugang 
zu Strom. Der überwiegende Teil von ihnen lebt in Sub-
Sahara-Afrika und in Indien. Diese „Energiearmut“ hat in 
vielen Lebensbereichen schwerwiegende Folgen für die 
menschliche Entwicklung.

Gleichzeitig müssen Staaten sicherstellen, dass beim 
Abbau von Energierohstoffen und bei der Energiegewin-
nung selbst die Menschenrechte nicht verletzt werden. 
Nach einer umfassenden Studie der Universität Maastricht 
von 2015 sind 29 Prozent der 1.877 wirtschaftsbezogenen 
Menschenrechtsbeschwerden, die zwischen 2005 und 
2014 registriert wurden, dem Rohstoff- und Energiesektor 
zuzuordnen. Der Hauptgrund hierfür liegt in der Tatsache, 
dass der Abbau von Erzen und Energierohstoffen sowie die 
Energiegewinnung häufig im Rahmen von Megaprojekten 
erfolgt, die mit tiefgreifenden Umweltzerstörungen ein-
hergehen, welche wiederum die Lebensgrundlagen der 
umliegenden Bevölkerung gefährden. Waldrodungen, Bo-
denzerstörung, Wasserverseuchung und hoher Wasserver-
brauch sowie Luftverschmutzung für den Rohstoffabbau 
machen ganze Landstriche unbewohnbar und berauben 



134

Bericht 2017 • Globale Energiewirtschaft und Menschenrechte – Deutsche Unternehmen und Politik auf dem Prüfstand

Insgesamt zeigt Deutschland gegenüber anderen euro-
päischen Ländern, in denen Unternehmen im öffentlichen 
Eigentum stärker in die Pflicht genommen werden, deut-
lich weniger gesetzgeberisches Engagement. So hat die 
finnische Regierung staatliche Unternehmen in der State 
Ownership Policy von 2016 verpflichtet, die Menschen-
rechte in ihre Geschäftsgrundsätze zu integrieren. Auch 
in Schweden sind Unternehmen im Staatsbesitz verpflich-
tet, die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen, 
die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte 
und die Prinzipien des UN Global Compact einzuhalten.

Kreditanstalt für Wiederbau: Energie als Wachs-
tumstreiber mit Nebenwirkungen

Auch die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) befin-
det sich vollständig in Staatsbesitz. Während sich die KfW 
Mittelstandsbank und die KfW Kommunal- und Privatkun-
denbank/Kreditinstitute auf das inländische Förderge-
schäft beschränken, sind die KfW IPEX-Bank GmbH, die 
KfW Entwicklungsbank und die Deutsche Entwicklungs-
gesellschaft (DEG) international tätig, allerdings mit unter-
schiedlichen Zuständigkeiten und Zielsetzungen. Während 
die KfW IPEX-Bank die internationale Wettbewerbsfähig-
keit deutscher Unternehmen stärken soll, fördert die DEG 
privatwirtschaftliche Projekte in Entwicklungsländern. 
Die KfW Entwicklungsbank wiederum setzt im Auftrag 
des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (BMZ) die finanzielle Zusammen-
arbeit um.

Der Energiesektor ist für die KfW Bankengruppe ins-
gesamt ein Wachstumstreiber. So haben KfW IPEX-Bank, 
KfW Entwicklungsbank und DEG im Zeitraum von 2006 bis 
2015 für Investitionen in erneuerbare Energien im Ausland 
insgesamt 16 Milliarden Euro zugesagt. Gefördert wurden 
damit Windkraftanlagen, Wasserkraftwerke wie auch die 
Solarenergie. Zwischen 2007 und 2016 entfielen im inter-
nationalen Geschäft aber auch rund sieben Milliarden Euro 
an Neuzusagen auf fossile Energien für Gas-, Kohle- sowie 
Öl- und Dieselkraftwerksprojekte. 

Gerne bezeichnet sich die KfW Bankengruppe als „Bank 
aus Verantwortung“. Ein Blick auf die sozialen, ökologi-
schen und menschenrechtlichen Standards scheint die-
sen Anspruch durchaus zu bestätigen. Bereits 2008 hat 
die KfW Bankengruppe eine eigene Menschenrechtserklä-
rung veröffentlicht. Darüber hinaus haben KfW IPEX-Bank 
und die Entwicklungsbank jeweils eigene Nachhaltigkeits-
richtlinien. Darin verweisen sie auf die Menschenrechts-

in Bezug auf Lieferanten und zwei Unternehmen bekennen 
sich nicht öffentlich zu Menschenrechten.

Viele dieser Energieversorger führen jedoch Kohle, Gas 
und andere Brennstoffe aus dem Ausland ein. Zwar ge-
ben einige von ihnen an, sich an die geltenden Vergabe-
gesetze zu halten. Doch nur fünf der Unternehmen haben 
einen eigenen Verhaltenskodex für Lieferanten oder Be-
schaffungsgrundsätze verabschiedet. Dabei haben NRO 
in den vergangenen Jahren wiederholt gravierende Men-
schenrechtsverletzungen dokumentiert, etwa beim Koh-
leabbau in Kolumbien, Südafrika und Russland. Nur vier 
staatliche Energieversorger erteilen über die Herkunft 
der Kohle überhaupt Auskunft, und auch diese bleiben 
meistens vage. Einzig EnBW gibt neuerdings die konkre-
ten Bezugsmengen für einzelne Kohlelieferanten an. Wie 
die fortwährende Geschäftsbeziehung der EnBW mit dem 
stark umstrittenen Bergbauunternehmen Drummond in 
Kolumbien gleichzeitig zeigt, ist Transparenz zwar ein ers-
ter wichtiger Schritt, aber noch kein Garant für menschen-
rechtliche Sorgfalt. 

Die Bundesregierung hat sich im Rahmen des NAP-
Prozesses – entgegen ersten weitergehenden Entwürfen 
– dagegen entschieden, Unternehmen im Eigentum des 
Bundes verbindlich zur menschenrechtlichen Sorgfalt zu 
verpflichten. Zwar erklärt sie im NAP, dass diese Unterneh-
men einer unmittelbaren Grundrechtsbindung unterlägen. 
Inwiefern sich diese Grundrechtsbindung jedoch auch auf 
Menschenrechtsverletzungen durch Tochterfirmen oder 
in Lieferketten im Ausland bezieht, führt sie nicht aus. 
Nachhaltigkeit und Menschenrechte finden auch in den 
„Grundsätzen guter Unternehmens- und Beteiligungsfüh-
rung“ des Bundesfinanzministeriums von 2009 und dem 
darin enthaltenen Public Corporate Governance Kodex 
keine Erwähnung. Zwar verweist der Deutsche Nachhal-
tigkeitskodex auf die Menschenrechte, allerdings nur mit 
Blick auf die Lieferkette. Zudem ist der Kodex ein freiwil-
liges Berichtsrahmenwerk und keine politische Vorgabe. 

Zur Analyse von Ländern und Kommunen haben die 
Herausgeber dieser Studie auch diejenigen öffentlichen 
Stellen befragt, die an den zehn größten Energieversor-
gern im öffentlichen Eigentum jeweils den größten Anteil 
besitzen. Keiner der größten Anteilseigner hat menschen-
rechtliche Grundsätze zur Verantwortung von Unterneh-
men im öffentlichen Besitz verabschiedet. Vier Kommu-
nen verweisen in ihren Antworten oder auf ihrer Website 
lediglich auf Selbstverpflichtungen und ihr Engagement 
zu nachhaltiger öffentlicher Beschaffung. 



Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

135

erkannt werden. Denn über die Einhaltung der vereinbar-
ten Umwelt- und Sozialpläne haben die Finanziers wenig 
Kontrolle. Als eine entscheidende Schwachstelle erweist 
sich dabei auch der Mangel an Transparenz. So veröf-
fentlicht die KfW bislang weder Folgenabschätzungen 
noch Umwelt- und Sozialpläne, die KfW IPEX-Bank nicht  
einmal die Liste der finanzierten Projekte. Über einen un-
abhängigen Beschwerdemechanismus verfügt nur die 
DEG.

Allzu zaghafte Reformschritte in der Außenwirt-
schaftsförderung des Bundes

Ähnlich wie die KfW IPEX-Bank zielt auch die Außen-
wirtschaftsförderung des Bundes darauf ab, die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
zu stärken. Über Exportkreditgarantien (so genannte Her-
mesbürgschaften) in Höhe von 20,6 Milliarden Euro, Inves-
titionsgarantien über 4,3 Milliarden Euro sowie Ungebun-
dene Finanzkredite über 246 Millionen Euro hat allein der 
Bund Exporte und Investitionen deutscher Unternehmen 
in Schwellen- und Entwicklungsländer im Jahr 2016 ge-
gen wirtschaftliche und politische Risiken abgesichert.  
30 Prozent der ausgewiesenen Einzeldeckungen für Ex-
portkreditgarantien betrafen dabei den Energiesektor. 
Hinzu kommen 22,8 Prozent für Deckungen bei der Erdöl- 
und Erdgasförderung. Auf erneuerbare Energien entfielen 
nur vier Prozent der Hermesbürgschaften. 

Auch in jüngerer Zeit sicherte der Bund Projekte ab, bei 
denen Menschenrechte gefährdet oder verletzt wurden. So 
gewährte die Bundesregierung 2012 der deutschen Nie-
derlassung des österreichischen Unternehmens Andritz 
eine Hermesbürgschaft für die Lieferung von Großturbinen 
zum Staudamm Hidrosogamoso in Kolumbien. Mit dem 
Staudamm wurde eine Fläche von 70 Quadratkilometern 
überschwemmt, die vorher für Vieh- und Landwirtschaft 
genutzt wurde. Viele der 180 umgesiedelten Familien be-
klagen, dass sie als Ersatz Grundstücke mit minderwerti-
ger Bodenqualität erhielten. Weitere betroffene Familien, 
deren Einkünfte aus Fischerei, Tourismus und Handel we-
gen des Staudamms einbrachen, wurden gar nicht berück-
sichtigt. Andere Problemfälle sind die Hermesbürgschaf-
ten für die südafrikanischen Kohlekraftwerke Medupi und 
Kusile sowie für die Lieferung dreier Gaskraftwerke durch 
Siemens in das autoritär regierte Ägypten, für die auch die 
KfW IPEX-Bank Exportkredite vergeben hat. 

Für die Vergabe von Exportkrediten haben sich die  
Exportkreditagenturen innerhalb der OECD auf eine ge-

erklärung der Bankengruppe, formulieren deren Umset-
zung allerdings nur als Anspruch, nicht als verbindliche 
Verpflichtung. Auch die DEG hat eine Umwelt- und Sozial-
richtlinie verabschiedet, in der die Menschenrechte nicht 
erwähnt werden. 

Entgegen ihrem Anspruch hat die KfW Bankengruppe 
auch im Energiesektor mehrere Projekte mitfinanziert, 
welche die Umwelt und Menschenrechte erheblich ge-
fährden oder bereits beeinträchtigt haben. So hat die KfW 
IPEX-Bank 2008 und 2009 durch Exportkredite für Kessel-
lieferungen zum Bau der südafrikanischen Kohlekraft-
werke Medupi und Kusile beigetragen. Da für Medupi der 
Einbau angemessener Rauchgasentschwefelungsanlagen 
erst fünf Jahre nach Inbetriebnahme der jeweiligen Kessel 
geplant ist, wird das Recht auf Gesundheit im Umland er-
heblich gefährdet. Der enorme Wasserverbrauch bedroht 
überdies die Rechte auf Wasser und Nahrung. Zwar hat das 
federführende Entwicklungsministerium für die DEG und 
die KfW Entwicklungsbank die Finanzierung von Neubau-
ten sowie die Ertüchtigung bereits stillgelegter Kohlekraft-
werke inzwischen ausgeschlossen. Die unter Federführung 
des Wirtschafts- und Finanzministeriums agierende KfW 
IPEX-Bank hat jedoch lediglich striktere Umweltstandards 
für die Kohleförderung beschlossen. Sehr problematisch 
ist auch die Finanzierung von Bergbauaktivitäten durch 
die KfW IPEX-Bank, u. a. im Rahmen von allgemeinen Un-
ternehmenskrediten für den vielfach kritisierten Bergbau-
konzern Glencore.

Zu Menschenrechtsverletzungen ist es aber auch bei 
Großprojekten im Bereich der erneuerbaren Energien 
gekommen, an deren Finanzierung sich die KfW Banken-
gruppe beteiligt hat. So lösten Polizeikräfte eine friedliche 
Blockade indigener Gemeinschaften gegen den Staudamm 
Santa Rita in Guatemala gewaltsam auf, wobei drei Men-
schen getötet und 50 verletzt wurden. Über einen Private-
Equity-Fonds war auch die DEG an der Finanzierung des 
Wasserkraftwerks beteiligt. Selbstbestimmungsrechte und 
Landrechte der indigenen Massai wurden auch beim Bau 
des geothermischen Kraftwerks Olkaria IV in Kenia miss-
achtet, zu dessen Finanzierung die KfW Entwicklungsbank 
einen Kredit von 60 Millionen Euro beigetragen hat. 

Immer wieder zeigt sich in solchen Fällen, dass die be-
troffene Bevölkerung und kritische Zivilgesellschaft bei 
Umwelt- und Sozialverträglichkeitsprüfungen nicht aus-
reichend konsultiert, erhebliche Risiken übersehen oder 
vernachlässigt werden. Hinzu kommt, dass viele Projekte 
selbst dann bewilligt werden, wenn die Risiken frühzeitig 
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Die 2016 beschlossene EU-Verordnung zu Konfliktmine-
ralien betrifft lediglich Zinn, Tantal, Wolfram und Gold.

Die von der EU angestrebte Liberalisierung von Dienst-
leistungen schränkt zudem die Regulierungsspielräume 
anderer Staaten ein, den Zugang ärmerer Bevölkerungs-
gruppen zu bezahlbarer Energie sicherzustellen. So will die 
EU-Kommission etwa in den aktuell verhandelten Abkom-
men mit Mexiko und den Staaten des MERCOSUR Preisre-
gulierungen für Strom und Treibstoffe nur noch unter sehr 
restriktiven Bedingungen und zeitlich befristet zulassen. 
Zugleich ist aber keine Verpflichtung vorgesehen, durch 
Sozialmaßnahmen die hohen Energiepreise für ärmere 
Menschen auszugleichen. Damit können die Kosten zum 
Heizen, Kühlen, Kochen und für den täglichen Arbeitsweg 
für viele Menschen in einem Maße ansteigen, das ihr Recht 
auf einen angemessenen Lebensstandard gefährdet. 

Große menschenrechtliche Risiken bergen auch die In-
vestitionsschutzbestimmungen, welche die EU in Abkom-
men mit Vietnam, Singapur und Kanada bereits vereinbart 
hat und in aktuellen Verhandlungen mit mindestens 14 
weiteren Ländern anstrebt. Europäische Investoren er-
hielten damit nicht nur im Falle formeller Enteignungen, 
sondern auch bei sogenannten „indirekten“ Enteignungen 
das Recht auf eine „prompte, angemessene und effektive 
Entschädigung“. Aus dem Standard der „billigen und ge-
rechten Behandlung“ haben Schiedsgerichte in mehreren 
Urteilen ein Recht von Auslandsinvestoren auf ein stabiles 
und vorhersehbares Investitionsklima abgeleitet. 

Auf Grundlage dieser Standards werden auch Regulie-
rungen zum Schutz der Umwelt und sozialer Menschen-
rechte vor Schiedsgerichten angreifbar, sofern sie die Pro-
fitträchtigkeit einer Investition schmälern. Wie konkret 
dieses Risiko auch im Energiesektor ist, haben verschiede-
ne erfolgreiche Klagen von US-Konzernen gezeigt. So wur-
de Ecuador zu einer Schadensersatzzahlung an Chevron 
verurteilt. Der Grund für dieses Urteil: Nach Meinung des 
Investitionsschiedsgerichts hatte ein ecuadorianisches 
Gericht Chevron zu Unrecht wegen der Verseuchung des 
Amazonasgebietes und der Schädigung der Gesundheit 
indigener Völker zu einer Schadensersatzzahlung verur-
teilt. Auch die beiden Klagen des schwedischen Energie-
konzerns Vattenfall gegen die Bundesrepublik Deutsch-
land vor einem Schiedsgericht wegen wasserrechtlicher 
Umweltauflagen für das Kohlekraftwerk Moorburg und 
wegen des Atomausstiegs stehen in einem Spannungs-
verhältnis zum Schutz der Menschenrechte auf Gesund-
heit und Leben.

meinsame Leitlinie zur ökologischen und sozialen Sorg - 
falt geeinigt. In der Version von 2012 dieser sogenann-
ten Common Approaches wurden erstmals auch Men-
schenrechte erwähnt. Doch selbst die aktuelle Version von 
2016 verlangt eine eigene Menschenrechtsprüfung nur in 
solchen Fällen, in denen eine hohe Wahrscheinlichkeit 
schwerwiegender Menschenrechtsverletzungen besteht. 
Dies umzusetzen, hat die Bundesregierung auch im NAP 
angekündigt. Auch im allgemeinen Prüfverfahren will sie 
die Eigenständigkeit und Sichtbarkeit der menschenrecht-
lichen Aspekte erhöhen. Ob dies zu substanziellen Verbes-
serungen führt, bleibt abzuwarten. Eine wesentliche Vor-
aussetzung dafür wäre eine deutlich höhere Transparenz 
im gesamten Prüfverfahren – sowohl bei Hermesbürg-
schaften als auch bei Investitionsgarantien und sogenann-
ten Ungebundenen Finanzkrediten – um eine kritische Be-
gleitung durch Betroffene und NRO zu erlauben. 

Mangelnde Menschenrechtskohärenz in der 
Handels- und Investitionspolitik der EU

Laut der EU-Handelsstrategie „Handel für alle“ spielt 
der Zugang zu Energie und Rohstoffen eine entscheidende 
Rolle für die Wettbewerbsfähigkeit der EU. Daher fordert 
sie auch in diesem Bereich von ihren Handelspartnern den 
Abbau von Exportbeschränkungen für Rohstoffe, die Libe-
ralisierung von Dienstleistungen, striktere geistige Eigen-
tumsrechte, einen verbesserten Marktzugang und Schutz 
für europäische Auslandsinvestitionen sowie einen gleich-
berechtigten Zugang zu öffentlichen Aufträgen im Ausland. 
Entsprechende Regelungen schränken die Regulierungs-
spielräume von Staaten im Energie- und Rohstoffsektor 
erheblich ein und können sich direkt oder indirekt negativ 
auf die Menschenrechte auswirken.

Fast siebzig Prozent der in Deutschland eingesetzten 
Primärenergie stammten 2015 aus Energieimporten. In 
vielen Herkunftsländern dieser Rohstoffimporte – wie Ni-
geria (Erdöl), Kolumbien und Südafrika (Steinkohle) – wur-
den seit Jahren gravierende Menschenrechtsverletzungen 
dokumentiert. Dies gilt auch für den Import von Kupfer aus 
Peru, das bei erneuerbaren Energien Verwendung findet. 
Es besteht eine bemerkenswerte Spannung: Einerseits 
verbieten oder beschränken EU-Handelsabkommen die 
Erhebung von Abgaben auf Rohstoffexporte in den Ab-
bauländern, womit sie europäischen Unternehmen einen 
günstigeren Zugang zu diesen Rohstoffen verschaffen. An-
dererseits werden europäische Importeure und Industrie-
betriebe nicht verpflichtet, beim Import dieser Rohstoffe 
ihre menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten umzusetzen. 
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NRO und Forschungseinrichtungen haben mehrere Fäl-
le dokumentiert, in denen CDM-Projekte sowohl zu mas-
siven Umweltschäden als auch zu Menschenrechtsverlet-
zungen gegenüber der lokalen Bevölkerung geführt haben. 
So wird berichtet, dass für das indische Kohlekraftwerk 
Sasan vier Dörfer mit Gewalt zwangsumgesiedelt und das 
Eigentum der Bewohner/-innen zerstört wurden. In den 
neuen Siedlungen fehlten demnach angemessene Ein-
kommensmöglichkeiten und Schulen, wodurch die Rechte 
auf einen angemessenen Lebensstandard verletzt wurden. 
Angehörige einer indigenen Gemeinschaft wurden aus ih-
ren Waldgebieten vertrieben und ihre Lebensgrundlagen 
zerstört, ohne dass sie eine angemessene Entschädigung 
erhalten hätten. 

Auch bei dem geothermischen Kraftwerk Olkaria IV in 
Kenia, das im Juni 2013 als CDM-Projekt registriert und 
durch die KfW Entwicklungsbank gefördert wurde, be-
steht eine deutsche Beteiligung. Für das Projekt wurden 
vier Massai-Dörfer umgesiedelt. Lokale Anwohner/-innen 
beklagen, dass nicht alle Betroffenen entschädigt und in 
den neuen Siedlungen nicht genügend Häuser zur Verfü-
gung gestellt worden seien. Die neuen, minderwertigen 
Ländereien erlauben es den Menschen nicht, durch Vieh-
haltung und Tourismus einen angemessenen Lebensstan-
dard zu sichern. Auch in diesem Fall wurden zudem – unter 
anderem im Konsultationsprozess – die Rechte indigener 
Völker missachtet. Das von der DEG mitfinanzierte Wasser-
kraftwerk Barro Blanco wurde ebenfalls als CDM-Projekt 
registriert. Es handelt sich um das erste Projekt, dem diese 
Registrierung nach massiven Menschenrechtsbeschwer-
den im Jahr 2016 wieder entzogen wurde. 

Im Klimavertrag von Paris wird der CDM nicht erwähnt, 
so dass dieser vermutlich 2020 auslaufen wird. Allerdings 
sieht der Klimavertrag die Schaffung eines neuen Mecha-
nismus vor, um Treibhausgasemissionen zu vermeiden 
und nachhaltige Entwicklung zu unterstützen. Aufgrund 
der massiven Fehlentwicklungen beim CDM sollte der neue 
Marktmechanismus grundlegend anders gestaltet werden. 
Die konsequente Berücksichtigung der Menschenrechte 
muss dafür ein wichtiges Kriterium sein. Ebenso wichtig 
wird es sein, die Erfahrungen mit dem CDM für weitere 
Marktmechanismen zu nutzen, wie z. B. den Ausgleichs-
mechanismus, den die internationale Luftfahrtorganisa-
tion ICAO aufsetzen will. Diese hat 2016 beschlossen, dass 
das weitere Emissionswachstum des Flugverkehrs ab 2020 
mit Hilfe eines neuen Marktmechanismus klimaneutral 
erfolgen soll.

Die Aufnahme des „Rechts zur Regulierung“ in den Han-
delsvertrag mit Kanada (CETA) und andere Abkommen 
wird dieses Dilemma nicht auflösen. Das Recht von Inves-
toren auf Entschädigung bleibt davon unberührt, wenn 
Regulierungsmaßnahmen deren Gewinnerwartungen ein-
schränken. NRO fordern daher, in einer Allgemeinen Aus-
nahmeklausel in den Handelsverträgen selbst, wie auch 
im aktuell verhandelten UN-Menschenrechtsabkommen 
für transnationale Konzerne und andere Unternehmen, 
den Vorrang von Menschenrechten unmissverständlich 
klarzustellen. Schon vor Verhandlungsbeginn sollte die EU 
zudem menschenrechtliche Folgenabschätzungen durch-
führen, um problematische Bestimmungen vorab zu iden-
tifizieren und auszuschließen. Beides hat die EU bisher 
abgelehnt. Die Bundesregierung hat im NAP frühzeitige 
Folgenabschätzungen zwar befürwortet, Menschenrechts-
klauseln in Handelsabkommen jedoch eine Absage erteilt.

Mangelnde Menschenrechtskohärenz bei der 
Förderung „sauberer“ Energie im Klimaregime

Menschenrechtliche Kohärenz ist auch in der Klima-
politik geboten. Mit Blick auf den Energiesektor wirft in 
dieser Hinsicht besonders der Clean Development Me-
chanism (CDM) erhebliche Zweifel auf, der 1997 im Rah-
men des Kyoto-Protokolls geschaffen wurde. Der Mecha-
nismus verfolgt das doppelte Ziel, Entwicklungsländer 
bei ihren Anstrengungen zur nachhaltigen Entwicklung 
und zugleich industrialisierte Länder bei der Erreichung 
ihrer Emissionsreduzierungszusagen zu unterstützen. Zu 
diesem Zweck stellt der CDM für Klimaschutzprojekte in 
Entwicklungsländern, auch im Energiesektor, Emissions-
reduzierungszertifikate aus. 

Das Problem: In den sogenannten „Modalitäten und 
Prozeduren“ des CDM wird der Begriff der nachhaltigen 
Entwicklung nicht definiert. Auch die Notwendigkeit der 
Achtung von Menschenrechten wird nicht erwähnt. Eben-
so wenig ließen sich – aufgrund des Widerstands einiger 
Staaten – Regeln zur Durchführung von Konsultationen 
mit der betroffenen Bevölkerung festlegen. Insbesonde-
re die Gruppe G77 und China setzten in den Verhandlun-
gen durch, dass es im Ermessen der Gastgeberstaaten 
der Projekte liegt, eigene Nachhaltigkeitskriterien und 
Prozeduren zur Konsultation festzulegen sowie deren Ein-
haltung zu beurteilen. Aber auch vielen Industrieländern 
war dieses Ergebnis recht. Studien haben gezeigt, dass 
die meisten Gastgeberstaaten nur vage und unverbind-
liche Richtlinien ausgeben und deren Einhaltung nicht 
sorgfältig überprüfen. 
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konsortium unter Leitung des französischen Unterneh-
mens Total Erdgas, neuerdings auch mittels Fracking. Die 
BASF-Tochter Wintershall ist daran ebenfalls beteiligt. Vor 
Ort beklagen Betroffene einerseits die Umweltauswirkun-
gen der Gasförderung, u. a. zahlreiche Lecks und einen ho-
hen Wasserverbrauch. Zudem gebe es Probleme mit Ent-
schädigungszahlungen, insbesondere für diejenigen, die 
zwar schon seit Jahrzehnten auf ihrem Land leben, aber 
keine Eigentumstitel vorweisen können. 

Lückenhafte Integration von Menschenrechten 
in die Unternehmenspolitik

Die menschenrechtliche Sorgfalt endet nach den UN-
Leitprinzipien nicht am Werkstor, sondern erstreckt sich 
auf die gesamte Wertschöpfungskette. Dieser Tatsache 
ist sich ein Großteil der Unternehmen bewusst. So verfü-
gen 17 Unternehmen über einen Verhaltenskodex für Zu-
lieferer oder eine Einkaufspolitik, die von diesen die Ein-
haltung von Menschenrechten einfordert. Weitere sechs 
Unternehmen erwarten von ihren Zulieferern, dass diese 
den unternehmenseigenen Verhaltenskodex einhalten. 

Obwohl sich die Verhaltenskodizes und Einkaufspoliti-
ken sehr überwiegend auf die Menschenrechte beziehen, 
werden zentrale Problemfelder in globalen Lieferketten 
ausgeklammert. Nur zwölf verlangen explizit die Zahlung 
nationaler gesetzlicher Mindestlöhne, und nur ein einziges 
Unternehmen fordert Löhne, die auch die Grundbedürf-
nisse der Beschäftigten und ihrer Familien befriedigen, 
wie es aus menschenrechtlicher Perspektive geboten ist. 
Weniger als ein Viertel (7) der Unternehmen fordern – über 
die faire Behandlung der Mitarbeiter/-innen hinaus – eine 
Vermeidung möglicher Schädigungen der Menschen in 
den umliegenden Gemeinschaften.

Erste Fortschritte bei der Untersuchung  
menschenrechtlicher Risiken

Um die menschenrechtlichen Risiken abzuschätzen, 
sollen Wirtschaftsunternehmen nach den UN-Leitprinzipi-
en die tatsächlichen und potenziellen nachteiligen men-
schenrechtlichen Auswirkungen ermitteln und bewerten, 
an denen sie entweder durch ihre eigene Tätigkeit oder 
ihre Geschäftsbeziehungen beteiligt sind. Während über 
ein Drittel der befragten Unternehmen auf diese Frage 
nicht explizit eingeht oder bislang keine derartigen Analy-
sen vornimmt, geben immerhin 19 Unternehmen an, dass 
sie menschenrechtliche Risikoanalysen durchführen. Von 
sechs Unternehmen berichten insbesondere davon, Men-

Menschenrechtliche Sorgfalt deutscher Unter-
nehmen – klare und verbindliche Vorgaben  
nötig

Nach den UN-Leitprinzipien kommt den Unterneh-
men auch eine eigene Verantwortung zu, die Menschen-
rechte in ihren Aktivitäten und Geschäftsbeziehungen zu 
achten. Demnach wird erwartet, dass die Unternehmen 
menschenrechtliche Grundsatzerklärungen verabschie-
den, die Menschenrechte in alle Bereiche der Unterneh-
menspolitik integrieren, menschenrechtliche Risiken und 
Auswirkungen untersuchen, Maßnahmen zur Abwendung 
dieser Risiken ergreifen, Schäden wiedergutmachen, über 
Risiken und Maßnahmen transparent berichten sowie Be-
schwerdemechanismen einrichten. Kapitel 5 untersucht, 
inwieweit deutsche Unternehmen diese Kernforderungen 
im Energiesektor umsetzen. Befragt und analysiert wur-
den dafür 30 in Deutschland operierende Unternehmen 
des Energiesektors. 

Zu wenige Grundsatzerklärungen –  
mit Mängeln in der Qualität

Von den befragten Unternehmen haben lediglich sieben 
eine eigene Grundsatzerklärung verabschiedet, in der sie 
sich zur Einhaltung der Menschenrechte verpflichten. Ein 
weiteres Dutzend bekennt sich in ihrem unternehmensei-
genen Verhaltenskodex zu den Menschenrechten. Elf der 
befragten Unternehmen haben sich damit weder in einer 
Grundsatzerklärung noch im Verhaltenskodex zu den Men-
schenrechten bekannt. Sieben Unternehmen haben sich 
nur eingeschränkt oder gar nicht öffentlich zu den Men-
schenrechten geäußert.

Auch die Qualität der Menschenrechtserklärungen va-
riiert stark: von der bloßen Erwähnung bis zur expliziten 
Referenz auf entsprechende Menschenrechtsabkommen 
und Umsetzungsinstrumente. Nur sechs der zwölf Verhal-
tenskodizes mit Menschenrechtsbezug können – nach den 
Maßstäben der UN-Leitprinzipien – als qualitativ akzep-
table menschenrechtliche Grundsatzerklärung gewertet 
werden. Positiv ist zu bewerten, dass die meisten Grund-
satzerklärungen nicht nur die Mitarbeiter/-innen zur Ein-
haltung der Menschenrechte auffordern, sondern auch 
die Geschäftspartner. 

Auch bei einer umfassenden Positionierung zur men-
schenrechtlichen Verantwortung steht diese mitunter in 
einem Spannungsverhältnis zur unternehmerischen Pra-
xis: So fördert in Vaca Muerta in Argentinien ein Firmen-
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niedrigen Entschädigungen und Pachtzinsen führen seit 
mehr als zehn Jahren zu Konflikten zwischen der lokalen 
Bevölkerung und den operierenden Unternehmen. 

Maßnahmen zur Vermeidung negativer 
Auswirkungen

Wenn ein Unternehmen durch eigene Folgenabschät-
zungen oder auch Berichte von Dritten erfährt, dass die 
eigenen Aktivitäten oder Geschäftsbeziehungen sich mög-
licherweise negativ auf die Menschenrechte auswirken, 
muss es geeignete Maßnahmen ergreifen, um diese Aus-
wirkungen zu vermeiden oder ihnen zu begegnen. Das 
Fallbeispiel eines Solarkraftwerkes aus Marokko zeigt, 
welche Schritte nach umfangreichen Konsultationen der 
lokalen Bevölkerung vorgenommen wurden, um deren 
Erwartungen nachzukommen. Ein wichtiges Anliegen war 
für die Bevölkerung, dass möglichst viele Arbeitsplätze für 
lokale Arbeitskräfte entstehen. Zudem ging es um Aus-
gleichszahlungen für nicht mehr nutzbares Land sowie 
um den Wasserbedarf für das Kraftwerk. Eine Konsequenz 
war außerdem, vor Ort einen Beschwerdemechanismus 
einzurichten.

Im Rahmen der Unternehmensbefragung berichteten 
viele Unternehmen über Maßnahmen in Bezug auf die 
Lieferkette. Positiv ist zu bewerten, dass 23 Unterneh-
men nach eigenen Angaben bereits vor der Aufnahme 
von Geschäftsbeziehungen mit neuen Zulieferern ermit-
teln, ob diese bestimmten Mindeststandards nachkom-
men. Davon geben zehn der befragten Unternehmen ex-
plizit an, auch die Einhaltung von Menschenrechten ihrer 
Lieferant/-innen zu prüfen. Unklar bleibt, ob diese Prü-
fungen lediglich auf Selbstauskünften der potenziellen 
Geschäftspartner basieren oder auch weitergehende Re-
cherchen einschließen. 

Ein nächster wichtiger Schritt ist die vertragliche Fest-
schreibung von Menschenrechtsstandards. Allerdings gibt 
nur ein Drittel der befragten Unternehmen an, dass der 
Lieferantenkodex oder die Einkaufspolitik Bestandteil der 
Verträge seien und vom Zulieferer unterzeichnet werden 
müssten. Ein weiteres Drittel erwartet von den Geschäfts-
partnern zwar die Einhaltung der Lieferkodizes, benennt 
dies aber nicht eindeutig als Vertragsgegenstand. 

Für die Wirkung von Standards ist es erforderlich, deren 
Einhaltung auch zu untersuchen. Knapp zwei Drittel (19) 
der Unternehmen geben an, ihre Lieferanten durch Au-
dits oder ähnliche Kontrollen zu prüfen, doch nur elf Un-

schenrechtsthemen in ihre bestehenden Risiko- oder Ma-
nagementprozesse integriert zu haben, während andere 
darüber hinaus auch zusätzliche Menschenrechtsrisiko-
analysen für das ganze Unternehmen oder für bestimmte 
risikoreiche Projekte durchgeführt haben. Sechs Unterneh-
men konzentrieren sich bei ihrem menschenrechtlichen 
Risikomanagement auf ihre Liefer- bzw. Wertschöpfungs-
kette. Insgesamt lässt sich in diesem Bereich eine positive 
Dynamik feststellen. Bis 2014 hatte nach einer Vorgänger-
studie der Herausgeber kein einziges DAX-Unternehmen 
eine tiefergehende menschenrechtliche Folgenabschät-
zung vorgenommen. 

Eine qualitative Beurteilung ist jedoch weiterhin sehr 
schwierig, da bislang nur von zwei Unternehmen men-
schenrechtliche Risikoanalysen öffentlich zugänglich sind. 
Während einige Unternehmen nur sehr kappe Angaben 
zur Methodik machen, äußern sich andere dazu ausführ-
licher und erlauben somit immerhin einen annähernden 
Vergleich mit den Ansprüchen der UN-Leitprinzipien. Eine 
erste wichtige Anforderung besteht darin, dass ein Unter-
nehmen seine zentralen Herausforderungen in den Blick 
nimmt. Demgegenüber konzentrieren sich einige Unter-
nehmen in ihren Risikoanalysen auf ihre Zulieferer, ob-
gleich manche der befragten Unternehmen in erster Li-
nie wegen eigener Projekte bzw. wegen technologischer 
Belieferung von Großprojekten in der Kritik stehen. Auch 
ein zweites zentrales Kriterium, die Konsultation poten-
ziell Betroffener vor Ort, erfüllen offenbar die wenigsten 
Unternehmen. Nur acht Unternehmen gaben an, potenzi-
ell Betroffene überhaupt einzubeziehen, wobei auch hier 
die Angemessenheit im Rahmen der vorliegenden Studie 
nicht untersucht werden konnte. Bisher wird das Transpa-
renzkriterium ebenfalls nicht erfüllt. Bis auf die erwähnten 
Risikoanalysen von zwei Unternehmen haben die unter-
suchten Unternehmen bislang die Ergebnisse von Risi-
koanalysen oder tiefergehenden Folgenabschätzungen 
nicht veröffentlicht. 

In vielen Fallbeispielen in diesem Bericht wird deutlich, 
dass die Auswirkungen auf die Betroffenen im Umfeld der 
Energieprojekte nicht oder nicht angemessen berücksich-
tigt wurden. Das betrifft zum Beispiel Windparks in Me-
xiko, an die Siemens u. a. Umspannwerke und Hochleis-
tungsleitungen liefert. Nach den vorliegenden Berichten 
betrachten viele Bauern und Bäuerinnen die Verträge zur 
Landverpachtung als ungerecht. Sie beschweren sich, dass 
sie keine oder sogar falsche Informationen erhielten, was 
mit ihrem Land geschehen soll. Die Desinformation bei der 
Landübergabe sowie die im Vergleich zu anderen Ländern 
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Transparenz über Prozesse –  
nicht jedoch über Ergebnisse 

Transparenz ist ein wesentliches Element der men-
schenrechtlichen Sorgfaltspflicht der Unternehmen. Nur 
bei angemessener Berichterstattung können Staaten,  
Zivilgesellschaft und Finanzmarkt bewerten, ob ein Unter-
nehmen sich ausreichend um den Schutz der Menschen-
rechte kümmert. Die Berichterstattung erfolgte 2015 bei 
der Hälfte der untersuchten Unternehmen über einen  
eigenständigen Nachhaltigkeitsbericht. Acht weitere 
Unternehmen haben entweder einen kombinierten Ge-
schäfts- und Nachhaltigkeitsbericht veröffentlicht oder 
in ihrem Geschäftsbericht Nachhaltigkeitsinformationen 
integriert. Bei zwei Unternehmen konnte weder ein Nach-
haltigkeits- noch ein Geschäftsbericht gefunden werden.

Entscheidend ist bei der Berichterstattung jedoch die 
Qualität. Nur gut die Hälfte (16) der befragten Unterneh-
men richtete sich nach den Vorgaben der Global Reporting 
Initiative (GRI). Während neun Unternehmen den Men-
schenrechten immerhin einen eigenen Abschnitt im Be-
richt einräumen, wird in 13 Berichten nur die Bedeutung 
der Menschenrechte erwähnt, in den verbleibenden Be-
richten gar nicht. 23 Unternehmen berichten über die Ver-
fahren, mit denen sie auf Problemfälle reagieren, wobei 
die Aussagekraft stark variiert. Kaum ein Unternehmen 
veröffentlicht jedoch Zahlen darüber, wie oft Probleme 
aufgetreten sind. Einige Unternehmen machen hingegen 
Angaben, wie oft Probleme zu einem Vertragsrücktritt ge-
führt haben. 

Großer Nachholbedarf besteht bei der Offenlegung 
der menschenrechtlichen Auswirkungen des unterneh-
merischen Handelns. Zwar berichten viele Unternehmen 
inzwischen über ihre Verfahren zur menschenrechtlichen 
Sorgfalt. Über die konkreten Risiken und Auswirkungen 
ihrer Aktivitäten und Geschäftsbeziehungen finden sich in 
den öffentlichen Berichten der Unternehmen in der Regel 
jedoch keine oder nur sehr vage Informationen. Über kon-
krete Fälle wird so gut wie nie berichtet. Nur zwei Unter-
nehmen haben entweder von einem Pilotvorhaben oder 
bereits von mehreren Risikoanalysen Informationen veröf-
fentlicht. Nur ein Unternehmen berichtet bislang auf Basis 
des UN Guiding Principles Reporting Framework. Damit 
erfüllt fast kein Unternehmen die Transparenzanforde-
rungen der UN-Leitprinzipien, wonach die bereitgestellten 
Informationen eine Beurteilung der Angemessenheit der 
ergriffenen Maßnahmen durch Dritte erlauben müssen.

ternehmen berichten, dass die Audits auch durch Externe 
durchgeführt werden. Doch nicht die Menge ist wesentlich, 
sondern die Lieferanten mit potenziell schwerwiegenden 
Risiken zu überprüfen sowie große und strategisch wich-
tige Lieferanten mit einem hohen Liefervolumen zu er-
fassen. 

Über die Kontrolle hinaus stehen Unternehmen aber 
auch in der Verantwortung, die notwendigen Vorausset-
zungen zu schaffen, damit Geschäftspartner Menschen-
rechtsstandards einhalten können. Dazu gehört zunächst 
eine klare Kommunikation, aber auch die Schulung von 
Verantwortlichen in den Betrieben. Bisher beschränken 
die meisten Unternehmen Schulungen aber auf die eige-
nen Mitarbeiter/-innen, während nur fünf der befragten 
Unternehmen auch Schulungen für Zulieferer anbieten. 

In Problemfällen, wo Zulieferer gegen Menschenrechte, 
Nachhaltigkeitsanforderungen oder Arbeitsstandards ver-
stoßen, reichen Schulungen und Anreize häufig nicht aus. 
In der Tat geben 25 Unternehmen an, dass sie in solchen 
Fällen auch weitergehende Maßnahmen ergreifen, die von 
Abmahnungen bis zum Abbruch der Geschäftsbeziehung 
reichen können. Zwar ziehen 20 Unternehmen in letzter 
Konsequenz auch eine Vertragsbeendigung in Betracht, 
doch geben nur acht von ihnen an, von dieser Möglich-
keit bereits einmal aus menschenrechtlichen Erwägungen 
heraus Gebrauch gemacht zu haben. Nur wenige Unter-
nehmen berichten von anderen konkreten Maßnahmen, 
welche sie als Antwort auf negative menschenrechtliche 
Auswirkungen ergriffen hätten. 

Das Beispiel des umstrittenen Wasserkraftwerks Agua 
Zarca in Honduras hat für Voith Hydro die Frage aufge-
worfen, wann es in einem konkreten Fall erforderlich er-
scheint, die Geschäftsbeziehung zu einem menschenrecht-
lich problematischen Projekt zu beenden oder zumindest 
zu unterbrechen. Im Zusammenhang mit Agua Zarca gibt 
es seit Jahren Auseinandersetzungen mit der betroffenen 
Bevölkerung und sechs Morde an Gegner/-innen des Kraft-
werks sind zu beklagen. Aufgrund von öffentlichem Druck, 
und nachdem wesentliche Geldgeber ihre Beteiligung  
beendet oder suspendiert hatten, zog sich das Joint Ven-
ture von Voith und Siemens vorläufig aus dem Projekt 
zurück.
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nem ausreichenden Maße erfüllen, ist aus Sicht der NRO 
darüber hinaus eine gesetzliche Regelung erforderlich.

Betroffene von Unternehmensunrecht haben 
in Deutschland keinen Zugang zu wirksamer 
Abhilfe

Laut den UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Men-
schenrechte müssen Staaten gewährleisten, dass unter-
nehmensbezogene Menschenrechtsverletzungen „unter-
sucht, geahndet und wiedergutgemacht“ werden. Kapitel 
6 der vorliegenden Studie befasst sich im ersten Teil mit 
den dafür zentralen gerichtlichen Abhilfeverfahren. Dabei 
werden Probleme beim Rechtszugang, die für Betroffene 
von Menschenrechtsverletzungen im Energiesektor entste-
hen, beleuchtet und neue internationale Entwicklungen 
nachgezeichnet. Im zweiten und dritten Teil stehen zwei 
außergerichtliche Beschwerdemechanismen im Fokus: 
die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen und 
der Beschwerdemechanismus der DEG. 

Hürden beim Zugang zu Gerichten für  
Betroffene im Ausland kaum überwindbar

In Deutschland sind die Rechtsgrundlagen, auf die sich 
Betroffene bei Menschenrechtsverletzungen in globalen 
Geschäftsbeziehungen oder Schäden aufgrund des globa-
len Klimawandels stützen können, lückenhaft oder sehr 
unsicher. Wenn ein Tochterunternehmen oder Geschäfts-
partner eines deutschen Konzerns im Ausland zu Men-
schenrechtsverletzungen beitragen, ist dieser Konzern vor 
deutschen Zivilgerichten in der Regel nicht zu belangen. 
Grund ist vor allem das Trennungsprinzip im Gesellschafts-
recht, wonach Vergehen des Tochterunternehmens dem 
Mutterunternehmen nicht zuzurechnen sind. In Deutsch-
land fehlt auch eine so genannte Notzuständigkeitsnorm. 
Diese würde es ermöglichen, dass sich ein deutsches Ge-
richt dann für zuständig erklären kann, wenn es erforder-
lich wäre, um für die Betroffenen das Recht auf ein faires 
Verfahren oder das Recht auf gerichtlichen Rechtsschutz 
zu gewährleisten, weil dies im eigenen Land nicht mög-
lich ist. Auch aus strafrechtlicher Sicht ist die Situation 
unbefriedigend. Deutschland kennt, im Unterschied zu 
den meisten europäischen Ländern, weiterhin kein Un-
ternehmensstrafrecht. 

Erschwerend kommen besonders im Zivilrecht prozes-
suale Hürden hinzu. So können in Deutschland nicht meh-
rere Betroffene, die aufgrund desselben Unternehmens-
handelns ähnliche Schäden erlitten haben, als Gruppe 

Beschwerdemechanismen –  
im Ausland kaum erreichbar

Damit sie Missständen frühzeitig begegnen und diese 
direkt beseitigen können, sollten Unternehmen für Ein-
zelpersonen oder lokale Gemeinschaften, die von der 
Unternehmensaktivität nachteilig betroffen sein können, 
wirksame Beschwerdesysteme einrichten. Tatsächlich 
berichten von den 30 befragten Energieunternehmen 25, 
dass sie einen Beschwerdemechanismus eingerichtet ha-
ben. Während einige Beschwerdemechanismen nur für 
eigene Mitarbeiter/-innen oder Verbraucher/-innen be-
stimmt sind, geben immerhin fast zwei Drittel der Unter-
nehmen (19) an, dass Beschwerdeverfahren auch für Ex-
terne, wie zum Beispiel Auftragnehmer oder Betroffene, 
zugänglich seien. Allerding geben nur wenige explizit an, 
Beschwerdeverfahren auch im Ausland implementiert 
zu haben. 

Ein weiteres wichtiges Kriterium ist die Ausgewo-
genheit, die eine Prüfung der Beschwerden durch un-
abhängige Expert/-innen voraussetzt. Doch nur bei elf 
Unternehmen werden die Beschwerden von Unterneh-
mensexternen, wie etwa Anwaltskanzleien oder Ombuds-
mann, entgegengenommen. Auch ein drittes Kriterium, 
nämlich der Menschenrechtsbezug von Beschwerdeme-
chanismen, wird nur in den wenigsten Fällen erfüllt. Sechs 
Beschwerdemechanismen, die für lokale Betroffene einge-
richtet wurden, orientieren sich nach Unternehmensanga-
ben an den UN-Leitprinzipien oder werden nach den dort 
definierten Kriterien derzeit überarbeitet. Damit sind die 
meisten Unternehmen im Bereich der Beschwerdemecha-
nismen, trotz einer durchaus dynamischen Entwicklung, 
insgesamt von der Erfüllung menschenrechtlicher Anfor-
derungen weit entfernt. 

Ein ähnliches Fazit lässt sich für die Wahrnehmung 
menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten insgesamt festhal-
ten. Mit Blick auf die im NAP angekündigte Überprüfung 
der menschenrechtlichen Sorgfalt deutscher Unterneh-
men zeigt die Untersuchung, dass eine weitere Konkreti-
sierung der einzelnen Elemente und Schritte vonnöten ist, 
die sowohl für die Unternehmen als auch für das Monito-
ring Orientierung bietet. Wesentlich ist auch, dass die ge-
plante Untersuchung nicht nur auf Selbstauskünften der 
Unternehmen beruhen darf, sondern zumindest bei einer 
angemessenen Stichprobengröße auch die Umsetzung der 
Unternehmensangaben überprüft. Diese Studie zeigt, wie 
groß der Nachholbedarf noch ist. Damit nicht nur wenige 
Vorreiter die Anforderungen der UN-Leitprinzipien in ei-
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maschutzmaßnahmen entstanden sind. Dazu gehört auch 
die Klage eines peruanischen Bauern und Bergführers 
gegen den deutschen Konzern RWE. Als den größten CO2-
Emittenten Europas und Mitverursacher des Klimawan-
dels hat er RWE vor dem Landgericht Essen im November 
2015 angeklagt. RWE hatte sich geweigert, entsprechend 
seinen Emissionen ein halbes Prozent der notwendigen 
Maßnahmen zum Schutz vor einem schmelzenden Glet-
scher zu bezahlen. 

Außergerichtliche Beschwerdemechanismen 
ohne greifbare Verbesserung für Betroffene

Neben gerichtlicher Abhilfe müssen Staaten effektive 
und angemessene außergerichtliche Beschwerdemecha-
nismen bereitstellen, wenn Unternehmensaktivitäten zu 
Menschenrechtsverletzungen geführt haben. Um wirksam 
zu sein, müssen diese entsprechend den UN-Leitprinzipien 
legitimiert, zugänglich, berechenbar, ausgewogen, trans-
parent und rechte-kompatibel sein. Die OECD-Leitsätze 
für multinationale Unternehmen gelten derzeit weltweit 
als der wichtigste außergerichtliche Beschwerdemecha-
nismus auf staatlicher Ebene. Seit 2011 beinhalten die 
OECD-Leitsätze ein eigenes Kapitel zu Menschenrechten, 
das den Grundsätzen der UN-Leitprinzipien entspricht. 

Allein die deutsche Nationale Kontaktstelle (NKS) hat 
seit dem Jahr 2000 knapp 40 OECD-Beschwerden entge-
gengenommen. Von diesen betreffen sechs Beschwerden 
den Energiesektor. Dabei ist bemerkenswert, dass die NKS 
von den ersten fünf Beschwerdefällen vier abgewiesen 
hat. Allein eine Beschwerde gegen Nordex SE wegen ei-
nes Windkraftparks in der Türkei nahm die deutsche NKS 
teilweise an. Im Laufe des Vermittlungsverfahrens willig-
te Nordex ein, die Prüfungen seiner Sorgfaltspflicht zu  
verbessern. Diese Zusage bezieht sich jedoch auf zukün-
ftige Fälle, während die Belange der in diesem konkre-
ten Fall direkt Betroffenen nicht ausreichend behandelt 
wurden.

Weder in den genannten noch in Fällen außerhalb des 
Energiesektors wird die deutsche NKS den Anforderun-
gen der UN-Leitprinzipien bislang gerecht. Vor allem sind 
weiterhin große Zweifel an der Legitimität und der Un-
parteilichkeit der deutschen NKS angebracht, die lan-
ge Zeit direkt im Referat für Auslandsdirektinvestitionen 
des Bundeswirtschaftsministeriums angesiedelt war. In-
folge des NAP hat das Ministerium die NKS im Jahr 2017 
als Stabsstelle direkt bei der Abteilungsleitung für Außen-
wirtschaftspolitik eingerichtet. Der Verdacht einer tenden-

eine zivilrechtliche Klage einreichen. Darüber hinaus ist 
das Prozesskostenrisiko bei Klagen auf Schadensersatz 
für eine Vielzahl von Betroffenen kaum tragbar. Besonders 
hoch sind in Deutschland auch die Beweisstandards. Im 
deutschen Zivilrecht gibt es keine umfassenden Beweis-
verfahren, um von der Gegenseite die Offenlegung von re-
levanten Informationen erstreiten zu können, so wie es in 
anderen Rechtsordnungen der Fall ist. 

Die Bundesregierung hat es im NAP versäumt, Rechts-
reformen einzuleiten, wie sie in anderen europäischen 
Ländern begonnen wurden. So hat die französische Nati-
onalversammlung am 21.02.2017 ein Gesetz verabschie-
det, das großen Unternehmen eine menschenrechtliche 
Sorgfaltspflicht auferlegt. Sie müssen Pläne erstellen, um-
setzen und veröffentlichen, wie sie ihrer Sorgfaltspflicht 
nachkommen und dabei sowohl ihre Geschäftstätigkeit 
als auch ihre Hauptzulieferer einbeziehen. Betroffene von 
Verletzungen der Sorgfaltspflicht können auf zivilrecht-
lichem Wege Entschädigung für die Nicht-Einhaltung der 
Pflichten einklagen. In der Schweiz werden sich 2017 der 
Bundesrat und anschließend das Parlament mit einer ähn-
lichen Initiative befassen. Großbritannien hat bereits 2015 
ein Gesetz gegen moderne Sklaverei eingeführt, das den 
Unternehmen Transparenzpflichten auferlegt, die sie in 
ihren Lieferketten hinsichtlich des Umgangs mit moder-
ner Sklaverei ergreifen müssen. Die Niederlande haben im 
Februar 2017 ein Gesetz zu unternehmerischen Sorgfalts-
pflichten in Bezug auf Kinderarbeit verabschiedet, deren 
Verletzung zu Strafzahlungen führen kann. 

Zukunftsweisende Entwicklungen gab es auch in der 
Rechtsprechung mehrerer Länder. So haben in den Nie-
derlanden vier nigerianische Bauern das niederländische 
Unternehmen Shell und seine Konzerntochter in Nigeria 
wegen Ölverschmutzungen sowie Zerstörungen ihrer land-
wirtschaftlichen Fläche und Fischgründe angeklagt. Im Ja-
nuar 2013 entschied ein Gericht in Den Haag in einem der 
vier Fälle in erster Instanz, dass Shell verantwortlich für die 
Verschmutzung ist. Das Berufungsverfahren ist noch nicht 
abgeschlossen. Auch in Kanada erklärte sich ein Gericht im 
Oktober 2016 zuständig für eine Klage eritreischer Flücht-
linge, die aufgrund von Verletzungen des Völkergewohn-
heitsrechts (Verbot von Zwangsarbeit, Folter und Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit) in einer eritreischen Mine 
das beteiligte kanadische Bergbauunternehmen anklagen. 

In mehreren Ländern beschäftigen sich Gerichte inzwi-
schen auch mit Schäden, die durch Treibhausgasemissio-
nen durch Unternehmen oder mangelnde staatliche Kli-
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diesen Staudamm wehren sich insbesondere Teile der in-
digenen Gemeinschaft der Ngäbe-Buglé, da etwa sieben 
Hektar ihres Territoriums durch den Stausee überflutet 
werden sollen. Das Panel veröffentlichte 2015 einen aus-
führlichen Bericht über das Projekt, wonach die DEG in 
mehreren Punkten ihrer Sorgfaltspflicht nicht nachge-
kommen sei. Es hätten keine adäquaten Konsultationen 
stattgefunden und die Finanzgeber hätten den Widerstand 
der betroffenen Gemeinden nicht ernst genommen. Die 
DEG betonte daraufhin, sie wolle die Qualität ihrer Begut-
achtung und Überwachung von Umwelt- und Sozialrisi-
ken verbessern. Bedauerlicherweise hatte sie kurz zuvor 
noch, gemeinsam mit anderen Finanzgebern, Druck auf 
die Regierung Panamas ausgeübt, das Projekt zu realisie-
ren, nachdem der Bau des Staudamms von der panama-
ischen Umweltbehörde ANAM aufgrund von Mängeln bei 
der Umweltprüfung vorübergehend gestoppt worden war. 

Die Betrachtungen zur NKS und zur DEG verdeutlichen 
gleichzeitig die Potenziale wie die Grenzen außergerichtli-
cher Beschwerdemechanismen. Zwar können sie – sofern 
die Unabhängigkeit gewährleistet ist – zur Aufklärung bei-
tragen und den Betroffenen von Unrecht den Rücken stär-
ken. Die Lösung von Konflikten erfordert darüber hinaus 
eine Bereitschaft der Akteure, den Menschenrechten im 
Zweifelsfall auch Vorrang bei der Umsetzung von Projek-
ten einzuräumen. Wirksam sind Beschwerdemechanismen 
nur dann, wenn sie auch zu einer realen Verbesserung für 
die Betroffenen führen. Dazu müssen Menschenrechtsver-
letzungen nicht nur untersucht, sondern auch geahndet 
und wiedergutgemacht werden, so wie die UN-Leitprin-
zipien dies verlangen. Außergerichtliche Beschwerdeme-
chanismen können Gerichte daher keineswegs ersetzen, 
sondern nur ergänzen.

ziellen Wirtschaftsfreundlichkeit wird dadurch allenfalls 
abgeschwächt, jedoch nicht ausgeräumt. Vor allem aber 
fehlt – gerade aufgrund der Ansiedlung im Wirtschafts-
ministerium – weiterhin ein unabhängiges Aufsichtsgre-
mium, wie es NRO seit langem angemahnt haben. Prob-
lematisch ist auch die Vorgabe der deutschen NKS, dass 
Beschwerdeführende auf Kampagnen und Öffentlichkeits-
arbeit gegen die betreffenden Unternehmen verzichten 
sollen, auch wenn dabei nur bereits veröffentlichte Fakten 
genutzt werden. Damit beraubt sie die NRO eines wichti-
gen Mittels, um auf die Belange der Betroffenen aufmerk-
sam zu machen und so auf eine Lösung der Probleme zu 
drängen. 

Zudem geht es bei dem Mediationsverfahren der NKS 
selten um Wiedergutmachung für Betroffene, sondern 
vorwiegend um Vereinbarungen für ein zukünftig verbes-
sertes Handeln des Unternehmens. Eine internationale 
Untersuchung von 250 Beschwerdefällen ergab, dass sich 
nur in einem Prozent der Fälle die Situation der Betroffe-
nen durch eine OECD-Beschwerde direkt verbesserte. Um 
die NKS wirklich als „wirkungsvollen“ außergerichtlichen 
Beschwerdemechanismus zur Umsetzung der UN-Leit-
prinzipien zu etablieren, wie die Bundesregierung dies im 
Nationalen Aktionsplan vorsieht, sind sowohl strukturel-
le als auch prozedurale Verbesserungen erforderlich. Der 
anstehende Peer Review der deutschen NKS bietet eine 
Gelegenheit, solche Veränderungen anzustoßen.

Beschwerdemechanismus der DEG: 
Untersuchung ohne Konsequenzen?

Anfang 2014 hat die KfW-Tochter DEG zusammen mit 
der niederländischen Entwicklungsbank FMO einen Be-
schwerdemechanismus eingerichtet. Damit folgten sie 
dem Vorbild einiger multilateraler Entwicklungsbanken 
wie der Weltbank. Von Anfang 2014 bis Juni 2016 erhielt 
das Panel sieben Beschwerden, von denen es zwei ange-
nommen hat. Die Wirksamkeitskriterien der UN-Leitprin-
zipien werden dabei in vielerlei Hinsicht besser umgesetzt 
als durch die NKS. Dies gilt insbesondere für das Kriterium 
der Legitimität. Denn das Panel agiert unabhängig von der 
DEG. Die drei dort vertretenen Expert/-innen wurden durch 
ein öffentliches Ausschreibungsverfahren ausgewählt und 
verfügen über Expertise in sozialen, ökologischen und 
menschenrechtlichen Belangen. 

Die einzige Beschwerde, zu der bisher ein Untersu-
chungsbericht des Panels vorliegt, betrifft die Mitfinan-
zierung des Staudamms Barro Blanco in Panama. Gegen 
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Germanwatch

Hinsehen, Analysieren, Einmischen“ – unter diesem 
Motto engagiert sich Germanwatch für globale Gerech-
tigkeit und den Erhalt der Lebensgrundlagen und kon-
zentriert sich dabei auf die Politik und Wirtschaft des 
Nordens mit ihren weltweiten Auswirkungen. Die Lage 
der besonders benachteiligten Menschen im Süden bil-
det den Ausgangspunkt unseres Einsatzes für eine nach-
haltige Entwicklung. 

Unsere Arbeitsschwerpunkte sind Klimaschutz & An-
passung, Welternährung, Unternehmensverantwortung, 
Bildung für Nachhaltige Entwicklung sowie Finanzierung 
für Klima & Entwicklung und Ernährung. Zentrale Elemen-
te unserer Arbeitsweise sind der gezielte Dialog mit Politik 
und Wirtschaft, wissenschaftsbasierte Analysen, Bildungs- 
und Öffentlichkeitsarbeit sowie Kampagnen.

Der vorliegende Bericht erscheint im Germanwatch-
Arbeitsbereich Unternehmensverantwortung unter dem 
Themenschwerpunkt „Wirtschaft und Menschenrechte“. 
Dabei setzen wir uns einerseits dafür ein, dass die staat-
liche Rahmensetzung zu Unternehmensverantwortung 
gestärkt und wirksam umgesetzt wird. Gleichzeitig geht 
es darum, dass Unternehmen ihrer menschenrechtlichen 
Achtungspflicht nachkommen. Und auch Betroffene sollen 
bei einer Verletzung ihrer Menschenrechte eine Möglich-
keit für Abhilfe durch gerichtliche und außergerichtliche 
Verfahren erhalten. 

Um den großen Handlungsbedarf in diesem The-
menfeld anzugehen, engagieren wir uns im Rahmen 
des CorA-Netzwerkes und des Forum Menschenrechte 
für konstruktive Debattenbeiträge seitens der deutschen 
Nichtregierungsorganisationen. Aber auch mit Politik und 
Unternehmen sind wir seit Jahren im intensiven Aus-
tausch, zum Beispiel im Rahmen der Mitgliedschaft im 
CSR-Forum, im Arbeitskreis OECD-Leitsätze und im Len-
kungskreis des Global Compact Netzwerkes sowie durch 
zahlreiche direkte Dialoge mit Unternehmen. 

Weitere Informationen: 
www.germanwatch.org

MISEREOR 

MISEREOR ist das Werk für Entwicklungszusammen-
arbeit  der deutschen Katholikinnen und Katholiken für die 
Armen in den Ländern des Südens. Es tritt für die Schwa-
chen und Benachteiligten ein – ungeachtet ihrer Religion, 
Herkunft, Hautfarbe und ihres Geschlechts. 

MISEREOR-Projekte fördern die Hilfe zur Selbsthilfe,  
so dass die Menschen nicht dauerhaft von Unterstützung 
abhängig sind. Daher berät und fördert MISEREOR Klein-
bauern, setzt sich für Menschenrechte ein, bildet Jugend-
liche in zukunftsfähigen Berufen aus und unterstützt Klein-
gewerbe mit Mikro-Krediten. Bei der Projektarbeit baut 
MISEREOR ganz auf seine lokalen Partner. Diese Organi-
sationen, Gemeinden oder Selbsthilfegruppen bringen ihr 
Engagement ein und genießen das Vertrauen der Betrof-
fenen. Gemeinsam mit ihnen gestalten sie die Entwick-
lung vor Ort und werden dabei von MISEREOR beraten 
und finanziell unterstützt. So ist sichergestellt, dass die 
Projekte an die Bedürfnisse und Lebensweisen der Men-
schen angepasst sind. 

MISEREOR bekämpft nicht nur Armut, Hunger und Un-
recht, sondern auch ihre Ursachen. Als politische Lobby 
der Benachteiligten setzt sich MISEREOR gegen unfaire 
Handelsbedingungen auf dem Weltmarkt ein, hinterfragt 
die Wirtschaftspolitik in Europa wie auch in anderen Welt-
regionen auf ihre Folgen für die Armen und prangert unge-
rechte Gesellschaftsstrukturen in Entwicklungsländern an. 
Die Menschenrechte sind dabei für MISEREOR ein grund-
legendes Kriterium. Die Erarbeitung der UN-Leitprinzi pien 
für Wirtschaft und Menschenrechte hat MISEREOR von  
Anfang an kritisch begleitet.

Weitere Informationen: 
www.misereor.de 
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